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OECD: Leitlinien zu Pillar 1 Amount B veröffentlicht 

Nach den bereits im Frühjahr dieses Jahres veröffentlichten Leitlinien hat die OECD nun weitere 

Ergänzungen zur Anwendung von Amount B veröffentlicht. Als Amount B wird eine vereinfachte 

Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes für Basistätigkeiten im Bereich Marketing und Ver-

trieb bezeichnet. Die nun veröffentlichten Leitlinien betreffen die Definition der sog. qualifying ju-

risdictions gemäß Abschnitt 5.2 ("Überprüfung der Betriebsausgaben") und Abschnitt 5.3 ("Da-

tenverfügbarkeitsmechanismus für qualifizierende Jurisdiktionen") der Amount B-Leitlinien sowie 

die Definition der sog. covered jurisdictions und die politische Interessensbekundung zu Amount 

B. Mit der Veröffentlichung hat die OECD vorerst die Ausgestaltung der OECD-Leitlinien zu

Amount B abgeschlossen und ermöglicht so die einheitliche Umsetzung und Implementierung.

Allerdings steht das sog. separate qualitative Kriterium, das ebenfalls im Frühjahr von der OECD

angekündigt worden war, noch aus.

OECD: Weitere Administrative Guidance zur Globalen Mindeststeuer veröffentlicht 

Mit der Globalen Mindeststeuer soll erreicht werden, dass alle Unternehmensgruppen mit mehr 

als 750 Mio. € Umsatz mindestens 15 % Steuern auf ihre Gewinne entrichten. Angesichts der Kom-

plexität dieser Regelungen hat das Inclusive Framework (IF) der OECD bereits zahlreiche Leitlinien 

veröffentlicht, mit denen es zur rechtssicheren Auslegung und Vereinfachung beitragen möchte. 

Am 17.06.2024 hat das IF die Agreed Administrative Guidance 4 (AAG 4) als Ergänzung zu den 

drei vorherigen Leitlinienpaketen, die im Februar, Juli und Dezember 2023 herausgegeben wur-

den, veröffentlicht. Dieses neue Paket umfasst 144 Seiten und enthält unter anderem folgende 

Vorgaben: 

› Anwendung der Rücknahmeregelung ("Recapture Rule") für latente Steuerschulden, ein-

schließlich Leitlinien zur Einteilung und Methoden zur Überprüfung der Rückabwicklung von

latenten Steuerschulden innerhalb eines Fünfjahreszeitraums. Diese Leitlinien bieten verein-

fachte Verfahren, die multinationalen Unternehmen eine Zusammenfassung unterschiedlicher

Kategorien latenter Steuerschulden erlauben, um festzustellen, ob eine Umkehr innerhalb des

Fünfjahreszeitraums erfolgt und sie folglich nicht wieder aufgenommen werden müssen.

› Bestimmung latenter Steueransprüche und -schulden im Rahmen von GloBE bei Differenzen

zwischen den GloBE-Buchwerten und den Vermögenswerten und Schulden für Rechnungsle-

gungszwecke.

› Zuordnung von grenzüberschreitenden laufenden Steuern, etwa durch Anleitung zur Allokation

von Steuern zwischen Stammhaus und Betriebsstätte unter einem "Cross-Crediting-System".

› Zuordnung von grenzüberschreitenden latenten Steuern, einschließlich weiterer Klarstellungen

zu latenten Steuern im Zusammenhang mit der Entstehung und Nutzung von Steueranrech-

nungsbeträgen.

› Zuweisung von Gewinnen und Steuern in bestimmten Konstellationen, etwa bei der Beteili-

gung von steuerlich transparenten oder hybriden Einheiten.

› Behandlung von Verbriefungsvehikeln ("Securitisation Vehicles").
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Wie die bisherigen Leitlinien wird auch die AAG 4 in den Kommentar zu den GloBE-Model Rules 

aufgenommen. Die Umsetzung in deutsches Recht erfolgt voraussichtlich im weiteren Jahresver-

lauf durch ein Änderungsgesetz zum Mindeststeuergesetz (MinStG) sowie durch das erwartete 

BMF-Schreiben. 

Zusätzlich hat die OECD in einem separaten "Q&A"-Dokument Informationen darüber bereitge-

stellt, wie zu bestimmen ist, ob die in einem Staat eingeführten Ergänzungssteuern den Anforde-

rungen der OECD entsprechen ("transitional qualification mechanism"). 

 

EU-Rat: Erneut keine Einigung im ECOFIN-Rat auf angepasste ViDA-Vorschläge 

Wie bereits in der Sitzung vom 14.05.2024 (vgl. TAX WEEKLY # 17/2023) konnte der Rat „Wirt-

schaft und Finanzen“ (ECOFIN-Rat) auch in der Sitzung am 21.06.2024 zu den europäischen Geset-

zesvorschlägen „VAT in the Digital Age“ (ViDA) keine Einigung erzielen.  

Die für eine Einigung erforderliche Einstimmigkeit scheiterte erneut an Estland, welches trotz der 

Nachbesserungen (Richtlinienentwurf vom 19.06.2024) die Zustimmung im Hinblick auf die ge-

plante Einbeziehung von Plattformbetreibern bei kurzfristigen Beherbergungsleistungen und Per-

sonenbeförderungen verweigerte. Die Bemühungen zum Erreichen eines zustimmungsfähigen Ge-

setzgebungsvorschlags sollen unter der ungarischen Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 

2024 fortgesetzt werden.  

 

Bundesrat: Zustimmung zum Gesetz zur Anwendung des Mehrseitigen Übereinkommens  

Der Bundestag hatte am 16.05.2024 das Gesetz zur Anwendung des Mehrseitigen Übereinkom-

mens vom 24.11.2016 und zu weiteren Maßnahmen (BEPS-MLI-Anwendungsgesetz) der Beschluss-

empfehlung seines Finanzausschusses folgend ohne Änderung gegenüber dem Regierungsent-

wurf beschlossen (vgl. TAX WEEKLY # 18/2024).  

Deutschland hat sich für eine zweistufige Methode zur nationalen Umsetzung des MLI entschie-

den. Das nun initiierte Gesetz konkretisiert die Modifikationen der erfassten Steuerabkommen und 

ist der zweite Umsetzungsschritt, damit die Notifikation des MLI gegenüber dem Verwahrer vor-

genommen werden kann, um die Modifikationen i.S.d. MLI wirksam werden zu lassen. 

Da Deutschland dazu übergegangen ist, die DBA-relevanten Aktionspunkte des BEPS-Projekts 

nach und nach in bilateralen DBA-Verhandlungen in das deutsche DBA-Netzwerk zu überführen, 

betrifft das BEPS-MLI-Anwendungsgesetz nur noch die DBA mit neun Ländern: Frankreich, Grie-

chenland, Japan, Kroatien, Malta, Slowakei, Spanien, Tschechien und Ungarn. 

Am 14.06.2024 hat nun auch der Bundesrat seine Zustimmung zu dem Gesetz erteilt. Das BEPS-

MLI-Anwendungsgesetz tritt am Tag nach der Verkündung im Bundesgesetzblatt in Kraft.  

 

Bundesregierung: Formulierungshilfe eines Änderungsantrags zum Regierungsentwurf eines 

Vierten Bürokratieentlastungsgesetzes (BEG IV) 

Am 13.03.2024 hatte das Bundeskabinett den Regierungsentwurf eines Vierten Bürokratieentlas-

tungsgesetzes (BEG IV) beschlossen und damit das Gesetzgebungsverfahren eingeleitet (vgl. TAX 

WEEKLY # 09/2024). Hierzu hat der Bundesrat am 26.04.2024 seine Stellungnahme abgegeben 

(vgl. TAX WEEKLY # 15/2024).  
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Am 19.06.2024 hat nun die Bundesregierung eine Formulierungshilfe zu einem Änderungsantrag 

mit weiteren zivilrechtlichen und steuerlichen Neuerungen beschlossen, der von den Fraktionen 

der SPD, von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP in den Bundestag eingebracht werden soll. 

Aus steuerlicher Sicht sind insbesondere folgende Punkte zu erwähnen: 

› Einkommensteuer: Wegfall der an § 43 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 EStG (Ausnahme vom Steuerabzug) 

anküpfenden Mitteilungspflicht in Bezug auf freigestellte Kapitalerträge gem. § 43 Abs. 2 

Satz 7 und 8 EStG (bestimmte betriebliche Kapitalerträge, insb. Veräußerungsgewinne, Erträge 

aus Termingeschäften und Stillhaltergeschäften). Die Verpflichtung zur Meldung nach § 43 

Abs. 2 Satz 7 und 8 EStG soll letztmals für Kapitalerträge erforderlich sein, die vor dem 

01.01.2025 zufließen. 

› Grundsteuer: Vorgesehen ist die Verlängerung und Vereinheitlichung der Fristen zur Abgabe 

der Grundsteuer-Änderungsanzeigen gem. § 19 Abs. 1 oder 2 GrStG und § 228 Abs. 2 Satz 1 

BewG bis zum 31.03. des auf das Jahr der Änderung folgenden Kalenderjahres (§ 19 Abs. 3 

Satz 2 GrStG, § 228 Abs. 2 Satz 3 BewG) sowie die Einführung einer (grundsätzlichen) Ver-

pflichtung zur elektronischen Übermittlung der Anzeigen auch in den Fällen von § 19 Abs. 1 

oder 2 GrStG.  

› Investmentsteuer: Zur Berücksichtigung berechtigter Anlegerinteressen sollen eine Wider-

spruchsmöglichkeit für den Anleger gegen die Bekanntgabe der Verwaltungsakte an den ge-

setzlichen Vertreter eines Spezial-Investmentfonds (gesetzliche Grundregelung) sowie beson-

dere Bestimmungen zur Einspruchs- und Klagebefugnis der Anleger im Feststellungsverfahren 

(§ 51 Abs. 5 Satz 4 bis 8 InvStG) aufgenommen werden. Auch diese Ergänzung hatte der Bun-

desrat angeregt.  

Es bleibt nun abzuwarten, ob und ggf. welche Änderungen der Bundestag am Regierungsentwurf 

vornimmt. 

 

BMF: Weitere Verlängerung der Fristen zur Abgabe der Feststellungserklärungen und Anzeigen 

nach § 18 AStG für das Feststellungsjahr 2022, dem ein Wirtschaftsjahr der Zwischengesell-

schaft zugrunde liegt, das nach dem 31.12.2021 beginnt 

In Anbetracht der umfassenden Änderungen der Regelungen zur Hinzurechnungsbesteuerung 

nach den §§ 7 ff. AStG durch das ATAD-Umsetzungsgesetz, die für Wirtschaftsjahre der Zwischen-

gesellschaft anzuwenden sind, die nach dem 31.12.2021 beginnen, und der infolgedessen erfolg-

ten Neufassung der amtlichen Vordrucke zur Anwendung der Hinzurechnungsbesteuerung wur-

den die Fristen für die Abgabe der Erklärungen zur gesonderten und ggf. einheitlichen Feststel-

lung nach § 18 Abs. 1 bis 3 AStG und für die Abgabe der Anzeigen nach § 18 Abs. 3 Satz 2 AStG, 

in denen nach § 8 Abs. 2 AStG geltend gemacht wird, dass eine Hinzurechnung unterbleibt, für 

das Feststellungsjahr 2022, d. h. für Wirtschaftsjahre der Zwischengesellschaft, die nach dem 

31.12.2021 beginnen, mit BMF-Schreiben vom 18.06.2024 nach § 109 AO allgemein wie folgt ver-

längert: 

Nicht beratene Fälle: Abgabe der Feststellungserklärungen und Anzeigen nach § 18 Abs. 3 AStG 

spätestens bis zum 31.10.2024.  

Beratene Fälle: Abgabe der Feststellungserklärungen – vorbehaltlich einer Vorabanforderung 

nach § 149 Abs. 4 AO – und Anzeigen nach § 18 Abs. 3 AStG spätestens bis zum 31.10.2024. 
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Die Fristverlängerungen sind von Amts wegen zu beachten. Eines gesonderten Antrags auf Frist-

verlängerung bedarf es insoweit nicht. Die Feststellungserklärungen und Anzeigen für die Fest-

stellungsjahre ab 2022, die Wirtschaftsjahre der Zwischengesellschaft betreffen, die nach dem 

31.12.2021 beginnen, sind nach § 18 Abs. 3 AStG unter Verwendung der an die geänderte 

Rechtslage angepassten Vordrucke abzugeben. Diese sollen in Kürze mit gesondertem BMF-

Schreiben veröffentlicht werden. 

Das neue BMF-Schreiben ergänzt die BMF-Schreiben vom 11.09.2023 (vgl. TAX WEEKLY 

# 33/2023) und vom 23.06.2022 (vgl. TAX WEEKLY # 21/2022). 

 

BMF: Plattformen-Steuertransparenzgesetz (PStTG) - Anwendung des § 6 Abs. 3 PStTG 

Mit BMF-Schreiben vom 19.06.2024 äußert sich die Finanzverwaltung zur Anwendung von § 6 

Abs. 3 PStTG und zur Begriffbestimmung eines staatlichen Rechtsträgers. 

Plattformbetreiber haben nicht jeden Anbieter auf ihrer Plattform als meldepflichtigen Anbieter zu 

melden. Diese Ausnahmen beziehen sich auf sog. freigestellte Anbieter, zu denen auch staatliche 

Rechtsträger gehören. 

Gemäß § 6 Abs. 3 PStTG ist ein staatlicher Rechtsträger u. a. eine Einrichtung, die sich unter der 

Kontrolle eines Staates oder einer oder mehrerer Gebietskörperschaften befindet. Eine Kontrolle 

im Sinne dieser Vorschrift werde ausschließlich durch Eigentum vermittelt. Daraus folge, dass 

eine Einrichtung generell nicht als staatlicher Rechtsträger in Betracht komme, wenn die Einrich-

tung im Miteigentum zumindest einer Person steht, bei der es sich nicht um einen Mitgliedstaat 

der Europäischen Union oder einen anderen Staat, einschließlich ihrer jeweiligen Gebietskörper-

schaften, handelt. 

Unter die Begriffsbestimmung des § 6 Abs. 3 PStTG falle hiernach jeder staatlich beherrschte 

Rechtsträger (vgl. Begriffsbestimmung zu Rechtsträger in § 6 Abs.1 PStTG), der formal vom Staat 

oder seinen Gebietskörperschaften getrennt ist, sofern die folgenden Voraussetzungen erfüllt 

seien: 

1. Der Rechtsträger befindet sich unmittelbar oder über einen oder mehrere andere staatliche 

Rechtsträger im Alleineigentum und unter der Beherrschung eines oder mehrerer staatlicher 

Rechtsträger. 

2. Die Nettoeinkünfte des Rechtsträgers fließen ausschließlich dem Rechtsträger oder einem an-

deren staatlichen Rechtsträger oder mehreren anderen staatlichen Rechtsträgern zu, ohne 

dass ein Teil der Einkünfte einer Privatperson zugutekommt. 

3. Die Vermögenswerte des Rechtsträgers fallen bei seiner Auflösung einem oder mehreren 

staatlichen Rechtsträgern zu. 

 

BFH: Anwendung der DSGVO im Bereich der Steuerverwaltung – Voraussetzungen und Reich-

weite des Auskunftsanspruchs nach Art. 15 DSGVO 

Mit Urteil vom 12.03.2024 (IX R 35/21) hat der BFH erstmals zu den Voraussetzungen und der 

Reichweite des datenschutzrechtlichen Auskunftsanspruchs entschieden. Die Datenschutz-Grund-

verordnung gewährt in Art. 15 Abs. 1 einen Anspruch auf Auskunft, welche personenbezogenen 

Daten über einen Steuerpflichtigen verarbeitet werden. 
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Im vom BFH entschiedenen Verfahren verlangte ein Steuerpflichtiger zunächst gegenüber dem 

Finanzamt die Zurverfügungstellung (elektronischer) Kopien von Verwaltungsakten mit den ihn 

betreffenden personenbezogenen Daten. Das Finanzamt kam diesem Begehren nicht nach. Auch 

das Finanzgericht sah keine rechtliche Grundlage für einen entsprechenden Anspruch. 

Der BFH hat nun klargestellt, dass ein Steuerpflichtiger vom Finanzamt grundsätzlich Auskunft 

über die ihn betreffenden personenbezogenen Daten verlangen kann. Dies gilt ungeachtet der 

Art der Aktenführung, der Art der Dokumente oder der Form der Datenverarbeitung durch die Fi-

nanzverwaltung. Auch ist der Auskunftsanspruch nicht davon abhängig, für welche Steuerart die 

Datenverarbeitung erfolgt. Grundsätzlich ist der datenschutzrechtliche Auskunftsanspruch darauf 

beschränkt, dass der Steuerpflichtige darüber informiert wird, welche ihn betreffenden personen-

bezogenen Daten verarbeitet werden. 

Der Auskunftsanspruch gewährt grundsätzlich aber kein Recht auf die (elektronische) Zurverfü-

gungstellung von Kopien von ganzen Akten bzw. einzelnen Dokumenten mit personenbezogenen 

Daten. Nur ausnahmsweise, wenn der Steuerpflichtige diese zwingend benötigt, um seine Rechte 

nach der Datenschutz-Grundverordnung durchsetzen zu können, sind ihm auch Kopien von Doku-

menten mit seinen personenbezogenen Daten (elektronisch) zur Verfügung zu stellen. 

Zu den Grenzen des Auskunftsanspruchs hat der BFH im Übrigen klargestellt, dass die Finanzver-

waltung zwar einen gegen sie gerichteten Auskunftsanspruch nach der Datenschutz-Grundver-

ordnung zurückweisen kann, falls dieser offenkundig unbegründet oder exzessiv ist. Hierfür muss 

sie jedoch die Umstände darlegen, die zu einer offenkundigen Unbegründetheit beziehungsweise 

zu einem Exzess des Auskunftsersuchens führen. Dass der Steuerpflichtige mit seinem Aus-

kunftsersuchen Ziele außerhalb der Datenschutz-Grundverordnung verfolgt, erlaubt der Finanz-

verwaltung nicht, die Auskunft über die verarbeiteten personenbezogenen Daten zu verweigern. 

BFH: Umsatzsteuerpflichtige Vermittlungsleistungen 

Mit einem Urteil vom 18.01.2024 (V R 4/22) hat der BFH zur umsatzsteuerrechtlichen Beurteilung 

von Vermittlungsleistungen Stellung genommen. 

Im Streitfall betrieb die Klägerin eine Seehafen-Spedition. Sie erbrachte Leistungen im Zusam-

menhang mit der Klarierung (Schiffsabfertigung und -versorgung) von Seeschiffen. Die Schiff-

fahrtsgesellschaften der einlaufenden Seeschiffe beauftragten einen Klarierungsagenten, welcher 

im Namen und für Rechnung der jeweiligen Schifffahrtsgesellschaft die Klägerin beauftragte, 

schiffs- und besatzungsbezogene Dienstleistungen zu erbringen. Bei jedem Schiffseinlauf er-

brachte die Klägerin bis zu 70 unterschiedliche steuerpflichtige, aber auch gem. § 4 Nr. 2 i.V.m. 

§ 8 UStG steuerbefreite Leistungen an die Schifffahrtsgesellschaft. Der Klarierungsagent erhielt

von der Klägerin eine Vermittlungsprovision, die sich nach einem prozentualen Anteil an dem Ent-

gelt berechnete, das die Klägerin für die von ihr gegenüber der Schifffahrtsgesellschaft erbrach-

ten Leistungen in Rechnung stellte. Über diese Provision erteilte die Klägerin dem Klarierungs-

agenten, getrennt nach den von ihr erbrachten steuerfreien und steuerpflichtigen Leistungen,

Gutschriften und wies dabei Umsatzsteuer aus, auch soweit die Provision auf die Erbringung steu-

erfreier Umsätze durch die Klägerin berechnet wurde. Das Finanzamt versagte der Klägerin den

vollen Vorsteuerabzug aus den Gutschriften über die Vermittlungsleistung des Klarierungsagen-

ten. Das Finanzgericht bestätigte die Vorsteuerkürzung, da die Leistungen des Klarierungsagen-

ten sich teilweise auf die Vermittlung steuerfreier Leistungen bezogen haben und somit selbst

nach § 4 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a i.V.m. § 4 Nr. 2 und § 8 UStG steuerfrei zu behandeln waren.
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Im Revisionsverfahren bestätigte der BFH die Rechtsauffassung der Klägerin. 

Der Klarierungsagent stellt den Kontakt zu einem bestimmten Kunden her (hier: Schifffahrtsgesell-

schaft) und erbringt somit der Art nach eine Vermittlungsleistung an die Klägerin. 

Allerdings erbringt der Klarierungsagent im Streitfall nicht mehrere Einzelvermittlungen in Bezug 

auf eine Vielzahl unterschiedlicher Leistungen, sondern nur eine einzige Vermittlungsleistung. 

Nach ständiger Rechtsprechung des EuGH ist bei einem Umsatz, der ein Bündel von Einzelleistun-

gen und Handlungen umfasst, im Rahmen einer Gesamtbetrachtung zu bestimmen, ob zwei oder 

mehrere getrennte Umsätze vorliegen oder ein einheitlicher Umsatz. Die Einheitlichkeit der Ver-

mittlungsleistung ergibt sich im Streitfall aus dem von allen Beteiligten verfolgten Zweck, die Kla-

rierung innerhalb der geplanten Liegezeit eines Seeschiffes durchzuführen und in dieser Zeit Schiff 

und Besatzung für die Weiterfahrt mit allen hierfür erforderlichen Leistungen zu versorgen. Somit 

kam es dem Klarierungsagenten, der hierfür gegenüber der jeweiligen Schifffahrtsgesellschaft 

verantwortlich war, gerade darauf an, durch einen einzigen Vermittlungsakt dafür zu sorgen, dass 

alle erforderlichen Leistungen, für deren Erbringung ein bestimmter Hafendienstleister in Betracht 

kommt, erledigt wurden. Welche Leistungen infolge der Vermittlung im Einzelnen zu erbringen 

waren, war im Zeitpunkt der Vermittlung nicht nur überwiegend unklar, sondern vor dem Hinter-

grund des Zwecks der Vermittlungsleistung – die Gewährleistung einer reibungslosen Klarierung 

des Seeschiffes – für den Klarierungsagenten zudem von nachrangiger Bedeutung. Die im Zeit-

punkt der Vermittlung fehlende Konkretisierung der vermittelten Leistungen sei daher geradezu 

typisch für diese Dienstleistung. Ebenso spreche auch die Ermittlung der Vermittlungsprovision 

nicht für die Annahme einer Vielzahl von Vermittlungsleistungen. Die dem jeweiligen Klarierungs-

agenten zustehende Provision wurde nicht pauschal berechnet, sondern war vom Wert der in-

folge der Vermittlung erbrachten Leistungen der Klägerin abhängig. Eine solche quotale Preisge-

staltung sei nicht nur typisch für Provisionen, sondern im Streitfall dem Umstand geschuldet, dass 

im Zeitpunkt der Vermittlung noch nicht absehbar war, welche Leistungen die jeweilige Schiff-

fahrtsgesellschaft tatsächlich in Auftrag geben würde. Die Provisionsabrede war somit keine ge-

sonderte Entgeltvereinbarung für verschiedene Leistungselemente, sondern eine Absprache über 

den variablen Preis einer (einzigen) Vermittlungsleistung. 

Diese Vermittlungsleistung ist einerseits nicht vollumfänglich steuerbefreit. Eine steuerfreie Ver-

mittlungsleistung im Sinne von § 4 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a UStG muss einen eindeutigen Bezug zu 

konkreten Umsätzen für die Seeschifffahrt im Sinne von § 4 Nr. 2 und § 8 Abs. 1 UStG aufweisen. 

Es genügt nicht, dass lediglich ein geschäftlicher Kontakt zu einem Kunden vermittelt wird, in 

dessen Folge es zu einer Vielzahl verschiedener, zum Zeitpunkt der Vermittlung nach Art und Um-

fang noch nicht konkretisierter Umsätze kommt, die sowohl steuerpflichtig als auch steuerfrei sein 

können. Andererseits soll die einheitliche Vermittlungsleistung auch nicht anteilig steuerbefreit 

sein: Ebenso wie nach der EuGH-Rechtsprechung eine einheitliche Leistung zum Beispiel einem 

einzigen Steuersatz unterliegen soll, komme auch eine Aufteilung der Vermittlungsleistung in ei-

nen steuerpflichtigen und einen steuerfreien Teil grundsätzlich nicht in Betracht.  

Die Betätigung eines Klarierungsagenten mag zwar ein spezielles Betätigungsfeld sein, dennoch 

könnte das BFH-Urteil darüber hinaus von Bedeutung sein. In der Beschaffungspraxis von Unter-

nehmensgruppen kommt es häufig zum Abschluss von Rahmenverträgen. Eine Gesellschaft der 

Gruppe koordiniert die Beschaffungsprozesse, z.B. die Verhandlung eines Rahmenvertrages mit 

einem Lieferanten. Kaufen andere Gesellschaften der Gruppe Waren und Dienstleistungen von 

dem Lieferanten ein, so erhält die Gesellschaft, welche die Vertragsverhandlungen koordiniert 

hat, fortlaufend eine Vermittlungsprovision auf Basis der Einkaufsvolumina der anderen Gesell-

schaften. Erbringt der Lieferant im weiteren zeitlichen Verlauf der Vertragsabwicklung steuerfreie 

Ausfuhrlieferungen nach § 6 UStG, so ist es üblich, dass die Vermittlungsprovision insoweit nach 
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§ 4 Nr. 5 Buchst. b UStG steuerfrei behandelt wird. Vor dem Hintergrund des BFH-Urteils emp-

fiehlt sich eine grundlegende Untersuchung der Rahmenbedingungen der Vermittlungsleistung 

und ggf. eine entsprechende Anpassung. 
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Urteile und Schlussanträge des EuGH bis zum 17.06.2024  

Aktenzei-

chen 

Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

C-533/22 13.06.2024 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Steuerrecht– Gemeinsames Mehr-

wertsteuersystem – Richtlinie 2006/112/EG – Art. 44 – Durchfüh-

rungsverordnung (EU) Nr. 282/2011 – Art. 11 Abs. 1 – Ort der Dienst-

leistung – Begriff der festen Niederlassung – Eignung, von der perso-

nellen und technischen Ausstattung her Dienstleistungen für den eige-

nen Bedarf zu empfangen und zu verwenden – Dienstleistungen der 

Herstellung von Sitzverkleidungen für Kraftfahrzeuge, die von einer 

Gesellschaft für Rechnung einer anderen Gesellschaft erbracht wer-

den, die zum selben Konzern gehört und in einem anderen Mitglied-

staat ansässig ist 

 

Alle am 20.06.2024 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

IX R 35/21 12.03.2024 

Anwendung der DSGVO im Bereich der Steuerverwaltung; 

Voraussetzungen und Reichweite des Auskunftsanspruchs 

nach Art. 15 DSGVO 

V R 4/22 18.01.2024 Steuerpflichtige Vermittlungsleistungen 

VI R 1/22 11.04.2024 Steuerfreie Zuschläge bei Bereitschaftsdiensten 

VI R 21/21 29.02.2024 

Anforderungen an das sogenannte Schonvermögen der un-

terhaltenen Person beim Abzug von Unterhaltsleistungen als 

außergewöhnliche Belastungen 

VII R 1/21 12.03.2024 
Zur thermischen Abfallbehandlung gemäß § 51 Abs. 1 Nr. 2 

EnergieStG 

VIII B 121/22 04.06.2024 Verspätungszuschlag nach § 152 Abs. 2 AO 

 

Alle am 20.06.2024 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

IV B 91/13 21.08.2014 Rüge materieller Rechtsanwendungsfehler 

VIII B 32/23 04.06.2024 

Auslegung von Feststellungserklärungen und zivilrechtlicher 

Vollmachten zur Bestimmung der Reichweite einer Empfangs-

vollmacht 

VIII B 7/23 04.06.2024 

Tätigkeit eines staatlich anerkannten Sozialpädagogen im Be-

reich der Eingliederungshilfe ist keine sonstige selbständige 

Tätigkeit 

XI B 3/23 29.05.2024 
Umsatzbesteuerung einer "Dinner-Show" innerhalb der zeitli-

chen Grenzen des § 12 Abs. 2 Nr. 15 UStG 

 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287064&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2442195
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410108/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410102/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410106/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410078/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410104/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410107/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450103/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450100/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450098/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450099/
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Alle bis zum 21.06.2024 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort       

IV D 3 - S 

1316/21/10019 

:025 

19.06.2024 

Gesetz über die Meldepflicht und den automatischen Aus-

tausch von Informationen meldender Plattformbetreiber in 

Steuersachen (Plattformen-Steuertransparenzgesetz - PStTG) 

IV B 5 - S 

1365/21/10001 

:003 

18.06.2024 § 18 AStG: Weitere Verlängerung von Fristen 

III C 3 - S 

7344/19/10002 

:006 

17.06.2024 Muster der Umsatzsteuererklärung 2024 

IV B 5 - S 

1308/22/10008 

:004 

14.06.2024 
Grundsätze zur Anwendung des Steueroasen-Abwehrgeset-

zes 

IV D 3 - S 

1315/19/10030 

:067 

13.06.2024 

Automatischer Austausch von Informationen über Finanzkon-

ten in Steuersachen nach dem Finanzkonten-Informationsaus-

tauschgesetz - FKAustG 

III C 2 - S 7287-

a/23/10001 

:007 

13.06.2024 

ENTWURF: Ausstellung von Rechnungen nach § 14 UStG; Ein-

führung der obligatorischen elektronischen Rechnung bei 

Umsätzen zwischen inländischen Unternehmern ab dem 1. Ja-

nuar 2025 

 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-19-anwendung-PStTG.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-19-anwendung-PStTG.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-19-anwendung-PStTG.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-18-Par-18-AStG-Verlaengerung-Fristen.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-18-Par-18-AStG-Verlaengerung-Fristen.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-18-Par-18-AStG-Verlaengerung-Fristen.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2024-06-17-muster-umsatzsteuererklaerung-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2024-06-17-muster-umsatzsteuererklaerung-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2024-06-17-muster-umsatzsteuererklaerung-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-14-grundsaetze-anwendung-StAbwG.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-14-grundsaetze-anwendung-StAbwG.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-14-grundsaetze-anwendung-StAbwG.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-13-finale-staatenaustauschliste-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-13-finale-staatenaustauschliste-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-13-finale-staatenaustauschliste-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2024-06-14-entwurf-einfuehrung-e-rechnung.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2024-06-14-entwurf-einfuehrung-e-rechnung.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2024-06-14-entwurf-einfuehrung-e-rechnung.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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Statement on the definitions of 
qualifying jurisdiction within the 
meaning of section 5.2 and 
section 5.3 of the simplified and 
streamlined approach 


Contents 
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3. Definition of qualifying jurisdiction for Section 5.3 (Data availability mechanism) 4 


 


 


1. Introduction 
1. The report on Amount B, which provides a simplified and streamlined approach for 
baseline marketing and distribution activities, was approved and published by the Inclusive 
Framework on 19 February 2024 and incorporated as an Annex to Chapter IV of the OECD 
Transfer Pricing Guidelines.   


2. The report was published pending completion of further work on outstanding 
administrative aspects of the guidance, including the definitions of qualifying jurisdiction 
within the meaning of Section 5.2 and Section 5.3 of the guidance.   
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2. Definition of qualifying jurisdiction for Section 5.2 
(Operating expense cross-check) 


3. For the purposes of the simplified and streamlined approach, an operating expense 
cross-check is applied as a guardrail within which the primary return on sales net profit 
indicator is applied.  The mechanism provides for the application of default cap rates and 
alternative cap rates, with the latter being applicable where the tested party is located in a 
qualifying jurisdiction.   


4. Analysis suggests that adjustments arising from the operating expense cross-check 
may occur more frequently for distributors in lower income jurisdictions compared with 
higher income jurisdictions.  Some IF members believe that result is inappropriate and 
inequitable, while others believe it reflects an economically rational outcome from the 
operation of the operating expense cross-check. To accommodate both views, a 
compromise was reached whereby a second, higher set of operating expense cap rates, 
will apply in cases involving “qualifying jurisdictions.”   


5. Some IF members accepted the compromise under the rationale that a higher 
frequency of adjustments arising from the operating expense cross-check results in an 
inequitable use of operating expenses in the design of the guardrail, whereas other IF 
members accepted the compromise under the rationale that a higher frequency of 
adjustments would place a greater burden on low-capacity jurisdictions in having to 
administer the guardrail. On this basis, “no inference” language has been included in the 
definition and reflects the fact that the inclusion of alternative cap rates in the design of the 
guardrail should not be construed as implying that the operating expense cross-check 
would (in the absence of the alternative cap rates) appropriately or inappropriately apply to 
lower income jurisdictions due either to lower operating expenses in such countries as 
compared with higher income jurisdictions or due to lower capacity in such countries as 
compared with higher income jurisdictions. 


6. However, both groups of IF members agreed that “qualifying jurisdiction” is not 
defined by reference to low capacity. 


Text to be inserted to replace the existing placeholder definition in the Definitions section of the guidance 
in the Annex to Chapter IV of the OECD Transfer Pricing Guidelines: 


“Qualifying jurisdiction(s) within the meaning of Section 5.2 refers to jurisdictions that are classified by the 
World Bank Group as low income, lower-middle income, and upper-middle income based on the latest 
available ‘World Bank Group country classifications by income level’. The list of qualifying jurisdictions for 
Section 5.2 purposes will be fixed prospectively, published and updated every 5 years on the OECD 
website. In accordance with paragraph 43 of this guidance, no inference should be drawn from the inclusion 
of alternative cap rates for qualifying jurisdictions within the meaning of the operating expense cross-check 
nor from the inclusion in (or exclusion from) that list of any jurisdiction.” 
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List of Qualifying Jurisdictions within the meaning of section 5.2 (Operating expense 
cross-check) – June 2024 


• Afghanistan 
• Albania 
• Algeria 
• Angola 
• Argentina 
• Armenia 
• Azerbaijan 
• Bangladesh 
• Belarus 
• Belize 
• Benin 
• Bhutan 
• Bolivia 
• Bosnia and 


Herzegovina 
• Botswana 
• Brazil 
• Bulgaria 
• Burkina Faso 
• Burundi 
• Cabo Verde 
• Cambodia 
• Cameroon 
• Central African 


Republic 
• Chad 
• China 
• Colombia 
• Comoros 
• Congo 
• Costa Rica 
• Côte d’Ivoire 
• Cuba 
• Democratic Republic 


of the Congo 
• Djibouti 
• Dominica 
• Dominican Republic 
• Ecuador 
• Egypt 
• El Salvador 
• Equatorial Guinea 
• Eritrea 
• Eswatini 
• Ethiopia 
• Fiji 
• Gabon 


• Gambia 
• Georgia 
• Ghana 
• Grenada 
• Guatemala 
• Guinea 
• Guinea-Bissau 
• Haiti 
• Honduras 
• India 
• Indonesia 
• Iraq 
• Jamaica 
• Jordan 
• Kazakhstan 
• Kenya 
• Kiribati 
• Kosovo 
• Kyrgyzstan 
• Lao People’s 


Democratic Republic 
• Lebanon 
• Lesotho 
• Liberia 
• Libya 
• Madagascar 
• Malawi 
• Malaysia 
• Maldives 
• Mali 
• Marshall Islands 
• Mauritania 
• Mauritius 
• Mexico 
• Micronesia 
• Moldova 
• Mongolia 
• Montenegro 
• Morocco 
• Mozambique 
• Myanmar 
• Namibia 
• Nepal 
• Nicaragua 
• Niger 
• Nigeria 
• North Macedonia 


• Pakistan 
• Palau 
• Papua New Guinea 
• Paraguay 
• Peru 
• Philippines 
• Rwanda 
• Saint Lucia 
• Saint Vincent and the 


Grenadines 
• Samoa 
• Sao Tome and 


Principe 
• Senegal 
• Serbia 
• Sierra Leone 
• Solomon Islands 
• Somalia 
• South Africa 
• South Sudan 
• Sri Lanka 
• Sudan 
• Suriname 
• Syrian Arab Republic 
• Tajikistan 
• Tanzania 
• Thailand 
• Timor-Leste 
• Togo 
• Tonga 
• Tunisia 
• Türkiye 
• Turkmenistan 
• Tuvalu 
• Uganda 
• Ukraine 
• Uzbekistan 
• Vanuatu 
• Venezuela 
• Viet Nam 
• West Bank and Gaza 


Strip 
• Yemen 
• Zambia 
• Zimbabwe 


 


The list of qualifying jurisdictions does not imply that the aforementioned jurisdictions are obligated to adopt or will 
adopt the simplified and streamlined approach. 
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3. Definition of qualifying jurisdiction for Section 5.3 
(Data availability mechanism) 


7. The data availability mechanism provides for upward adjustments to the returns 
otherwise derived from the pricing matrix in certain circumstances. The mechanism is 
intended to account for cases where there is no or insufficient data in the global dataset for 
a particular tested party jurisdiction upon which to validate the appropriateness of the 
Amount B pricing matrix coupled with evidence that that jurisdiction could be reasonably 
considered a ‘higher risk’ jurisdiction. Sovereign credit ratings are used as a proxy to 
determine ‘higher risk’ jurisdictions and to quantify the applicable adjustment under the 
mechanism.   


Text to be inserted to replace the existing placeholder definition in the Definitions section of the guidance 
in the Annex to Chapter IV of the OECD Transfer Pricing Guidelines: 


“Qualifying jurisdiction(s) within the meaning of Section 5.3 refers to jurisdictions1 with (i) a publicly 
available long term sovereign credit rating2 of BBB+ (or equivalent) or lower from a recognized independent 
credit rating agency, and (ii) less than 5 comparables in the global dataset. The list of qualifying jurisdictions 
for Section 5.3 purposes will be fixed prospectively, published and updated every 5 years on the OECD 
website. In accordance with paragraph 43 of this guidance, no inference should be drawn from the inclusion 
or exclusion of any jurisdiction from the list of qualifying jurisdictions beyond its relevance to the mechanics 
in section 5.3 of the simplified and streamlined approach.” 


  


 
1 Excluding EU member countries. 
2 A jurisdiction without a long-term sovereign credit rating from a recognized independent credit rating agency and with 
less than 5 comparables in the global dataset will nevertheless be regarded as a qualifying jurisdiction if it is classified 
by the World Bank Group as low income, lower-middle income or upper-middle income based on the ‘World Bank 
Group country classifications by income level’. 
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List of Qualifying Jurisdictions within the meaning of section 5.3 (Data availability 
mechanism) – June 2024 


• Afghanistan 
• Albania 
• Algeria 
• Andorra 
• Angola 
• Argentina 
• Armenia 
• Azerbaijan 
• Bahrain 
• Bangladesh 
• Barbados 
• Belarus 
• Belize 
• Benin 
• Bhutan 
• Bolivia 
• Botswana 
• Brazil 
• Burkina Faso 
• Burundi 
• Cabo Verde 
• Cambodia 
• Cameroon 
• Central African 


Republic 
• Chad 
• Comoros 
• Congo 
• Cook Islands 
• Costa Rica 
• Côte d’Ivoire 
• Cuba 
• Curaçao 
• Democratic Republic 


of the Congo 
• Djibouti 
• Dominica 
• Dominican Republic 
• Ecuador 
• Egypt 
• El Salvador 
• Equatorial Guinea 
• Eritrea 
• Eswatini 
• Ethiopia 
• Fiji 
• Gabon 
• Gambia 


• Georgia 
• Ghana 
• Grenada 
• Guatemala 
• Guinea 
• Guinea-Bissau 
• Haiti 
• Honduras 
• Indonesia 
• Iraq 
• Jamaica 
• Jordan 
• Kazakhstan 
• Kenya 
• Kiribati 
• Kosovo 
• Kyrgyzstan 
• Lao People’s 


Democratic Republic 
• Lebanon 
• Lesotho 
• Liberia 
• Libya 
• Madagascar 
• Malawi 
• Malaysia 
• Maldives 
• Mali 
• Marshall Islands 
• Mauritania 
• Mauritius 
• Mexico 
• Micronesia 
• Moldova 
• Mongolia 
• Montenegro 
• Montserrat 
• Morocco 
• Mozambique 
• Myanmar 
• Namibia 
• Nepal 
• Nicaragua 
• Niger 
• Nigeria 
• North Macedonia 
• Oman 
• Pakistan 


• Palau 
• Panama 
• Papua New Guinea 
• Paraguay 
• Peru 
• Philippines 
• Rwanda 
• Saint Lucia 
• Saint Vincent and the 


Grenadines 
• Samoa 
• San Marino 
• Sao Tome and 


Principe 
• Senegal 
• Seychelles 
• Sierra Leone 
• Solomon Islands 
• Somalia 
• South Africa 
• South Sudan 
• Sri Lanka 
• Sudan 
• Suriname 
• Syrian Arab Republic 
• Tajikistan 
• Tanzania 
• Timor-Leste 
• Togo 
• Tonga 
• Trinidad and Tobago 
• Tunisia 
• Turkmenistan 
• Turks and Caicos 


Islands 
• Tuvalu 
• Uganda 
• Uruguay 
• Uzbekistan 
• Vanuatu 
• Venezuela 
• West Bank and Gaza 


Strip 
• Yemen 
• Zambia 
• Zimbabwe 


The list of qualifying jurisdictions does not imply that the aforementioned jurisdictions are obligated to adopt or will 
adopt the simplified and streamlined approach. 





		Statement on the definitions of qualifying jurisdiction within the meaning of section 5.2 and section 5.3 of the simplified and streamlined approach

		1. Introduction

		2. Definition of qualifying jurisdiction for Section 5.2 (Operating expense cross-check)

		List of Qualifying Jurisdictions within the meaning of section 5.2 (Operating expense cross-check) – June 2024



		3. Definition of qualifying jurisdiction for Section 5.3 (Data availability mechanism)

		List of Qualifying Jurisdictions within the meaning of section 5.3 (Data availability mechanism) – June 2024










Urteil vom 18. Januar 2024, V R 4/22
Steuerpflichtige Vermittlungsleistungen


ECLI:DE:BFH:2024:U.180124.VR4.22.0


BFH V. Senat


UStG § 3 Abs 9 S 1, UStG § 3a Abs 2 S 1, UStG § 4 Nr 2, UStG § 4 Nr 5 S 1 Buchst a, UStG § 8 Abs 1, UStG § 15 Abs 1 S 1
Nr 1, UStG § 15 Abs 2 S 1 Nr 1, UStG § 15 Abs 2 S 1 Nr 2, EGRL 112/2006 Art 153 Abs 1, UStG VZ 2014 , UStG VZ 2015 ,
UStG VZ 2016 , FGO § 118 Abs 2, UStG § 1 Abs 1 Nr 1 S 1, AEUV Art 267 Abs 2


vorgehend FG Hamburg, 25. Februar 2022, Az: 6 K 134/20


Leitsätze


1. Ein Klarierungsagent (Schiffsmakler), der zur Klarierung eines bestimmten Seeschiffes (Schiffsabfertigung und -
versorgung) einen Hafendienstleister darüber informiert, dass die Schifffahrtsgesellschaft ihn mit der Erbringung von
‑‑zu diesem Zeitpunkt nur teilweise feststehenden‑‑ Leistungen beauftragen wird, stellt den Kontakt zu einem
bestimmten Kunden her, so dass nur eine Vermittlungsleistung vorliegt, nicht aber mehrere Einzelvermittlungen in
Bezug auf eine Vielzahl unterschiedlicher Leistungen.


2. Diese Vermittlungsleistung ist nicht gemäß § 4 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a i.V.m. § 4 Nr. 2 und § 8 Abs. 1 des
Umsatzsteuergesetzes steuerfrei, wenn es infolge der Vermittlung des geschäftlichen Kontakts zu einer Vielzahl
verschiedener, zum Zeitpunkt der Vermittlung nach Art und Umfang noch nicht abschließend bestimmter Umsätze
kommt, die sowohl steuerpflichtig als auch steuerfrei sein können.


Tenor


Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Finanzgerichts Hamburg vom 25.02.2022 - 6 K 134/20 aufgehoben.


Die Umsatzsteuerbescheide 2014, 2015 und 2016 vom 23.04.2020 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom
16.07.2020 werden dahingehend geändert, dass die Umsatzsteuer für 2014 um … € auf … €, für 2015 um … € auf … €
und für 2016 um … € auf … € herabgesetzt wird.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


 


Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin), eine GmbH, betrieb in den Jahren 2014 bis 2016 (Streitjahre) eine
Seehafen-Spedition. Sie erbrachte Leistungen im Zusammenhang mit der Klarierung (Schiffsabfertigung und -
versorgung) von Seeschiffen. Hierfür beauftragten die Reedereien oder die Schifffahrtsgesellschaften einlaufender
Seeschiffe (Schifffahrtsgesellschaften) einen ‑‑auch als Schiffsmakler bezeichneten‑‑ Klarierungsagenten. Im Namen
und für Rechnung der jeweiligen Schifffahrtsgesellschaft beauftragte der jeweilige Klarierungsagent seinerseits die
Klägerin, schiffs- und besatzungsbezogene Dienstleistungen zu erbringen, die der Klarierung des jeweiligen
Seeschiffes dienten. Hierbei informierte er die Klägerin per E-Mail über die bereits von der Schifffahrtsgesellschaft
beauftragten Leistungen. Teils beauftragten die jeweilige Schifffahrtsgesellschaft oder Schiffsbesatzung während
der Liegezeit weitere Leistungen. Bei jedem Schiffseinlauf erbrachte die Klägerin bis zu 70 unterschiedliche
Leistungen.


1


Die Klägerin rechnete ‑‑getrennt nach steuerfreien und steuerpflichtigen Leistungen‑‑ gegenüber der jeweiligen
Schifffahrtsgesellschaft ab, wobei sie die Rechnungen an den Klarierungsagenten sandte. Die Rechnungen wurden
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Entscheidungsgründe


II.


Bestandteil der Hafenkostenabrechnung, mit welcher der Klarierungsagent gegenüber der Schifffahrtsgesellschaft
sämtliche Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Klarierung abrechnete.


Der Klarierungsagent erhielt von der Klägerin eine Vermittlungsprovision, die sich nach einem prozentualen Anteil
an dem Entgelt berechnete, das die Klägerin für die von ihr gegenüber der Schifffahrtsgesellschaft erbrachten
Leistungen in Rechnung stellte. Über diese Provision erteilte die Klägerin dem Klarierungsagenten ‑‑getrennt nach
den erbrachten steuerfreien und steuerpflichtigen Leistungen‑‑ Gutschriften und wies dabei Umsatzsteuer aus, auch
soweit die Provision auf die Erbringung steuerfreier Umsätze berechnet wurde.


3


Im Anschluss an eine Außenprüfung versagte der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt ‑‑FA‑‑) den
Vorsteuerabzug aus den Vermittlungsleistungen zu etwa 25 %, da die Klägerin die Vermittlungsleistungen insoweit
zur Erbringung von Leistungen verwendet habe, die gemäß § 4 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a i.V.m. § 4 Nr. 2 und § 8 des
Umsatzsteuergesetzes (UStG) steuerfrei gewesen seien, und erließ für die Streitjahre geänderte
Umsatzsteuerbescheide. Das Einspruchsverfahren blieb erfolglos.


4


Die hiergegen erhobene Klage wies das Finanzgericht (FG) mit dem in Entscheidungen der Finanzgerichte 2022,
1145 veröffentlichten Urteil ab. Ein Anspruch auf Vorsteuerabzug bestehe nicht, da die Vermittlungsleistungen
gemäß § 4 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a UStG steuerfrei seien, soweit sie sich auf vermittelte steuerfreie Leistungen gemäß
§ 4 Nr. 2 i.V.m. § 8 UStG bezögen. Auch wenn der jeweilige Klarierungsagent nur jeweils einen Auftrag vermittelt
habe, liege keine einheitliche Leistung vor. Entscheidend für die Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 5 Satz 1
Buchst. a UStG sei die Vermittlung von Umsätzen gemäß § 4 Nr. 2 UStG und damit die Abhängigkeit zu den
vermittelten Leistungen. Die Provision sei nur ein Annex der vermittelten Leistungen, so dass sich ihre
umsatzsteuerliche Qualifizierung nach diesen Leistungen richte. Dies gelte auch, wenn nach der Vermittlung
weitere Leistungen beauftragt worden seien. Der Auftrag des Maklers sei ein "Rahmenauftrag", der sich mit jeder
ausgeführten Leistung konkretisiere. Die vom FA vorgenommene Betrachtung führe nicht zu einer künstlichen
Aufspaltung einer wirtschaftlich einheitlichen Leistung, denn maßgeblich sei nicht der Auftrag des
Klarierungsagenten, sondern der Zusammenhang mit den an die Schifffahrtsgesellschaften erbrachten Leistungen.
Diese Leistungen seien nicht so eng miteinander verbunden, dass sie eine untrennbare Einheit bildeten. Gegen eine
einheitliche Leistung spräche zudem, dass die Steuerfreiheit der Vermittlungsleistung in diesem Fall vom weiteren
Verlauf des Auftrags abhängig wäre.


5


Hiergegen wendet sich die Klägerin mit der vom FG zugelassenen Revision und rügt die Verletzung materiellen
Rechts. Der Anspruch auf Vorsteuerabzug bestehe auch für den Provisionsanteil, der auf die Erbringung steuerfreier
Leistungen entfalle. Die Klarierungsagenten hätten eine einheitliche Vermittlungsleistung erbracht, die sich auf die
Vermittlung steuerpflichtiger und steuerfreier Umsätze bezogen habe und daher insgesamt steuerpflichtig sei. Die
vom FG vorgenommene Aufteilung der Provisionen widerspreche den Grundsätzen zur Ermittlung der Mehr- oder
Einheit von Leistungen und führe zu einer künstlichen Aufspaltung eines wirtschaftlich einheitlichen Vorgangs. Die
Annahme des FG, dass die Vermittlung nur ein Annex der vermittelten Leistungen sei, widerspreche der
Feststellung des FG, dass jeweils nur ein Auftrag vermittelt worden sei, und führe zu der ‑‑vom FG gerade nicht
gewollten‑‑ Aufspaltung einer einheitlichen Leistung. Aus der Feststellung, dass jeder Klarierungsagent nur einen
Auftrag erteilt habe, folge zwingend, dass er nur eine einzige Leistung erbracht habe, die in der Vermittlung eines
Leistungsbündels bestünde.


6


Die Klägerin beantragt sinngemäß,
das FG-Urteil aufzuheben und die Umsatzsteuerbescheide 2014, 2015 und 2016 vom 23.04.2020 in Gestalt der
Einspruchsentscheidung vom 16.07.2020 dahingehend zu ändern, dass die Vorsteuerbeträge für 2014 um … €, für
2015 um … € und für 2016 um … € erhöht werden.


7


Das FA hält das FG-Urteil für zutreffend und beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


8


Es verteidigt die Vorentscheidung und weist darauf hin, dass aufgrund eines Rahmenvertrags keine einheitliche
Leistung vorliege.


9
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II.


III.


Der Senat entscheidet in der geschäftsplanmäßigen Besetzung ohne die gemäß § 51 Abs. 1 der
Finanzgerichtsordnung (FGO) i.V.m. § 41 Nr. 6 der Zivilprozessordnung (ZPO) ausgeschlossene Richterin am
Bundesfinanzhof A mit der nach dem Geschäftsverteilungsplan des Bundesfinanzhofs (BFH) für das Jahr 2024 (BStBl
II 2024, 2) für deren Vertretung zuständigen Richterin am Bundesfinanzhof B.


10


Nach § 51 Abs. 1 FGO gelten für die Ausschließung oder Ablehnung der Gerichtspersonen die §§ 41 bis 49 ZPO
sinngemäß. Auf der Grundlage des § 41 Nr. 6 ZPO ist ein Richter unter anderem ausgeschlossen in Sachen, in denen
er in einem früheren Rechtszug bei dem Erlass der angefochtenen Entscheidung mitgewirkt hat, sofern es sich nicht
um die Tätigkeit eines beauftragten oder ersuchten Richters handelt. Die Regelung betrifft die Mitwirkung beim
Erlass der angefochtenen Entscheidung selbst in einer früheren (unteren) Instanz (BFH-Beschluss vom 20.07.2023 -
V R 13/21, BFHE 282, 40, BStBl II 2023, 1068, Rz 10). Dies trifft auf die Richterin am Bundesfinanzhof A zu, die an
dem Urteil der Vorinstanz beteiligt war.


11


Die Revision der Klägerin ist begründet. Das Urteil des FG ist aufzuheben und der Klage stattzugeben (§ 126 Abs. 3
Satz 1 Nr. 1 FGO). Die vom FG vorgenommene Vorsteuerkürzung erweist sich als unzutreffend, da die Gutschriften in
vollem Umfang gesetzlich geschuldete Steuerbeträge ausweisen. Entgegen dem Urteil des FG erbrachte der
jeweilige Klarierungsagent bezogen auf das jeweilige Seeschiff nur eine Vermittlungsleistung, nicht aber mehrere
Vermittlungsleistungen. Diese einheitliche Vermittlungsleistung ist steuerpflichtig und nicht ‑‑wie vom FG auf der
Grundlage einer Leistungsmehrheit angenommen‑‑ entsprechend den von der Klägerin ausgeführten Leistungen
steuerfrei.


12


1. Das FG hat seiner Entscheidung im Ausgangspunkt zwar zutreffend die höchstrichterliche Rechtsprechung zur
Mehr- und Einheit von Leistungen zugrunde gelegt. Die danach maßgeblichen Grundsätze hat es aber
rechtsfehlerhaft im Streitfall angewendet, so dass sein Urteil aufzuheben ist.


13


a) Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) und des BFH ist bei einem
Umsatz, der ein Bündel von Einzelleistungen und Handlungen umfasst, im Rahmen einer Gesamtbetrachtung zu
bestimmen, ob zwei oder mehrere getrennte Umsätze vorliegen oder ein einheitlicher Umsatz. Dabei sind unter
Berücksichtigung der Sicht eines Durchschnittsverbrauchers die charakteristischen Merkmale des Umsatzes zu
ermitteln. Insoweit darf einerseits eine wirtschaftlich einheitliche Leistung nicht künstlich aufgespalten werden.
Andererseits sind mehrere formal getrennt erbrachte Einzelumsätze als einheitlicher Umsatz anzusehen, wenn sie
nicht selbständig sind. Dabei liegt zum einen eine einheitliche Leistung vor, wenn eine oder mehrere
Einzelleistungen eine Hauptleistung bilden und die andere Einzelleistung oder anderen Einzelleistungen eine oder
mehrere Nebenleistungen bilden, die das steuerliche Schicksal der Hauptleistung teilen. Eine Leistung ist
insbesondere dann Neben- und nicht Hauptleistung, wenn sie für den Leistungsempfänger keinen eigenen Zweck,
sondern das Mittel darstellt, um die Hauptleistung des Leistungserbringers unter optimalen Bedingungen in
Anspruch zu nehmen. Zum anderen kann sich eine einheitliche Leistung daraus ergeben, dass zwei oder mehrere
Handlungen oder Einzelleistungen des Steuerpflichtigen für den Kunden so eng miteinander verbunden sind, dass
sie objektiv einen einzigen untrennbaren wirtschaftlichen Vorgang bilden, dessen Aufspaltung wirklichkeitsfremd
wäre (ständige Rechtsprechung, vgl. z.B. BFH-Urteile vom 14.02.2019 - V R 22/17, BFHE 264, 83, BStBl II 2019, 350,
Rz 15 ff., m.w.N. zur EuGH-Rechtsprechung und vom 16.03.2023 - V R 17/21, BFH/NV 2023, 965, Rz 18).


14


b) Obwohl die Gesamtbetrachtung, ob eine einheitliche Leistung vorliegt oder ob zwei getrennte Leistungen
gegeben sind, im Wesentlichen das Ergebnis einer tatsächlichen Würdigung durch das FG ist, an die der BFH
grundsätzlich gebunden ist (§ 118 Abs. 2 FGO), kann diese Bindungswirkung im Einzelfall entfallen. Denn nach
ständiger Rechtsprechung hat der BFH im Rahmen der revisionsrechtlichen Nachprüfung der Auslegung von
Verträgen durch das FG auch nachzuprüfen, ob das FG die für die Auslegung bedeutsamen Begleitumstände,
insbesondere die Interessenlage der Beteiligten, erforscht und zutreffend gewürdigt hat (BFH-Urteile vom
10.02.2010 - XI R 49/07, BFHE 228, 456, BStBl II 2010, 1109, Rz 33 zur Garantiezusage; vom 10.01.2013 -
V R 31/10, BFHE 240, 380, BStBl II 2013, 352, Rz 35 zur Dinner-Show und vom 05.09.2019 - V R 57/17, BFHE 266,
430, BStBl II 2020, 356, Rz 34 zur Veräußerung von Kapitallebensversicherungen).


15


Im Streitfall ist danach die Bindung an die Würdigung durch das FG entfallen, da es die maßgebliche Interessenlage
der Beteiligten, wie sie sich aus den der Leistungserbringung zugrunde liegenden Rechtsverhältnissen ergibt, außer
Betracht gelassen hat. Auf deren Grundlage ergibt sich die Einheitlichkeit der Vermittlungsleistung im Streitfall aus
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dem von allen Beteiligten verfolgten Zweck, die Klarierung innerhalb der geplanten Liegezeit eines Seeschiffes
durchzuführen und in dieser Zeit Schiff und Besatzung für die Weiterfahrt mit allen hierfür erforderlichen
Leistungen zu versorgen. Da ein Seeschiff einen Seehafen erst wieder verlassen kann, nachdem alle Pflichten im
Zusammenhang mit dem Ein- und Auslaufen erfüllt, notwendige Reparaturen abgeschlossen sind und sich die
Besatzung verproviantiert hat, kam es dem jeweiligen Klarierungsagenten, der hierfür gegenüber der jeweiligen
Schifffahrtsgesellschaft verantwortlich war, gerade darauf an, durch einen einzigen Vermittlungsakt dafür zu sorgen,
dass alle erforderlichen Leistungen, für deren Erbringung ein bestimmter Hafendienstleister in Betracht kommt,
erledigt wurden. Welche Leistungen infolge der Vermittlung im Einzelnen zu erbringen waren, war im Zeitpunkt der
Vermittlung nicht nur überwiegend unklar, sondern vor dem Hintergrund des Zwecks der Vermittlungsleistung ‑‑die
Gewährleistung einer reibungslosen Klarierung des Seeschiffes‑‑ für den Klarierungsagenten zudem von
nachrangiger Bedeutung. Die im Zeitpunkt der Vermittlung fehlende Konkretisierung der vermittelten Leistungen
war ‑‑entgegen dem Urteil des FG‑‑ geradezu typisch für diese Dienstleistung.


Hiergegen spricht nicht, dass die dem jeweiligen Klarierungsagenten zustehende Provision nicht pauschal
berechnet wurde, sondern vom Wert der infolge der Vermittlung erbrachten Leistungen abhängig war. Eine solche
quotale Preisgestaltung ist nicht nur typisch für Provisionen, sondern im Streitfall dem Umstand geschuldet, dass
aufgrund der Unwägbarkeiten, mit denen die Klarierung eines Seeschiffes behaftet ist, im Zeitpunkt der Vermittlung
noch nicht absehbar war, welche Leistungen die jeweilige Schifffahrtsgesellschaft tatsächlich in Auftrag geben
würde. Die Provisionsabrede war somit keine gesonderte Entgeltvereinbarung für verschiedene Leistungselemente,
sondern eine Absprache über den variablen Preis einer (einzigen) Vermittlungsleistung.


17


2. Auf dieser Grundlage liegt im Streitfall eine ‑‑jeweils auf die Abfertigung eines Schiffes bezogene‑‑
steuerpflichtige Vermittlungsleistung des Klarierungsagenten vor.


18


a) Ein Klarierungsagent (Schiffsmakler), der zur Klarierung eines bestimmten Seeschiffes (Schiffsabfertigung und -
versorgung) einen Hafendienstleister darüber informiert, dass die Schifffahrtsgesellschaft ihn mit der Erbringung
von ‑‑zu diesem Zeitpunkt nur teilweise feststehenden‑‑ Leistungen beauftragen wird, stellt den Kontakt zu einem
bestimmten Kunden her, so dass nur eine Vermittlungsleistung vorliegt, nicht aber mehrere Einzelvermittlungen in
Bezug auf eine Vielzahl unterschiedlicher Leistungen.


19


So verhält es sich im Streitfall, in dem der jeweilige Klarierungsagent die Klägerin informierte, dass die
Schifffahrtsgesellschaft sie mit der Erbringung von Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Klarierung eines
von ihm der Klägerin benannten einlaufenden Seeschiffes beauftragen werde. Die Klägerin erbrachte sodann bis zu
70 einzelne steuerfreie und steuerpflichtige Leistungen, deren Bedarf teilweise bereits feststand, als sie über den
Schiffseinlauf informiert wurde, und die teilweise nachträglich ‑‑auch durch die Schiffsbesatzung‑‑ in Auftrag
gegeben wurden. Dass der Klarierungsagent die Klägerin bei Gelegenheit der Vermittlung über einzelne, von der
Schifffahrtsgesellschaft bereits angeforderte Leistungen informierte, steht der Einheitlichkeit des einen
Vermittlungsvorgangs nicht entgegen.


20


b) Diese Vermittlungsleistung ist nicht gemäß § 4 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a i.V.m. § 4 Nr. 2 und § 8 Abs. 1 UStG
steuerfrei, wenn es infolge der Vermittlung des geschäftlichen Kontakts zu einer Vielzahl verschiedener, zum
Zeitpunkt der Vermittlung nach Art und Umfang noch nicht abschließend bestimmter Umsätze kommt, die sowohl
steuerpflichtig als auch steuerfrei sein können.


21


aa) Steuerfrei ist gemäß § 4 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a UStG die Vermittlung der Umsätze für die Seeschifffahrt (§ 4 Nr. 2
i.V.m. § 8 Abs. 1 UStG). Diese Steuerbefreiung dient der Umsetzung von Art. 153 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112/EG
des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (Mehrwertsteuersystemrichtlinie
‑‑MwStSystRL‑‑). Danach befreien die Mitgliedstaaten "Dienstleistungen von Vermittlern, die im Namen und für
Rechnung Dritter handeln, von der Steuer, wenn sie in den Kapiteln 6, 7 und 8 genannte Umsätze oder Umsätze
außerhalb der Gemeinschaft betreffen", wozu insbesondere die in Art. 148 Buchst. a bis d MwStSystRL genannten
Umsätze im Zusammenhang mit Schiffen gehören. Die Tatbestandsvoraussetzungen der in der
Mehrwertsteuersystemrichtlinie vorgesehenen Steuerbefreiungen stellen autonome unionsrechtliche Begriffe dar
(BFH-Urteil vom 09.10.2003 - V R 5/03, BFHE 203, 395, BStBl II 2003, 958, unter II.2.) und sind als
Ausnahmevorschriften eng auszulegen (EuGH-Urteile BlackRock Investment Management (UK) vom 02.07.2020 - C-
231/19, EU:C:2020:513, Rz 22 f.; Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372, Rz 35 zu Art. 135 Abs. 1
MwStSystRL).


22


bb) Nach der Rechtsprechung des EuGH zu Art. 13 Teil B Buchst. d Nr. 1 und 5 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG
des Rates vom 17.05.1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern


23


Seite 4 von 6







‑‑nunmehr Art. 135 Abs. 1 Buchst. b und f MwStSystRL‑‑ liegt eine Vermittlung vor, wenn eine Mittelsperson, die
nicht den Platz einer der Parteien des zu vermittelnden Vertrags einnimmt und deren Tätigkeit sich von den
vertraglichen Leistungen, die von den Parteien dieses Vertrags erbracht werden, unterscheidet, das Erforderliche
tut, damit zwei Parteien einen Vertrag schließen. Die Mittlertätigkeit kann darin bestehen, einer Vertragspartei
Gelegenheiten zum Abschluss eines Vertrags nachzuweisen, mit der anderen Partei Kontakt aufzunehmen oder die
Einzelheiten der gegenseitigen Leistungen zu verhandeln (EuGH-Urteile CSC Financial Services vom 13.12.2001 - C-
235/00, EU:C:2001:696, Rz 39; Ludwig vom 21.06.2007 - C-453/05, EU:C:2007:369, Rz 23, 28; BFH-Urteile vom
30.10.2008 - V R 44/07, BFHE 223, 507, BStBl II 2009, 554, unter II.1.; vom 08.09.2011 - V R 42/10, BFHE 235, 492,
BStBl II 2012, 248, Rz 19; vom 12.12.2012 - XI R 30/10, BFHE 239, 526, BStBl II 2013, 348, Rz 28; vgl. auch BFH-
Urteil vom 28.05.2009 - V R 7/08, BFHE 226, 172, BStBl II 2010, 80, unter II.1.b aa; EuGH-Urteil Arthur Anderson
vom 03.03.2005 - C-472/03, EU:C:2005:135, Rz 36). Eine Vermittlungsleistung kann auch darin bestehen, die
Gelegenheit zum Abschluss eines Vertrags zu vermitteln, ohne dass der Inhalt dieses Vertrags bereits feststehen
muss (zum "Tippgeber" Prätzler in Birkenfeld/Wäger, Umsatzsteuer-Handbuch, § 4 Nr. 8 Rz 47; vgl. BFH-Urteil vom
28.05.2009 - V R 7/08, BFHE 226, 172, BStBl II 2010, 80, unter II.1.b aa).


cc) Dies ist auch dem Begriff des Vermittlers in Art. 153 Abs. 1 MwStSystRL zugrunde zu legen, da für das Erfordernis
einer hiervon abweichenden Begriffsbildung in diesem Bereich keine sachlichen Gründe vorliegen. Daher muss die
steuerfreie Vermittlungsleistung im Sinne von § 4 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a UStG im Streitfall einen eindeutigen Bezug
zu konkreten Umsätzen im Sinne von § 4 Nr. 2 und § 8 Abs. 1 UStG aufweisen. Es genügt nicht, dass lediglich ein
geschäftlicher Kontakt ‑‑zu einem Kunden‑‑ vermittelt wird, in dessen Folge es zu einer Vielzahl verschiedener, zum
Zeitpunkt der Vermittlung nach Art und Umfang noch nicht konkretisierter Umsätze kommt, die sowohl
steuerpflichtig als auch steuerfrei sein können.


24


Die demgegenüber vom FG ‑‑auf der unzutreffenden Grundlage einer Mehrzahl von Vermittlungsleistungen‑‑
vorgenommene Annexbetrachtung wie auch die Annahme eines bloßen Rahmenvertrags stehen damit nicht in
Einklang. Aus dem Umstand, dass zeitlich nach einer Vermittlungstätigkeit auch steuerfreie Umsätze ausgeführt
wurden, kann nicht geschlossen werden, dass insoweit eigenständige Vermittlungsleistungen vorliegen, die
gesondert auf die Vermittlung dieser steuerfreien Leistungen gerichtet sind. Dies lässt unberücksichtigt, dass es die
Vermittlungsleistung gerade ausmacht, nicht mit der vermittelten Leistung identisch zu sein, da die Vermittlung
eine eigenständige Leistung ist, die sich hinsichtlich der Vertragsparteien und der wesentlichen Vertragsinhalte von
der vermittelten Leistung unterscheidet (vgl. auch BFH-Urteil vom 15.03.2022 - V R 35/20, BFHE 276, 377, BStBl II
2023, 150, Rz 18), was sich im Streitfall daraus ergibt, dass es vorrangig um die Vermittlung eines geschäftlichen
Kontakts zur Erbringung nicht abschließend bestimmter Leistungen ging.


25


dd) Die jeweils einheitliche Vermittlungsleistung ist auch nicht anteilig steuerfrei. Ebenso wie eine einheitliche
Leistung zum Beispiel einem einzigen Steuersatz unterliegen muss (EuGH-Urteile Stadion Amsterdam vom
18.01.2018 - C-463/16, EU:C:2018:22, Rz 26; BlackRock Investment Management (UK) vom 02.07.2020 - C-231/19,
EU:C:2020:513, Rz 35; Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372, Rz 36), kommt eine Aufteilung der
Vermittlungsleistung in einen steuerpflichtigen und einen steuerfreien Teil grundsätzlich nicht in Betracht. Für die
Annahme einer ausnahmsweise gegebenenfalls möglichen Aufteilung ergeben sich insbesondere aus dem
Einleitungssatz von § 4 UStG, dem Wortlaut von § 4 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a UStG oder dem Normzusammenhang
dieser Vorschrift keine Anhaltspunkte. Es war im Zeitpunkt der Erbringung der Vermittlungsleistungen weitgehend
unklar, in welchem Umfang die Klägerin aufgrund der Vermittlung steuerfreie und steuerpflichtige Leistungen
erbringen würde. Hierfür spricht im Streitfall auch, dass die von der Klägerin erbrachten Leistungen zu etwa 75 %
und damit zu einem weit überwiegenden Anteil steuerpflichtig waren.


26


3. Die Sache ist spruchreif, so dass der Senat in der Sache selbst entscheiden kann.27


a) Der Klägerin steht der betragsmäßig zwischen den Beteiligten unstreitige Vorsteuerabzug aus den Gutschriften
für Provisionen auf die Vermittlung steuerfreier Umsätze zu, da der Klarierungsagent für jeden Schiffseinlauf jeweils
eine einzige ‑‑gemäß § 3a Abs. 2 Satz 1 UStG im Inland steuerbare‑‑ Vermittlungsleistung erbrachte. Da diese
Vermittlungsleistung nicht konkret auf die Vermittlung einzelner steuerfreier Leistungen gerichtet war, ist sie nicht
gemäß § 4 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a UStG steuerfrei und unterliegt damit dem Regelsteuersatz (§ 12 Abs. 1 UStG).
Damit weisen die Gutschriften im Sinne von § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG gesetzlich geschuldete Steuerbeträge aus.


28


b) Soweit die Klägerin die Vermittlungsleistung nicht nur zur Ausführung steuerpflichtiger, sondern auch für
steuerfreie Ausgangsleistungen gegenüber den Schifffahrtsgesellschaften verwendete, kommt es nicht zu einem
Ausschluss vom Vorsteuerabzug gemäß § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 UStG, da insoweit nach § 4 Nr. 2 i.V.m. § 8 Abs. 1
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UStG steuerfreie Ausgangsleistungen vorliegen, die gemäß § 15 Abs. 3 Nr. 1 Buchst. a UStG zum Vorsteuerabzug
berechtigen. Sollte die Klägerin einzelne sonstige Leistungen nach Maßgabe von § 3a Abs. 2 Satz 1 UStG im
Ausland erbracht haben, ergibt sich dasselbe im Hinblick auf den dann anzuwendenden § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
UStG aus § 15 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. a UStG.


4. Ein Vorabentscheidungsersuchen gemäß Art. 267 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union ist
nicht veranlasst (vgl. zu den Voraussetzungen EuGH-Urteile CILFIT u.a. vom 06.10.1982 - 283/81, EU:C:1982:335,
Rz 21 und Consorzio Italian Management und Catania Multiservizi vom 06.10.2021 - C-561/19, EU:C:2021:799, Rz
66). Für den Senat bestehen keine Zweifel an der Auslegung des Vermittlungsbegriffs, wie er Art. 153 Abs. 1
MwStSystRL zugrunde liegt.
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5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO.31
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Statement on the definition of 
covered jurisdiction for the 
Inclusive Framework political 
commitment on Amount B 


Contents 
1. Introduction 1 
2. Points to note 2 
3. Definition of covered jurisdiction 2 


 


1. Introduction 
1. The report on Amount B, which provides a simplified and streamlined approach for 
baseline marketing and distribution activities, was approved and published by the Inclusive 
Framework (IF) on 19 February 2024 and incorporated as an Annex to Chapter IV of the 
OECD Transfer Pricing Guidelines.   


2. The report was published pending completion of further work on outstanding 
administrative aspects of the guidance including the definitions of qualifying jurisdictions 
within the meaning of Section 5.2 and Section 5.3 of the guidance, which were 
subsequently approved by the IF on 10 April 2024. 


3. The report also recognised that further work was needed to agree the list of 
jurisdictions within scope of the political commitment on Amount B. That political 
commitment recognises that subject to their domestic legislations and administrative 
practices, members of the IF commit to respect the outcome determined under the 
simplified and streamlined approach to in-scope transactions where such approach is 
applied by a covered jurisdiction and to take all reasonable steps to relieve potential double 
taxation that may arise from the application of the simplified and streamlined approach by 
a covered jurisdiction where there is a bilateral tax treaty in effect between the relevant 
jurisdictions. 


4. This leaves the definition of covered jurisdiction for the IF political commitment as 
the last remaining issue to be concluded to facilitate implementation of the simplified and 
streamlined approach from 1 January 2025.   
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2. Points to note 
5. The note uses the neutral term “covered jurisdiction” to avoid any suggestion that 
the jurisdictions covered by the commitment are necessarily low-capacity jurisdictions. This 
follows the extension of the commitment to certain low- and middle-income OECD and G20 
members.  On this basis and for the avoidance of doubt, the proposed definition of covered 
jurisdiction is not defined by reference to low capacity.  


6. The criteria include an extension of the political commitment to low- and middle-
income OECD and G20 member countries that expressed a willingness to apply Amount B 
by March 2024.  Argentina, Brazil, Costa Rica, Mexico, and South Africa have made that 
expression of interest. 


7. The inclusion of any additional countries to the list of covered jurisdictions for the 
IF political commitment will be subject to approval by the IF. 


8. The list of covered jurisdictions will be reviewed every 5 years. This will be a 
mechanical review to re-validate the low- and middle-income status of covered jurisdictions 
based on the latest available World Bank classifications. The first five year period of the IF 
political commitment shall run from 1 January 2025 (being the earliest date upon which 
Amount B will become effective) to 31 December 2029.   


9. Some jurisdictions have indicated they may review their political commitment as it 
relates to the extension to low- and middle-income OECD and G20 member countries at 
that 5 year point before agreeing to re-extend that element of the political commitment, or 
if such countries are not signatories of the Amount A MLC by the end of 2025. 


10. The definition of covered jurisdiction applies only for purposes of the IF political 
commitment.  


3. Definition of covered jurisdiction 
11. The criteria relevant for determining the list of covered jurisdictions are as follows:  


a. Low- and middle-income IF jurisdictions using the World Bank Group country 
classifications by income level, excluding EU, OECD, and G20 member 
countries. 


b. Extend to low- and middle-income IF jurisdictions that are OECD and G20 
member countries that otherwise satisfy the first criterion and that expressed 
to the Inclusive Framework a willingness to apply Amount B by March 2024. 1 
2  


c. Any non-IF member that meets the first criterion and expresses to the Inclusive 
Framework a willingness to apply Amount B will be added to the list of covered 
jurisdictions.3 


 
1 Argentina, Brazil, Costa Rica, Mexico, and South Africa have made that expression of interest to the Inclusive 
Framework.  
2 Some jurisdictions have indicated they may review their political commitment as it relates to the extension to low- 
and middle-income OECD and G20 member countries at that 5 year point before agreeing to re-extend that element 
of the political commitment, or if such countries are not signatories of the Amount A MLC by the end of 2025. 
3 Upon request and approval by the Inclusive Framework.  
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d. The list of covered jurisdictions would be published on the OECD website. The 
list of covered jurisdictions will be reviewed every 5 years. 4 5 


e. Members of the Inclusive Framework can extend the political commitment to 
any other IF or non-IF member on a bilateral basis. 


 


List of Covered Jurisdictions for the Inclusive Framework political commitment on 
Amount B – June 2024 


 


• Albania 
• Angola 
• Argentina 
• Armenia 
• Azerbaijan 
• Belarus 
• Belize 
• Benin 
• Bosnia and 


Herzegovina 
• Botswana 
• Brazil 
• Burkina Faso 
• Cabo Verde 
• Cameroon 
• Congo 
• Costa Rica 
• Côte d’Ivoire 
• Democratic Republic 


of the Congo 
• Djibouti 
• Dominica 
• Dominican Republic 


• Egypt 
• Eswatini 
• Fiji 
• Gabon 
• Georgia 
• Grenada 
• Haiti 
• Honduras 
• Jamaica 
• Jordan 
• Kazakhstan 
• Kenya 
• Liberia 
• Malaysia 
• Maldives 
• Mauritania 
• Mauritius 
• Mexico 
• Moldova 
• Mongolia 
• Montenegro 
• Morocco 
• Namibia 


• Nigeria 
• North Macedonia 
• Pakistan 
• Papua New Guinea 
• Paraguay 
• Peru 
• Philippines 
• Saint Lucia 
• Saint Vincent and the 


Grenadines 
• Samoa 
• Senegal 
• Serbia 
• Sierra Leone 
• South Africa 
• Sri Lanka 
• Thailand 
• Togo 
• Tunisia 
• Ukraine 
• Uzbekistan 
• Viet Nam 
• Zambia 


 


The list of covered jurisdictions does not imply that the aforementioned jurisdictions are obligated to adopt or will adopt 
the simplified and streamlined approach. 


 
4 The inclusion of any additional countries to the list of covered jurisdictions will be subject to approval by the Inclusive 
Framework. Inclusive Framework members are free not to extend their political commitment to any country that may 
be added at any point in the future to the list of covered jurisdictions.   
5 Note by Türkiye: Türkiye has noted that its political commitment covers only covered jurisdictions with which there is 
a bilateral tax treaty in force as of the date of the approval of this definition by the Inclusive Framework. 
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This document and any map included herein are without prejudice to the status of or sovereignty over any 


territory, to the delimitation of international frontiers and boundaries and to the name of any territory, city 


or area. 


This document was approved by the OECD/G20 Inclusive Framework on BEPS on 24 May 2024 and 


prepared for publication by the OECD Secretariat. 
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OECD (2024), Tax Challenges Arising from the Digitalisation of the Economy – Administrative Guidance 


on the Global Anti-Base Erosion Model Rules (Pillar Two), June 2024, OECD/G20 Inclusive Framework 


on BEPS, OECD, Paris, http://www.oecd.org/tax/beps/administrative-guidance-global-anti-base-erosion-


rules-pillar-two-june-2024.pdf. 
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Executive Summary 


Background 


1. In October 2021 members of the OECD/G20 Inclusive Framework on Base Erosion and Profit


Shifting (Inclusive Framework) agreed a two-pillar solution to reform the international tax framework in


response to the challenges of digitalisation of the economy. As part of the October Statement, Inclusive


Framework members agreed to a co-ordinated system of Global anti-Base Erosion (GloBE) rules that are


designed to ensure large multinational enterprises pay a minimum level of tax on the income arising in


each jurisdiction where they operate. In the October Statement, it was agreed that the GloBE Rules would


have the status of a common approach. Under this common approach, jurisdictions are not required to


adopt the GloBE rules, but, if they choose to do so, they will implement and administer the rules in a way


that is consistent with the agreed outcomes. The common approach also means that Inclusive Framework


members accept the application of the GloBE rules applied by other members, including agreement as to


rule order and the application of any agreed safe harbours.


2. The GloBE Model Rules were approved and released by the Inclusive Framework on 20 December


2021 Tax Challenges Arising from Digitalisation of the Economy – Global Anti-Base Erosion Model Rules


(Pillar Two): Inclusive Framework on BEPS (OECD, 2021[1]). The GloBE Model Rules consist of an


interlocking and coordinated system of rules which are designed to be implemented into the domestic law


of each jurisdiction and operate together to ensure large MNE Groups are subject to a minimum effective


tax rate of 15% on any excess profits arising in each jurisdiction where they operate. Consistent with the


intention of the Inclusive Framework, the GloBE Rules (including the IIR and UTPR) are designed so that


the imposition of top-up tax in accordance with those rules will be compatible with the provisions of the


United Nations Model Double Taxation Convention between Developed and Developing Countries (the


“UN Model Double Tax Convention”) (UN, 2021[2]) and the Model Tax Convention on Income and on


Capital: Condensed Version 2017, (the “OECD Model Tax Convention”) (OECD, 2017[3]).


3. The Commentary to the GloBE Model Rules was first approved and released by the Inclusive


Framework on 14 March 2022 Tax Challenges Arising from the Digitalisation of the Economy –


Commentary to the Global Anti-Base Erosion Model Rules (Pillar Two), First Edition: Inclusive Framework


on BEPS (OECD, 2022[4]) The Commentary clarifies the interpretation and operation of the provisions in


the GloBE Model Rules and includes some examples illustrating how the rules apply to specific fact


patterns. The Commentary is intended to promote a consistent and common interpretation of the GloBE


Model Rules in order to provide certainty for MNE Groups and to facilitate coordinated outcomes among


implementing jurisdictions. Although the Commentary is detailed and comprehensive, it does not provide


guidance on every aspect of the GloBE Model Rules.
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4. The Model GloBE Rules envision that the Inclusive Framework may issue guidance on both the


interpretation and the operation of the rules. The Inclusive Framework has provided interpretive guidance


to ensure consistent and common interpretation of the GloBE Rules, provide certainty for MNE Groups


and facilitate coordinated and transparent outcomes under the rules. Once agreed, the Administrative


Guidance is incorporated into the Commentary as it supplements or replaces paragraphs in the


Commentary or explains how to apply the language of the rules to particular fact patterns. The text of the


Commentary has been updated in 2024 to incorporate the various pieces of Administrative Guidance that


were approved by the Inclusive Framework before the end of December 2023 Tax Challenges Arising from


the Digitalisation of the Economy – Consolidated Commentary to the Global Anti-Base Erosion Model


Rules (2023): Inclusive Framework on BEPS (OECD, 2024[5]).


June 2024 Administrative Guidance 


5. This document sets out the fourth set of Administrative Guidance released by the Inclusive


Framework. This package includes guidance on application of the recapture rule applicable to deferred tax


liabilities (DTL), including how to aggregate DTL categories and methodologies for determining whether a


DTL reversed within five years. This guidance also clarifies how to determine deferred tax assets and


liabilities for GloBE purposes when the rules result in divergences between GloBE and accounting carrying


value of assets and liabilities. This package also includes further guidance on cross-border allocation of


current and deferred taxes, allocation of profits and taxes in certain structures involving Flow-through


Entities, and the treatment of securitisation vehicles. This Administrative Guidance will be incorporated into


the Commentary.
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1.1. Introduction 


1. Article 4.4.4 stipulates that the accrual of a Deferred Tax Liability (DTL) that is claimed in the


Adjusted Covered Taxes for the relevant Fiscal Year shall be subject to recapture if it does not reverse


within the subsequent five Fiscal Years (the DTL recapture rule). The policy objective of the rule is to


protect the integrity of the GloBE Rules from situations where the Adjusted Covered Taxes of a Constituent


Entity are increased based on accrual of DTLs that have a long-term or even indefinite reversal horizon.


The DTL recapture rule does not apply to DTLs that qualify as Recapture Exception Accruals (REAs)


pursuant to Article 4.4.5. Nor does it apply to an Unclaimed Accrual under Article 4.4.7.


2. In practice, DTL recapture means that the Adjusted Covered Taxes and the ETR for the Fiscal


Year in which the DTL was accrued and claimed are re-computed without such DTL. If the re-computed


ETR is below the Minimum Rate, an Additional Top-up Tax is computed for that Fiscal Year. In the Fiscal


Year that a recaptured DTL reverses, Article 4.4.2(b) excludes the reversal of the Recaptured DTL from


the computation of the Adjusted Covered Taxes in the Fiscal Year, which effectively increases the Adjusted


Covered Taxes by the amount of the recaptured DTL.


3. Paragraph 89 of the Commentary to Article 4.4.4 provides that the DTL recapture rule applies to


‘categories’ of deferred tax liabilities. Compliance with the DTL recapture rule requires each Constituent


Entity to (i) identify categories of DTLs that are in scope of the DTL recapture rule and (ii) determine the


year in which, and the extent to which, each identified DTL accrual reverses. The main objective of this


guidance is to provide clarifications on how to practically manage the DTL recapture rule in a way that is


in line with the policy objective of the rule itself, as well as minimizing administrative and compliance


burdens for tax administrations and MNE Groups, including by giving due regard to the MNE Group’s


existing accounting processes for DTLs.


4. This note provides guidance on the criteria for determining the scope of a DTL category and


methodologies for determining whether the DTL accruals in the category have reversed within five Fiscal


Years. The guidance also prescribes methodologies of determining whether DTLs reversals are


attributable to recaptured DTLs or pre-GloBE DTLs (i.e. DTLs that arose before the Transition Year).


5. This note also provides a simplification through an extended application of the Unclaimed Accrual


election rule in Article 4.4.7. Specifically, the guidance provides that a Constituent Entity may make an


Unclaimed Accrual Five-Year election for a DTL category that it does not expect to prove reversed within


five Fiscal Years. The result will be that the Constituent Entity will not claim those DTL accruals in


determining its Adjusted Covered Taxes and therefore will not need to determine when the DTLs reverse.


1.2. Issues to be considered 


6. In general, a deferred tax asset or liability is the tax effect computed by reference to the difference


between the accounting carrying value and the tax carrying value of an asset or liability, provided that such


difference has a timing nature (i.e. it reverses at some point in the future). In some cases, financial


1. DTL recapture
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accounting standards apply or permit deferred tax accounting based on accounting-tax timing differences 


of income and expenses or on another basis. This guidance is drafted based on the balance sheet model 


that is most commonly used by MNE Groups. However, the principles of this guidance are applicable to 


other models of deferred tax accounting. 


7. Although accounting standards focus on the different carrying values of assets and liabilities, MNE


Groups do not typically measure DTLs and DTAs for each asset or liability. The tax carrying values of the


Constituent Entity’s assets and liabilities are not always organized and tracked in accounts that align with


each of the General Ledger accounts (GL accounts) of the chart of accounts used for Consolidated


Financial Statements. For example, the Constituent Entity may have a tax account used to prepare its tax


balance sheet for a broader group of assets than is included in a single GL account. The reporting package


process requires that the deferred tax measurement is performed in a way that harmonizes the tax balance


sheet accounts with the chart of accounts used for Consolidated Financial Statements, however this


harmonization generally occurs at higher levels of aggregation than the GL accounts (i.e. at Balance Sheet


account or sub-Balance Sheet account level). For example, the tax accounts may correspond to a


combination of two or more GL accounts. However, the tax accounts will not span two of the accounts that


are separately reported in the balance sheet of the Consolidated Financial Statements. Where the


aggregations between GL accounts and tax accounts align is generally the level at which the deferred tax


assets and liabilities are measured for the purposes of the reporting package. The comparison of carrying


values is reflected in the reporting package or in the workpapers used in preparation of the reporting


package. The Constituent Entity may not have a GL account to record the results of each of these


comparisons. The Consolidated Financial Statements aggregate all DTAs and DTLs determined for the


Constituent Entities and report only the net balance as a deferred tax asset or deferred tax liability.


8. Each Constituent Entity computes its Adjusted Covered Taxes and GloBE Income or Loss based


on the financial accounts used for the preparation of the Consolidated Financial Statements, where


available. The GloBE Rules start with the financial accounts used to prepare Consolidated Financial


Statements to mitigate compliance costs and to benefit from the independent review of an external auditor


as noted in paragraph 7 of the Commentary to Article 3.1.2. Consequently, GloBE compliance processes


are expected to be linked to and to rely on the accounting processes already established by the MNE


Groups for the purposes of the preparation of the Consolidated Financial Statements, i.e. the reporting


package process. Thus, to minimize compliance costs, this guidance provides MNE Groups the ability, in


certain cases, to align DTL categories to the GL accounts or BS accounts that are referenced in computing


DTLs for financial accounting purposes.


9. In some instances, however, the GloBE Rules deviate from financial accounting requirements.


Tracking DTLs to determine the time frame in which they reverse is not required for accounting purposes


but is necessary under the GloBE Rules. This naturally means that MNE Groups will need to develop


processes and mechanisms in addition to their existing accounting processes to determine whether DTLs


reverse within five years.


10. The purpose of the DTL recapture rule is to ensure that the ETR is not overstated by giving credit


for DTLs that will not actually reverse within five years. The GloBE Rules concerning the inclusion of DTL


accruals in the Adjusted Covered Taxes distinguish between DTLs that fully reverse within five Fiscal Years


(Short-term DTLs) and DTLs that do not fully reverse within five Fiscal Years (Long-term DTLs). Reporting


packages that aggregate Short-term and Long-term DTLs present a challenge in complying with the


purpose of the DTL recapture rule. In these circumstances, a reliable methodology for determining the


extent to which different DTLs have reversed is necessary where a DTL category includes an aggregation


of Short-term and Long-term DTLs. Otherwise, the Short-term and Long-term DTLs would need to be


separated.


11. GL accounts are the primary tool to track and manage the financial information of a business. GL


accounts are organized according to the structure defined in the chart of accounts, which is the list of all
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the accounts a business uses to record its financial transactions. Businesses tailor the chart of accounts 


and GL accounts based on a combination of factors, such as industry-specific standards or regulations, 


reporting requirements, organizational structure, their size and complexity and tax compliance. The ending 


balance of each GL account includes any opening amounts and all the transactions registered in that 


account during the relevant financial year. The ending balances of all the GL accounts constitute the trial 


balance for the relevant financial year and is the starting point for the preparation of the financial 


statements. 


12. There may be cases in which a single GL account reflects multiple assets and some of the assets


have different timing rules for tax purposes. For example, a Constituent Entity may account for two assets


that have a ten-year depreciation period for accounting purposes using the same GL account. However,


one has a five-year depreciation period for tax purposes and the other is immediately deductible for tax


purposes. In such cases, the Constituent Entity is not required to separate the assets in the GL account


into separate sub-GL accounts solely for purposes of the DTL recapture rule.


13. As explained above, for reporting package purposes many MNE Groups track DTLs in relation to


an aggregation of assets or liabilities in GL accounts that are encompassed by the same Balance Sheet


account. The MNE generally measure the DTLs based on an aggregation of all GL accounts under the


Balance Sheet account (a BS account) or different subsets of GL accounts under the BS account (a sub-


BS account). It is very rare that DTL measurement for reporting package is based on single GL accounts.


However, MNE Groups do not aggregate GL accounts from different BS accounts for purposes of


measuring DTLs. DTLs measured and tracked by reference to an aggregate of GL accounts are referred


to as Aggregate DTL Categories in this guidance.


14. There are three risks that arise from aggregation of DTLs related to assets and liabilities in different


GL accounts. The first risk is that some of the GL accounts in the Aggregate DTL Category may have a


DTA balance on a stand-alone basis such that the DTL for category is essentially a net of DTLs over the


DTAs in the category. Consequently, the amount of the DTL offset by the DTA would not be subject to the


recapture rule. The second risk is the risk that the DTL category will include a mix of DTLs that fully reverse


within five Fiscal Years (Short-Term DTLs) and DTLs that do not fully reverse within five Fiscal Years


(Long-term DTLs) and that such a mix could undermine the effective recapture of Long-term DTLs. The


third risk is that a DTL arising from a related party transaction can be engineered to remain outstanding


indefinitely.


15. One way to mitigate these risks and ensure that the recapture rule applies to DTLs that do not


reverse within five years is to disaggregate the DTLs into more narrow categories. Indeed, if each DTA


and DTL were tracked separately, none of the risks would arise. However, separate tracking of all DTAs


and DTLs is not practical for MNE Groups. Nor is it necessary in all cases. Instead, aggregation can be


limited to DTLs that have similar reversal timelines. Aggregation of Short-term DTLs does not present an


integrity risk because all of the DTLs reverse within a five-year period. Exclusion of Long-term DTLs from


Aggregate DTL Categories that include Short-term DTLs will ensure that reversals of Short-term DTLs do


not cause an appearance that the Long-term DTLs are reversing in full within five years. Further, exclusion


of DTAs from categories that include Long-term DTLs will ensure that those DTLs do not avoid recapture


due to netting within the category. Finally, requiring separate tracking of DTLs associated with related party


transactions ensures that those DTLs will be recaptured to the extent they are not reversed within five


years.


16. Another way of mitigating the risks is in the methodology used to determine whether DTLs in the


category have reversed within five years (the recapture methodology). Tracking the DTLs in a category


item-by-item will ensure that Long-term DTLs are appropriately recaptured, but as noted above this is only


practical in limited circumstances. Therefore, the recapture methodologies make assumptions as to which


DTLs in the Aggregate DTL category have reversed when a reversal occurs. For example, a recapture


methodology may assume that reversals or net reversals for a given year relate to the oldest outstanding
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DTLs in the category, i.e. a FIFO recapture methodology. The FIFO approach effectively assumes that the 


DTLs outstanding at year end relate to the most recently accrued DTLs, whether Long-term or Short-term 


DTLs. Alternatively, a recapture methodology could include an assumption that reversals relate to the most 


recently accrued DTLs in the category, i.e. a LIFO recapture methodology. The LIFO approach effectively 


assumes that the DTLs outstanding at year end relate to Long-term DTLs and not Short-term DTLs. 


Depending on the DTLs in the category, either of these recapture methodologies may appropriately 


recapture the DTLs in the Aggregate DTL category to the extent that they have not reversed within five 


years. On the other hand, because they are based on assumptions about the outstanding DTLs at year 


end, both may result in recapture of Short-term DTLs in some circumstances. 


1.2.1. Principles for aggregating DTLs under GloBE Rules 


17. For purposes of the DTL recapture rule, a Constituent Entity may track DTLs on an Aggregate DTL


Category basis, rather than an item-by-item tracking or based on a single GL account. An Aggregate DTL


Category means a category of DTLs determined in relation to two or more GL accounts that, consistent


with the chart of accounts used for the purposes of Article 3.1.2 or 3.1.3, fall under the same balance sheet


account or sub-balance sheet account. An Aggregate DTL Category is not required to include all of the GL


accounts that fall under the same balance sheet account. A Constituent Entity may have more than one


Aggregate DTL Category that falls under the same balance sheet account.


18. An Aggregate DTL Category may include Short-term DTLs and Long-term DTLs. A Short-term


DTL is an individual DTL that fully reverses within five Fiscal Years or a DTL that is determined in relation


to a GL account and that fully reverses within five Fiscal Years. A Long-term DTL is an individual DTL that


does not fully reverse within five Fiscal Years or a DTL that is determined in relation to a GL account and


that does not fully reverse within five Fiscal Years.


19. Where a Constituent Entity cannot demonstrate that an Aggregate DTL Category satisfies the


aggregate tracking requirements or the conditions for the simplification for Short-term DTLs (as set out in


below paragraphs), the Constituent Entity cannot claim the accrual of that DTL in the computation of its


Adjusted Covered Taxes. Where a Constituent Entity fulfils the aggregate tracking requirements but cannot


demonstrate that the Aggregate DTL Category satisfies the FIFO requirements (as defined in below


paragraphs), the Constituent Entity must apply LIFO recapture methodology.


Exclusion of certain types of GL accounts and separate tracking 


20. Considering the risks of Aggregate DTL Categories, the Inclusive Framework has determined that


DTLs related to certain assets and liabilities may be aggregated up to the GL account and cannot be


aggregated with other GL accounts. DTLs related to the following assets or liabilities that might be claimed


in the computation of Adjusted Covered Taxes may be aggregated for purposes of the DTL recapture rule


only up to the GL account level:


• Non-amortizable intangible assets, including goodwill;


• Amortizable intangible assets with an accounting life of more than five years; and


• Related party receivables and payables.


Exclusion of GL accounts that generate DTAs 


21. The inclusion of a GL account that on a standalone basis generates a DTA in an Aggregate DTL


Category would have the distortive effect of diminishing the DTLs subject to recapture because the DTA


accrual would have the same effect as a DTL reversal and therefore it would appear that part of the DTL


has reversed when it has not. An Aggregate DTL Category cannot include any GL account that on a


standalone basis would always generate only DTA. A Constituent Entity will need to be able to demonstrate
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that the accounting and tax timing differences in respect of the assets and liabilities in the GL accounts 


encompassed by the Aggregate DTL Category can only generate a DTL. 


Exclusion of swinging accounts and separate tracking 


22. A swinging account is a GL account for which variances in the accounting and tax timing rules


result in a net DTA or a net DTL at different points over the life of the encompassed assets or liabilities.


Including a swinging account in an Aggregate DTL Category can create the same distortion as including a


GL account with a DTA nature in the Aggregate DTL Category. Moreover, an aggregation of swinging


accounts causes the same issue to arise because when a GL account swings to a DTA balance the


Aggregate DTL Category will appear to have a reversal of a DTL. Considering the risks of Aggregate DTL


Categories, the Inclusive Framework has determined that swinging accounts cannot be aggregated with


other GL accounts. DTLs related to swinging accounts that are claimed in the computation of Adjusted


Covered Taxes must be tracked separately for purposes of the DTL recapture rule at the level of a single


GL account.


Exclusion of DTL related to items excluded from GloBE Income or Loss 


23. Movements in DTLs that are related to items that do not factor into the computation of the GloBE


Income or Loss are excluded from the computation of the Total Deferred Tax Adjustment Amount. Only


DTLs which are claimed in the Total Deferred Tax Adjustment Amount are subject to the DTL Recapture


rule. A DTL related to excluded items shall not be included in a GL account or Aggregate DTL Category.


24. For example, a DTL related to items which are accounted in Other Comprehensive Income should


be excluded from the scope of the DTL recapture rule, unless Article 4.1.1(c) applies. If items accounted


in Other Comprehensive Income are recycled through profit and loss, DTLs related to those items are


included accordingly in the computation of the Total Deferred Tax Adjustment Amount and those DTLs are


subject to the DTL recapture rule.


Exclusion of Recapture Exception Accruals 


25. The DTL recapture rule does not apply to a DTL that meets the definition of a Recapture Exception


Accrual in Article 4.4.5. However, if a Constituent Entity has a GL account or Aggregate DTL Category that


includes one or more DTLs that is a Recapture Exception Accrual, the DTL recapture rule will apply with


respect to the GL account or the entire Aggregate DTL Category.


1.2.2. Mechanisms to recapture Long-term DTLs in an Aggregate DTL Category 


General principles 


26. The DTL recapture rule is intended to recapture the benefit of including a DTL accrual in the ETR


computation if that DTL does not reverse within five Fiscal Years. Determining when a particular DTL


reverses presents some challenges because Constituent Entities typically do not create a separate DTL


for each transaction and then reverse that DTL when the relevant carrying value and tax basis come back


into line. Instead, Constituent Entities typically compare the difference between the year-end carrying value


and tax basis of assets and liabilities reflected in a GL account or a group of GL accounts to determine the


DTL in respect of those assets or liabilities. The deferred tax expense attributable to a DTL reported in the


income statement is based on the net movement in the balance of the DTL from the end of the previous


year. For DTL recapture purposes, where DTL tracking is performed on an aggregate basis, the net


increase in the balance of the GL account or Aggregate DTL Category is treated as a DTL accrual and the


net decrease is treated as a DTL reversal.
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27. The DTL balance related to a GL account or to an Aggregate DTL Category may remain constant


even where assets and liabilities are recorded and reversed for accounting and tax purposes if other assets


and liabilities are also recorded in the relevant GL account(s). To illustrate, assume CE1 acquires an asset


on the last day of Year 1 and the cost of acquiring the asset is fully deductible for tax purposes in the year


of the acquisition (Year 1) and amortized over two years starting from when it is first used for accounting


purposes (Year 2). If CE1 acquires the asset for 100 and has a 15% tax rate, it will record a DTL of 15 at


the end of Year 1. The DTL related to the asset at the end of Year 2 will be 7.5. However, if another similar


asset is purchased for 100 in Year 2 and starts to be amortized in Year 2, the net balance of the DTL in


Year 2 will remain at 15.


28. In the example, it appears that part of the DTL from Year 1 reversed in Year 2 and the DTL reflected


in the ending balance was a new accrual. However, MNE Groups may not commonly make accounting


entries that reflect whether the DTLs at any given point in time are in relation to pre-existing or newly


acquired assets or liabilities. Their financial accounts only indicate whether, in the aggregate, there is an


accrual of a DTL (i.e. a net increase in the DTL balance) or reversal of part or all of the DTL (i.e. a net


decrease in the DTL balance).


29. Because MNE Groups generally do not trace the balance of a DTL to particular assets or liabilities


reflected in the corresponding GL account or Aggregate DTL category, a methodology with certain


assumptions is needed to determine whether a reversal (i.e. a decrease in the ending balance) relates to


amounts that accrued in the preceding five Fiscal Years or to amounts that were previously subject to


recapture under Article 4.4.4. One approach would be to assume that reversals relate to the oldest


accruals. This would be a first-in, first-out or FIFO methodology. Another approach would be to assume


that reversals relate to the most recent accruals. This would be a last-in, first-out or LIFO methodology.


30. These different methodologies produce different outcomes in terms of the amount of DTLs


recaptured and the Fiscal Years in which the recapture occurs. They will further result in the corresponding


recapture reversal (pursuant to Article 4.4.2(b)) occurring in different Fiscal Years. However, it is not


possible to determine in absolute terms whether a particular methodology is more or less favourable for


the taxpayer (in terms of amount overall subject to recapture) in all cases, because it depends on the actual


trend of DTL increases and decreases in the year-end balances of a given GL account or Aggregate DTL


category.


31. Nevertheless, in the case of Aggregate DTL Categories, the FIFO methodology could shield an


un-reversed DTL accrual from recapture in some circumstances. The risk arises where the Aggregate DTL


Category contains GL accounts that have both Short-term DTLs and Long-term DTLs. In such cases, the


accruals and reversals in the Short-term DTLs can make it appear on a FIFO basis that all of the DTLs


have reversed within five years when in fact, the Long-term DTLs remain outstanding for more than five


years.


32. The LIFO methodology is a more conservative approach because it mitigates the risk that the


Long-term DTLs encompassed by an Aggregate DTL Category would not be recaptured after five years or


that the relevant recapture would be postponed indefinitely.


33. A Constituent Entity may use the FIFO methodology to determine DTL reversals in the following


cases:


a. The DTL is determined in relation to a single GL account;


b. The DTL is determined in relation to an Aggregate DTL Category that consists


solely of DTLs determined in relation to GL accounts with a similar reversal trend;


or


c. The DTLs are aggregated within an Aggregate DTL Category without a similar


reversal trend but where MNE can demonstrate that the FIFO methodology
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nevertheless results in appropriate recapture of DTLs to the extent their reversal 


trend extends beyond 5 years. 


For any Aggregate DTL Category for which the Constituent Entity does not choose to use the FIFO 


methodology or for which it cannot demonstrate that the conditions above are satisfied, the LIFO 


methodology must be used.  


34. DTLs related to an Aggregate DTL Category are considered to have a similar reversal trend if such


DTLs fully reverse within a two-year period of each other. For example, if all of the DTLs related to GL


accounts in an Aggregate DTL Category will fully reverse within 9 to 11 years from the Fiscal Year in which


they arise, those DTLs have a similar reversal trend.


35. A Constituent Entity may be able to demonstrate that the FIFO method appropriately recaptures


Long-term DTLs based on facts and circumstances related to the nature of the transactions and the


relevant tax rules. For example, a Constituent Entity may be able to demonstrate that the DTLs in respect


of an Aggregate DTL Category reverse ratably over a 10-year period beginning in the Fiscal Year after the


accrual and that the FIFO method recaptures half of the DTL accruals related to that Aggregate DTL


Category.


36. The functioning of both the FIFO and LIFO methodology of determining DTL reversals and


recapture is based on the determination of the Unjustified Balance in the current Fiscal Year (i.e. the fifth


subsequent Fiscal Year after the tested Fiscal Year). The Tested Fiscal Year is the one in which the DTL


accrual occurs and is claimed in the Adjusted Covered Taxes (to be subject to DTL recapture rule). The


Testing Period is the five-year period which follows the Tested Fiscal Year. The Unjustified Balance


represents the total amount of the DTL that has not been reversed before the end of Testing Period (i.e.


the total amount of recaptured DTL) and is determined as the excess (if any) of the Outstanding Balance


of the DTL over the Maximum Justifiable Amount for that category. The Outstanding Balance is the DTL


balance as of the end of the Testing Period computed starting from the Transition Year. The Maximum


Justifiable Amount is determined in two different ways depending on whether the FIFO or LIFO


methodology applies. If the Maximum Justifiable Amount is equal to or greater than the Outstanding


Balance of the Aggregate DTL Category or GL account, there is no DTL recapture for the tested Fiscal


Year. If the Maximum Justifiable amount is lower than the Outstanding balance of the Aggregate DTL


Category or GL account, the difference is an Unjustified Balance. The Unjustified Balance is compared


with the previous year Unjustified Balance amount (if any), in order to determine whether there is an


increase or a decrease for the relevant tested Fiscal Year. If the Unjustified Balance increases in the


current Fiscal Year, the amount of the increase represents the DTL accrual which shall be recaptured (i.e.


excluded from the computation of the Adjusted Covered Taxes of the tested Fiscal Year in the ETR re-


computation under Article 5.4). If the Unjustified Balance decreases in the current Fiscal Year, the amount


of the decrease must be treated either as a reversal of a recaptured DTL, or reversal of an Unclaimed


Accrual, or reversal of pre-Transition Year DTL.


FIFO Methodology 


37. Under the FIFO methodology, the Maximum Justifiable amount corresponds to the sum of the net


increases in the outstanding DTL balance for each Fiscal Year in the five-year testing period in which there


was a net increase in the outstanding DTL balance. In this way, a net decrease in the DTL balance with a


Fiscal Year (representing, on net, a reversal) is considered to reduce the net increase in DTL balance in


the earliest Fiscal Year in chronological order.


LIFO Methodology 


38. Under the LIFO methodology, the Maximum Justifiable amount is determined as the greater of


zero or the net amount of the DTL accruals and reversals that occurred during the five-year testing period.
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In this way, the reversals occurring during the Testing Period are first allocated to the DTL accruals of the 


Testing Period. 


1.2.3. Simplification for Short-term DTLs 


39. A Constituent Entity that has an Aggregate DTL Category that is comprised exclusively of Short-


term DTLs may benefit from the simplification described in the following paragraphs. If a Constituent


Entity’s existing Aggregate DTL Category contains Short-term DTLs and Long-term DTLs, it is allowed to


separate the GL accounts with Short-term DTLs from the GL accounts with Long-term DTLs and apply this


simplification to the individual GL accounts or an Aggregate DTL Category that includes two or more of


such GL accounts. For example, a Constituent Entity may have an Aggregate DTL Category comprised of


some GL accounts for inventory that will be reflected in the balance sheet for less than five years and some


GL accounts for inventory, such as replacement parts for manufactured products, that remains on the


balance sheet for a long period of time. If the Constituent Entity can separate that Aggregate DTL Category


and separately determine the DTLs related to the replacement parts and the remainder of the inventory,


the Constituent Entity can apply the simplification described below with respect to the remainder of the


inventory.


40. The Constituent Entity may be able to demonstrate on the basis of objective facts, that all DTLs


related to the assets or liabilities in a GL account or all DTLs included in an Aggregate DTL Category


reverse within five fiscal years of the accrual year. In such cases, the Constituent Entity is not obligated to


put in place a tracking system and recapture methodology to demonstrate that such DTLs have a short-


term reversal. These objective facts shall take into account (i) the difference between the tax base and the


accounting carrying value, applicable to the relevant DTLs, and, where relevant (ii) the economic features


of the underlying assets and liabilities. Short-term DTLs can benefit from this compliance simplification


where the Constituent Entity is able to demonstrate the short-term reversal based on objective facts. For


this purpose, the Constituent Entity shall maintain proper evidence to support the conclusion that the DTLs


have a short-term reversal period.


41. The guidance below provides examples illustrating the objective facts in relation to certain


circumstances that may be relevant for the purposes of demonstrating that DTLs are Short-term DTLs.


42. If a Constituent Entity’s existing practice of measuring DTLs has an Aggregate DTL Category that


has only Short-term DTLs and DTAs, the Constituent Entity is allowed to include the DTAs in the Aggregate


DTL Category and to benefit from the Short-term DTL simplification.


43. Where the Constituent Entity is no longer able to benefit from the Short-term DTL simplification for


a given GL account or an Aggregate DTL Category starting from a given Fiscal Year, the Constituent Entity


will start applying the DTL recapture rule starting from that Fiscal Year. For example, this could happen as


a consequence of a change in the tax rules that causes DTLs to become Long-term DTLs. In order to apply


the DTL recapture rule, the Constituent Entity shall determine whether the Aggregate DTL Category meets


the aggregate tracking requirements and determine the applicable recapture methodology (FIFO or LIFO).


The outstanding DTL for the relevant GL account or an Aggregate DTL Category (that meets the aggregate


tracking requirements) as of the beginning of the Fiscal Year in which the simplification is no longer


available shall be treated in the same manner as if they were pre-Transition Year DTLs (as set out below


in the guidance).


1.2.4. Reversal of DTLs that accrued before the Transition Year 


44. The DTL recapture rule applies to DTLs that are included in the computation of Adjusted Covered


Taxes starting from the Transition Year. DTLs imported into the GloBE system pursuant to Article 9.1.1


are not subject to the DTL recapture rule (as stated in paragraph 6.3 of the Commentary to Article 9.1.1).
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45. Accordingly, the reversal of pre-Transition Year DTLs should be excluded from the application of


the DTL recapture rule in a way that is consistent with the Constituent Entity’s DTL recapture methodology.


46. For example, where the Constituent Entity uses the FIFO methodology to determine recaptured


DTLs, DTL reversals shall be first allocated to pre-Transition Year DTLs and as such shall be excluded


from the computation of the Outstanding Balance. Once the amount of those pre-Transition Year DTLs is


exhausted, the subsequent reversals will be included in the computation of the Outstanding Balance and


factored into the relevant DTL recapture methodology. Where the Constituent Entity uses LIFO as its DTL


recapture methodology, the reversals for the Fiscal Year shall be first allocated to the Outstanding Balance


to the extent thereof and then to pre-Transition Year DTL.


1.2.5. Changes in the scope of an Aggregate DTL Category 


47. It is expected that Constituent Entities will not want to frequently change their DTL categories


because of the administrative burdens. However, a Constituent Entity may want or need to change the


scope of an Aggregate DTL category in situations in which the chart of account or the reporting package


set-up changes, for example, in connection with the combination of two MNE Groups or upgrades to the


MNE Group’s financial reporting and information systems. A Constituent Entity may want or need to change


the scope of an Aggregate DTL Category for other reasons as well.


To properly manage the transition, the Constituent Entity must determine the amount of its DTL recapture 


attributes for each Aggregate DTL Category and allocate those amounts among the new DTL categories 


on a reasonable basis such that after the transition there will not be double counting or double non-


counting. For this purpose, the DTL recapture attributes are (i) the amount of the Unjustified Balance, (ii) 


the Outstanding Balance of the Aggregate DTL Category, (iii) any amount of pre-Transition Year DTLs not 


yet reversed, and (iv) DTL accruals during the five-year period preceding the change.  


1.2.6. Clarification on the Recapture Exception Accrual under Article 4.4.5(a) 


48. A lessor of a tangible asset may use lease accounting to recover the cost of the leased property


for accounting purposes. Under lease accounting, the lessor may reflect the cost of the tangible asset that


is subject to the lease as a receivable in the financial accounts, rather than as a tangible asset. For tax


purposes, however, the lessor may recover the cost of the leased property through depreciation, often


accelerated depreciation. In such cases, the timing of the cost recovery for the leased asset will be different


for accounting and tax purposes and will often give rise to a deferred tax liability. That deferred tax liability


is with respect to cost recovery allowances on the leased property and is within the scope of Article 4.4.5(a)


if the leased property is a tangible asset.


1.2.7. Unclaimed Accrual Election 


49. Article 4.4.7 provides an Annual Election which allows a Constituent Entity to exclude the DTL


accrual in a given Fiscal Year if it is not expected to reverse, in its entirety, by the end of the fifth subsequent


Fiscal Year. If the Unclaimed Accrual election is made, the reversal of the unclaimed DTL shall also be


excluded from the computation of the Adjusted Covered Taxes (pursuant to Article 4.4.2(a)). The DTL


recapture rule only applies to the DTL accrual that is included in the computation of the Adjusted Covered


Taxes for the relevant Fiscal Year. If a DTL accrual is not included in the Adjusted Covered Taxes, it is not


subject to the DTL recapture rule.


50. The Unclaimed Accrual election is allowed in respect of DTLs that are not expected to reverse


entirely within five Fiscal Years. The Unclaimed Accrual election must be made with respect to a DTL


consistently with the tracking approach used by the Constituent Entity for that DTL. If DTL are tracked


individually, the Unclaimed Accrual election must be made on each DTL on an item-by-item basis, if


tracking is based on a GL account, the election must be made for all the DTLs encompassed in the GL
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account, if tracking is based on Aggregate DTL Category, the election must be made for all the DTLs 


encompassed in the Aggregate DTL Category. It follows that the election cannot be made with respect to 


a subset of DTLs within a GL account or within an Aggregate DTL Category or a portion of the DTL accrued 


as an individual DTL.  


51. A Constituent Entity may make an Unclaimed Accrual Annual Election with respect to DTLs that it


expects will reverse in more than five years after accrual. A Constituent Entity may make an Unclaimed


Accrual Five-Year Election with respect to a DTL for a GL account or an Aggregate DTL Category


irrespective of any expectations about the reversal time period of the DTLs individually or the GL account


or Aggregate DTL Category as a whole.


52. If an Unclaimed Accrual Five-Year Election is made in the Transition Year for a given DTL category


(i.e. the DTL related to a GL account or an Aggregate DTL Category), all relevant DTL accruals and


reversals of the DTL category shall be excluded from the Adjusted Covered Taxes until the election is


revoked. The Constituent Entity must determine the amount in the Aggregate DTL Category or GL account


that relate to the pre-Transition Year DTLs because reversals of pre-Transition Year DTLs should be


included in the computation of Adjusted Covered Taxes. For this purpose, the first reversals in the


Aggregate DTL Category or GL account shall be treated reversals of pre-Transition Year DTLs.


53. In cases where a Constituent Entity makes an Annual Election for an Unclaimed Accrual in some


Fiscal Years but not in others or revokes a Five-Year Election for an Unclaimed Accrual, the Constituent


Entity must apply the appropriate DTL tracking methodology to determine whether DTL reversals in


subsequent Fiscal Years relate to claimed or unclaimed DTLs.


54. In cases where a Constituent Entity begins applying the DTL recapture rules to a GL account or


an Aggregate DTL Category for which an Unclaimed Accrual election applied to all preceding Fiscal Years


beginning with the Transition Year, reversals of the amount of DTL accrual that was not claimed in the


previous Fiscal Years shall be ignored in the computation of Adjusted Covered Taxes. In determining which


DTL reversals relate to Unclaimed Accruals in an Aggregate DTL Category or GL account, the Constituent


Entity shall apply its methodology for determining which DTL reversals related to pre-Transition Year DTLs


and treat the Unclaimed Accruals as arising chronologically after the pre-Transition Year DTLs and before


any DTLs that are subject to the DTL recapture rule. For example, if the Constituent Entity uses the FIFO


method as the recapture methodology for the Aggregate DTL Category, the DTL reversals will be treated


as reversals of Unclaimed Accruals only after all of the pre-Transition Year DTLs have been reversed.


1.2.8. QDMTT Considerations 


55. A QDMTT generally must provide for Aggregate DTL Categories consistent with the principles and


exclusions set out in the Commentary to Article 4.4.4 of the GloBE Rules. Application of those principles


and exclusions to the DTLs that are tracked under a local accounting standard may result in categories


that do not align with the Aggregate DTL Categories that would be used under the accounting standard


required under Article 3.1.2 or Article 3.1.3. Accordingly, the Constituent Entity may have different


Aggregate DTL Categories where a QDMTT (whether or not it meets the requirements of a QDMTT Safe


Harbour) permits or requires QDMTT computations based on local financial accounting standards.


56. A QDMTT must provide for an Unclaimed Accrual election consistently with the principles set out


in the Commentary to Article 4.4.7 of the GloBE Rules (including the Unclaimed Accrual Five-Year


Election).


1.3. Guidance 


57. Paragraph 89 of the Commentary to Article 4.4.4 is replaced with the following paragraph:
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89. Article 4.4.4 establishes a recapture rule (the DTL recapture rule) for categories of


deferred tax liabilities (DTL), other than Recapture Exception Accruals defined in Article 4.4.5, that


are included in the Total Deferred Tax Adjustment Amount in a Fiscal Year and do not reverse by


the end of the fifth subsequent Fiscal Year. Pursuant to the DTL recapture rule, the amount of the


recaptured deferred tax liability has to be excluded from the Adjusted Covered Taxes in the Fiscal


Year in which it was originally included in the Total Deferred Tax Adjustment Amount component


of Adjusted Covered Taxes and the Effective Tax Rate for that Fiscal Year must be re-computed


under Article 5.4. A corollary of the DTL recapture rule is in Article 4.4.2(b). Article 4.4.2(b)


excludes the reversal of a Recaptured DTL from the computation of the Total Deferred Tax


Adjustment amount in the Fiscal Year in which the reversal occurs. Article 4.4.4 and Article 4.4.2(b)


ensure that deferred tax liabilities which reverse after five Fiscal Years are not taken into account


for GloBE purposes in the year of accrual, but in the year of the reversal. The term “payment” in


Article 4.4.4 and Article 4.4.2(b) refers to the accounting reversal of the DTL or of the recaptured


DTL.


58. Paragraph 90 of the Commentary to Article 4.4.4 is revised to read as follows:


Principles for tracking DTLs under GloBE Rules


90. DTL recapture applies at the Constituent Entity level. For purposes of the DTL recapture


rule, a Constituent Entity may track its DTLs according to three possible approaches:


a. on an item-by-item basis, where DTLs related to each single asset or liability are


tracked individually,


b. on a General Ledger account (GL account) basis, where DTLs related to all the


assets or liabilities encompassed in a GL account are grouped and tracked as a


single DTL category, or


c. on an Aggregate DTL Category basis (as defined in paragraph 90.6).


The tracking approaches under (a) and (b) can be used for each DTL that is in scope of the DTL 


recapture rule. However, DTLs may be tracked based on approach (c) only where the Aggregate 


DTL Category is consistent with the principles and exclusions set out in paragraphs 90.6 through 


90.11 (the aggregate tracking requirements). The Constituent Entity is allowed to set-up a tracking 


system which may combine different tracking approaches for different DTLs in scope of the 


recapture rule. For example, it may use the Aggregate DTL Category approach for the DTLs 


related to certain Balance Sheet accounts (BS accounts) (provided the requirements set out below 


are met), the GL account tracking approach for the DTLs related to certain GL accounts, and the 


item-by-item tracking for the DTLs encompassed in a GL account. A Constituent Entity cannot 


aggregate only some DTLs in a GL account and track the remainder on an item-by-item basis. 


59. The following paragraphs are inserted after paragraph 90 of the Commentary to Article 4.4.4:


90.1. The DTL recapture guidance set out below is based on the balance sheet model that is


most commonly used by MNE Groups. In cases where other models of deferred tax accounting


are used, principles equivalent to the ones set out in this guidance must be applied. The Inclusive


Framework will consider whether further guidance is needed to assist in applying the principles of


this guidance to other deferred tax accounting models.


90.2. The principles and exceptions as well as the recapture methodologies set out below are


expected to produce outcomes that are consistent with the objective of the DTL recapture rule and


simultaneously address the risks of applying the DTL recapture rule to Aggregate DTL Categories.


The Inclusive Framework will evaluate the outcomes under the guidance set out below, giving
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consideration to the amount potentially subject to recapture as well as the actual recaptured 


amount, and in 2028 assess the need for any changes to the guidance. 


Exclusion of DTL related to items excluded from GloBE Income or Loss 


90.3. Movements in DTLs that are related to items that do not factor into the computation of the 


GloBE Income or Loss are excluded from the computation of the Total Deferred Tax Adjustment 


Amount. Only DTLs which are claimed in the Total Deferred Tax Adjustment Amount are subject 


to the DTL Recapture rule. A DTL related to excluded items shall not be included in a GL account 


or Aggregate DTL Category. 


90.4. For example, a DTL related to items which are accounted in Other Comprehensive Income 


should be excluded from the scope of the DTL recapture rule, unless Article 4.1.1(c) applies. If 


items accounted in Other Comprehensive Income are recycled through profit and loss, DTLs 


related to those items are included accordingly in the computation of the Total Deferred Tax 


Adjustment Amount and those DTLs are subject to the DTL recapture rule.  


Recapture Exception Accruals 


90.5. The DTL recapture rule does not apply to a DTL that meets the definition of a Recapture 


Exception Accrual in Article 4.4.5. However, if a Constituent Entity has a GL account or Aggregate 


DTL Category that includes one or more DTLs that is a Recapture Exception Accrual, the DTL 


recapture rule will apply with respect to the GL account or the entire Aggregate DTL Category.  


Principles for aggregating DTLs under GloBE Rules 


90.6. For purposes of the DTL recapture rule, a Constituent Entity may track DTLs on an 


Aggregate DTL Category basis, rather than an item-by-item tracking or based on a single GL 


account. An Aggregate DTL Category means a category of DTLs determined in relation to two or 


more GL accounts that, consistent with the chart of accounts used for the purposes of Article 3.1.2 


or 3.1.3, fall under the same balance sheet account or sub-balance sheet account. An Aggregate 


DTL Category is not required to include all of the GL accounts that fall under the same balance 


sheet account. A Constituent Entity may have more than one Aggregate DTL Category that falls 


under the same balance sheet account.  


90.7. An Aggregate DTL Category may include Short-term DTLs and Long-term DTLs. A Short-


term DTL is an individual DTL that fully reverses within five Fiscal Years or a DTL that is determined 


in relation to a GL account and that fully reverses within five Fiscal Years. A Long-term DTL is an 


individual DTL that does not fully reverse within five Fiscal Years or a DTL that is determined in 


relation to a GL account and that does not fully reverse within five Fiscal Years. 


90.8. Where a Constituent Entity cannot demonstrate that an Aggregate DTL Category satisfies 


the aggregate tracking requirements (set out in paragraphs 90.6 through 90.11) or the conditions 


for the simplification for Short-term DTLs, the Constituent Entity cannot claim the accrual of that 


DTL in the computation of its Adjusted Covered Taxes. Where a Constituent Entity fulfils the 


aggregate tracking requirements but cannot demonstrate that the Aggregate DTL category 


satisfies the requirements described in paragraphs 90.19 or 90.21 (the FIFO requirements), the 


Constituent Entity must apply LIFO recapture methodology. 
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Exclusions from Aggregate DTL Categories 


Exclusion of certain types of GL accounts and separate tracking 


90.9. Considering the risks of Aggregate DTL Categories, the Inclusive Framework has 


determined that DTLs related to certain assets and liabilities may be aggregated up to the GL 


account and cannot be aggregated with other GL accounts. DTLs related to the following assets 


or liabilities that might be claimed in the computation of Adjusted Covered Taxes may be 


aggregated for purposes of the DTL recapture rule only up to the GL account level: 


a) Non-amortizable intangible assets, including goodwill;


b) Amortizable intangible assets with an accounting life of more than five years; and


c) Related party receivables and payables.


Exclusion of GL accounts that generate DTAs 


90.10. The inclusion of a GL account that on a standalone basis generates a DTA in an Aggregate 


DTL Category would have the distortive effect of diminishing the DTLs subject to recapture 


because the DTA accrual would have the same effect as a DTL reversal and therefore it would 


appear that part of the DTL has reversed when it has not. An Aggregate DTL Category cannot 


include any GL account that on a standalone basis would always generate only DTA (except as 


provided in the simplification for Short-term DTLs, set out in paragraphs 90.25 through 90.29 


below). A Constituent Entity will need to be able to demonstrate that the accounting and tax timing 


differences in respect of the assets and liabilities in the GL accounts encompassed by the 


Aggregate DTL Category can only generate a DTL. 


Exclusion of swinging accounts and separate tracking 


90.11. A swinging account is a GL account for which variances in the accounting and tax timing 


rules result in a net DTA or a net DTL at different points over the life of the encompassed assets 


or liabilities. Including a swinging account in an Aggregate DTL Category can create the same 


distortion as including a GL account with a DTA nature in the Aggregate DTL Category. Moreover, 


an aggregation of swinging accounts causes the same issue to arise because when a GL account 


swings to a DTA balance the Aggregate DTL Category will appear to have a reversal of a DTL. 


Considering the risks of Aggregate DTL Categories, the Inclusive Framework has determined that 


swinging accounts cannot be aggregated with other GL accounts. DTLs related to swinging 


accounts that are claimed in the computation of Adjusted Covered Taxes must be tracked 


separately for purposes of the DTL recapture rule at the level of a single GL account.  


Mechanisms to recapture Long-term DTLs 


General principles 


90.12. The DTL recapture rule is intended to recapture the benefit of including a DTL accrual in 


the ETR computation if that DTL does not reverse within five Fiscal Years. Determining when a 


particular DTL reverses presents some challenges because Constituent Entities typically do not 


create a separate DTL for each transaction and then reverse that DTL when the relevant carrying 


value and tax basis come back into line. Instead, Constituent Entities typically compare the 


difference between the year-end carrying value and tax basis of assets and liabilities reflected in 


a GL account or a group of GL accounts to determine the DTL in respect of those assets or 


liabilities. The deferred tax expense attributable to a DTL reported in the income statement is based 


on the net movement in the balance of the DTL from the end of the previous year. For DTL 


recapture purposes, where DTL tracking is performed on an aggregate basis, the net increase of 







  19 


TAX CHALLENGES ARISING FROM THE DIGITALISATION OF THE ECONOMY – ADMINISTRATIVE GUIDANCE ON THE GLOBAL ANTI-BASE EROSION MODEL RULES (PILLAR TWO), JUNE 2024 © OECD 2024 


the balance of the Aggregate DTL Category or GL account is treated as a DTL accrual and the net 


decrease is treated as a DTL reversal.  


90.13. The DTL balance related to a GL account or to an Aggregate DTL Category may remain 


constant even where assets and liabilities are recorded and reversed for accounting and tax 


purposes if other assets and liabilities are also recorded in the relevant GL account(s). To illustrate, 


assume CE1 acquires an asset on the last day of Year 1 and the cost of acquiring the asset is fully 


deductible for tax purposes in the year of the acquisition (Year 1) and amortized over two years 


starting from when it is first used for accounting purposes (Year 2). If CE1 acquires the asset for 


100 and has a 15% tax rate, it will record a DTL of 15 at the end of Year 1. The DTL related to the 


asset at the end of Year 2 will be 7.5. However, if another similar asset is purchased for 100 in 


Year 2 and starts to be amortized in Year 2, the net balance of the DTL in Year 2 will remain at 15. 


90.14. In the example, it appears that part of the DTL from Year 1 reversed in Year 2 and the 


DTL reflected in the ending balance was a new accrual. However, MNE Groups may not commonly 


make accounting entries that reflect whether the DTLs at any given point in time are in relation to 


pre-existing or newly acquired assets or liabilities. Their financial accounts only indicate whether, 


in the aggregate, there is an accrual of a DTL (i.e. a net increase in the DTL balance) or reversal 


of part or all of the DTL (i.e. a net decrease in the DTL balance). 


90.15. Because MNE Groups generally do not trace the balance of a DTL to particular assets or 


liabilities reflected in the corresponding Aggregate DTL Category or GL account, a methodology 


with certain assumptions is needed to determine whether a reversal (i.e. a decrease in the ending 


balance) relates to amounts that accrued in the preceding five Fiscal Years or to amounts that 


were previously subject to recapture under Article 4.4.4. One approach would be to assume that 


reversals relate to the oldest accruals. This would be a first-in, first-out or FIFO methodology. 


Another approach would be to assume that reversals relate to the most recent accruals. This would 


be a last-in, first-out or LIFO methodology. 


90.16. These different methodologies produce different outcomes in terms of the amount of DTLs 


recaptured and the Fiscal Years in which the recapture occurs. They will further result in the 


corresponding recapture reversal (pursuant to Article 4.4.2(b)) occurring in different Fiscal Years. 


However, it is not possible to determine in absolute terms whether a particular methodology is 


more or less favourable for the taxpayer (in terms of amount overall subject to recapture) in all 


cases, because it depends on the actual trend of DTL increases and decreases in the year-end 


balances of a given Aggregate DTL Category or GL account.  


90.17. Nevertheless, in the case of Aggregate DTL Categories, the FIFO methodology could 


shield an un-reversed DTL accrual from recapture in some circumstances. The risk arises where 


the Aggregate DTL Category contains GL accounts that have both Short-term DTLs and Long-


term DTLs. In such cases, the accruals and reversals in the Short-term DTLs can make it appear 


on a FIFO basis that all of the DTLs have reversed within five years when in fact, the Long-term 


DTLs remain outstanding for more than five years.  


90.18. The LIFO methodology is a more conservative approach because it mitigates the risk that 


the Long-term DTLs encompassed by an Aggregate DTL Category would not be recaptured after 


five years or that the relevant recapture would be postponed indefinitely. 


90.19. A Constituent Entity may use the FIFO methodology to determine reversals in the following 


cases: 


a) The DTL is determined in relation to a single GL account;


b) The DTL is determined in relation to an Aggregate DTL Category that consists solely


of DTLs determined in relation to GL accounts with a similar reversal trend (see


paragraph 90.20); or
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c) The DTLs are aggregated within an Aggregate DTL Category without a similar reversal


trend but where MNE can demonstrate that the FIFO methodology nevertheless


results in appropriate recapture of DTLs to the extent their reversal trend extends


beyond 5 years (see paragraph 90.21).


For any Aggregate DTL Category for which the Constituent Entity does not choose to use the FIFO 


methodology or for which it cannot demonstrate that the conditions above are satisfied, the LIFO 


methodology must be used.  


90.20. DTLs related to an Aggregate DTL Category are considered to have a similar reversal 


trend (for the purposes of paragraph 90.19(b) above) if such DTLs fully reverse within a two-year 


period of each other. For example, if all of the DTLs related to GL accounts in an Aggregate DTL 


Category will fully reverse between 9 and 11 years from the Fiscal Year in which they arise, those 


DTLs have a similar reversal trend.  


90.21. A Constituent Entity may be able to demonstrate that the FIFO method appropriately 


recaptures Long-term DTLs based on facts and circumstances (for the purposes of paragraph 


90.19(c) above) related to the nature of the transactions and the relevant tax rules. For example, 


a Constituent Entity may be able to demonstrate that the DTLs in respect of an Aggregate DTL 


Category reverse ratably over a 10-year period beginning in the Fiscal Year after the accrual and 


that the FIFO method recaptures half of the DTL accruals related to that Aggregate DTL Category. 


90.22. The functioning of both the FIFO and LIFO methodology of determining DTL reversals and 


recapture is based on the determination of the Unjustified Balance in the current Fiscal Year (i.e. 


the fifth subsequent Fiscal Year after the tested Fiscal Year). The Tested Fiscal Year is the one in 


which the DTL accrual occurs and is claimed in the Adjusted Covered Taxes (to be subject to DTL 


recapture rule). The Testing Period is the five-year period which follows the Tested Fiscal Year. 


The Unjustified Balance represents the total amount of the DTL that has not been reversed before 


the end of Testing Period (i.e. the total amount of recaptured DTL) and is determined as the excess 


(if any) of the Outstanding Balance of the DTL over the Maximum Justifiable Amount for that 


category. The Outstanding Balance is the DTL balance as of the end of the Testing Period 


computed starting from the Transition Year. The Maximum Justifiable Amount is determined in two 


different ways depending on whether the FIFO or LIFO methodology applies. See paragraphs 


90.23 and 90.24 below. If the Maximum Justifiable Amount is equal to or greater than the 


Outstanding Balance of the Aggregate DTL Category or GL account, there is no DTL recapture for 


the tested Fiscal Year. If the Maximum Justifiable amount is lower than the Outstanding balance 


of the Aggregate DTL Category or GL account, the difference is an Unjustified Balance. The 


Unjustified Balance is compared with the previous year Unjustified Balance amount (if any), in 


order to determine whether there is an increase or a decrease for the relevant tested Fiscal Year. 


If the Unjustified Balance increases in the current Fiscal Year, the amount of the increase 


represents the DTL accrual which shall be recaptured (i.e. excluded from the computation of the 


Adjusted Covered Taxes of the tested Fiscal Year in the ETR re-computation under Article 5.4). If 


the Unjustified Balance decreases in the current Fiscal Year, the amount of the decrease must be 


treated either as a reversal of a recaptured DTL, or reversal of an Unclaimed Accrual, or reversal 


of pre-Transition Year DTL.  


FIFO Methodology 


90.23. Under the FIFO methodology, the Maximum Justifiable amount corresponds to the sum 


of the net increases in the outstanding DTL balance for each Fiscal Year in the five-year testing 


period in which there was a net increase in the outstanding DTL balance. In this way, a net 


decrease in the DTL balance with a Fiscal Year (representing, on net, a reversal) is considered to 


reduce the net increase in DTL balance in the earliest Fiscal Year in chronological order.   
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LIFO Methodology 


90.24. Under the LIFO methodology, the Maximum Justifiable amount is determined as the 


greater of zero or the net amount of the DTL accruals and reversals that occurred during the five-


year testing period. In this way, the reversals occurring during the Testing Period are first allocated 


to the DTL accruals of the Testing Period. 


Simplification for Short-term DTLs 


Aggregation of Short-term DTLs  


90.25. A Constituent Entity that has an Aggregate DTL Category that is comprised exclusively of 


Short-term DTLs may benefit from the simplification described in the following paragraphs. If a 


Constituent Entity’s existing Aggregate DTL Category contains Short-term DTLs and Long-term 


DTLs, it is allowed to separate the GL accounts with Short-term DTLs from the GL accounts with 


Long-term DTLs and apply this simplification to the individual GL accounts or an Aggregate DTL 


Category that includes two or more of such GL accounts. For example, a Constituent Entity may 


have an Aggregate DTL Category comprised of some GL accounts for inventory that will be 


reflected in the balance sheet for less than five years and some GL accounts for inventory, such 


as replacement parts for manufactured products, that remains on the balance sheet for a long 


period of time. If the Constituent Entity can separate that Aggregate DTL Category and separately 


determine the DTLs related to the replacement parts and the remainder of the inventory, the 


Constituent Entity can apply the simplification described below with respect to the remainder of the 


inventory.  


90.26. The Constituent Entity may be able to demonstrate on the basis of objective facts, that all 


DTLs related to the assets or liabilities in a GL account or all DTLs included in an Aggregate DTL 


Category reverse within five fiscal years of the accrual year. In such cases, the Constituent Entity 


is not obligated to put in place a tracking system and recapture methodology to demonstrate that 


such DTLs have a short-term reversal. These objective facts shall take into account (i) the 


difference between the tax base and the accounting carrying value, applicable to the relevant 


DTLs, and, where relevant (ii) the economic features of the underlying assets and liabilities. Short-


term DTLs can benefit from this compliance simplification where the Constituent Entity is able to 


demonstrate the short-term reversal based on objective facts. For this purpose, the Constituent 


Entity shall maintain proper evidence to support the conclusion that the DTLs have a short-term 


reversal period.  


90.27. The following examples illustrate the objective facts that may be relevant for purposes of 


demonstrating that specific DTLs are Short-term DTLs. 


a) For DTLs related to amortizable assets that are not Recapture Exception Accruals under


Article 4.4.5, it may be possible to objectively determine that the reversal occurs within


five years where, for example, a purchased intangible asset (e.g. customer list) is


amortized using the straight-line method for accounting purposes in ten years, while the


tax amortization period (also based on the straight-line method) is set at five years, it is


possible to objectively determine that the reversal will occur within five years of the accrual.


b) For DTLs related to certain receivables, the tax timing rule may follow the cash basis


principle (i.e. the revenue is included in the taxable income in the year of actual receipt)


while for accounting purposes, revenue recognition follows the accrual basis principle (e.g.


when the payment is due under the contract). In such case, where the Constituent Entity


is able to demonstrate that the receivables related to such DTLs are collected, written-off


(or monetized in other ways, e.g. via subsequent sale, where relevant for tax purposes)
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within five years of when the payment is due, it can benefit from the Short-term DTL 


simplification. For this purpose, the Constituent Entity may take into account the terms of 


payment as reflected in the underlying contracts, historical observation of account 


collections, its policies and practices concerning expensing bad debts, and any other 


circumstance which can be objectively observed and documented.  


c) For DTLs related to a tax rule that allows deferral of gain from the sale of property for up


to a maximum of five years, it is possible to objectively determine that the reversal of such


DTLs occur within five-years.


d) DTLs related to certain deferred costs that are not Recapture Exception Accruals under


Article 4.4.5 might arise because the accounting rule requires the expenses to be spread


over the relevant economic life of the asset, or contract, or service to which it refers (e.g.


license for the utilization of software), while for tax purposes the cost is fully deducted in


the year of the actual payment. In such cases, where the Constituent Entity is able to


demonstrate that the economic life over which the deferred costs are spread for


accounting purposes, is not longer than five years, it will be able to benefit from the DTL


Short-term simplification.


e) DTLs might arise in relation to long-term contracts where the accounting revenue


recognition criteria follows the percentage of completion method while for tax purposes


revenue are taxable only at the completion of the contract (irrespective of when payments


on the contract are received). In such cases, where the Constituent Entity can demonstrate


that the duration of each construction contract is shorter than five years, it can benefit from


the Short-term DTL simplification.


f) DTLs might arise in relation to inventory of fungible goods where the accounting valuation


criteria are different from the one used for tax purposes. For example, where the


Constituent Entity uses the FIFO inventory method for both tax and accounting purposes


but uses a valuation technique for inventory that consistently results in a lower value for


tax purposes than for accounting purposes and is able to demonstrate that the inventory


is sold over a period that is shorter than five fiscal year, it will be able to benefit from the


Short-term DTLs simplification. DTLs related to long-term inventories (for example, aged


wine or spirits) are expected not to be able to benefit from the Short-term DTL


simplification.


90.28. If a Constituent Entity’s existing practice of measuring DTLs has an Aggregate DTL 


Category that has only Short-term DTLs and DTAs, the Constituent Entity is allowed to include the 


DTAs in the Aggregate DTL Category and to benefit from the Short-term DTL simplification. 


90.29. Where the Constituent Entity is no longer able to benefit from the Short-term DTL 


simplification for a given GL account or an Aggregate DTL Category starting from a given Fiscal 


Year, the Constituent Entity will start applying the DTL recapture rule starting from that Fiscal Year. 


For example, this could happen as a consequence of a change in the tax rules that causes DTLs 


to become Long-term DTLs. In order to apply the DTL recapture rule, the Constituent Entity shall 


determine whether the Aggregate DTL Category meets the aggregate tracking requirements and 


determine the applicable recapture methodology (FIFO or LIFO). The outstanding DTL for the 


relevant GL account or an Aggregate DTL Category (that meets the aggregate tracking 


requirements) as of the beginning of the Fiscal Year in which the simplification is no longer 


available shall be treated in the same manner as if they were pre-Transition Year DTLs (as 


provided in paragraph 90.30 and 90.31 below).  
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Reversal of DTLs that accrued before the Transition Year 


90.30. The DTL recapture rule applies to DTLs that are included in the computation of Adjusted 


Covered Taxes starting from the Transition Year. DTLs imported into the GloBE system pursuant 


to Article 9.1.1 are not subject to the DTL recapture rule (as stated in paragraph 6.3 of the 


Commentary to Article 9.1.1).  


90.31. Accordingly, the reversal of pre-Transition Year DTLs should be excluded from the 


application of the DTL recapture rule in a way that is consistent with the Constituent Entity’s DTL 


recapture methodology. For example, where the Constituent Entity uses the FIFO methodology to 


determine recaptured DTLs, DTL reversals shall be first allocated to pre-Transition Year DTLs and 


as such shall be excluded from the computation of the Outstanding Balance. Once the amount of 


those pre-Transition Year DTLs is exhausted, the subsequent reversals will be included in the 


computation of the Outstanding Balance and factored into the relevant DTL recapture 


methodology. Where the Constituent Entity uses LIFO as its DTL recapture methodology, the 


reversals for the Fiscal Year shall be first allocated to the Outstanding Balance to the extent thereof 


and then to pre-Transition Year DTL.  


Changes in the scope of an Aggregate DTL Category 


90.32. It is expected that Constituent Entities will not want to frequently change their GL account 


or Aggregate DTL Categories because of the administrative burdens. However, a Constituent 


Entity may want or need to change the scope of a GL account or Aggregate DTL Category in 


situations in which the chart of account or the reporting package set-up changes, for example, in 


connection with the combination of two MNE Groups or upgrades to the MNE Group’s financial 


reporting and information systems. A Constituent Entity may want or need to change the scope of 


a GL account or Aggregate DTL Category for other reasons as well. 


90.33. To properly manage the transition, the Constituent Entity must determine the amount of 


its DTL recapture attributes for each GL account or Aggregate DTL Category and allocate those 


amounts among the new GL accounts or Aggregate DTL Categories on a reasonable basis such 


that after the transition there will not be double counting or double non-counting. For this purpose, 


the DTL recapture attributes are (i) the amount of the Unjustified Balance, (ii) the Outstanding 


Balance of the GL account or Aggregate DTL Category, (iii) any amount of pre-Transition Year 


DTLs not yet reversed, and (iv) DTL accruals during the five-year period preceding the change. 


Clarification on the scope of the Recapture Exception Accrual under Article 


4.4.5(a) 


60. The following paragraph is inserted after paragraph 95 of the Commentary to Article 4.4.5:


95.1 A lessor of a tangible asset may use lease accounting to recover the cost of the leased


property for accounting purposes. Under lease accounting, the lessor may reflect the cost of the


tangible asset that is subject to the lease as a receivable in the financial accounts, rather than as


a tangible asset. For tax purposes, however, the lessor may recover the cost of the leased property


through depreciation, often accelerated depreciation. In such cases, the timing of the cost recovery


for the leased asset will be different for accounting and tax purposes and will often give rise to a


deferred tax liability. That deferred tax liability is with respect to cost recovery allowances on the


leased property and is within the scope of Article 4.4.5(a) if the leased property is a tangible asset.


Unclaimed Accrual Election


61. The following paragraphs are inserted after paragraph 112 of the Commentary to Article 4.4.7:
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112.1 Article 4.4.7 provides an Annual Election which allows a Constituent Entity to exclude the 


DTL accrual in a given Fiscal Year if it is not expected to reverse, in its entirety, by the end of the 


fifth subsequent Fiscal Year. If the Unclaimed Accrual election is made, the reversal of the 


unclaimed DTL shall also be excluded from the computation of the Adjusted Covered Taxes 


(pursuant to Article 4.4.2(a)). The DTL recapture rule only applies to the DTL accrual that is 


included in the computation of the Adjusted Covered Taxes for the relevant Fiscal Year. If a DTL 


accrual is not included in the Adjusted Covered Taxes, it is not subject to the DTL recapture rule.  


112.2 The Unclaimed Accrual election is allowed in respect of DTLs that are not expected to 


reverse entirely within five Fiscal Years. The Unclaimed Accrual election must be made with 


respect to a DTL consistently with the tracking approach used by the Constituent Entity for that 


DTL. If DTL are tracked individually, the Unclaimed Accrual election must be made on each DTL 


on an item-by-item basis, if tracking is based on a GL account, the election must be made for all 


the DTLs encompassed in the GL account, if tracking is based on Aggregate DTL Category, the 


election must be made for all the DTLs encompassed in the Aggregate DTL Category. It follows 


that the election cannot be made with respect to a subset of DTLs within a GL account or within 


an Aggregate DTL Category or a portion of the DTL accrued as an individual DTL.  


112.3 A Constituent Entity may make an Unclaimed Accrual Annual Election with respect to 


DTLs that it expects will reverse in more than five years after accrual. A Constituent Entity may 


make an Unclaimed Accrual Five-Year Election with respect to a DTL for a GL account or an 


Aggregate DTL Category irrespective of any expectations about the reversal time period of the 


DTLs individually or the GL account or Aggregate DTL Category as a whole.  


112.4. If an Unclaimed Accrual Five-Year Election is made in the Transition Year for a given DTL 


category (i.e. the DTL related to a GL account or an Aggregate DTL Category), all relevant DTL 


accruals and reversals of the DTL category shall be excluded from the Adjusted Covered Taxes 


until the election is revoked. The Constituent Entity must determine the amount in the Aggregate 


DTL Category or GL account that relate to the pre-Transition Year DTLs because reversals of pre-


Transition Year DTLs should be included in the computation of Adjusted Covered Taxes. For this 


purpose, the first reversals in the Aggregate DTL Category or GL account shall be treated reversals 


of pre-Transition Year DTLs. 


112.5. In cases where a Constituent Entity makes an Annual Election for an Unclaimed Accrual 


in some Fiscal Years but not in others or revokes a Five-Year Election for an Unclaimed Accrual, 


the Constituent Entity must apply the appropriate DTL tracking methodology to determine whether 


DTL reversals in subsequent Fiscal Years relate to claimed or unclaimed DTLs.  


112.6. In cases where a Constituent Entity begins applying the DTL recapture rules to a GL 


account or an Aggregate DTL Category for which an Unclaimed Accrual election applied to all 


preceding Fiscal Years beginning with the Transition Year, reversals of the amount of DTL accrual 


that was not claimed in the previous Fiscal Years shall be ignored in the computation of Adjusted 


Covered Taxes. In determining which DTL reversals relate to Unclaimed Accruals in an Aggregate 


DTL Category or GL account, the Constituent Entity shall apply its methodology for determining 


which DTL reversals related to pre-Transition Year DTLs and treat the Unclaimed Accruals as 


arising chronologically after the pre-Transition Year DTLs and before any DTLs that are subject to 


the DTL recapture rule. For example, if the Constituent Entity uses the FIFO method as the 


recapture methodology for the Aggregate DTL Category, the DTL reversals will be treated as 


reversals of Unclaimed Accruals only after all of the pre-Transition Year DTLs have been reversed. 
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QDMTT Considerations 


62. The following paragraphs are inserted after paragraph 118.53 of the Commentary to the definition


of Qualified Domestic Minimum Top-up Tax:


118.53.1 A QDMTT generally must provide for Aggregate DTL Categories consistent with 


the principles and exclusions set out in the Commentary to Article 4.4.4 of the GloBE Rules. 


Application of those principles and exclusions to the DTLs that are tracked under a local accounting 


standard may result in categories that do not align with the Aggregate DTL Categories that would 


be used under the accounting standard required under Article 3.1.2 or Article 3.1.3. Accordingly, 


the Constituent Entity may have different Aggregate DTL Categories where a QDMTT (whether or 


not it meets the requirements of a QDMTT Safe Harbour) permits or requires QDMTT 


computations based on local financial accounting standards.  


118.53.2 A QDMTT must provide for an Unclaimed Accrual election consistently with the 


principles set out in the Commentary to Article 4.4.7 of the GloBE Rules (including the Unclaimed 


Accrual Five-Year Election). 


1.4. Examples 


63. The following examples will be included in the GloBE Model Rules Examples.


Example 4.4.4-1 – DTL tracking approach definition


1. A Co is a Constituent Entity located in Country A. A Co prepares its reporting package accounts


using IFRS and recognises deferred tax liabilities in relation to trade receivables. IFRS recognition criteria


for revenues from transactions with customers are different from the corporate tax rules applicable in


Country A and the tax basis of trade receivables is different from the corresponding IFRS carrying value.


The trade receivables Balance Sheet account in the relevant chart of accounts is composed of a number


of General Ledger accounts (e.g. receivables from the sale of product 1, product 2, service A, service B,


etc.), and each General Ledger account contains a certain number of sub-accounts (e.g. individual


accounts related to each customer), as represented in the below table.


2. If A Co measures and tracks DTLs based on each of the four GL accounts and determines whether


or not there is a DTL accrual or reversal in each GL account at the end of the Fiscal Year, it may apply the


DTL recapture rule on the basis of the GL account tracking.


3. If A Co measures and tracks DTLs based on the Trade Receivables Balance Sheet account, which


contains the four GL accounts, it may apply the DTL recapture rule to that Aggregate DTL Category.


Tax basis IFRS Timing difference DTL (15%)


BS account Trade receivables 1,000 1,700 700 105 


GL account 1 from sale of product 1 200 400 200 30 


 - customer X - 100 100 15 


 - customer Y 100 200 100 15 


 - customer Z 100 100 - - 


GL account 2 from sale of product 2 100 300 200 30 


 - customer W 100 300 200 30 


GL account 3 from sale of service A 400 400 - - 


 - customer X 400 400 - - 


GL account 4 from sale of service B 300 600 300 45 


 - customer Y 300 600 300 45 
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Example 4.4.4-2 – FIFO methodology 


1. A Co has an Aggregate DTL Category in relation to trade receivables that is consistent with the


chart of accounts used for the Consolidated Financial Statements. A Co is able to determine and prove


that each GL account included in the Aggregate DTL Category has a similar reversal trend and therefore


is eligible to apply the FIFO methodology.


2. The table below shows for each Fiscal Year the net DTL increases (i.e. accrual) and net DTL


decreases (i.e. reversal) determined for the Aggregate DTL Category.


3. The table below shows the application of the FIFO methodology to the above identified DTL


accruals and reversals for the Aggregate DTL Category.


4. The DTL recapture test determines a DTL Recaptured amount of 10, to be excluded from the


Adjusted Covered Taxes in Year 1 (the Tested Fiscal Year) for the purposes of computing Year 6 Additional


Current Top-up Tax. For the Tested Fiscal Year (Year 1), the Maximum Justifiable amount is equal to 500,


while the Outstanding Balance (equal to the sum of all the net DTL accruals over the Testing Period) is


equal to 510. The excess of the Outstanding Balance over the Maximum Justifiable amount represents the


Unjustified Balance for the current Year (i.e. Year 6). Because the Unjustified Balance for the previous


Fiscal Year is zero, an increase in the Unjustified Balance is determined for the current year. A DTL


Recapture is also determined for Year 7, 8, 9 and 11. An adjustment pursuant to Article 4.4.2(b) shall be


made for Year 10, 12, 13, 14 and 15 for an amount corresponding to the yearly decrease in the Unjustified


Balance. Example 4.4.4-3 – LIFO methodology.


Example 4.4.4-3 – LIFO methodology 


1. A Co has an Aggregate DTL Category in relation to trade receivables that is consistent with the


chart of accounts used for the Consolidated Financial Statements. A Co is not able to determine and prove


that each GL account included in the Aggregate DTL Category has a similar reversal trend. Based on that,


A Co decides to apply the LIFO methodology to the Aggregate DTL Category.


2. The table below shows for each Fiscal Year the relevant net DTL increases (i.e. accrual) and net


DTL decreases (i.e. reversal) corresponding to the Aggregate DTL Category.


DTL category Trade receivables 1       2       3       4       5       6       7       8       9       10     11     12     13     14     15     16     
GL account 1 on product 1 10     10     10     10     10     10     10     10     10     10     10     (110) 


GL account 2 on product 2 100   (100) 
GL account 3 on service A 100   100   -100 (100) 


GL account 4 on service B 10     20     10     - 10 10     20     - 10 10     (100) 
GL account 5 on service C 100   (10) (10) (10)    (10)    (10)    (10)    (10)    (10)    (10)    (10)    


10     120   130   120   10     120   10     (80) - (90) 10 (320) (10)    (10)    (10)    (10)    


Net DTL movement per Fiscal Year


Net DTL movement


DTL category - FIFO methodology 1       2       3       4       5       6       7       8       9       10     11    12    13    14    15    16    


10     120   130   120   10     120   10     (80) - (90) 10 (320) (10)    (10)    (10)    (10)    


10     130   260   380   390   510   520   440   440   350   360   40     30     20     10     -    
(B) Maximum justifiable amount 500   390   260   140   130   20     10     10     10     10     -    
(A-B) Unjustified Balance 10     130   180   300   220   340   30     20     10     -    -    
Unjustified balance (yearly movement) 10     120   50     120   (80) 120 (310) (10)    (10)    (10)    -    


Net DTL movement


(A) Outstanding balance
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3. The table below shows the application of the LIFO methodology to the above identified DTL


accruals and reversals for the Aggregate DTL Category.


4. The DTL recapture test determines a DTL Recaptured amount of 10, to be excluded from the


Adjusted Covered Taxes in Year 1 (the Tested Fiscal Year) for the purposes of computing Year 6 Additional


Current Top-up Tax. For the Tested Fiscal Year (Year 1), the Maximum Justifiable amount is equal to 360,


while the Outstanding Balance (equal to the sum of all the net DTL accruals and reversals computed


starting from the Transition Year till the end of the Testing Period) is equal to 370. The excess of the


Outstanding Balance over the Maximum Justifiable amount represents the Unjustified Balance for the


current Year (i.e. Year 6). Considered that the Unjustified Balance for the previous Fiscal Year is zero, an


increase in the Unjustified Balance is determined for the current year. A DTL Recapture of 210 is also


determined for Year 7. An adjustment pursuant to Article 4.4.2(b) is required for Year 8 throughout Year


16, for an amount corresponding to the yearly decrease in the Unjustified Balance for that Year.


Example 4.4.4-4 – Pre-Transition Year DTL allocated under FIFO methodology 


1. The fact patterns are the same as Example 4.4.4 – 2, except that A Co has pre-Transition Year


DTLs for the Aggregate DTL Category equal to 150. For the purposes of the DTL recapture rule, the


reversals of pre-Transition Year DTL shall not be computed in the Outstanding Balance otherwise they


would be treated as reversals of DTLs that accrued starting from the Transition Year. This principle is


reflected in the table below by excluding the reversals attributable to pre-Transition Year DTLs from the


“net DTL movement” of the aggregate DTL category as relevant for the determination of the Outstanding


Balance, for the DTL recapture mechanism.


2. A Co uses a FIFO recapture methodology for the Aggregate DTL Category. The reversal of pre-


Transition Year DTLs must be determined in accordance with the FIFO approach. Under the FIFO


approach, the first net DTL decreases in the Aggregate DTL Category are treated as reversals of pre-


Transition Year DTLs and as such excluded from the computation of the net DTL movement of the relevant


Fiscal Year.


3. The below table shows that the first net DTL decreases occur in Year 7, Year 8 and Year 10. Such


net decreases are treated as reversals of pre-Transition Year DTLs and as such are excluded from the


computation of the net DTL movement of such Fiscal Years. The 150 of pre-Transition Year DTLs are


DTL category Trade receivables 1       2       3       4       5       6       7       8       9       10     11     12     13     14     15     16     
GL account 1 on product 1 10     10     10     10     10     10     10     10     10     10     10     (110) 


GL account 2 on product 2 100   (100) 
GL account 3 on service A 200   (200) 
GL account 4 on service B 100   (10) (10) (10)    (10)    (10)    (10)    (10)    (10)    (10)    (10)    
GL account 5 on service C 50     (10) 10 (10) (10) (10)    20     (10) (10) (10)    (10)    


10     210   - 200 - (50) (10)    (190) (10)    (10)    (10)    (100) (10)    (10)    (10)    (10)    


Net DTL movement per Fiscal Year


Net DTL movement


LIFO methodology - Aggregate DTL category
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16


10     210   - 200 - (50) (10)    (190) (10)    (10)    (10)    (100) (10)    (10)    (10)    (10)    


10     220   220   420   420   370   360   170   160   150   140   40     30     20     10     -    
(B) Maximum justifiable amount 360   140   - -    - -    - - - -    -    
(A-B) Unjustified Balance 10     220   170   160   150   140   40 30     20     10     -    
Unjustified balance (yearly movement) 10     210   (50) (10) (10)    (10)    (100) (10)    (10)    (10)    (10)    


Net DTL movement


(A) Outstanding balance


Fiscal Year


Aggregate DTL category - FIFO methodology 1       2       3       4       5       6       7       8       9       10     11    12    13    14    15    16    


10     100   130   70     - 120 (20) (80) -    (90) 10 (360) (10)    (10)    (10)    (10)    
Pre-Transition Year DTL 150


- -    - -    - -    (20) (80)    -    (50) - -    - -    - -    


10     100   130   70     - 120 - -    - (40) 10 (360) (10)    (10)    (10)    (10)    


10     110   240   310   310   430   430   430   430   390   400   40     30     20     10     -    
(B) Maximum justifiable amount 420   320   190   120   120   10     10     10     10     10     -    
(A-B) Unjustified Balance 10     110   240   310   270   390   30     20     10     -    -    
Unjustified balance (yearly movement) 10     100   130   70     (40) 120 (360) (10)    (10)    (10)    -    


Net DTL movement


(A) Outstanding balance


Reversals allocated to pre-Transition 


Year DTL (FIFO)


Net DTL movement (after allocation to 


Pre-Transition Year DTL)
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treated as reversing in Year 7, for an amount equal to 20, in Year 8, for an amount equal to 80 and in Year 


10, for the residual amount of 50. Accordingly, the net DTL movement for Year 7 and 8 is re-determined 


to zero, while the net DTL movement for Year 10 is re-determined from -90 to -40.  


Example 4.4.4-5 – Pre-Transition Year DTLs allocated under LIFO methodology 


1. The fact patterns are the same as Example 4.4.4 - 3 above, except that A Co has pre-Transition 


Year DTLs for the Aggregate DTL Category equal to 150. For the purposes of the DTL recapture rule, the 


reversals of pre-Transition Year DTL shall not be computed in the Outstanding Balance otherwise they 


would be treated as reversals of DTLs that accrued starting from the Transition Year. This principle is 


reflected in the table below by excluding the reversals attributable to pre-Transition Year DTLs from the 


“net DTL movement” of the aggregate DTL category as relevant for the determination of the Outstanding 


Balance, for the DTL recapture mechanism. 


2. A Co uses LIFO as recapture methodology for the relevant DTL category. The reversal of pre-


Transition Year DTLs must be determined in accordance with the LIFO approach. Under the LIFO 


approach, the net DTL decreases in the Aggregate DTL Category are first allocated to DTLs accrued 


starting from the Transition Year and as such computed in the Outstanding Balance. Once the Outstanding 


Balance is negative (i.e. the overall reversals exceed the overall accruals), the net DTL decreases that 


causes the Outstanding balance to become negative are treated as reversals of pre-Transition Year DTLs. 


In the Fiscal Year in which the Outstanding Balance is negative and there is a net decrease in the net DTL 


movement, the net DTL decrease is treated as reversal of pre-Transition Year DTLs, but only to the extent 


that such decreases reduces the Outstanding Balance below zero.  


3. The below table shows that the Outstanding Balance is negative in Year 12 till Year 16. In Year 


12, there is a net DTL decrease of 140 which causes the Outstanding Balance turning to negative to an 


amount of -110. The amount of 110, out of 140, represents the reversals which are overall in excess in 


respect to the overall accruals (computed in the Outstanding Balance, i.e. starting from the Transition Year) 


and as such shall be treated as reversals of pre-Transition Year DTLs. In Year 13, the Outstanding Balance 


is still negative and the net decreases is equal to -10. This net DTL decrease shall be treated as reversal 


of pre-Transition Year DTLs. Same thing occurs for Year 14, Year 15 and Year 16 where the relevant net 


DTL decreases is treated as reversal of pre-Transition Year DTL. 


4. Based on the above, the net DTL movement is re-determined without taking into account the net 


decreases which are allocated to pre-Transition Year DTLs. In particular, for Year 12 to 16, the net DTL 


movement is re-determined to zero. 


 


Example 4.4.7-1 – Unclaimed Accrual Five-Year election 


1. A Co has DTLs on related party receivables that corresponds to a sub-BS account according to 


the chart of accounts used for Consolidated Financial Statements. This sub-BS account is comprised of a 


number of GL accounts. As such, it is considered an Aggregate DTL Category. A Co does not have the 


ability to track DTLs for related party receivables at the GL account level. A Co decides to make the 


Aggregated DTL category - LIFO methodology 
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16


10     190   -    150   (10)    (50)       (40)    (190) (10)    (10)    (10)    (140) (10)    (10)    (10)    (10)    
Pre-Transition Year DTLs 150
Outstanding Balance 10     200   200   350   340   290      250   60     50     40     30     (110) (120) (130) (140) (150) 


(110) (10)    (10)    (10)    (10)    


10     190   -    150   (10)    (50)       (40)    (190) (10)    (10)    (10)    (30)    -    -    -    -    


10     200   200   350   340   290      250   60     50     40     30     -    -    -    -    -    


(B) Maximum justifiable amount 280      50     -    -    -    -    -    -    -    -    -    
(A-B) Unjustified Balance 10        200   60     50     40     30     -    -    -    -    -    
Unjustified balance (yearly movement) 10        190   (140) (10)    (10)    (10)    (30)    -    -    -    -    


Net DTL movement after allocation to pre-Transition 


Year DTLs


Fiscal Year
Net DTL movement


(A) Outstanding balance (after 


allocation of pre-Transition Year DTLs)


Reversals allocated to pre-Transition 


Year DTLs (LIFO)
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Unclaimed Accrual election for the Aggregate DTL Category in the Transition Year. Under this election, 


each net DTL accrual and related reversal as determined in relation to the entire sub-BS account is 


excluded from the computation of the Adjusted Covered Taxes.  


2. The pre-Transition Year DTLs determined as of the beginning of the Transition Year for the related


party receivables is equal to 100. The first net decreases in the DTL category shall be treated as reversal


of pre-Transition Year DTL and shall be accordingly included in the computation of the Adjusted Covered


Taxes. Once the pre-Transition Year DTLs are fully reversed, the subsequent reversals shall be treated


as reversal of the unclaimed DTL accruals and as such shall be excluded from the computation of the


Adjusted Covered Taxes.


Example 4.4.7-2 – Annual Unclaimed Accrual election 


1. A Co has a DTL category related to service contracts (corresponding to an Aggregate DTL


Category, i.e. an aggregation of GL accounts) that vary in length from 5 to 10 years and as such is not


expected to entirely reverse entirely within five years.


2. A Co decides to make an election under Article 4.4.7 in Year 1 and does not include the DTL


accrual of 100 in its computation of Adjusted Covered Taxes for Year 1. A Co recognises another DTL


accrual in Year 2 for such DTL category, but it is claimed in the computation of the Adjusted Covered Taxes


for Year 2 (i.e. no election under Article 4.4.7). Although A Co did not claim the Year 1 accrual in its


Adjusted Covered Taxes computation, it will have to determine when that accrual reverses so that it can


claim the taxes in its Adjusted Covered Taxes upon reversal of the deferred tax liability based on the DTL


recapture methodology used by A Co for the relevant DTL category. In particular, for the purposes of the


correct functioning of the Unclaimed Accrual election and of the DTL recapture methodology used for the


relevant DTL category, A Co will have to exclude the unclaimed DTL accrual in Year 1 for the purposes of


the computation of the Outstanding Balance. On the other hand, the reversal shall be included in the


determination of the Outstanding Balance in order to determine the timing of the relevant reversals and


corresponding adjustment pursuant to Article 4.4.2(a).


Example 4.4.7-3 – pre-Transition Year DTLs under an Unclaimed Accrual Five-


Year Election 


1. A Co makes an Unclaimed Accrual Five-Year Election in the Transition Year in respect to an


Aggregate DTL Category. For the purposes of the DTL recapture rule, A Co has determined the pre-


Transition Year DTLs for such DTL category. The reversals of pre-Transition Year DTLs must be taken


into account in the computation of the Adjusted Covered Taxes and as such shall not be treated as reversal


of unclaimed accruals. The reversal of pre-Transition Year DTLs are determined in accordance with a FIFO


approach. In other words, the first net DTL decreases shall be treated as reversal of pre-Transition Year


DTLs.


2. The Table below shows that the first net DTL decreases occur in Year 7, Year 8, Year 10 and so


forth. Under the FIFO approach the net DTL movements to be excluded for the purposes of the Unclaimed


Accrual election shall not take into account the net DTL decrease of 20 in Year 7, of 80 in Year 8 and of


50 in Year 10.


Aggregated DTL category 1       2       3       4       5       6       7       8       9       10     11    12    13    14    15    16    


10     100   130   70     - 120 (20) (80) -    (90) 10 (360) (10)    (10)    (10)    (10)    
Pre-Transition Year DTL 150


- -    - -    - -    (20) (80)    -    (50) - -    - -    - -    


10     100   130   70     - 120 - -    - (40) 10 (360) (10)    (10)    (10)    (10)    Net DTL movement (after allocation to 


Pre-Transition Year DTL) to be 


excluded from Adjusted Covered Taxes 


under the Unclaimed Accrual election


Net DTL movement


Reversals allocated to pre-Transition 


Year DTL (FIFO)
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2.1. Divergences between GloBE and accounting carrying values 


2.1.1. Introduction 


1. This note provides guidance on how MNE Groups should determine Adjusted Covered Taxes of


Constituent Entities in cases where the accounting and GloBE carrying values and the deferred tax


assets/liabilities determined therefrom diverge.


2. It also provides guidance in relation to the GloBE treatment of an intragroup transaction accounted


for at cost by the acquiring Constituent Entity, as foreshadowed in Chapter 2.1 of the Tax Challenges


Arising from the Digitalisation of the Economy – Administrative Guidance on the Global Anti-Base Erosion


Model Rules (Pillar Two), released on 2 February 2023 (the February 2023 AG).


3. Divergences between the carrying value of assets and liabilities and the underlying deferred tax


positions for GloBE and accounting purposes may occur pursuant to a number of other provisions under


the GloBE Rules. Where there is a divergence between the GloBE and accounting carrying value of the


assets and liabilities of a Constituent Entity it is important that the relevant elements of the Total Deferred


Tax Adjustment Amount of the Constituent Entity be determined and subsequently adjusted on the basis


of the carrying value relevant to the application of the GloBE Rules. The Inclusive Framework will further


consider potential simplification measures to mitigate the compliance burdens associated with divergences


between GloBE and accounting carrying values.


2.1.2. Issues to be considered 


Divergences between GloBE and accounting carrying values 


4. The GloBE Rules generally rely on the amounts reflected in the financial accounts of a Constituent


Entity used in the preparation of Consolidated Financial Statements of the Ultimate Parent Entity as the


starting point for determining the GloBE Income or Loss (under Article 3.1.2 or Article 3.1.3) and Adjusted


Covered Taxes (Article 4.1) of each Constituent Entity. As discussed in the Commentary to Article 4.4.1,


“the starting point for the Total Deferred Tax Adjustment Amount is the amount of deferred tax expense


accrued in the financial accounts of a Constituent Entity". Further, paragraph 71.1 of the Commentary to


Article 4.4.1 notes that “references to the deferred tax expense accrued in the financial accounts of a


Constituent Entity must be interpreted as the deferred tax expense accrued in the Financial Accounting


Net Income or Loss for that Constituent Entity in line with Article 4.1.1 and the principles of Article 3.1.2”.


The exception to this is in circumstances where the income and expense attributable to a Constituent Entity


are reflected only in the Consolidated Financial Accounts, as such Article 3.1.2 and Article 4.4 allows for


income and expenses, and deferred tax expenses in relation to those items, to be included in the


calculation of the GloBE Income or Loss and Total Deferred Tax Adjustment Amount for that Constituent


2. Divergences between GloBE and 
accounting carrying values
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Entity, where they are directly traced to the Constituent Entity (see paragraph 71.1 of the Commentary to 


Article 4.4.1).  


5. However, there are cases where the GloBE Rules require a Constituent Entity to determine its


GloBE Income or Loss and Adjusted Covered Taxes by reference to a carrying value that may be different


from the carrying value reflected in the financial accounts otherwise used for GloBE purposes. The


following Articles are affected:


• Article 3.2.1(i), which adjusts a Constituent Entity’s Financial Accounting Net Income or Loss


for accrued pension expense;


• Article 3.2.2, which provides an election to substitute the amount of stock-based compensation


allowed as a deduction in the computation of a Constituent Entity’s taxable income for the


amount of stock-based compensation expense reported in the financial accounts;


• Article 3.2.3, which requires MNE Groups to apply the Arm’s Length Principle to certain intra-


group transactions in order to protect the integrity of jurisdictional blending;


• Article 3.2.5, which provides an election to determine gains and losses using the realisation


principle in lieu of fair value accounting;


• Article 6.2.1(c), which provides that a target in the acquisition year and each succeeding year


shall determine its GloBE Income or Loss and Adjusted Covered Taxes using its historical


carrying value of the assets and liabilities;


• Article 6.2.2, which provides that certain acquisitions or disposals of a Controlling Interest in a


Constituent Entity shall be treated as an acquisition or disposal of the assets and liabilities;


• Article 6.3.1, in circumstances where Article 3.2.3 applies in respect of asset transfers not


recorded at arm’s length and requires a transaction between Constituent Entities located in


different jurisdictions that is not recorded in the same amount in the financial accounts of both


Constituent Entities or that is not consistent with the Arm’s Length Principle to be adjusted so


as to be in the same amount and consistent with the Arm’s Length Principle;


• Article 6.3.2, which requires an acquiring Constituent Entity in a GloBE Reorganisation to


determine its GloBE Income or Loss after the acquisition using the disposing Entity’s carrying


values of the acquired assets and liabilities upon disposition;


• Article 6.3.3, which requires an acquiring Constituent Entity in a GloBE Reorganisation wherein


a disposing Constituent Entity recognises Non-qualifying Gain or Loss to determine its GloBE


Income or Loss after the acquisition using the disposing Entity’s carrying value of the acquired


assets and liabilities upon disposition adjusted consistent with local tax rules to account for the


Non-qualifying Gain or Loss; and


• Article 6.3.4, when an MNE Group makes an election to align the outcomes under the GloBE


Rules with those that apply under local tax law and the Constituent Entity recognises gain or


loss and adjusts the carrying value of its assets and liabilities for purposes of the GloBE Rules.


6. Article 4.4.1(a) excludes from a Constituent Entity’s Total Deferred Tax Adjustment Amount for the


Fiscal Year any amount of deferred tax expense with respect to items excluded from the computation of


GloBE Income or Loss under Chapter 3. Article 3.2.11 requires adjustments to a Constituent Entity’s


Financial Accounting Net Income or Loss where necessary to reflect the requirements of Chapters 6 and 7.


7. If the GloBE Income or Loss of a Constituent Entity is calculated based on an asset or liability’s


carrying value that differs from that used to determine the deferred tax expense accrued in the financial


accounts of a Constituent Entity, then any deferred tax expense or benefit accrued in connection with a


deferred tax asset or deferred tax liability related to the asset or liability is no longer appropriate for


computing the Total Deferred Tax Adjustment Amount under Article 4.4 to determine the Adjusted Covered


Taxes of the Constituent Entity. This is because the timing differences in respect of the asset or liability
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under the GloBE Rules will not correspond to the timing differences reflected in the financial accounting 


deferred tax assets and liabilities.  


8. To ensure the correct determination of the Total Deferred Tax Adjustment Amount under the


GloBE Rules, any deferred tax asset or liability must be computed based on the GloBE carrying value and


then adjusted in accordance with the relevant accounting standard and the deferred tax expense or benefit


in respect of such deferred tax asset or liability and its subsequent adjustments must be used to compute


the Total Deferred Tax Adjustment Amount for purposes of determining the Adjusted Covered Taxes of


the Constituent Entity. In circumstances where the GloBE carrying value of an asset or liability is adjusted


to be aligned with the tax carrying value (tax basis) of the asset or liability, the result will be that the related


deferred tax expense recorded for accounting purposes will be disregarded for GloBE purposes. This


includes for the purposes of Article 4.4.4 and is intended to apply broadly to the GloBE Rules, not just to


the Articles outlined in paragraph 5 above. This guidance contains certain instances that reference the


excluding or disregarding of deferred tax assets or deferred tax liabilities in the financial accounts of a


Constituent Entity. This is predicated on the assumption that many jurisdictions have a tax carrying value


(tax basis) that will equal the GloBE carrying value of certain assets and liabilities. However, this will not


necessarily be the case in all jurisdictions and all circumstances. In all cases, deferred tax assets or


liabilities must be computed based on the GloBE carrying value and then adjusted in accordance with the


relevant financial accounting standard.


9. It may be the case that the GloBE carrying value of an asset or liability does not match the local


tax carrying value (tax basis under the income tax laws of the relevant jurisdiction). Where this is the case,


even if there was no deferred tax asset or liability recorded (for instance, because the accounting carrying


value and tax basis were equal), Article 4.4. must take into account any deferred tax asset or liability


calculated in accordance with the relevant accounting standard, but based on the GloBE carrying value,


rather than the carrying value used to determine the deferred tax expense accrued in the Constituent


Entity’s financial accounts (i.e. the Constituent Entity’s financial accounts used in preparing Consolidated


Financial Statements of the Ultimate Parent Entity). However, where the initial recognition exception


applies under the relevant accounting standard and would continue to be applicable in the context of the


required adjustments for GloBE purposes, the deferred tax asset or liability would not be included in


calculating the Total Deferred Tax Adjustment amount even though the GloBE carrying value differs from


the tax basis.


10. Similarly, in circumstances where items of income, gain, expense or loss with respect to a specific


asset or liability are excluded from the GloBE calculations, such as amortization of an asset arising as a


result of purchase accounting, any deferred tax asset or deferred tax liability in the financial accounts


related to that specific asset or liability must be disregarded for the purposes of calculating a Constituent


Entity’s Total Deferred Tax Adjustment Amount.


Clarifications in relation to the effect of divergences between GloBE and accounting 


carrying values and the Transition Rules.  


11. Given the impact of the Articles in Chapter 6 listed above and Article 3.2.3, which may result in a


divergence between the GloBE carrying value and the accounting carrying value, it is essential to clarify


how to determine the GloBE carrying value, and associated deferred tax assets and liabilities, in the case


of pre-GloBE transactions.


12. Chapters 1 through 8 of the GloBE Rules have been generally drafted based on the assumption


that the relevant items arise in a Fiscal Year in which the Constituent Entity is subject to the GloBE Rules,


with Chapter 9 providing the specific rules on how the GloBE Rules apply to transactions and tax attributes


that took place or arose before the GloBE Rules came into effect. Specifically, Article 9.1.1 outlines the


deferred tax accounting attributes of a Constituent Entity relevant to the GloBE Rules in its Transition Year,


subject to the modifications specified in Article 9.1.2 and 9.1.3. These attributes must be utilised in
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calculating a Constituent Entity’s Covered Taxes and the Effective Tax Rate (ETR) in a jurisdiction during 


the Transition Year and subsequent years. This transition rule avoids requiring complex calculations as if 


the Constituent Entity had been subject to GloBE Rules in prior years.   


13. The exception to Article 9.1.1 is Article 6.2.1(c). Paragraph 51 of the Commentary to Article 6.2.1(c)


makes the position clear in relation to direct and indirect disposals of Ownership Interests resulting in an


Entity either becoming or ceasing to be a Constituent Entity. That Commentary specifies that “push-down”


accounting adjustments (i.e. purchase price accounting adjustments) are excluded for the purposes of


determining the carrying value of an asset or a liability for GloBE purposes, even where the transaction


occurs prior to the GloBE Rules coming into effect. Where the financial accounting standard used by the


UPE in preparing its Consolidated Financial Statements permits the UPE to “push down” adjustments to


the carrying value of assets and liabilities that were attributable to a purchase of a business to the separate


accounts of the acquired Constituent Entity, the Constituent Entity can only use the carrying value reflected


in its separate accounts if the acquisition occurred prior to 1 December 2021 and the MNE Group does not


have sufficient records to determine its Financial Accounting Net Income or Loss with reasonable accuracy


based on the unadjusted carrying values of the acquired assets and liabilities. No such concession applies


to direct and indirect disposals of Ownership Interests resulting in an Entity either becoming or ceasing to


be a Constituent Entity on or after 1 December 2021.


14. The purpose of the prohibition on using GloBE carrying values that include purchase price


accounting adjustments in such circumstances is tied to the GloBE principle that purchase price accounting


adjustments should not affect the Financial Accounting Net Income or Loss and Adjusted Covered Taxes


calculations of a Constituent Entity. Given this, the Inclusive Framework considered it necessary to have


comprehensive application in circumstances where MNE Groups have sufficient records to undertake the


necessary adjustments. It follows that in circumstances where Article 6.2.1(c) applies to an asset or liability


of a Constituent Entity, the GloBE carrying value is the relevant value for the purposes of determining the


amount of any resulting deferred tax assets or deferred tax liabilities for the purposes of Article 9.1.1.


15. However, given the potential complexity for MNE Groups and Tax Administrations to apply Article


3.2.3, Article 6.2.2, and Article 6.3.1 through Article 6.3.4 in the case of a pre-GloBE transaction, these


Articles should only apply to Constituent Entities in the Transition Year and subsequent Fiscal Years. To


apply such articles to prior Fiscal Years would undermine the policy purpose of Article 9.1.1. The meaning


of Transition Year in such circumstances also takes into account the modification of that term where an


MNE Group is subject to the Transitional CbCR Safe Harbour in a jurisdiction. As such, where the


Transitional CbCR Safe Harbour has been applied, the Articles mentioned above can only have effect in


the first Fiscal Year in which the relevant Tested jurisdiction no longer qualifies for or applies the


Transitional CbCR Safe Harbour.


16. It should also be noted that divergences may occur between the amounts of deferred tax assets


and deferred tax liabilities relevant for GloBE purposes and those amounts reflected in the financial


accounts as a result of Article 9.1.3. The relevant treatment of these situations has been covered in the


Administrative Guidance “Asset carrying value and deferred taxes under 9.1.3 [AG22.04.T2]” released in


February 2023 and reflected in the Commentary to Article 9.1.3. As such, this guidance does not apply to


assets acquired in transactions within the scope of Article 9.1.3. However, to the extent that Article 9.1.3


applies to an asset that has been subject to Article 6.2.1(c), the relevant carrying value for purposes of


determining deferred tax assets and deferred tax liabilities is the GloBE carrying value established by


Article 6.2.1(c).


17. The Commentary to Article 9.1.3 (paragraph 10.8) has been amended to clarify that where the


acquiring Constituent Entity is subject to the GloBE Rules, the initial recognition of the GloBE deferred tax


asset due to taxes paid by the disposing entity on the transfer shall not reduce the Adjusted Covered Taxes


of the acquiring Constituent Entity. It has also been amended to clarify that a deferred tax asset should be


recognised for GloBE purposes based on the rules of Article 9.1.3 even in circumstances where no such
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deferred tax asset would arise, or would arise in a different amount, under the relevant accounting 


standard. 


18. As a result of these clarifications, a deferred tax asset for GloBE purposes will arise regardless of


whether a deferred tax asset is recognised in the financial accounts. However, because the limitation on


the amount of the deferred tax asset determined under Article 9.1.3 looks to the local tax basis in the asset,


the Inclusive Framework will consider providing further guidance in relation to the limitation on the amount


of the deferred tax asset determined under Article 9.1.3 in situations where the jurisdiction of the acquiring


Constituent Entity is located in a jurisdiction that does not have a corporate income tax system. The


Inclusive Framework will also consider providing further guidance in relation to the application of the


principles of Article 4.3 in the context of transfers subject to Article 9.1.3.


Intragroup transactions accounted for at cost 


19. Article 6.3.1 aims at aligning the GloBE carrying values of the acquiring Constituent Entity and the


amount realized on disposition that is taken into account in determining gain or loss for the disposing


Constituent Entity, where the latter generally reflects the fair market value of the asset and liabilities at the


time of disposition. It is premised on the assumption that intra-group transactions (transactions between


Constituent Entities) are accounted for at fair value on a separate entity basis and then adjusted to


eliminate intra-group income in the preparation of the Consolidated Financial Statements. However, some


MNE Groups account for intra-group transactions at cost, meaning the disposing Constituent Entity does


not recognise income, gain or loss on the transaction and the acquiring Constituent Entity records an asset


in its financial accounts at the disposing Constituent Entity’s cost.


20. The computation of a Constituent Entity’s GloBE Income or Loss begins with its Financial


Accounting Net Income or Loss. Article 3.2.3 generally requires MNE Groups to apply the Arm’s Length


Principle to cross-border, intra-group transactions in order to protect the integrity of jurisdictional blending.


Article 3.2.3 also applies to transactions between Joint Ventures (which are deemed to be Constituent


Entities for purposes of Chapters 3 through 7) and Constituent Entities. Without Article 3.2.3, MNE Groups


could shift income from one jurisdiction to another by simply recording transactions in the financial accounts


of Constituent Entities at prices that do not reflect fair value. Thus, for an MNE Group that records intra-


group transactions at cost, the arm’s length price is relevant for purposes of determining the GloBE income


or loss of the disposing Constituent Entity, due to the application of Article 3.2.3. The February 2023 AG


confirmed this application of the GloBE Rules in such situations to the disposing Constituent Entity.


21. Article 3.2.3 also applies to the acquiring Constituent Entity. Under the GloBE Rules the acquiring


Constituent Entity must compute its GloBE Income or Loss on the basis that the asset (or liability) was


acquired for its arm’s length price. Therefore, any deferred tax asset or liability in relation to the acquired


asset (or liability) must be computed for the purposes of determining Adjusted Covered Taxes under


Article 4.4 based on the acquired asset’s (or liability’s) carrying value for GloBE purposes. The arm’s length


price should be the same for the disposing Constituent Entity and the acquiring Constituent Entity, and if


the acquiring Constituent Entity’s tax basis is also the same amount, there will not be a deferred tax asset


or liability on the initial acquisition.


22. Determination of deferred tax assets based on GloBE carrying values does not displace the


application of the relevant accounting standard. As such, to the extent the relevant accounting standard


does not allow the recognition of the deferred tax asset or liability on certain transfers (e.g. if the Initial


Recognition Exemption in IAS 12 would continue to be applicable in light of the required GloBE


adjustments), no deferred tax expense will be taken into account for GloBE purposes, except in cases


where the GloBE Rules specifically create a GloBE deferred tax asset (e.g. under Article 9.1.3). Further,


the acquiring Constituent Entity must determine its Financial Accounting Net Income or Loss by applying


the accounting treatment applicable under the relevant accounting standard to the acquired asset or liability


based on the GloBE carrying value.
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23. For example, a Constituent Entity (Entity A) in Jurisdiction A transfers an asset to another


Constituent Entity (Entity B) in Jurisdiction B (corporate tax rate of 20%). The carrying value of the asset


for Entity A is 50 and the fair market value of the asset is 150. The transfer is recorded at cost (50) for


accounting purposes in accordance with the financial accounting standard used by Entity A for purposes


of Article 3.1.2. Entity A reports no gain on the transaction and Entity B records a deferred tax asset in its


accounts of 20 (the difference between the accounting carrying value of 50 and the tax basis of 150


multiplied by the tax rate) in accordance with Entity A’s financial accounting standard. Ordinarily this


deferred tax asset would be recast to 15 for GloBE purposes in accordance with Article 4.4.1. However,


Entity A is required to include 100 of gain from the sale in its GloBE Income due to the application of Article


3.2.3. Because the transaction is subject to Article 3.2.3, Entity B will have a GloBE carrying value for the


asset of 150 based on the asset’s fair market value. As such, Entity B would not record any deferred tax


asset for GloBE purposes upon acquisition. After recognition, the asset would be amortised under the


relevant accounting standard based on its GloBE carrying value for the Fiscal Year and subsequent Fiscal


Years. Thus, if the asset is amortised for accounting purposes on a straight-line basis over 10 years, the


annual amortisation expense for GloBE purposes will be equal to 15 (150/10). However, if the asset is


amortised for tax purposes over a different period, e.g. five years, a deferred tax liability shall be determined


for GloBE purposes based on the timing differences that arise after the acquisition and the corresponding


deferred tax expense shall be included in the computation of Entity B’s Adjusted Covered Taxes (subject


to recasting at the Minimum Rate because the corporate tax rate in Jurisdiction B is above 15%). Further,


the deferred tax liability determined for GloBE purposes is subject to recapture for the purposes of


Article 4.4.4, unless the deferred tax liability meets the definition of a Recapture Exception Accrual in Article


4.4.5.


24. However, for assets and liabilities subject to impairment testing under the relevant financial


accounting standard, the GloBE carrying value will not undergo independent impairment testing if it differs


from the accounting carrying value. This approach is designed to prevent MNE Groups from having to


conduct separate impairment testing based on the GloBE carrying value. Impairment of the asset or


liabilities’ GloBE carrying value (and the related effects on the Constituent Entity’s Adjusted Covered Taxes


and GloBE Income or Loss) will only occur if the accounting value (attributable to the same asset or liability)


is subject to an impairment in accordance with the relevant financial accounting standard. In such cases,


the GloBE carrying value will be reduced to match the accounting carrying value, with the corresponding


consequences included in the Constituent Entity’s GloBE Income or Loss and Total Deferred Tax


Adjustment Amount. Where the accounting carrying value of an asset or liability post-impairment still


exceeds its GloBE carrying value, the GloBE carrying value will remain unchanged and there should be


no effect on the Constituent Entity’s GloBE Income or Loss or Adjusted Covered Taxes as a result of the


accounting impairment.


Interaction between divergences in GloBE and accounting carrying values and the 


Substance-based Income Exclusion 


25. Article 5.3 sets out that the Net GloBE Income for the jurisdiction shall be reduced by the


Substance-based Income Exclusion (SBIE) for the jurisdiction to determine the Excess Profit for purposes


of computing the Top-up Tax under Article 5.2. The SBIE amount for a jurisdiction is the sum of the payroll


carve-out and the tangible asset carve-out for each Constituent Entity, except for Constituent Entities that


are Investment Entities, in that jurisdiction.


26. In determining the amount of the SBIE under Article 5.3.5 the MNE Group must ascertain the sum


of the payroll carve-out and the tangible asset carve-out. The Commentary to Article 5.3.5 at paragraph 49


states the following:


“…to determine the carrying value for purposes of the carve-out in conformity with the carrying 


value of the asset as recorded for purposes of preparing the Consolidated Financial Statements 
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(i.e. after taking into account purchase accounting adjustments and elimination adjustments 


attributable to inter-company sales)”.   


27. As such and in line with the current application of Article 5.3.5, the relevant carrying value of an


asset for SBIE calculation purposes shall be based on the average of the carrying value (net of


accumulated depreciation, amortisation, or depletion and including any amount attributable to capitalisation


of payroll expense) at the beginning and ending of the Reporting Fiscal Year as recorded for the purposes


of preparing the Consolidated Financial Statements of the Ultimate Parent Entity. Any adjustment to the


carrying value of an asset for GloBE purposes under this Administrative Guidance is for the purposes of


determining the GloBE Income or Loss and Covered Taxes of a Constituent Entity and therefore does not


affect the carrying value for SBIE purposes.


2.1.3. Guidance 


28. The following text in bold will be inserted in paragraph 86 of the Commentary to Article 3.2.1(i):


86. The adjustment for Accrued Pension Expense required by Article 3.2.1(i) depends upon


whether the Constituent Entity’s Financial Accounting Net Income or Loss includes an accrued


pension expense or pension income with respect to a Pension Fund. In the case of an accrued


pension expense, the adjustment is equal to the difference between (a) the amount contributed to


a Pension Fund and (b) the amount accrued as an expense with respect to that Pension Fund in


the computation of Financial Accounting Net Income or Loss during the Fiscal Year. The


adjustment to Financial Accounting Net Income or Loss for this difference will be a positive amount


(increasing income) if the amount accrued as an expense in the financial accounts exceeds the


contributions for the year. It will be a negative amount (reducing income) in Fiscal Years in which


the contributions exceed the expense accrued in the financial accounts. In the case of accrued


pension income, the adjustment would be calculated as the sum of the pension income and the


amount of pension contributions, if any, during the Fiscal Year. In this case, the adjustment will be


a negative amount. This adjustment will also apply when the Pension Fund is in surplus as well as


when it is in deficit or liability position. The formula to determine the adjustment (positive or


negative) to Financial Accounting Net Income or Loss for the Accrued Pension Expense is as


follows:


GloBE Adjustment = (Accrued Income or Expense for fiscal year + contribution for fiscal year) x (-


1)  


Where 


o Accrued income is expressed as a positive amount


o Accrued expense is expressed as a negative amount


o Contribution is expressed as a positive amount


In cases where the Pension Fund is in surplus and the surplus (net income) is distributed to a 


Constituent Entity, that surplus will be included in the computation of the Constituent Entity’s GloBE 


Income or Loss in the Fiscal Year of the distribution. For the purposes of calculating the 


Constituent Entity’s Adjusted Covered Taxes, the deferred tax asset or deferred tax liability 


in the financial accounts of the Constituent Entity used in the preparation of the 


Consolidated Financial Statements should be excluded under Article 4.1.3(a). However, 


where a deferred tax expense or benefit relating to pension surplus, it should be included 


in the computation of the Constituent Entity’s computation of Adjusted Covered Taxes. 


29. The following text in bold will be inserted in paragraph 89 and a new paragraph 89.1 inserted after


paragraph 89 of the Commentary to Article 3.2.2:
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89. This disparity between the amount of expense allowed in the computation of financial


accounting income and the local tax base would often depress the GloBE ETR, in some cases


below the Minimum Rate. The election under Article 3.2.2 brings the GloBE Income or Loss more


into line with the local tax rules in those jurisdictions that allow a deduction based on the value of


the stock at the exercise date. Where the election is made, any amount of stock-based


compensation determined for accounting purposes that would be expensed through the


income statement, either as an immediate expense or as amortization or depreciation in


respect of an asset, must be excluded from the computation of GloBE Income or Loss, and


any deferred tax expense or benefit computed for the purposes of determining the


Constituent Entity’s Adjusted Covered Taxes must be calculated by reference to the stock-


based compensation amount included in the Constituent Entity’s GloBE Income or Loss. If


the election is not made, the Constituent Entity simply computes its GloBE Income or Loss taking


into account the amount of stock-based compensation allowed in the computation of its Financial


Accounting Net Income or Loss and any deferred tax expense in relation to its stock-based


compensation amount, adjusted as required by Article 4.4, is included in Adjusted Covered


Taxes.


89.1 Where the election under Article 3.2.2 applies and an amount of stock-based 


compensation expense that was deducted for tax purposes but capitalized to another asset, such 


as a building, for accounting purposes, such amount shall be excluded from the GloBE carrying 


value of the asset for purposes of determining GloBE Income or Loss. Deferred tax assets and 


liabilities determined in respect of that other asset must be determined based on the GloBE 


carrying value of the asset. 


30. The following text in bold will be inserted in paragraph 96 of the Commentary to Article 3.2.3:


96. Article 3.2.3 requires transactions between Group Entities to be priced consistently with


the Arm’s Length Principle and recorded at the same price for GloBE purposes for all Constituent


Entities that are parties to the transaction. Article 3.2.3 only applies to transactions undertaken


by a Constituent Entity in a Transition Year and subsequent Fiscal Years. See paragraph 10


through 10.11 of the Commentary to Article 9.1.3 for rules applicable to carrying values and


deferred taxes recorded prior to the Transition Year.


31. The following paragraphs will be inserted after paragraph 104 of the Commentary to Article 3.2.3:


104.1 As noted in the Commentary to Article 6.3.1, Article 3.2.3 applies to transactions between


Constituent Entities of an MNE Group. Where Article 3.2.3 applies the disposing Constituent Entity


would determine its GloBE Income or Loss based on the Arm’s Length Principle. Similarly, in


accordance with paragraph 73.2 of the Commentary to Article 6.3.1, the acquiring Constituent


Entity will take a GloBE carrying value that reflects this arm’s length price (rather than the carrying


value in the financial statements of the Constituent Entity or the MNE Group). This GloBE carrying


value is used in determining its GloBE Income or Loss and, in accordance with the Commentary


to Article 4.4, its Adjusted Covered Taxes in the Fiscal Year that the transaction occurs and future


Fiscal Years.


104.2 For example, a Constituent Entity (Entity A) in Jurisdiction A transfers an asset to another


Constituent Entity (Entity B) in Jurisdiction B (corporate tax rate of 20%). The carrying value of the


asset for Entity A is 50 and the fair market value of the asset is 150. The transfer is recorded at


cost (50) for accounting purposes in accordance with the financial accounting standard used by


Entity A for purposes of Article 3.1.2. Entity A reports no gain on the transaction and Entity B


records a deferred tax asset in its accounts of 20 (the difference between the accounting carrying


value of 50 and the tax basis of 150 multiplied by the tax rate) in accordance with Entity A’s financial


accounting standard. Ordinarily this deferred tax asset would be recast to 15 for GloBE purposes


in accordance with Article 4.4.1. However, Entity A is required to include 100 of gain from the sale
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in its GloBE Income due to the application of Article 3.2.3. Because the transaction is subject to 


Article 3.2.3, Entity B will have a GloBE carrying value for the asset of 150 based on the asset’s 


fair market value. As such, Entity B would not record any deferred tax asset for GloBE purposes 


upon acquisition. After recognition, the asset would be amortised under the relevant accounting 


standard based on its GloBE carrying value for the Fiscal Year and subsequent Fiscal Years. Thus, 


if the asset is amortised for accounting purposes on a straight-line basis over 10 years, the annual 


amortisation expense for GloBE purposes will be equal to 15 (150/10). However, if the asset is 


amortised for tax purposes over a different period, e.g. five years, a deferred tax liability shall be 


determined for GloBE purposes based on the timing differences that arise after the acquisition and 


the corresponding deferred tax expense shall be included in the computation of Entity B’s Adjusted 


Covered Taxes (subject to recasting at the Minimum Rate because the corporate tax rate in 


Jurisdiction B is above 15%). Further, the deferred tax liability determined for GloBE purposes is 


subject to recapture for the purposes of Article 4.4.4, unless the deferred tax liability meets the 


definition of a Recapture Exception Accrual in Article 4.4.5.  


104.3 To further illustrate, assume the same facts as the example above, except that the tax 


basis of the transferred asset determined in accordance with the tax laws applicable to Jurisdiction 


B is $160. Given the difference between the GloBE carrying value ($150) and the tax basis ($160), 


Entity B will accrue a deferred tax asset of $1.50 for GloBE purposes. This recognition of the 


deferred tax asset will result in a reduction of Entity B’s Adjusted Covered Taxes by $1.50 in the 


Fiscal Year of the acquisition. After recognition, the asset would be amortised under the relevant 


accounting standard based on its GloBE carrying value for the Fiscal Year and subsequent Fiscal 


Years and the deferred tax asset would reverse over the accounting amortisation period.    


32. The following paragraph will be inserted after paragraph 118 of the Commentary to Article 3.2.5:


118.1 In accordance with the Commentary to Article 4.4, where an election to use the realisation


method is made under Article 3.2.5, any deferred tax expense for the purposes of determining the


Constituent Entity’s Adjusted Covered Taxes must be determined by reference to the GloBE


carrying value of the relevant assets at the commencement of the Fiscal Year in which the election


is made. For assets acquired after the first day of Fiscal Year in which election is made, Adjusted


Covered Taxes must be determined by reference to the carrying value of the asset (determined in


accordance with the GloBE Rules, including the election to use the realisation method). For


example, in the case of an equity security acquired after the election date that is subject to fair


value accounting but subject to tax on a realisation basis, any movement in the accounting deferred


tax expense in relation to the asset should be disregarded as it relates to gains or losses


attributable to amounts that are excluded from the computation of GloBE Income or Loss under


the election. In contrast, any deferred tax asset or liability related to an equity security owned by


the Constituent Entity at the beginning of the Fiscal Year in which the election was made will


reverse when and to the extent that the carrying value of the asset or liability subject to the


realisation method election is included in the computation of the Constituent Entity's GloBE Income


or Loss. Where assets and liabilities covered by the election are also subject to tax on a mark-to-


market basis, any deferred tax asset or deferred tax liability should be determined by reference to


the GloBE carrying value (either the GloBE carrying value of the relevant assets at the


commencement of the Fiscal Year in which the election is made or when the asset was acquired).


33. The following paragraph will be inserted after paragraph 145 of the Commentary to Article 3.2.11:


145.1 Where Article 3.2.11 applies and requires an adjustment to the carrying value of an asset


or liability for GloBE purposes, any deferred tax expense included in a Constituent Entity’s Adjusted


Covered Taxes (i.e., the Total Deferred Tax Adjustment Amount) must be computed on the basis


of the GloBE carrying value of the asset or liability, unless the GloBE Rules specifically permit or


require the deferred tax assets or liabilities to be determined on another basis. That is, where a
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Constituent Entity’s Financial Accounting Net Income or Loss is adjusted to reflect the 


requirements of the relevant provisions of Chapters 6 and 7, its Adjusted Covered Taxes, including 


its Total Deferred Tax Adjustment Amount must be calculated reflecting equivalent adjustments to 


the carrying value of the assets or liabilities.  


34. The following bold text will be added to paragraph 68 of the Commentary to Article 4.4:


68. While Article 4.4 uses existing deferred tax accounts maintained by MNE Groups to the


greatest extent possible to simplify compliance, certain adjustments are required to protect the


integrity of the GloBE Rules. These adjustments include using the lower of the Minimum Rate or


the applicable tax rate to calculate deferred tax assets and liabilities in order to prevent deferred


tax amounts from sheltering unrelated GloBE Income. The rules also require the recapture of


certain amounts claimed as deferred tax liabilities that are not paid within five years. Exceptions


to the recapture requirement are provided for the most common and material book to tax


differences when they relate to substance in a jurisdiction or are not prone to taxpayer


manipulation. These amounts do not require monitoring for recapture.


35. The following paragraphs will be inserted after paragraph 68 of the Commentary to Article 4.4:


68.1. The GloBE Rules generally rely on the amounts reflected in the financial accounts of a


Constituent Entity used in the preparation of Consolidated Financial Statements of the UPE as the


starting point for determining the GloBE Income or Loss (under Article 3.1.2 or Article 3.1.3) and


Adjusted Covered Taxes (under Article 4.1 through Article 4.4) of each Constituent Entity. As noted


in paragraph 70 below, for the purposes of determining the Total Deferred Tax Adjustment Amount


for a Constituent Entity, the starting point is the amount of deferred tax expense accrued in the


financial accounts of a Constituent Entity used in the preparation of the UPE’s Consolidated


Financial Statements.


68.2. Deferred tax expense is typically computed based on differences between the financial


accounting and tax carrying values of assets and liabilities. However, there are cases where the


GloBE Rules require the Constituent Entity to determine its GloBE Income or Loss by reference to


a carrying value of assets or liabilities that may be different from the carrying value reflected in


those financial accounts. These carrying value divergences may arise under various


circumstances, including the following circumstances:


(a) Article 3.2.1(i), which adjusts a Constituent Entity’s Financial Accounting Net Income or


Loss for accrued pension expense;


(b) Article 3.2.2, which provides an election to substitute the amount of stock-based


compensation allowed as a deduction in the computation of a Constituent Entity’s taxable


income for the amount of stock-based compensation expense reported in the financial


accounts;


(c) Article 3.2.3, which requires MNE Groups to apply the Arm’s Length Principle to certain


intra-group transactions in order to protect the integrity of jurisdictional blending;


(d) Article 3.2.5, which provides an election to determine gains and losses using the


realisation principle in lieu of fair value accounting;


(e) Article 6.2.1(c), which provides that a target in the acquisition year and each succeeding


year shall determine its GloBE Income or Loss and Adjusted Covered Taxes using its historical


carrying value of the assets and liabilities;


(f) Article 6.3.1,


(i) when Article 6.2.2 applies, which provides that certain acquisitions or disposals of


a Controlling Interest in a Constituent Entity shall be treated as an acquisition or disposal


of the assets and liabilities; or
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(ii) when Article 3.2.3 applies in respect of asset transfers not recorded at arm’s


length, whereby any transaction between Constituent Entities located in different


jurisdictions (and between Joint Ventures and Constituent Entities located in the same


jurisdiction) that is not recorded in the same amount in the financial accounts of both


Constituent Entities or that is not consistent with the Arm’s Length Principle must be


adjusted so as to be in the same amount and consistent with the Arm’s Length Principle;


(g) Article 6.3.2, which requires an acquiring Constituent Entity in a GloBE Reorganisation to


determine its GloBE Income or Loss after the acquisition using the disposing Entity’s carrying


values of the acquired assets and liabilities;


(h) Article 6.3.3, which requires an acquiring Constituent Entity in a GloBE Reorganisation


wherein a disposing Constituent Entity recognises Non-qualifying Gain or Loss to determine its


GloBE Income or Loss after the acquisition using the disposing Entity’s carrying value of the


acquired assets and liabilities adjusted consistent with local tax rules to account for the Non-


qualifying Gain or Loss; and


(i) Article 6.3.4, when an MNE Group makes the election to align the outcomes under GloBE


with those that apply under local tax law and the Constituent Entity recognises a gain or loss


and adjusts the carrying value of its assets and liabilities for purposes of the GloBE Rules.


68.3. Where the GloBE Income or Loss of the Constituent Entity is calculated based on different 


carrying values of assets or liabilities, it is not appropriate for the purposes of Article 4.4 to rely on 


any deferred tax expense or benefit accrued in the financial accounts in connection with deferred 


tax assets and liabilities determined by reference to the accounting carrying value of assets or 


liabilities. This is because the timing differences in respect of the asset or liability under the GloBE 


Rules will not correspond to the timing differences reflected in the financial accounting deferred 


tax assets and liabilities. In such cases, MNE Groups must determine the deferred tax assets and 


liabilities for GloBE purposes based on the GloBE carrying value (rather than the carrying amount 


in the financial accounts) and the tax carrying value (tax basis), unless otherwise specified under 


the GloBE Rules, and the deferred tax expense or benefit in respect of such deferred tax asset or 


liability and its subsequent adjustments must be used to compute the Total Deferred Tax 


Adjustment Amount for purposes of determining the Adjusted Covered Taxes of the Constituent 


Entity. The recognition and measurement of any deferred tax asset or deferred tax liability and 


adjustments based on the GloBE carrying value shall apply for all GloBE purposes, and therefore 


the deferred tax expense or benefit of a Constituent Entity for GloBE purposes must be 


recalculated based on the GloBE carrying value of the relevant assets and liabilities in accordance 


with the Acceptable Financial Accounting Standard (or Authorised Financial Accounting Standard, 


if applicable), unless otherwise specified under the GloBE Rules. For example, the amount of a 


deferred tax liability determined by reference to the GloBE carrying value of an asset or liability is 


still subject to recasting under Article 4.4.1. As such, movements in the deferred tax asset or liability 


calculated based on the accounting carrying value are ignored for purposes of the GloBE Rules 


when deferred tax assets and liabilities are calculated based on the GloBE carrying value, including 


any amortisation or depreciation of the relevant asset or liability with the relevant financial 


accounting standard for GloBE purposes in future Fiscal Years. 


68.4. Determination of deferred tax assets based on GloBE carrying values does not displace the 


application of the financial accounting standard used under Article 3.1.2 or Article 3.1.3. As such, 


to the extent that the relevant financial accounting standard does not allow the recognition of the 


deferred tax asset or liability on such transfers (e.g. if the Initial Recognition Exemption in IAS 12 


would continue to be applicable in light of the required GloBE adjustments), no deferred tax 


expense should be taken into account for GloBE purposes, except in cases where the GloBE Rules 


specifically create a GloBE deferred tax asset (e.g. under Article 9.1.3). Similarly, the conditions in 


Article 4.4.1 continue to apply to a deferred tax asset or deferred tax liability based on the GloBE 
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carrying value. For example, to the extent the deferred tax expense arising from a deferred tax 


asset or deferred tax liability based on the accounting carrying value was in respect of items 


excluded from the computation of a Constituent Entity’s GloBE Income or Loss, the deferred tax 


asset or deferred tax liability based on GloBE carrying value should similarly be excluded from the 


Constituent Entity’s Total Deferred Tax Adjustment Amount.  


68.5. However, for assets and liabilities subject to impairment testing under the relevant 


financial accounting standard, the GloBE carrying value will not undergo independent impairment 


testing if it differs from the accounting carrying value. This approach is designed to prevent MNE 


Groups from having to conduct separate impairment testing based on the GloBE carrying value. 


Impairment of the asset or liabilities’ GloBE carrying value (and the related effects on the 


Constituent Entity’s Adjusted Covered Taxes and GloBE Income or Loss) will only occur if the 


accounting value (attributable to the same asset or liability) is subject to an impairment in 


accordance with the relevant financial accounting standard and the post-impairment accounting 


carrying value is lower than the GloBE carrying value. In such cases, the GloBE carrying value will 


be reduced to match the accounting carrying value, with the corresponding consequences included 


in the Constituent Entity’s GloBE Income or Loss and Total Deferred Tax Adjustment Amount. 


However, any inclusion of an amount in GloBE Income and Loss and Total Deferred Tax 


Adjustment Amount remains subject to the general application of the GloBE Rules. For instance, 


such amounts should not pertain to items excluded from the computation of GloBE Income or Loss 


under Chapter 3. Where the accounting carrying value is impaired in accordance with the relevant 


financial accounting standard and the post-impairment carrying value is higher than the asset or 


liabilities GloBE carrying value, the GloBE carrying value will remain unaffected by the impairment 


and there should be no effect on the Constituent Entity’s GloBE Income or Loss, or its Adjusted 


Covered Taxes.  


68.6. There are also instances in the GloBE Rules where an amount contained in financial 


accounts used to compute the Financial Accounting Net Income or Loss of a Constituent Entity is 


substituted from another amount. Typically, these substituted amounts are aligned with the income 


tax amounts in the jurisdiction the Constituent Entity is located. For example, where an election is 


made in accordance with Article 3.2.2. a Constituent Entity may substitute the amount allowed as 


a deduction in the computation of its taxable income in its location for the amount expensed in its 


financial accounts for a cost or expense of such Constituent Entity that was paid with or accrued 


with respect to stock-based compensation. In situations where the amount in the financial accounts 


is no longer the basis for computation of a Constituent Entity’s GloBE Income or Loss, any deferred 


tax asset or deferred tax liability in the financial accounts in relation to the amount should be 


disregarded for the purposes of Article 4.4.1 and any deferred tax asset or deferred tax liability in 


relation should be calculated by reference to the amount included in the Constituent Entity’s GloBE 


Income or Loss.   


36. The following paragraph will be inserted after paragraph 90 of the Commentary to Article 4.4.4:


90.1 To the extent that a deferred tax liability arises in circumstances where there is a


divergence between the carrying value of an asset or liability for financial accounting and GloBE


purposes, the amount of the deferred tax liability calculated by reference to the GloBE carrying


value is subject to recapture for the purposes of Article 4.4.4, unless the deferred tax liability meets


the definition of a Recapture Exception Accrual in Article 4.4.5 or is subject to an Unclaimed


Accrual election under Article 4.4.7. Whether an accrued deferred tax liability reverses within five


years is determined based on the GloBE carrying value of the asset or liability to which the deferred


tax liability relates. In the Fiscal Year to which the divergence between the carrying value of an


asset or liability for financial accounting and GloBE purposes originally occurs and subsequent


Fiscal Years, the deferred tax liability (if any) for GloBE purposes must be calculated on the basis


of the GloBE carrying value.
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37. The following text in bold will be inserted in paragraph 49 of the Commentary to Article 5.3.5:


49. Article 5.3.5 sets out the rules for determining the carrying value of Eligible Tangible


Assets for purposes of the tangible asset carve-out. The Article requires the MNE Group to


determine the carrying value for purposes of the carve-out in conformity with the carrying value of


the asset as recorded for purposes of preparing the Consolidated Financial Statements (i.e. after


taking into account purchase accounting adjustments and elimination adjustments attributable to


inter-company sales). While there may be situations where the carrying value for the


purposes of calculating the GloBE Income or Loss of a Constituent Entity is different to


that recorded in the financial accounts of the Constituent Entity (e.g. due to the application


of Article 6.3.4), the carrying value used in the preparation of the Consolidated Financial


Statements shall be used for purposes of the tangible asset carve-out (not the GloBE


carrying value). The carrying value of each asset for purposes of the carve-out is the average of


the beginning and end of year carrying values. Thus, if an asset is acquired or disposed during the


Fiscal Year, its carrying value at the beginning or end of the Fiscal Year will be zero. Because the


zero carrying value is included in the computation of the average, the carve-out for assets acquired


or disposed during the year will be based on half of the carrying value of asset at the end or


beginning of the year. The consequence of taking into account purchase accounting adjustments


in respect of Eligible Tangible Assets and ignoring inter-company sales adjustments is that the


tangible asset carve-out is based on the cost of acquiring the assets from unrelated persons and


reflects the MNE Group’s actual investment in the relevant assets. Failure to include purchase


accounting adjustments would understate the actual investment and including inter-company sales


could overstate or understate the actual investment.


38. The following text will be inserted after paragraph 17 of the Commentary to Chapter 6:


17.1. Given this, using the example provided in paragraphs 13 through 16 above, the carrying


value of A Co’s assets will be retained at their historical carrying value of USD 100 for GloBE


purposes in accordance Article 6.2.1(c) upon MNE Group B’s acquisition of A Co. Any deferred


tax liability recognised on acquisition attributable to a business combination should be disregarded


for GloBE purposes on the basis that the deferred tax liability arises as a result of purchase


accounting adjustments and therefore must be disregarded for GloBE purposes. Further, on


disposal of the assets, A Co will include USD 200 in its GloBE Income or Loss (equal to the sale


price of USD 300 less the GloBE carrying value of USD 100). Any reversal of the deferred tax


liability recognised in the accounts on acquisition is also excluded from A Co’s Total Deferred Tax


Adjustment Amount.


39. The following text will be inserted after paragraph 46 of the Commentary to Article 6.2:


46.1. With the exception of Article 6.2.1(c), the rules described in Article 6.2.1 and Article 6.2.2


apply to direct or indirect disposition or acquisition of a Controlling Interest that occurs during a


Transition Year and subsequent Fiscal Years. As described in paragraph 51, Article 6.2.1(c)


applies to pre-Transition Year transactions as well as transactions occurring in the Transition Year


and subsequent Fiscal Years. Article 6.2.2 applies during the Transition Year and subsequent


Fiscal Years. In these circumstances, the definition of the Transition Year also considers any


modifications to that term when an MNE Group is subject to the Transitional CbCR Safe Harbour


in a specific jurisdiction.


40. The following paragraphs will be inserted after paragraph 51 of the Commentary to Article 6.2.1:


51.1. In accordance with the Commentary to Article 4.4, the computation of a Constituent


Entity’s Total Deferred Tax Adjustment Amount for the Fiscal Year in relation to assets and


liabilities to which Article 6.2.1 applies must be calculated based on the carrying value of those


assets or liabilities for GloBE purposes (corresponding to the historical carrying value, as of the
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year of the acquisition, and adjusted for depreciation, amortisation as well additions, capitalised 


expenditure and disposals of the assets and liabilities of the acquired Constituent Entity for each 


subsequent Fiscal Year) and accounted for in subsequent Fiscal Years in accordance with the 


relevant accounting standard.  


51.2. Where the relevant transaction has occurred prior to a Transition Year for the acquiring 


Constituent Entity and is subject to Article 6.2.1(c), the relevant deferred tax assets and deferred 


tax liabilities for the purposes of Article 9.1.1 must be based on the GloBE carrying value instead 


of the carrying value amounts used to determine the deferred tax expense accrued in the financial 


accounts. A deferred tax asset or deferred tax liability may be taken into account for the purposes 


of Article 9.1.1 even in cases where none is recorded for financial accounting purposes (for 


instance, where carrying value amount in the financial accounts of the Constituent Entity is equal 


to the tax basis, but where the GloBE carrying value after applying Article 6.2.1(c) differs). The 


meaning of Transition Year in such circumstances also takes into account the modification of that 


term where an MNE Group is subject to the Transitional CbCR Safe Harbour in a jurisdiction. 


41. The following paragraph will be inserted after paragraph 70 of the Commentary to Article 6.3:


70.1. Article 6.3.1 through Article 6.3.4 apply to the acquisition or disposition of assets and


liabilities that occur during a Transition Year and subsequent Fiscal Years. For acquisitions or


dispositions of assets and liabilities that occur prior to a Transition Year and deferred tax assets


and deferred tax liabilities related to such assets and liabilities, see Articles 9.1.1 through 9.1.3.


For the purposes of the application of the abovementioned Articles, the definition of the Transition


Year also considers any modifications to that term when an MNE Group is subject to the


Transitional CbCR Safe Harbour in a specific jurisdiction.


42. The following text in bold will be inserted in paragraphs 71 and 72 of the Commentary to Article


6.3.1:


71. Article 6.3.1 relates to an acquisition or disposition of assets and liabilities that is not part


of a GloBE Reorganisation. The Article follows the accounting treatment for both the disposing


Entity and the acquiring Entity. Financial accounting rules generally recognise a seller’s gain or


loss on the disposition of assets and liabilities and require the acquirer to use the acquisition price,


which is generally the fair value of the assets, to measure the assets and liabilities upon its


acquisition. As such, for GloBE purposes, the disposing Entity must include gain or loss from the


disposition of assets and liabilities in its computation of GloBE Income or Loss and the acquiring


Entity must use the adjusted carrying value as determined under the financial accounting standard


used in preparing the Consolidated Financial Statements of the UPE. As discussed in


paragraph 18 of the Commentary to Chapter 6, any adjustments in the financial accounts


due to an acquisition of assets and liabilities that is treated as a business combination


under the relevant accounting standard but not a GloBE Reorganisation should be taken


into account under Article 6.3.1 in determining the GloBE Income or Loss and Adjusted


Covered Taxes of a Constituent Entity. An acquisition of a combination of assets and


liabilities without the acquisition of the legal entity that transferred the assets may be


treated as a business combination under the relevant accounting standard. Where such


transactions are treated as business combinations under the relevant accounting standard,


Adjusted Covered Taxes of a Constituent Entity shall be determined in accordance with the


requirements of the income tax accounting standard (e.g. IAS 12) that prescribes income


tax accounting for business combinations. This ensures that business combinations are


accounted for consistently for both GloBE Income or Loss and Adjusted Covered Taxes.


72. In a transfer to which Article 6.2.2 applies, the carrying value of the acquired assets and


liabilities for GloBE purposes is based on their fair value to the extent a gain or loss on those assets


and liabilities was included in the GloBE Income or Loss computation of the selling disposing
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Constituent Entity of an MNE Group. The fair value must be used in the computation of the 


acquiring Constituent Entity’s computation of GloBE Income or Loss in the acquisition year and 


subsequent Fiscal Years irrespective of whether the fair value adjustments are reflected in the 


Entity’s financial accounts or the MNE Group’s consolidated financial accounts. In accordance 


with the Commentary to Article 4.4, the computation of the acquiring Constituent Entity’s 


Total Deferred Tax Adjustment Amount for the Fiscal Year and subsequent Fiscal Years in 


relation to assets and/or liabilities to which Article 6.2.2 applies must similarly be calculated 


based on their carrying value for GloBE purposes (fair value to the extent a gain or loss on 


those assets and liabilities was included in the GloBE Income or Loss computation of the 


disposing Constituent Entity).  


43. The following text in strikethrough will be removed from and the following text in bold will be


inserted in paragraph 73.1 of the Commentary to Article 6.3.1 and the following inserted after


paragraph 73.1 of the Commentary to Article 6.3.1:


73.1. In a transaction between Constituent Entities of an MNE Group that is described in Article 


6.3.1, the GloBE Income or Loss of the disposing Constituent Entity is determined in accordance 


with Article 3.2.3. The Arm’s Length Principle under Article 3.2.3 applies irrespective of whether 


the MNE Group accounts for transactions between Constituent Entities at the disposing 


Constituent Entity’s carrying value, rather than based on fair value at the time of the transfer. 


The Inclusive Framework will develop further guidance, including possible simplifications, for an 


acquiring Constituent Entity to avoid any possible double taxation attributable to the MNE Group’s 


accounting for intra-group transactions. 


73.2. Further, where Article 6.3.1 applies, the acquiring Constituent Entity will take a carrying 


value for GloBE purposes based on the Arm’s Length Principle as determined under the preceding 


paragraph for purposes of determining the acquiring Constituent Entity’s GloBE Income or Loss in 


respect of the transferred asset or liability in the Fiscal Year of acquisition and subsequent Fiscal 


Years. This is regardless of whether the MNE Group, for financial accounting purposes, 


determines its deferred tax assets or liabilities by comparing the tax basis of the relevant asset or 


liability to the disposing Constituent Entity’s carrying value or to its fair value at the time of the 


transfer. In accordance with the Commentary to Article 4.4, the computation of a Constituent 


Entity’s Total Deferred Tax Adjustment Amount for the Fiscal Year and subsequent Fiscal Years 


in relation to assets and liabilities to which the adjustment made by Article 3.2.3 applies must 


similarly be calculated based on their carrying value for GloBE purposes. 


44. The following text in bold will be inserted in paragraph 75 of the Commentary to Article 6.3.2:


75. Article 6.3.2(a) provides that the disposing Constituent Entity will not recognise the gain


or loss from the transfer of the assets and liabilities for GloBE purposes. Pursuant to Article 6.3.2(b)


future profit or loss of the acquiring Constituent Entity will be determined on the basis of the


historical carrying amounts of the acquired assets and liabilities. The computation of the


acquiring Constituent Entity’s Total Deferred Tax Adjustment Amount for the Fiscal Year


and subsequent Fiscal Years in relation to assets and/or liabilities to which Article 6.3.2


applies must similarly be calculated based on their carrying value for GloBE purposes


(historical carrying value). The GloBE carrying value of the assets and liabilities at the end


of the Fiscal Year and subsequent Fiscal Years is determined by applying the relevant


accounting standard to the GloBE carrying value initially determined under Article 6.3.2.


This would exclude any deferred tax asset or deferred tax liability from the GloBE


calculations on acquisition to the extent the GloBE and tax carrying values of the asset or


liability are aligned. The Constituent Entity must maintain accounting records to support the


computation of GloBE Income or Loss and Total Deferred Tax Adjustment Amount by reference


to the historical carrying amounts of the acquired assets and liabilities.
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45. The following text in bold will be inserted in paragraph 77 of the Commentary to Article 6.3.3:


77. In the context of such GloBE Reorganisations, Article 6.3.3 provides that the disposing


Constituent Entity will include a gain or loss to the extent of the Non-Qualifying Gain or Loss. This


means that the computation of GloBE Income or Loss will include the lesser of the amount of gain


or loss reflected in the financial accounts or the amount of the taxable gain or loss arising from the


GloBE Reorganisation. Further, the acquiring Constituent Entity will increase or decrease the


carrying amounts of the acquired assets and liabilities to account for the Non-qualifying Gain or


Loss. The changes in carrying value for GloBE purposes must be allocated among assets and


liabilities in a manner consistent with the increases and decreases of those assets under the tax


law applicable to the acquiring Constituent Entity. For example, if the Constituent Entity is required


by local tax rules to allocate the basis increases due to the tax gain, first to depreciable assets up


to the amount of built-in gain on such assets, and then to inventory and other current assets, the


Constituent Entity must do the same for GloBE purposes. However, the increase or decrease in


carrying value of assets and liabilities for GloBE purposes cannot exceed the Non-qualifying Gain


or Loss. The computation of a Constituent Entity’s Total Deferred Tax Adjustment Amount


for the Fiscal Year and subsequent Fiscal Years in relation to assets and/or liabilities to


which Article 6.3.3 applies must similarly be calculated based on their carrying value for


GloBE purposes. The GloBE carrying value of the assets and liabilities at the end of the


Fiscal Year and subsequent Fiscal Years is determined by applying the relevant accounting


standard to the GloBE carrying value initially determined under Article 6.3.3. This would


exclude any deferred tax asset or deferred tax liability from the GloBE calculations on


acquisition to the extent the GloBE and tax carrying values of the asset or liability are


aligned.


46. The following text in bold will be inserted in paragraph 81 of the Commentary to Article 6.3.4:


81. Pursuant to paragraph (b), the Constituent Entity will use the fair value of the assets and


liabilities to compute its GloBE Income or Loss in the Fiscal Years ending after the triggering event.


The fair value to be used is the fair value of the assets determined pursuant to the financial


accounting standard used in the Consolidated Financial Statements. The computation of a


Constituent Entity’s Total Deferred Tax Adjustment Amount for the Fiscal Year and


subsequent Fiscal Years in relation to assets and/or liabilities to which Article 6.3.4 applies


must similarly be calculated based on their carrying value for GloBE purposes. The GloBE


carrying value of the assets and liabilities at the end of the Fiscal Year and subsequent


Fiscal Years is determined by applying the relevant accounting standard to the GloBE


carrying value initially determined under Article 6.3.4.


81.1. In the Fiscal Year that the election is made, any deferred tax assets and deferred tax 


liabilities of the Constituent Entity that existed prior to the triggering event must be fully reversed 


and included in Constituent Entity’s Total Deferred Tax Adjustment Amount. Accrual of deferred 


tax amounts for accounting purposes as a result of the tax basis of the Constituent Entity’s assets 


and liabilities being reset to fair value for tax purposes must be excluded from the Constituent 


Entity’s Total Deferred Tax Adjustment Amount because the computation of a Constituent Entity’s 


Total Deferred Tax Adjustment Amount for the Fiscal Year and subsequent Fiscal Years in relation 


to assets and/or liabilities to which Article 6.3.4 applies should be recalculated based on their 


carrying value for GloBE purposes as noted in paragraph 81.  


47. The following text in strikethrough will be removed from paragraph 6 of the Commentary to


Article 9.1.1 and the following text in bold will be inserted in paragraph 6, and additional paragraphs


inserted after paragraph 6 of the Commentary to Article 9.1.1:


6. Article 9.1.1 provides the basis to use these attributes in determination of Covered Taxes


pursuant to Article 4.4. Therefore, when a pre-existing deferred tax attribute is used for financial
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reporting purposes in a Fiscal Year in which the GloBE Rules apply, such attribute is available for 


use in the application of Article 4.4, subject to the limitations of Article 9.1. For example, if a 


Constituent Entity incurred a tax loss of 100 in a year before the GloBE Rules applied, a deferred 


tax expense of 15 (i.e. deferred tax benefit) will be included in the Total Deferred Tax Adjustment 


Amount under Article 4.4 when the associated tax loss is used in a Fiscal Year in which the GloBE 


applies.  The GloBE Implementation Framework will consider providing Agreed Administrative 


Guidance related to the measurement and treatment of items of deferred tax expense (i.e. deferred 


tax assets and deferred tax liabilities) in the Transition Year and subsequent years. 


6.0.1. Article 9.1.3 and Article 6.2.1(c) apply to assets and liabilities that were acquired after 


30 November 2021 and prior to the Transition Year. In such cases, the pre-existing deferred tax 


assets or liabilities based on the historic carrying value of the relevant assets or liabilities will be 


relevant for the purposes of Article 9.1.1, rather than any deferred tax assets or liabilities 


determined based on the acquiring Entity’s accounting carrying value of the assets or liabilities. 


The carrying value for determining the amount of any deferred tax assets or liabilities for the 


purposes of Article 9.1.1 may be modified by Article 9.1.3.  


6.0.2. For example, ABC Group sold all the shares of C Co to DEF Group for EUR 200 on 


1 January 2021. C Co owns a single asset, which had a carrying value of EUR 100 at the time of 


sale, as recorded for ABC Group’s Consolidated Financial Statements. C Co is subject to a 


corporate tax rate of 15%, and the tax basis of the asset is also EUR 100. According to the 


accounting standard applicable to DEF Group’s Consolidated Financial Statements, the 


acquisition of C Co’s shares constitutes a business combination. The entire purchase price is 


attributed to the fair value of the asset. In C Co’s financial statements, in accordance with relevant 


financial accounting standard that permits push down accounting, the asset is recognised with an 


accounting carrying value of EUR 200 and is subject to amortisation over a 10-year period for tax 


and accounting purposes. Given the tax basis of the asset is 100, for simplicity this example 


assumes that C Co has a deferred tax liability of EUR 15 recorded in its accounts related to the 


asset. Article 6.2.1(c) applies to this transaction, leading to a GloBE carrying value for the asset of 


EUR 100. Because the GloBE carrying value and the tax carrying value are equal, A Co has no 


deferred tax expense in relation to the asset for GloBE purposes. C Co becomes subject to the 


GloBE Rules on 1 January 2024. At the start of the Transition Year, C Co’s accounting carrying 


value of the asset is EUR 140 due to amortisation, while the tax basis is EUR 70. Consequently, 


C Co has a deferred tax liability of EUR 10.5 recorded in its financial accounts in relation to the 


asset. However, for the purposes of Article 9.1.1, since the GloBE carrying value of the asset is 


EUR 70 (because of the effect of Article 6.2.1(c), no deferred tax asset or liability is considered for 


GloBE purposes. C Co will continue to apply the relevant accounting standard to the GloBE 


carrying value when determining the amortisation expense included in its GloBE Income or Loss. 


Additionally, any deferred tax expense related to the asset will be considered for determining C 


Co’s Adjusted Covered Taxes for the Transition Year and future Fiscal Years. 


6.0.3. To further illustrate, assume the same facts as the example above, except that upon 


acquisition, the local tax laws stipulate that the tax basis of the asset is stepped up to EUR 200. 


As the carrying value of the asset in the financial accounts of C Co determined in accordance with 


an Acceptable Financial Accounting Standard that permits push down accounting is EUR 200 and 


the asset’s tax basis is also EUR 200, no deferred tax expense is recorded in C Co’s financial 


accounts. However, as the GloBE carrying value of the asset is EUR 100 due to the application of 


Article 6.2.1(c), C Co will include a deferred tax asset of EUR 15 for GloBE purposes based on the 


difference between the tax basis (EUR 200) and the GloBE carrying value (EUR 100). C Co 


becomes subject to the GloBE Rules on 1 January 2024. At the start of the Transition Year, C Co’s 


accounting carrying value and tax basis of the asset is EUR 140. Consequently, C Co continues 


to have no deferred tax expense recorded in its financial accounts in relation to the asset. However, 
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for the purposes of Article 9.1.1, since the GloBE carrying value of the asset is EUR 70, a deferred 


tax asset of EUR 10.5 will be recognised for GloBE purposes under Article 9.1.1 and will be used 


in the computation of Adjusted Covered Taxes in the Transition Year and future Fiscal Years. C Co 


will continue to apply the relevant accounting standard to the GloBE carrying value when 


determining the amortisation expense included in its GloBE Income or Loss. Additionally, the 


deferred tax asset for GloBE purposes related to the asset will be considered for determining 


C Co’s Adjusted Covered Taxes for the Transition Year and future Fiscal Years.  


48. The following text in bold will be inserted in paragraph 10.1 of the Commentary to Article 9.1.3:


10.1. Article 9.1.3 provides a limitation on intra-group asset transfers before applicability of the


GloBE Rules. Article 9.1.3 applies when an asset (other than inventory) is transferred between


Entities after 30 November 2021 and before commencement of the Transition Year of an MNE


Group if such Entities would have been Constituent Entities of that MNE Group had the GloBE


Rules been in effect with respect to that MNE Group immediately before the transfer. When Article


9.1.3 applies, the acquiring Entity must treat the asset for purposes of the GloBE Rules as acquired


for an amount equal to the carrying value in the hands of the disposing Entity upon disposition.


That carrying value of the asset can easily be determined because the gain (or loss) on the intra-


group transfer must be eliminated in the Consolidated Financial Statements. Thereafter, the


acquiring Entity’s carrying value of the asset may be increased by capitalised expenditures or


decreased by amortization or depreciation in accordance with the accounting standard used in the


UPE’s Consolidated Financial Statements. The carrying value used for GloBE purposes beginning


in the Transition Year is the carrying value upon disposition of the transferred asset on the day of


transfer adjusted for capital expenditures, amortization or depreciation after the transaction and


before the beginning of the Transition Year. Any increased depreciation or amortization, if any,


attributable to recording the asset at fair value in the financial accounts of the acquiring Entity must


be excluded from the computation of its GloBE Income or Loss. Similarly, gain or loss from a


subsequent sale of the asset shall be determined for GloBE purposes based on its carrying value


determined under Article 9.1.3. The rule in Article 9.1.3, however, does not apply to inventory


because of the routine nature of intragroup inventory sales and the typically brief period that it is


held before sale outside the MNE Group. Further, where an acquiring Constituent Entity uses


its own accounting carrying value of an asset or liability as provided under paragraph 10.9


below, no deferred tax asset is created under Article 9.1.3.


49. The following text in bold will be inserted in paragraph 10.7 of the Commentary to Article 9.1.3:


10.7.  The purpose of Article 9.1.3 is to limit the ability to step-up the carrying value in the MNE


Group’s assets for GloBE purposes in an intragroup transaction without including the


corresponding gain in the computation of GloBE Income or Loss. Some MNE Groups account for


intra-group transactions by treating the acquiring Entity as having acquired the asset at the


transferring Entity’s carrying value upon disposition and create a deferred tax asset based on the


difference between the tax basis of the asset and the acquiring Entity’s carrying value and the tax


rate in the acquiring Entity’s jurisdiction. If the MNE Group were allowed to take into account a


deferred tax asset created in connection with the intragroup sale, it would, in combination with the


financial accounting carrying value upon disposition, affect the applicability of the GloBE Rules in


much the same way as allowing the step-up in carrying value of the asset for GloBE purposes.


The step-up in carrying value would essentially eliminate an amount of income equal to the step-


up from the acquiring Constituent Entity’s GloBE Income or Loss computation usually either at the


time of a subsequent sale by the acquiring Constituent Entity’s or over the asset’s depreciation or


amortization period. The carrying value upon disposition preserves that income in the GloBE


income or Loss computation, but the corresponding deferred tax asset amount would be included


in the Covered Taxes and, in effect, would shield that same amount of income from Top-up Tax.


This result would be inconsistent with the policy and purpose of Article 9.1.3. Accordingly, when
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Article 9.1.3 applies, the deferred tax assets or liabilities with respect to the transferred assets, if 


any, that are recognised at the beginning of the Transition Year are those that existed in the 


financial accounts of the MNE Group prior to the transaction that triggered application of 


Article 9.1.3, adjusted as appropriate for subsequent capitalised expenditures, amortization, and 


depreciation and further adjusted to the Minimum Rate if necessary pursuant to Article 9.1.1. The 


creation of a deferred tax asset under this paragraph shall not reduce the Adjusted Covered 


Taxes of the acquiring Constituent Entity. Any deferred tax asset or liability arising in the MNE 


Group’s financial accounts as a result of the transaction is ignored under the GloBE Rules, except 


as provided in paragraph 10.8. 


50. The text in bold will be substituted for the text in paragraphs 10.8 and the existing text of paragraph 


10.8 will be moved to paragraphs 10.8.1 through 10.8.3 with the language in bold added: 


10.8.  As noted above in paragraph 10.1, the main purpose of Article 9.1.3 is to prevent 


MNE Group’s transferring assets in the run-up to the Transition Year without paying tax on 


the full amount of the disposing Entity’s built-in gain and then avoiding tax under the GloBE 


Rules or a QDMTT on that gain because the asset takes a carrying value equal to its fair 


value or the accounting standard provides a deferred tax asset that produces the same or 


similar effect. However, where the MNE Group has paid tax on the built-in gain on the 


transfer, there is less risk that the transaction was conducted for tax avoidance reasons. 


The Inclusive Framework has agreed that it is appropriate to allow a deferred tax asset 


solely for GloBE purposes to the extent that the MNE Group can demonstrate that tax was 


paid in respect of gain on the intra-group transfer.   


10.8.1. Accordingly, in a transfer to which Article 9.1.3 applies, the acquiring Entity may take into 


account a deferred tax asset to the extent of tax paid in respect of the transfer and to the extent of 


any deferred tax asset that would have been taken into account under Article 9.1.1 but was 


reversed or was not created by the disposing Entity (Other Tax Effects) because gain from the 


disposition was included in the taxable income of the disposing Entity. If there is a group taxation 


regime applicable to the disposing Entity, this paragraph shall be applied by reference to the taxes 


paid by the group and Other Tax Effects on the group under the group taxation regime. This 


paragraph may also be applied in respect of any Covered Taxes that are attributable to the 


transaction and that would have been allocated to the disposing Entity under the principles of 


Article 4.3. The MNE Group has the burden of proving:  


a. the amount of tax paid in respect of the transaction;  


b. the amount of any Other Tax Effects; and  


c. the amount of any Covered Taxes that are attributable to the transfer and that 


would have been allocated to the disposing Entity under Article 4.3.  


10.8.2. The deferred tax asset for GloBE purposes will arise regardless of whether a 


deferred tax asset would be recognised by the acquiring Constituent Entity under the 


relevant accounting standard. The amount of the deferred tax asset for GloBE purposes 


shall be determined without reference to a deferred tax asset that would otherwise have 


been recognised by the acquiring Constituent Entity in the absence of Article 9.1.3. 


However, a deferred tax asset created under this rule shall not exceed the Minimum Rate 


multiplied by the difference in the local tax basis in the asset and the GloBE carrying value of the 


asset determined under Article 9.1.3.   


10.8.3. The deferred tax asset for GloBE purposes shall be taken into account in determining the 


acquiring Constituent Entity’s Adjusted Covered Taxes instead of any deferred tax asset that was 


created in respect of the acquired asset under the relevant accounting standard. The creation of a 


deferred tax asset under this paragraph shall not reduce the Adjusted Covered Taxes of an 
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acquiring Constituent Entity where the acquiring Constituent Entity is subject to the GloBE 


Rules. This deferred tax asset is adjusted annually in proportion to any decrease in the carrying 


value of the asset for the year, for example due to depreciation, amortization, or impairment. See 


Examples 9.1.3-1 through 9.1.3-6. 
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3.1. Principles for allocating cross-border, current taxes under a cross-crediting 


corporate tax system 


3.1.1. Introduction 


1. The GloBE Rules operate by allocating Covered Taxes to the GloBE Income with respect to which


they were accrued. Under Article 4.3.2(a), Covered Taxes included in the accounts of a Main Entity which


are with respect to GloBE Income or Loss of a Permanent Establishment are to be allocated to that


Permanent Establishment. Taxable branch regimes generally mitigate double taxation by giving a credit


for taxes paid to the PE’s jurisdiction. Thus, the Covered Taxes allocated under Article 4.3.2(a) will often


be the residual tax due after tax credits.


2. Corporate tax systems vary in how they treat foreign source income. Some such systems allow


for ‘cross-crediting’ of foreign taxes. In these cases, taxes paid with respect to one source of income arising


in one jurisdiction give rise to foreign tax credits which can be used against another source of income


arising in another jurisdiction. For example, taxes paid with respect to one Permanent Establishment may


give rise to tax credits for the Main Entity which can be used against the income included from a different


Permanent Establishment. Cross-crediting tax regimes generally have a limitation to prevent foreign tax


credits from being used to offset domestic taxes on domestic source income.


3. Where the corporate tax system applicable to the Main Entity allows for the cross-crediting of


taxes, a methodology is required to determine whether (and how much) of the Main Entity’s Covered Tax


has been accrued with respect to the GloBE Income of each Permanent Establishment. Paragraph 52 of


the Commentary to Article 4.3.2 sets out a mechanism for determining the allocation of Covered Taxes to


a Permanent Establishment under a cross-crediting system. The process seeks to take into account both


the taxes accrued by the relevant Permanent Establishment as well as ‘an appropriate amount’ of excess


creditable taxes accrued with respect to other income which can be cross-credited under the domestic tax


regime. It states:


The appropriate amount of excess creditable taxes should be determined by allocating the total 


amount of excess creditable taxes among PE inclusions based on the relative residual tax liability 


due to each PE inclusion taking into account only creditable taxes paid by that PE (i.e. the liability 


after the credit for taxes paid by the PE but before excess credits are allocated). 


3. Allocation of Cross-border Current 
Taxes
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4. Cross-crediting domestic tax systems may also create separate ‘categories’ or ‘baskets’ of income.


In such cases, cross-crediting may be allowed within a particular category or basket of income but not


between different categories or baskets of income. For example, a jurisdiction could create a separate


category for passive income such that cross-crediting is allowed between different foreign sources of


passive income but cross-crediting is not allowed between passive income and non-passive income. The


Commentary to the GloBE Rules does not set out in detail how to allocate taxes between different


categories or baskets of income.


5. It is important that a consistent mechanism is used to allocate such taxes to prevent cases in which


double taxation or double non-taxation could arise.


6. Similar issues arise with respect to CFC Taxes (Article 4.3.2(c)) as well as taxes on Hybrid Entities


or Reverse Hybrid Entities (Article 4.3.2(d)). The Administrative Guidance of February 2023 also contained


a temporary rule with respect to the allocation of Blended CFC Taxes. This document sets out a


methodology for allocating cross-border, current taxes, other than taxes arising under a Blended CFC Tax


Regime which are covered by the Administrative Guidance of February 2023. This allocation mechanism


is directly relevant to the application of Article 4.3.2(a), (c), (d) and (e).


3.1.2. Issues to be considered 


7. Stakeholders have asked whether further guidance could be provided regarding how to allocate


taxes from a Main Entity to the various Permanent Establishments under a cross-crediting system including


cross-crediting systems which only allow cross-crediting between specific categories or ‘baskets’ of


income. Similarly, stakeholders have asked whether further guidance could be provided to allocate taxes


under a CFC Tax or taxes on Hybrid Entities or Reverse Hybrid Entities.


3.1.3. Guidance 


8. The GloBE Rules allocate Covered Taxes of a Main Entity to a Permanent Establishment to the


extent that those Covered Taxes have been accrued with respect to the GloBE Income of the Permanent


Establishment. Where the Main Entity’s domestic tax system blends together the income of multiple


Permanent Establishments, a mechanism is required for determining the extent to which the relevant taxes


are to be allocated to one Permanent Establishment or another Permanent Establishment. Where the tax


system also blends such income with foreign source income of the Main Entity, the mechanism must also


determine the extent to which the taxes are accrued with respect to the GloBE Income of Permanent


Establishments and thus are allocable to Permanent Establishments at all, as opposed to remaining with


the Main Entity.







52  


TAX CHALLENGES ARISING FROM THE DIGITALISATION OF THE ECONOMY – ADMINISTRATIVE GUIDANCE ON THE GLOBAL ANTI-BASE EROSION MODEL RULES (PILLAR TWO), JUNE 2024 © OECD 2024 


9. The general purpose of the allocation mechanism is to match Covered Taxes to the GloBE Income


with respect to which they were accrued. In particular, this allocation mechanism applies in the case of


current cross-credited taxes that must be allocated between a Main Entity and its Permanent


Establishments or a Parent Entity and its CFCs, Hybrid Entities or Reverse Hybrid Entities when the income


of such CFC, Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity is included in the taxable income of the Parent Entity.


In some cases, the current cross-credited taxes may need to be further allocated between a CFC and its


Permanent Establishments, Hybrid Entities or Reverse Hybrid Entities. It is designed to provide a common


and simplified methodology for allocating cross-credited taxes to Constituent Entities. The mechanism


seeks to allocate the current tax expense determined after taking into account foreign tax credits allowed.


The allocation mechanism of cross-border deferred taxes is outlined in the Administrative Guidance on


cross-border deferred tax allocations. Under a system that only allows credit for taxes accrued by the


specific PE, the tentative tax determined based on the income can be simply reduced by the credit allowed


and allocated to the PE. Where foreign taxes are cross-credited under the domestic tax system, a


mechanism is necessary to allocate Covered Taxes between the Main Entity and its PEs. To the extent


that foreign taxes are cross-credited under the domestic tax system only within a particular category or


categories of income, the mechanism is to be applied separately to each such category of income.


10. The allocation mechanism is a four-step process for allocating current taxes which have been


accrued under a tax system which ‘blends’ together income from multiple sources and allows the cross-


crediting of tax credits within the relevant category of income. The primary purpose of this allocation


mechanism is to allocate taxes from one Constituent Entity to another under Article 4.3.2. However, it will


also determine any amount of current Covered Taxes accrued with respect to the income of a non-


Constituent Entity, which would generally be excluded entirely from the Adjusted Covered Taxes of the


Main Entity/Parent Entity under Article 4.1.3(a). The four-step allocation mechanism is intended to be


sufficiently flexible so as to accommodate differing treatments of foreign source income under various


corporate tax systems.


11. Under the first step of the allocation mechanism, the phrase ‘foreign source income’ refers to


income of domestic entities to the extent the Main Entity/Parent Entity jurisdiction considers the income to


be from foreign sources for purposes of determining the extent to which a foreign tax credit is allowed. In


addition to income of the Permanent Establishments of the Main Entity, this may include income of a CFC,


Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity that is included in the taxable income of the Main Entity under the


domestic tax system, as well as other income received by the Main Entity from foreign sources, such as


certain dividends, royalties, and interests.
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12. Foreign source income is the net amount which is included in the taxable income of the Main


Entity/Parent Entity. As a net concept, it is necessary to determine what expenses are taken into account.


Where the domestic tax regime requires the Main Entity/Parent Entity to include the Permanent


Establishment’s net income into its taxable income, this will implicitly allocate expenses and therefore the


included amount is the foreign source income. In other cases, it will be necessary to allocate expenses of


the Main Entity/Parent Entity to the Permanent Establishment, foreign Hybrid Entity or foreign Reverse


Hybrid Entity in order to determine the foreign source income of that Permanent Establishment or Entity.


In these cases, only the expenses which are taken into account in determining the GloBE Income or Loss


of the Permanent Establishment, CFC, Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity are taken into account. For


example, consider a Parent Entity with two foreign Hybrid Entities (A Co and B Co) which are subject to a


cross-crediting regime. The Parent Entity has 1000 of interest expense of which 400 is allocated to a basket


of income which includes the two Hybrid Entities and under the domestic law of the Parent Entity jurisdiction


which determines the Parent Entity’s foreign tax credit limitation. Of this 400 in interest expense, 100 is


recognised as an expense of A Co for the purpose of calculating A Co’s GloBE Income or Loss. The other


300 is not recognised as an expense in calculating the GloBE Income or Loss of A Co or B Co. For the


purposes of step one of the cross-crediting regime, A Co’s foreign source income takes into account 100


of this interest expense (that is, A Co’s foreign source income is reduced by 100). There is no adjustment


for the remaining interest expense.


13. In some cases, expenses are only allocated to a ‘basket’ of income. Allocating such expenses to


individual Permanent Establishments and Entities would involve significant compliance costs. These


expenses are only allocated in determining the foreign source income under the first step to the extent that


the relevant expenditure is taken into account as an expense in calculating the GloBE Income or Loss of


the relevant Permanent Establishment or Entity. However, such expenses do reduce the Allocable


Covered Taxes under Step Two even if they are not taken into account under Step One. This is set out in


further detail below.


14. Foreign source income is adjusted where the domestic tax system includes an offsetting deduction


which is calculated directly by reference to that income. For example, if the Main Entity/Parent Entity must


include an amount in its taxable income but is also entitled to a deduction equal to 40% of the amount


included, only the net amount (that is, 60% of the total amount) will be considered to have been included


in the Main Entity/Parent Entity’s taxable income.


15. One of the simplest cases of a cross-crediting tax regime is where the relevant domestic tax regime


in the Main Entity jurisdiction applies cross-crediting only to the income of foreign Permanent


Establishments and the foreign source income derived directly by the Main Entity itself (and not through a


Permanent Establishment).


16. In such a case, the first step is to determine the amount of each Permanent Establishment’s


income which has been included in the taxable income of the Main Entity. It is also necessary to determine


the amount of foreign source income of the Main Entity itself.


17. The second step is to calculate the total ‘Allocable Covered Taxes’. This step seeks to calculate


the total Covered Taxes which are to be allocated between the various Permanent Establishments and the


Main Entity’s foreign source income. Allocable Covered Taxes are determined by the formula:


𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠


= 𝑇𝑜𝑡𝑎𝑙 𝑐𝑢𝑟𝑟𝑒𝑛𝑡 𝑡𝑎𝑥 𝑒𝑥𝑝𝑒𝑛𝑠𝑒 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑏𝑦 𝑡ℎ𝑒 𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑒𝑔𝑖𝑚𝑒


− 𝑑𝑜𝑚𝑒𝑠𝑡𝑖𝑐 𝑡𝑎𝑥 𝑙𝑖𝑎𝑏𝑖𝑙𝑖𝑡𝑦 𝑤𝑖𝑡ℎ𝑜𝑢𝑡 𝑟𝑒𝑔𝑎𝑟𝑑 𝑡𝑜 𝑎𝑛𝑦 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


−𝐵𝑙𝑒𝑛𝑑𝑒𝑑 𝐶𝐹𝐶 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠
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18. This formula determines the positive amount (if any) of the total tax accrued in current tax expense


of the Main Entity under the applicable tax regime which is attributable to foreign source income arising


both directly (that is, as income of the Main Entity itself) and from its Permanent Establishments. This is


achieved by subtracting from the total current tax accrued the amount which would have been accrued in


the absence of any foreign source income and foreign tax attributes as well as any amounts of Blended


CFC Taxes which have been allocated under paragraphs 58.1 to 58.7 of the Commentary to Article


4.3.2(c). If the current tax expense is zero or negative, then there is nothing to allocate to the PE under the


allocation mechanism. The total current tax expense with respect to the applicable tax regime does not


take into account current tax expenses which relate to an uncertain tax position or which is not expected


to be paid within three years of the last day of the relevant taxable period.


19. Similarly, by pooling together the current tax accrued with respect to foreign source income, the


allocation mechanism effectively allows for losses arising from one Permanent Establishment to offset the


profits of another. The allocation mechanism does not require calculating the hypothetical amount which


would have been accrued by each Permanent Establishment independently of all of the others. The


domestic tax liability calculated without regard to any foreign source income cannot be a negative amount.


If there would be no domestic tax liability in the absence of foreign source income, all of the current tax


accrued will be attributable to foreign source income. Allocable Covered Taxes cannot exceed the total


current tax accrued. The total current tax expense accrued by the Main Entity/Parent Entity with respect to


the applicable tax regime refers to the amount of the current tax expense that is paid or accrued for the


taxable year of the Main Entity with respect to the corporate income tax within which the cross-crediting


mechanism applies. This does not include current tax expense accrued by the Main Entity/Parent Entity


with respect to foreign taxes (regardless of whether or not a foreign tax credit is available). Such source


taxes are not imposed under the applicable tax regime and they are separately allocated.


20. Adjustments are required for Qualified Refundable Tax Credits, Marketable Transferable Tax


Credits and Qualified Flow-Through Tax Benefits (where the Equity Investment Inclusion Election has been


made) to the extent that they are not accounted for consistently with their required GloBE treatment. For


the purposes of the cross-crediting allocation mechanism, these are treated as an increase in the domestic


source income of the Main Entity/Parent Entity and require adjustments to both the total current tax


expense and the hypothetical domestic tax liability calculated without regard to any foreign source income.


For example, a Main Entity has domestic source income of 1000 and foreign source income of 1000 under


the Main Entity domestic tax regime. The Main Entity jurisdiction has a 20% tax rate. The Main Entity also


receives 100 in Qualified Refundable Tax Credits under the Main Entity’s domestic tax regime. Accordingly,


it has a domestic tax liability of 300 for the year ((2000 x 20%) - 100). For the purposes of applying the


cross-crediting allocation mechanism, the Main Entity is treated as having domestic source income of 1100


(1000 + 100).  Its total current tax expense is 400 (300 + 100) and its domestic tax liability without regard


to any foreign source income is 220 (1100 x 20%).
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21. In some cases, the Main Entity/Parent Entity jurisdiction may apply progressive tax rates such that


a different tax rate applies depending upon the amount of income earned. If all income is subject to one


tax rate where a certain threshold of total income is met, the domestic tax liability without regard to any


foreign source income must be calculated by applying the tax rate which in fact applied to the Main


Entity/Parent Entity. This amount is not calculated using the rate which would have been applied if the


Main Entity/Parent Entity did not have foreign source income. If the progressive tax regime applies different


tax rates to different ‘bands’ of income such that one rate is applied to income up to a particular threshold


and another rate is applicable beyond that threshold, then the domestic tax liability without regard to any


foreign source income must be calculated having allocated a proportionate share of each progressive tax


rate band between the various sources of taxable income. For example, a Main Entity Jurisdiction has


progressive tax rates such that the first 200 of income is subject to tax at a 10% rate and all subsequent


income is subject to tax at a 20% rate. A Main Entity has 100 of domestic source income, 100 of taxable


income from PE1 and 200 of taxable income from PE2. As the domestic source income has given rise to


25% of the total taxable income (100/400), it is allocated 25% of each threshold. Accordingly, the Main


Entity is treated as having 50 of income subject to tax at 10% rate (200 x 25%) and 50 of income subject


to tax at a 20% rate (200 x 25%). As a result, the domestic tax liability calculated without regard to any


foreign source income is 15 ((50 x 10%) + (50 x 20%)).


22. The third step is to calculate the Cross-Crediting Allocation Key for each Permanent Establishment


as well as for the Main Entity itself. The Cross-Crediting Allocation Key is designed to provide a common


and simplified methodology to allocate taxes from a Main Entity to Constituent Entities. The Cross-


Crediting Allocation Key is the positive number, if any, resulting from the following formula:


𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑎 𝑃𝐸


= (𝑡𝑎𝑥𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 𝑜𝑓 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸 × 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑎𝑡𝑒)


− 𝑐𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑡𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸′𝑠 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 / 𝑃𝑎𝑟𝑒𝑛𝑡 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


= (𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑡𝑎𝑥𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 𝑎𝑟𝑖𝑠𝑖𝑛𝑔 𝑑𝑖𝑟𝑒𝑐𝑡𝑙𝑦 𝑓𝑟𝑜𝑚 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


× 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑎𝑡𝑒)


− c𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑡𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


23. The taxable income of the Permanent Establishment is the amount determined in the first step.


The applicable tax rate is the tax rate in the Main Entity jurisdiction which is applicable to the taxable


income of the Permanent Establishment under the tax regime applicable in the Main Entity jurisdiction.


Where multiple taxes are placed on the Main Entity with respect to the income of the Permanent


Establishment, the cross-crediting allocation mechanism must be applied separately to each tax. The


applicable tax rate does not aggregate tax rates from different tax bases. The creditable foreign taxes


accrued with respect to the Permanent Establishment means foreign taxes paid or accrued, including tax


paid or accrued under a Qualified Domestic Minimum Top-up Tax, with respect to the Permanent


Establishment’s income, but only if the tax meets the definition of a creditable tax under the tax laws of the


Main Entity’s jurisdiction. This can include creditable foreign taxes which are imposed by a jurisdiction


other than the PE Jurisdiction. For example, a withholding tax paid to a third jurisdiction with respect to


income derived by the PE. Similarly, creditable foreign taxes accrued with respect to the foreign source


income would generally include taxes paid in the source jurisdiction with respect to foreign source income


which is accrued by the Main Entity directly (such as royalty withholding tax). The Cross-Crediting


Allocation Key for a Permanent Establishment cannot be negative. If the result of the above formula is


negative, the Cross-Crediting Allocation Key for the Permanent Establishment is zero.
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24. A Cross-Crediting Allocation Key is also required for the Main Entity itself. This is to capture the 


fact that current taxes have been accrued with respect to foreign source income which has been earned 


by the Main Entity directly (that is, not through a Permanent Establishment). The Main Entity’s relevant 


taxable income is that which it derives directly from foreign source income and not through a Permanent 


Establishment or foreign subsidiary (for example, royalty income). The current tax accrued with respect to 


this income would include creditable taxes paid or accrued in current tax expense by the Main Entity on 


this income (for example, royalty withholding tax imposed on the Main Entity but collected and remitted by 


the payor).  


25. In some cases, the Main Entity may have multiple types of foreign source income which are 


effectively subject to different tax rates. This could occur because of a partial exemption or a deduction 


which is linked to the amount of the inclusion in taxable income from that type of income). It could also 


occur because different types of income are subject to tax at different rates (despite tax credits being 


available for cross-crediting between types of income with different tax rates). In such cases, a single 


Cross-Crediting Allocation Key must be determined for the Main Entity. Where different effective tax rates 


are applied through the use of an exemption or a related deduction, the applicable Cross-Crediting 


Allocation Key for the Main Entity is given by the formula above. Where there are multiple applicable tax 


rates which apply to different types of income, it is necessary to determine the Main Entity’s pre-foreign 


tax credit liability arising directly from foreign source income. The Main Entity’s pre-foreign tax credit liability 


arising directly from foreign source income is the sum of each type of foreign source income multiplied by 


the tax rate applicable to that type of income. In such cases, the creditable foreign taxes accrued with 


respect to the foreign source income includes creditable foreign taxes on each such type of income. 


26. For example, consider a jurisdiction (Jurisdiction X) which allows for cross-crediting between 


different types of foreign source income and applies a tax rate of 10% to Type A income and 20% to Type 


B income. A Main Entity located in Jurisdiction X has 100 of Type A income which has been subject to 5 


of creditable withholding tax and 100 of Type B income which has been subject to 15 of creditable 


withholding tax. The Cross-Crediting Allocation Key of the Main Entity in Jurisdiction X is 10 ((100 x 10%) 


+ (100 x 20%) – (5 + 15)).  


27. By comparison, Jurisdiction Y has a 20% tax rate and a cross-crediting regime which applies to 


Type A and Type B foreign source income. However, Jurisdiction Y provides a Main Entity with a deduction 


equal to 50% of the amount of Type A Income. Jurisdiction Y does not reduce the available foreign tax 


credits from Type A Income as a result of this deduction. As above, the Main Entity has 100 of Type A 


income (subject to 5 in creditable withholding tax all of which remains creditable despite the related 


deduction) and 100 of type B income (subject to 15 of creditable withholding tax). As a result of the directly 


related deduction, the Main Entity has 150 of foreign source income (50 + 100) which is subject to a tax 


rate of 20%.  The Cross-Crediting Allocation Key of the Main Entity in Jurisdiction Y is also 10 (((50 + 100) 


x 20%) – (5 + 15)). 


28. Where the Main Entity/Parent Entity is subject to a progressive tax rate regime as described in 


paragraph 21, the applicable tax rate for each Permanent Establishment or Entity will be the rate identified 


in that paragraph. If all income is subject to one tax rate where a certain threshold of total income is met, 


the applicable tax rate is the rate which was in fact applied to the Main Entity/Parent Entity in determining 


its taxable income. If the progressive tax regime applies different tax rates to different ‘bands’ of income 


such that one rate is applied to income up to a particular threshold and another rate is applicable beyond 


that threshold, then the domestic tax liability without regard to any foreign source income must be 


calculated having allocated a proportionate share of each progressive tax rate band between the various 


sources of taxable income. 


29. The fourth step is to determine the allocation to each Permanent Establishment as well as the 


Main Entity. This is given by the following formula: 
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𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸 (𝑜𝑟 𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦)


= 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 


× (
𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝑒𝑟𝑚𝑎𝑛𝑒𝑛𝑡 𝐸𝑠𝑡𝑎𝑏𝑙𝑖𝑠ℎ𝑚𝑒𝑛𝑡 (𝑜𝑟 𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦)


𝑇ℎ𝑒 𝑠𝑢𝑚 𝑜𝑓 𝑎𝑙𝑙 𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦𝑠
). 


30. This final step takes the total amount of Allocable Covered Taxes and apportions it between the


various Permanent Establishments and the Main Entity in accordance with the Cross-Crediting Allocation


Key. These taxes are allocated to the respective Permanent Establishments under Article 4.3.2(a). Taxes


which are allocable to the Main Entity will not be reallocated under Article 4.3.2 but they must be taken into


account as part of the Cross-Crediting Allocation Key mechanism in order to accurately allocate taxes to


the Permanent Establishments.


Domestic source income of foreign Permanent Establishments, CFCs, Hybrid Entities 


and Reverse Hybrid Entities 


31. There may be cases where a Main Entity/Parent Entity is imposing tax on a foreign Permanent


Establishment, CFC, foreign Hybrid Entity or foreign Reverse Hybrid Entity which is earning income from


the Main Entity/Parent Entity jurisdiction. Where this occurs outside the context of a cross-crediting regime,


the general principles outlined in paragraphs 46 to 51 of the Administrative Guidance to Article 4.3.2


applies. Where the relevant income is subject to a cross-crediting regime and is treated as foreign source


income for the purposes of an applicable foreign tax credit limitation, the income will be treated as foreign


source income under the cross-crediting allocation mechanism. Finally, where the income is not treated


as foreign source income of the Main Entity/Parent Entity for the purposes of applying the foreign tax credit


limitation but is nevertheless included in the GloBE Income of the Permanent Establishment, CFC, foreign


Hybrid Entity or foreign Reverse Hybrid Entity, that income will be treated as foreign source income for the


purposes of the cross-crediting allocation mechanism and all taxes paid with respect to that income are


allocated under the cross-crediting allocation mechanism. The amount is treated as forming part of the


taxable income of the relevant Permanent Establishment, CFC, foreign Hybrid Entity or foreign Reverse


Hybrid Entity for the purposes of applying Step 1 of the cross-crediting allocation mechanism.


32. For example, consider a Main Entity (located in Jurisdiction A) that has a Permanent Establishment


(located in Jurisdiction B). The Permanent Establishment earns income from transactions with an unrelated


entity (X Co) in Jurisdiction A that is included in the Permanent Establishment’s GloBE Income or Loss.


Jurisdiction A imposes tax on the Permanent Establishment’s income from transactions with X Co and the


income from X Co is not treated as foreign source income for the purposes of calculating the foreign tax


credit limitation applicable to Main Entity. In such cases, the PE’s income from transactions with X Co is


treated as foreign source income of the Permanent Establishment and the Jurisdiction A taxes paid with


respect to that income are allocated under the cross-crediting allocation mechanism.
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33. Where the Main Entity/Parent Entity jurisdiction has multiple baskets within which its cross-


crediting tax regime applies, the domestic source income will be allocated to the basket to which foreign


taxes on that income are allocated. If the domestic tax regime of the Main Entity/Parent Entity does not


provide foreign tax credits on domestic source income, the domestic source income will be allocated to the


same basket to which foreign taxes are (or would be) allocated if the income had been foreign source


income of the same type under the Main Entity/Parent Entity jurisdiction’s law. For example, a Parent Entity


jurisdiction allows for cross-crediting within two separate baskets – active source income (Basket A) and


passive foreign source income (Basket B). A foreign Hybrid Entity earns passive income from a third party


in the Parent Entity Jurisdiction on which no foreign tax credit is allowable under the Parent Entity’s


domestic tax regime. This income is treated as domestic source income for the purposes of the foreign tax


credit limitation. In this case, the rule would determine that the passive income from the third party in the


Parent Entity Jurisdiction was treated as foreign source income allocated to Basket B. This is because if


that type of income (passive income) had been earned from foreign sources, any creditable taxes paid with


respect to it would have been allocated to Basket B.


Cross-crediting between permanent establishments and taxable distributions 


34. If the Main Entity’s domestic tax system allows for cross-crediting between Permanent


Establishments and distributions from foreign subsidiaries, the allocation mechanism is required to allocate


the relevant taxes between the Permanent Establishments and the subsidiary Constituent Entities. The


GloBE Rules allow for the allocation of such taxes to the respective Permanent Establishments and


subsidiary Constituent Entities under Article 4.3.2(a) and Article 4.3.2(e) respectively. In such cases, the


Constituent Entity paying the tax is both the Main Entity with respect to the Permanent Establishments and


a Parent Entity with respect to the subsidiaries which made the distributions (‘Main Entity/Parent Entity’).


35. In such cases, the above formula is modified to take into account the ability to cross-credit between


Permanent Establishments and taxable distributions as follows:


36. The first step also requires calculating the Main Entity/Parent Entity’s inclusion in taxable income


as a result of the distribution from the relevant distributing Entity. If the Main Entity/Parent Entity’s domestic


tax system includes in the taxable income of the Main Entity/Parent Entity a ‘gross-up’ for any taxes paid


by the distributing Entity, that amount is also included in this step. For example, a distributing Entity earns


100 of income, pays 10 of local tax and makes a distribution of 90 to its Parent Entity. If the Parent Entity


jurisdiction grants an indirect tax credit for the foreign taxes paid with respect to that distribution (10) but


adds the amount of these indirect foreign tax credits to the taxable income of the Parent Entity such that


the total inclusion in taxable income is 100, the addition 10 is included in taxable income as a ‘gross-up’


amount. The total foreign source income is 100.


37. The second step requires calculating Allocable Covered Taxes taking into account both the taxable


income of all Permanent Establishments as well as any distributions from distributing Entities. The


domestic tax liability calculated without regard to any foreign source income requires excluding the income


from both foreign Permanent Establishments and distributions from foreign subsidiaries as well as the tax


liability arising from any foreign source income of the Main Entity/Parent Entity. The formula is applied as


follows:


𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠


= 𝑇𝑜𝑡𝑎𝑙 𝑐𝑢𝑟𝑟𝑒𝑛𝑡 𝑡𝑎𝑥 𝑒𝑥𝑝𝑒𝑛𝑠𝑒 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑏𝑦 𝑡ℎ𝑒 𝑴𝒂𝒊𝒏 𝑬𝒏𝒕𝒊𝒕𝒚 


/ 𝑷𝒂𝒓𝒆𝒏𝒕 𝑬𝒏𝒕𝒊𝒕𝒚 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑒𝑔𝑖𝑚𝑒


− 𝑑𝑜𝑚𝑒𝑠𝑡𝑖𝑐 𝑡𝑎𝑥 𝑙𝑖𝑎𝑏𝑖𝑙𝑖𝑡𝑦 𝑤𝑖𝑡ℎ𝑜𝑢𝑡 𝑟𝑒𝑔𝑎𝑟𝑑 𝑡𝑜 𝑎𝑛𝑦 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


− 𝐵𝑙𝑒𝑛𝑑𝑒𝑑 𝐶𝐹𝐶 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠
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38. The third step requires determining the Cross-Crediting Allocation Key for the distributing Entities. 


The Cross-Crediting Allocation Keys for each Permanent Establishment and the Main Entity remain 


unchanged. The Cross-Crediting Allocation Key for each distributing Entity is given by the positive amount, 


if any, from the following formula: 


 


𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑎 𝑑𝑖𝑠𝑡𝑟𝑖𝑏𝑢𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦


= (𝑡𝑎𝑥𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 𝑎𝑟𝑖𝑠𝑖𝑛𝑔 𝑓𝑟𝑜𝑚 𝑡ℎ𝑒 𝑑𝑖𝑠𝑡𝑟𝑖𝑏𝑢𝑡𝑖𝑜𝑛 × 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑎𝑡𝑒)


− 𝑐𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑡𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑑𝑖𝑠𝑡𝑟𝑖𝑏𝑢𝑡𝑖𝑜𝑛  


 


39. As per the first step, the taxable income arising from the distribution includes any ‘gross-up’ for 


taxes paid in the distributing Entity jurisdiction and is adjusted for any deductions permissible under the 


Main Entity/Parent Entity’s domestic tax system in respect of such distribution. The applicable tax rate is 


that which is applied to the relevant income in the hands of the Main Entity/Parent Entity. The creditable 


foreign taxes accrued with respect to the distribution includes all relevant foreign taxes for which a foreign 


tax credit is granted notwithstanding any foreign tax credit limitation. Depending on the foreign tax credit 


rules applicable in the Main Entity jurisdiction, this would include taxes which give rise to a direct foreign 


tax credit (for example, a withholding tax) or an indirect foreign tax credit (for example, a regime which 


grants the Main Entity a foreign tax credit equal to its proportionate share of the corporate income taxes 


paid by the distributing entity). It will also include Qualified Domestic Minimum Top-up Taxes if the Main 


Entity jurisdiction gives a foreign tax credit for such taxes. The Cross-Crediting Allocation Key for such 


entities also cannot be negative. If the outcome of the formula is negative, the Cross-Crediting Allocation 


Key for the relevant distributing Entity will be zero.  


40. The fourth step is largely unchanged. Each Permanent Establishment and distributing Entity, as 


well as the Main Entity itself, receives an allocation of the Allocable Covered Taxes in proportion to its 


Cross-Crediting Allocation Key.  


 


𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸 𝑜𝑟 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦


= 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 


× (
𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸 𝑜𝑟 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦


𝑇ℎ𝑒 𝑠𝑢𝑚 𝑜𝑓 𝑎𝑙𝑙 𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦𝑠
).  


 


Cross-crediting within separate categories or baskets of income 


41. If the Main Entity/Parent Entity jurisdiction’s domestic tax system contains separate categories or 


‘baskets’ of foreign source income within which cross-crediting is allowed, the formula must be modified to 


calculate a separate amount of Allocable Covered Taxes for each such category or basket. The above 


formula for Allocable Covered Taxes assumes a single basket of income. Where the tax system contains 


multiple baskets, the Allocable Covered Taxes for each basket are calculated using the following formula: 


 


𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑓𝑜𝑟 𝑩𝒂𝒔𝒌𝒆𝒕 𝑨


= 𝑇𝑜𝑡𝑎𝑙 𝑐𝑢𝑟𝑟𝑒𝑛𝑡 𝑡𝑎𝑥 𝑒𝑥𝑝𝑒𝑛𝑠𝑒 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑏𝑦 𝑡ℎ𝑒 𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑒𝑔𝑖𝑚𝑒


− 𝑑𝑜𝑚𝑒𝑠𝑡𝑖𝑐 𝑡𝑎𝑥 𝑙𝑖𝑎𝑏𝑖𝑙𝑖𝑡𝑦 𝑤𝑖𝑡ℎ𝑜𝑢𝑡 𝑟𝑒𝑔𝑎𝑟𝑑 𝑡𝑜 𝑎𝑛𝑦 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 


−𝐵𝑙𝑒𝑛𝑑𝑒𝑑 𝐶𝐹𝐶 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 − 𝒅𝒐𝒎𝒆𝒔𝒕𝒊𝒄 𝒕𝒂𝒙 𝒍𝒊𝒂𝒃𝒊𝒍𝒊𝒕𝒚 𝒂𝒕𝒕𝒓𝒊𝒃𝒖𝒕𝒂𝒃𝒍𝒆 𝒕𝒐 𝒓𝒆𝒎𝒂𝒊𝒏𝒊𝒏𝒈 𝑩𝒂𝒔𝒌𝒆𝒕𝒔 
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42. In determining the domestic tax liability attributable to each basket it may be necessary to allocate


certain relevant tax attributes between the income in different baskets. This must be done using a


reasonable allocation method which takes into account the design of the relevant domestic tax system and


making reasonable assumptions where necessary. The sum of the domestic tax liability without regard to


any foreign source income and the domestic tax liability attributable to each basket must be equal to the


total tax paid by the Main Entity/Parent Entity. For these purposes, an allocation must be positive or zero.


The methodology cannot result in a negative allocation to any basket or to the domestic tax liability


calculated without regard to any foreign source income.


43. The remaining steps are then applied within the relevant category or basket of income. The income


and current taxes accrued by a PE or Entity with respect to foreign source income in one basket is irrelevant


to the application of the cross-crediting allocation mechanism to foreign source income in another basket.


The allocation to each PE or Entity with respect to its income within the basket is given by the following


formula.


𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸 𝑜𝑟 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


= 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝐵𝑎𝑠𝑘𝑒𝑡 X (
𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸 𝑜𝑟 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝐵𝑎𝑠𝑘𝑒𝑡


𝑇ℎ𝑒 𝑠𝑢𝑚 𝑜𝑓 𝑎𝑙𝑙 𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦𝑠 𝒊𝒏 𝒕𝒉𝒆 𝑩𝒂𝒔𝒌𝒆𝒕
) 


44. If a Permanent Establishment or Entity has income in multiple baskets, the total allocation to that


Constituent Entity will be the sum of the allocations under each basket of income.


45. The above example contains Covered Taxes which are to be allocated to a Permanent


Establishment under Article 4.3.2(a) as well as allocations to a distributing Constituent Entity under Article


4.3.2(e). These principles are also applicable to determine the allocation of other Covered Taxes which


are subject to an allocation under Article 4.3.2.


Current Taxes accrued with respect to non-GloBE Income 


46. The four-step process described above is a mechanism for allocating current taxes accrued by a


Main Entity/Parent Entity under its domestic corporate income tax system on the income of its respective


Permanent Establishments and distributing Entities. This allocation mechanism does not presume an


allocation towards the GloBE Income of Constituent Entities. In cases where the Main Entity/Parent Entity


has accrued current tax expense with respect to profits which are excluded from GloBE Income, the


relevant tax expense will be excluded from Adjusted Covered Taxes of the Permanent Establishment or


distributing Constituent Entity. Whether or not the current tax expense accrued by the Main Entity/Parent


Entity were accrued with respect to GloBE Income is determined by reference to the relevant tax regime


applicable in the Main Entity/Parent Entity and making reasonable assumptions as necessary.


47. For example, a Parent Entity could pay tax with respect to a distribution which is an Excluded


Dividend under the GloBE Rules from a non-Constituent Entity. The allocation formula would determine


the amount of current tax expense accrued with respect to that Excluded Dividend. These taxes would


have been accrued with respect to an amount excluded from GloBE Income or Loss under Chapter 3. The


taxes were not accrued with respect to GloBE Income and are therefore excluded from the Adjusted


Covered Taxes of the Parent Entity by Article 4.1.3(a).
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48. Furthermore, to the extent that the cross-crediting allocation mechanism allocates tax to non-


GloBE Entities (i.e. Entities that are not Constituent Entities, Joint Ventures or JV Subsidiaries), that


amount of tax must be allocated to such non-GloBE Entities to ensure that such tax is properly excluded


from the Adjusted Covered Taxes of the Constituent Entities, Joint Ventures or JV Subsidiaries of the MNE


Group for GloBE purposes where the distribution is not included in the GloBE Income or Loss of the Main


Entity/Parent Entity. Tax allocable to non-Constituent Entities will not be excluded from the Adjusted


Covered Taxes of the Main Entity/Parent Entity if the distribution is included in the Main Entity/Parent


Entity’s GloBE Income or Loss (for example, if the Main Entity/Parent Entity has a Short-term Portfolio


Shareholding in the distributing Entity).


Revisions to the Commentary 


49. The text in strikethrough will be deleted from and the text in bold added to paragraph 52 of the


Commentary to Article 4.3.2:


52. Determining the amount of Tax paid on a PE income inclusion is more complicated


when cross-crediting is allowed because Taxes paid by one PE are allowed to reduce the


tax liability arising in respect of other PE income inclusions. Cross-crediting means that


the Tax paid with respect to an income inclusion from a low-taxed PE may not equal the


pre-credit tax liability on the inclusion less the tax credit allowed for Taxes paid by that PE.


Where cross-crediting is allowed, an allocation mechanism is required to determine


the extent to which the current taxes accrued by the Main Entity have been accrued


with respect to its Permanent Establishments as opposed to other sources of


income (for example, foreign source income earned directly by the Main Entity


itself). The following four-step process is designed to allocate the taxes of the Main


Entity by reference to the design of the Main Entity’s tax regime. This methodology


is only used to allocate the taxes imposed on the Main Entity under the corporate


income tax which applies the cross-crediting tax regime. The methodology is not


used to allocate other taxes imposed with respect to the income included in the


cross-credited tax regime (for example, it does not allocate current tax expense with


respect to a withholding tax for which a foreign tax credit is granted under the


cross-credited tax regime). The first step calculates the foreign source income of


each PE. The second step calculates the total Allocable Covered Taxes which have


been accrued with respect to foreign source income and are available for allocation.


The third step assigns a ‘Cross-Crediting Allocation Key’ to each PE as well as the


Main Entity itself). The fourth step allocates the Allocable Covered Taxes between


the PEs and the Main Entity. The allocations to the PEs are made under Article


4.3.2(a). The methodology is set out in the paragraphs below. The Inclusive


Framework will consider further guidance with respect to the impact of post-filing


adjustments on the cross-crediting allocation mechanism.  Where cross-crediting is


allowed, the Taxes paid in respect of an inclusion should be determined by subtracting the 


credit allowed for Taxes paid by the particular PE, and then further subtracting an 


appropriate amount of excess creditable Taxes paid by other PEs from the pre-credit tax 


liability of the PE. The appropriate amount of excess creditable taxes should be 


determined by allocating the total amount of excess creditable taxes among PE inclusions 


based on the relative residual tax liability due to each PE inclusion taking into account only 


creditable taxes paid by that PE (i.e. the liability after the credit for taxes paid by the PE 


but before excess credits are allocated). Allocating the excess creditable taxes based on 


relative residual tax liability determined based solely on the PE’s creditable taxes will 


ensure that the amount of the Main Entity’s Covered Taxes allocated to PEs does not 


exceed the amount of Taxes actually arising on the related income inclusions. Deferred 
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tax liabilities with respect to PE income are allocated in the same manner. The rules with 


respect to the recognition of deferred tax liabilities are set forth in Article 4.4. 


50. The following paragraphs will be added after paragraphs 52 of the Commentary to Article 4.3.2: 


52.1. Where cross-crediting is allowed between different sources of foreign source 


income, including different Permanent Establishments and/or distributions from Entities, 


the current tax accrued by the Main Entity/Parent Entity must be allocated to the 


Permanent Establishments and/or distributing Constituent Entities by applying the 


principles contained in the following four-step calculation. Where cross-crediting is allowed 


between all foreign source income, there will only be a single ‘pool’ or ‘basket’ of income 


to which the allocation mechanism will apply. Where cross-crediting is only allowed within 


a particular ‘pool’ or ‘basket’ of income, this calculation is to be applied separately to each 


such pool or basket of income. Where multiple taxes with different tax bases are placed 


on the Main Entity with respect to the foreign source income (for instance, separately 


applied under a federal and an applicable subnational tax with a different tax base), this 


cross-crediting allocation mechanism must be applied separately to allocate the amount 


of Allocable Covered Taxes that relates to each such tax. In the case of multiple taxes 


with identical tax bases that apply to the same Entities (for example, a surtax), those taxes 


may be aggregated in determining the amount of Allocable Covered Taxes such that the 


mechanism can be applied once on an aggregated basis with respect to those taxes, 


rather than separately for each tax. 


52.2. First, the relevant inclusion in the Main Entity/Parent Entity’s taxable income 


arising from each Permanent Establishment and distributing Entity must be determined. 


The foreign source income earned directly by the Main Entity/Parent Entity which is 


included in its taxable income must also be calculated. Foreign source income means 


income of domestic entities to the extent the Main Entity/Parent Entity jurisdiction 


considers the income to be from foreign sources for purposes of determining the extent to 


which a foreign tax credit is allowed. It includes, for example, the income of foreign 


Permanent Establishments, CFCs, Hybrid Entities or Reverse Hybrid Entities which is 


included in the taxable income of the Main Entity/Parent Entity under its domestic tax 


system along with certain dividends, royalties and interest payments received by the Main 


Entity/Parent Entity from foreign sources. 


52.3. Foreign source income is a net amount. It takes into account both income and 


expenses which are used in determining the total inclusion of foreign source income in the 


taxable income of the Main Entity. Where the applicable tax regime includes a net amount 


of the Permanent Establishment or Entity’s income in the Main Entity/Parent Entity’s 


taxable income, this net amount will be the foreign source income. However, where the 


domestic tax regime applicable in the Main Entity/Parent Entity requires an allocation of 


expenses of the Main Entity to foreign source income only for the purposes of applying 


the foreign tax credit limitation (and not for determining the inclusion in the Main Entity’s 


taxable income), these expenses are not allocated to each PE or Entity for the purposes 


of the first step.  
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52.4.  Where only an ‘after-tax’ amount is included in the Main Entity/Parent Entity’s 


taxable income (for example, the amount of an actual or deemed distribution) but a ‘gross-


up’ is required for taxes paid by the distributing Entity, the taxable income of the Main 


Entity/Parent Entity will also include the ‘gross-up’ amount. For example, a distributing 


Entity earns 100, pays 10 of local tax and makes a distribution of 90 to its Parent Entity. If 


the Parent Entity jurisdiction grants an indirect tax credit for the foreign taxes paid with 


respect to that distribution (10) but adds the amount of these indirect foreign tax credits to 


the taxable income of the Parent Entity such that the total inclusion in taxable income is 


100, the addition 10 is included in taxable income as a ‘gross-up’ amount. The amount of 


foreign source income must also be adjusted for any deduction or exclusion calculated 


directly reference to the amount of the relevant inclusion in taxable income. For example, 


if the Main Entity/Parent Entity must include an amount in its taxable income but is also 


entitled to a deduction equal to 40% of the amount included, only the net amount (that is, 


60% of the total amount) will be considered to have been included in the Main 


Entity/Parent Entity’s taxable income. 


52.5 Under some domestic tax regimes, the Main Entity may have multiple types of 


foreign source income which are subject to the same cross-crediting regime but are 


subject to different tax rates or for which there is a different linked deduction or exclusion 


from taxable income as described in paragraph 52.4. In such cases, there is still only a 


single amount of foreign source income for the Main Entity for the purposes of Step 1.  


52.6  Where a foreign Permanent Establishment, CFC, foreign Hybrid Entity or foreign 


Reverse Hybrid Entity earns income which is (a) treated as domestic source income of the 


Main Entity/Parent Entity under the Main Entity/Parent Entity’s domestic tax regime and 


(b) included in the GloBE Income of the Permanent Establishment, CFC, Hybrid Entity or 


Reverse Hybrid Entity, that income is treated as foreign source income for the purposes 


of the cross-crediting allocation mechanism. For example, consider a Main Entity (located 


in Jurisdiction A) which has a Permanent Establishment (located in Jurisdiction B) which 


earns income from an unrelated entity (X Co) in Jurisdiction A which is included in the 


GloBE Income or Loss of the Permanent Establishment. Jurisdiction A imposes tax on the 


Permanent Establishment’s profits from X Co and the income from X Co is not treated as 


foreign source income for the purposes of calculating the foreign tax credit limitation 


applicable to Main Entity. In such cases, the PE’s income from X Co is treated as foreign 


source income of the Permanent Establishment and the taxes paid with respect to that 


income are allocated under the cross-crediting allocation mechanism.  


52.7  If the domestic tax regime of the Main Entity/Parent Entity has several baskets in 


which cross-crediting may occur, the domestic source income earned by the Permanent 


Establishment, CFC, foreign Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity that is treated as 


foreign source income under paragraph 52.6 should be allocated to the same basket to 


which the foreign taxes paid by the Permanent Establishment, CFC, foreign Hybrid Entity 


or foreign Reverse Hybrid Entity are (or would be) allocated under the domestic tax regime 


of the Main Entity/Parent Entity. If the domestic tax regime of the Main Entity/Parent Entity 


does not provide foreign tax credits on domestic source income, the domestic source 


income will be allocated to the same basket to which foreign taxes would be allocated if 


the income had been foreign source income of the same type under the Main Entity/Parent 


Entity jurisdiction’s law.  
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52.8 Where a payment is made from the Main Entity/Parent Entity to the Permanent 


Establishment, CFC, foreign Hybrid Entity or foreign Reverse Hybrid Entity which is 


disregarded for the purposes of applying the Main Entity/Parent Entity’s domestic tax 


regime that income will be treated as foreign source income of the Permanent 


Establishment, CFC or foreign Hybrid if it is included in the GloBE Income or Loss of the 


recipient Constituent Entity. For example, consider a Parent Entity with a foreign Hybrid 


Entity (X Co, in Jurisdiction X) under a cross-crediting tax regime. Under the Parent 


Entity’s domestic tax regime, all payments between Parent Entity and X Co are 


disregarded in determining foreign source income within a basket. Parent Entity makes a 


500 payment and a 100 payment to X Co. X Co includes the 500 payment in its GloBE 


Income or Loss but not the 100 payment. X Co has no other income or expense for the 


year. For the purposes of the cross-crediting allocation mechanism, X Co’s foreign source 


income is 500.  


52.9 A similar issue arises where a payment is made from a Permanent Establishment, 


CFC, foreign Hybrid Entity or foreign Reverse Hybrid Entity to the Main Entity/Parent Entity 


which is disregarded for the purposes of calculating the foreign tax credit limitation 


applicable to the Main Entity/Parent Entity. In such cases, the payment will only be treated 


as reducing the foreign source income of the Permanent Establishment, CFC, foreign 


Hybrid Entity or foreign Reverse Hybrid Entity to the extent that it is taken into account as 


an expense in calculating the GloBE Income or Loss of the Permanent Establishment, 


CFC, foreign Hybrid Entity or foreign Reverse Hybrid Entity.  


52.10 There can also be a payment which is made from one Permanent Establishment, 


CFC, foreign Hybrid Entity or foreign Reverse Hybrid Entity of a Main Entity/Parent Entity 


to another Permanent Establishment, CFC, foreign Hybrid Entity or foreign Reverse 


Hybrid Entity of the same Main Entity/Parent Entity. In such cases, the payment will only 


be treated as income of the recipient of the payment for the purposes of this cross-crediting 


allocation mechanism if the payment is both taken into account as income in calculating 


the GloBE Income or Loss of the Recipient and as an expense in calculation the GloBE 


Income or Loss of the payor.  


52.11 In some cases, the Main Entity/Parent Entity jurisdiction’s tax regime will not 


determine a net amount of foreign source income for each Permanent Establishment, 


CFC, Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity. Instead, it may include all the income and 


expense of that PE, CFC, Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity in determining the taxable 


income of the Main Entity/Parent Entity and only allocate a portion of the total expenses 


of the Main Entity/Parent Entity to a basket of foreign source income for the purposes of 


applying its foreign tax credit limitation. In such cases, where the domestic tax regime only 


allocates domestic expenses to foreign source income for the purposes of calculating the 


foreign tax credit limitation, those expenses will be included in determining the foreign 


source income of the Permanent Establishment, CFC, foreign Hybrid Entity or foreign 


Reverse Hybrid Entity for the purposes of the first step but only to the extent that those 


expenses are included in determining the GloBE Income or Loss of the Permanent 


Establishment, CFC, foreign Hybrid Entity or foreign Reverse Hybrid Entity. To the extent 


there are expenses allocated to the basket of foreign source income which are not 


included in the determination of GloBE Income or Loss of any Permanent Establishment, 


CFC, foreign Hybrid Entity or foreign Reverse Hybrid Entity, those expenses remain in the 


Main Entity/Parent Entity. 
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52.12 For example, consider a Parent Entity with two foreign Hybrid Entities (A Co and 


B Co) which are subject to a cross-crediting regime. The Parent Entity jurisdiction’s tax 


regime does not determine a net income amount of foreign source income from the Hybrid 


Entities which is included in the taxable income of the Parent Entity. Instead, the Parent 


Entity jurisdiction’s domestic tax regime includes all of the income and expenses of the 


Hybrid Entities and allocates expenses to a basket of foreign source income solely for the 


purposes of applying the foreign tax credit limitation. The Parent Entity has 1000 of 


deductible interest payments of which 400 is allocated to a basket of income which 


includes the two Hybrid Entities for the purposes of determining the Parent Entity’s foreign 


tax credit limitation. Of this 400 of deductible interest, 100 is recognised as an expense of 


A Co for the purpose of calculating A Co’s GloBE Income or Loss. The other 300 is not 


recognised as an expense in calculating the GloBE Income or Loss of A Co or B Co. For 


the purposes of step one of the cross-crediting regime, A Co’s foreign source income takes 


into account 100 of this interest expense (that is, A Co’s foreign source income is reduced 


by 100). There is no adjustment for the remaining 900 of interest expense. 


52.13. Second, the Allocable Covered Taxes are determined using the formula: 


𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠


= 𝑇𝑜𝑡𝑎𝑙 𝑐𝑢𝑟𝑟𝑒𝑛𝑡 𝑡𝑎𝑥 𝑒𝑥𝑝𝑒𝑛𝑠𝑒 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑏𝑦 𝑡ℎ𝑒 𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


/ 𝑃𝑎𝑟𝑒𝑛𝑡 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑒𝑔𝑖𝑚𝑒


− 𝑑𝑜𝑚𝑒𝑠𝑡𝑖𝑐 𝑡𝑎𝑥 𝑙𝑖𝑎𝑏𝑖𝑙𝑖𝑡𝑦 𝑤𝑖𝑡ℎ𝑜𝑢𝑡 𝑟𝑒𝑔𝑎𝑟𝑑 𝑡𝑜 𝑎𝑛𝑦 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


− 𝐵𝑙𝑒𝑛𝑑𝑒𝑑 𝐶𝐹𝐶 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠


This formula operates to exclude taxes which have been accrued with respect to the 


domestic source income of the Main Entity/Parent Entity as well as taxes imposed under 


a Blended CFC Tax Regime which have been allocated in accordance with paragraphs 


58.1 to 58.7 of the Commentary to Article 4.3.2(c).  


52.14 Total current tax expense accrued by the Main Entity/Parent Entity with respect to 


the applicable tax regime is the current tax expense for the relevant period with respect to 


the corporate income tax within which the cross-crediting mechanism applies. This does 


not include current tax expense accrued by the Main Entity/Parent Entity with respect to 


foreign taxes (regardless of whether or not a foreign tax credit is available). Such source 


taxes are not imposed under the applicable tax regime and they are separately allocated. 


52.15  The total current tax expense with respect to the applicable tax regime does not 


take into account current tax expenses which relate to an uncertain tax position, or which 


are not expected to be paid within three years of the last day of the relevant taxable period. 


52.16 The total current tax expense takes into account the GloBE treatment of any 


applicable tax credits. For example, non-refundable tax credits which reduce the total tax 


payable by the Main Entity/Parent Entity under the applicable tax regime would reduce the 


amount of total current tax expense. Adjustments are required for Qualified Refundable 


Tax Credits, Marketable Transferable Tax Credits and Qualified Flow-Through Tax 


Benefits (where the Equity Investment Inclusion Election has been made) to the extent 


that they are not accounted for consistently with their required GloBE treatment. For the 


purposes of the cross-crediting allocation mechanism, these are treated as an increase in 


the domestic source income of the Main Entity/Parent Entity and result in a corresponding 


adjustment to both the total current tax expense and the domestic tax liability calculated 


without regard to any foreign source income. 
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52.17 For example, a Main Entity has domestic source income of 1000 and foreign 


source income of 1000 under the Main Entity domestic tax regime. The Main Entity 


jurisdiction has a 20% tax rate. The Main Entity also receives 100 in Qualified Refundable 


Tax Credits under the Main Entity’s domestic tax regime. Accordingly, it has a domestic 


tax liability of 300 for the year ((2000 x 20%) - 100). For the purposes of applying the 


cross-crediting allocation mechanism, the Main Entity is treated as having domestic 


source income of 1100 (1000 + 100).  Its total current tax expense is 400 (300 + 100) and 


its domestic tax liability without regard to any foreign source income is 220 (1100 x 20%).    


52.18. The domestic tax liability without regard to any foreign source income requires a 


hypothetical calculation of the domestic tax liability in the absence of income and other tax 


attributes arising from foreign sources, as determined under the domestic tax rules. 


Foreign source income for these purposes are the amounts determined under Step One 


except as adjusted by paragraph 52.20.   


52.19 Where an amount is treated as foreign source income under paragraphs 52.6 to 


52.12, there is a corresponding adjustment to the calculated domestic tax liability of the 


Main Entity or Parent Entity. Where the Main Entity or Parent Entity directly earns both 


foreign source income (for example, royalty income) and domestic source income, the 


adjustment will be made in proportion to each type of directly earned income. For example, 


consider a Main Entity/Parent Entity in Jurisdiction A which has taxable income of 1000 of 


which 750 has arisen from domestic source income and 250 is directly earned foreign 


source royalty income of the Main Entity/Parent Entity. The Main Entity/Parent Entity also 


has indirect foreign source income from a PE of 500. The Main Entity/Parent Entity has 


also made a disregarded payment of 400 to a Hybrid Entity (B Co) in Jurisdiction B, which 


B Co has included in its taxable income and GloBE Income. For the purposes of applying 


Step 2, the Main Entity/Parent Entity’s ‘domestic tax liability without regard to any foreign 


source income’ is calculated as follows. First, the corresponding adjustment for the 400 in 


disregarded payments which has been treated as foreign source income under paragraph 


[52.8] must be allocated proportionately between the directly earned domestic source 


income and the directly earned foreign source income of the Main Entity/Parent Entity. 


Accordingly, 300 is allocated to domestic sources (400 x (750 / (750 + 250))). The indirect 


foreign source income from the PE is not relevant to the allocation. As a result, the 


corresponding adjustment reduces Main Entity/Parent Entity’s domestic source income for 


the purposes of Step 2 by 300. Accordingly, the Main Entity/Parent Entity’s ‘domestic tax 


liability without regard to any foreign source income’ is 90 ((750 – 300) x 20%). 


52.20 Where the domestic tax regime allocates domestic expenses to foreign source 


income for the purposes of calculating a foreign tax credit limitation, those expenses are 


excluded when calculating the hypothetical domestic tax liability. As a result, the allocation 


of domestic expenses to foreign source income under a Main Entity/Parent Entity’s tax 


regime increases the hypothetical domestic tax liability and therefore reduces the amount 


of Allocable Covered Taxes under the formula.  
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52.21 For example, a Parent Entity in Jurisdiction X has a foreign Hybrid (Y Co) located 


in Jurisdiction Y. Y Co has 600 of gross revenue and 400 of domestic expenses producing 


domestic taxable income of 200. Jurisdiction X includes this 200 in Parent Entity’s taxable 


income. However, in addition, Jurisdiction X allocates 50 of Parent Entity’s expenses to a 


basket of income including Y Co’s income for the purposes of applying its foreign tax credit 


limitation. As a result, Parent Entity includes in its taxable income 200 of foreign source 


income as a result of Y Co but Parent Entity’s foreign source income for the purposes of 


applying the foreign tax credit limitation is 150. No taxes are paid in Jurisdiction Y. Parent 


Entity also has domestic source income of 800, producing a total taxable income of 1000 


in Jurisdiction X. Jurisdiction X applies a 20% rate and therefore imposes 200 in taxes. In 


the above example, Y Co has 200 of foreign source income for the purposes of Step One 


of the cross-crediting allocation mechanism. However, for the purposes of Step Two of the 


cross-crediting allocation mechanism, Y Co has foreign source income of 150. 


Accordingly, Parent Entity’s domestic tax liability without regard to any foreign source 


income is 170 (850 x 20%), The Allocable Covered Taxes are 30 (200 – 170).    


52.22 The hypothetical domestic tax liability cannot be a negative amount. If the 


hypothetical domestic tax liability would be negative, or is zero, Allocable Covered Taxes 


will be all of the current tax accrued by the Main Entity. Allocable Covered Taxes must 


also either be positive or zero. If the hypothetical domestic tax liability exceeds the total 


current tax accrued in the Main Entity, Allocable Covered Taxes will be zero. The domestic 


tax liability without regard to any foreign source income is determined under the applicable 


tax regime and is unaffected by Article 4.3.4. 


52.23 If the domestic regime applies a progressive tax rate regime such that one tax 


rate is applicable to all income (and not just the income above the relevant threshold), 


then the domestic tax liability without reference to foreign source income is determined by 


applying the rate which was applied to the Main Entity/Parent Entity in determining its tax 


liability (and not the rate which would have applied in the absence of the foreign source 


income). Where the Main Entity/Parent Entity jurisdiction applies progressive tax rates 


such that one tax rate is applicable to income up to a certain threshold followed by a 


different tax rate applicable to income above that threshold, the domestic tax liability 


without regard to any foreign source income must be calculated having allocated a 


proportionate share of each progressive tax rate band between the various sources of 


taxable income. For example, a Main Entity Jurisdiction has progressive tax rates such 


that the first 200 of income is subject to tax at a 10% rate and all subsequent income is 


subject to tax at a 20% rate. A Main Entity has 100 of domestic source income, 100 of 


taxable income from PE1 and 300 of taxable income from PE2 and PE3 has a taxable 


loss of 100. Accordingly, it has total taxable income of 400 (100 + 100 + 300 – 100). As 


the domestic source income has given rise to 25% (100/400) of the total taxable income, 


it is allocated 25% of each threshold. Accordingly, the Main Entity is treated as having 50 


(200 x 25%) of income subject to tax at 10% rate and 50 (200 x 25%) of income subject 


to tax at a 20% rate. As a result, the domestic tax liability calculated without regard to any 


foreign source income is 15 ((50 x 10%) + (50 x 20%)).  


52.24. The third step is to calculate the ‘Cross-Crediting Allocation Key’ for each 


Permanent Establishment and distributing Entity as well as for the Main Entity/Parent 


Entity itself. These Cross-Crediting Allocation Keys are given by the following formula: 


𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑎 𝑃𝐸


= (𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑡𝑎𝑥𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 𝑎𝑟𝑖𝑠𝑖𝑛𝑔 𝑓𝑟𝑜𝑚 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸 × 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑎𝑡𝑒)


− 𝑐𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑡𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸′𝑠 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 
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𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑎 𝑑𝑖𝑠𝑡𝑟𝑖𝑏𝑢𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


= (𝑃𝑎𝑟𝑒𝑛𝑡 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑡𝑎𝑥𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 𝑎𝑟𝑖𝑠𝑖𝑛𝑔 𝑓𝑟𝑜𝑚 𝑑𝑖𝑠𝑡𝑟𝑖𝑏𝑢𝑡𝑖𝑜𝑛


× 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑎𝑡𝑒)


− 𝑐𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑡𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑑𝑖𝑠𝑡𝑟𝑖𝑏𝑢𝑡𝑖𝑜𝑛


𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 / 𝑃𝑎𝑟𝑒𝑛𝑡𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


= (𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑡𝑎𝑥𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 𝑎𝑟𝑖𝑠𝑖𝑛𝑔 𝑑𝑖𝑟𝑒𝑐𝑡𝑙𝑦 𝑓𝑟𝑜𝑚 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


× 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑎𝑡𝑒)


− 𝑐𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑡𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


52.25. The Main Entity/Parent Entity taxable income arising from the PE or distribution is 


the amount given in the first step. The applicable tax rate is the tax rate applicable to the 


relevant cross-crediting pool of taxable income by the jurisdiction of the Main Entity/Parent 


Entity. If the Main Entity has different types of foreign source income which are subject to 


different applicable tax rates and still fall within a single cross-crediting regime, it is 


necessary to determine the Main Entity’s pre-foreign tax credit (FTC) liability arising 


directly from foreign source income. This is the sum of each type of foreign source income 


multiplied by the tax rate applicable to that type of income in the Main Entity jurisdiction. 


Where the Main Entity/Parent Entity is subject to a progressive tax rate regime such that 


a different tax rate is applicable to different portions of its taxable income, each source of 


income will be treated as having been subject to tax at each progressive tax rate in 


proportion to its share of the total taxable income as described in paragraph 52.23. The 


Cross-Crediting Allocation Key is then given by the following formula: 


𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 / 𝑃𝑎𝑟𝑒𝑛𝑡 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


= 𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑃𝑎𝑟𝑒𝑛𝑡 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑃𝑟𝑒 𝐹𝑇𝐶 𝑡𝑎𝑥 𝑙𝑖𝑎𝑏𝑖𝑙𝑖𝑡𝑦 𝑎𝑟𝑖𝑠𝑖𝑛𝑔 𝑓𝑟𝑜𝑚 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


− c𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑡𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


52.26 The tax paid to the Permanent Establishment jurisdiction is the tax paid or accrued 


in current tax expense of the Permanent Establishment for which the Main Entity receives 


a foreign tax credit under the Main Entity Jurisdiction’s domestic tax regime. Depending 


on the foreign tax credit rules applicable in the Main Entity jurisdiction, this would include 


taxes which give rise to a direct foreign tax credit (for example, a withholding tax) or an 


indirect foreign tax credit (for example, a regime which grants the Main Entity a foreign tax 


credit equal to its proportionate share of the corporate income taxes paid by the distributing 


entity). It will also include Qualified Domestic Minimum Top-up Taxes if the Main Entity 


jurisdiction gives a foreign tax credit for such taxes. With respect to the allocation key for 


the Main Entity, current tax expense accrued with respect to the foreign source income 


includes taxes paid by the Main Entity/Parent Entity for which a foreign tax credit is 


available (for example, royalty withholding tax for which the Main Entity was liable, but 


which was collected and remitted by the payor in another jurisdiction). The Cross-Crediting 


Allocation Key for a PE or Entity cannot be a negative amount. It must be positive or zero. 


If the Cross-Crediting Allocation Key for a PE or Entity would be negative it will be zero for 


the purposes of applying the cross-crediting allocation mechanism. 


52.27 The fourth step allocates the Allocable Covered Taxes (as determined under Step 


2) in proportion to the Cross-Crediting Allocation Key for each PE or Entity (as determined


under Step 3). This is done in accordance with the following formula:
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𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝑡𝑜 𝑒𝑎𝑐ℎ 𝑃𝐸 𝑜𝑟 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


= 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 


× (
𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸 𝑜𝑟 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦


𝑇ℎ𝑒 𝑠𝑢𝑚 𝑜𝑓 𝑎𝑙𝑙 𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦𝑠
). 


The sum of all Cross-Crediting Allocation Keys includes the Cross-Crediting Allocation 


Keys of all Permanent Establishments and distributing Entities as well as the allocation 


key of the Main Entity/Parent Entity itself. This formula determines the allocation to each 


such Entity. 


52.28 For the purposes of allocating Covered Taxes under Article 4.3.2, the relevant 


allocations are those with respect to each Permanent Establishment and distributing 


Constituent Entity. However, the MNE Group’s allocation of Covered Taxes ought to be 


consistent with the hypothetical allocations. For example, to the extent that tax has been 


paid with respect to a distribution from a non-Constituent Entity which is not included in 


the Parent Entity’s GloBE Income, that amount is not included in the Adjusted Covered 


Taxes of the Main Entity/Parent Entity. To the extent that the cross-crediting allocation 


mechanism allocates tax to non-GloBE Entities (i.e. Entities that are not Constituent 


Entities, Joint Ventures or JV Subsidiaries) in which it has a direct or indirect Ownership 


Interest, that amount of tax must be allocated to such non-GloBE Entities to ensure that 


such tax is properly excluded from the Adjusted Covered Taxes of the Constituent Entities, 


Joint Ventures or JV Subsidiaries of the MNE Group for GloBE purposes where the 


distribution is not included in the GloBE Income or Loss of the Main Entity/Parent Entity. 


Tax allocable to non-Constituent Entities will not be excluded from the Adjusted Covered 


Taxes of the Main Entity/Parent Entity if the distribution is included in the Main 


Entity/Parent Entity’s GloBE Income or Loss (for example, if the Main Entity/Parent Entity 


has a Short-term Portfolio Shareholding in the distributing Entity). 


52.29. The above formula is used to allocate Covered Taxes accrued in current tax 


expense by a Main Entity/Parent Entity under its domestic tax system to its Permanent 


Establishments and distributing Constituent Entity subsidiaries. Where the above formula 


allocates Covered Taxes to a Permanent Establishment or distributing Constituent Entity 


which have been incurred with respect to an amount excluded from GloBE Income or 


Loss, the Permanent Establishment or distributing Constituent Entity must then exclude 


those Covered Taxes under Article 4.1.3(a) in order to determine its Adjusted Covered 


Taxes. This principle applies to any other applicable adjustment under Article 4.1.3. 


52.30. Where the domestic tax system of the Main Entity/Parent Entity allows only for 


cross-crediting within particular categories or ‘baskets’ of income, the above formula must 


be modified to determine the allocation within each basket of income. The Allocable 


Covered Taxes for each basket are calculated using the following formula: 


𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑓𝑜𝑟 𝐵𝑎𝑠𝑘𝑒𝑡 𝐴


= (𝑡𝑜𝑡𝑎𝑙 𝑐𝑢𝑟𝑟𝑒𝑛𝑡 𝑡𝑎𝑥 𝑒𝑥𝑝𝑒𝑛𝑠𝑒 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑖𝑛 𝑡ℎ𝑒 𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


/ 𝑃𝑎𝑟𝑒𝑛𝑡 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑗𝑢𝑟𝑖𝑠𝑑𝑖𝑐𝑡𝑖𝑜𝑛


− 𝑑𝑜𝑚𝑒𝑠𝑡𝑖𝑐 𝑡𝑎𝑥 𝑙𝑖𝑎𝑏𝑖𝑙𝑖𝑡𝑦 𝑤𝑖𝑡ℎ𝑜𝑢𝑡 𝑟𝑒𝑔𝑎𝑟𝑑 𝑡𝑜 𝑎𝑛𝑦 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


− 𝑑𝑜𝑚𝑒𝑠𝑡𝑖𝑐 𝑡𝑎𝑥 𝑙𝑖𝑎𝑏𝑖𝑙𝑖𝑡𝑦 𝑎𝑡𝑡𝑟𝑖𝑏𝑢𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑜 𝑟𝑒𝑚𝑎𝑖𝑛𝑖𝑛𝑔 𝐵𝑎𝑠𝑘𝑒𝑡𝑠)
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52.31. In determining the domestic tax liability attributable to each basket it may be 


necessary to allocate tax attributes (for example, a loss or a tax credit) between the income 


in different baskets. This must be done using a reasonable allocation method which takes 


into account the design of the relevant domestic tax system and making reasonable 


assumptions where necessary. The same allocation method must be applied consistently 


by the MNE Group in calculating its liabilities under any IIR, UTPR or qualified domestic 


minimum top-up tax. The sum of the domestic tax liability without regard to any foreign 


source income and the domestic tax liability attributable to each basket must be equal to 


the total current tax expense accrued by the Main Entity/Parent Entity. An allocation must 


be positive or zero. The methodology cannot result in a negative allocation to any basket. 


52.32. The remaining steps in the formula are then also calculated separately for each 


category or basket of income. The Cross-Crediting Allocation Key for each PE or Entity 


for each basket is calculated separately from that PE’s or Entity’s allocations with respect 


to other baskets. Accordingly, the formula to determine the allocation to a given Permanent 


Establishment or distributing Constituent Entity is as follows: 


𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝑡𝑜 𝑒𝑎𝑐ℎ 𝑃𝐸 𝑜𝑟 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


= 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝐵𝑎𝑠𝑘𝑒𝑡


× (
𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝐵𝑎𝑠𝑘𝑒𝑡


𝑇ℎ𝑒 𝑠𝑢𝑚 𝑜𝑓 𝑎𝑙𝑙 𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦𝑠 𝑖𝑛 𝑡ℎ𝑒 𝐵𝑎𝑠𝑘𝑒𝑡
). 


The sum of all Cross-Crediting Allocation Keys in the Basket (that is, the denominator in 


this formula) includes the Cross-Crediting Allocation Keys of the Main Entity/Parent Entity 


itself, all Permanent Establishments and all other distributing Entities (including non-


Constituent Entities). 


52.33. A Permanent Establishment or distributing Entity may have an allocation with 


respect to multiple baskets. In such cases, the total allocation to that Permanent 


Establishment or Entity will be the sum of its allocation with respect to each basket. 


52.34. The Inclusive Framework will further consider the impact of post-filing adjustments 


with respect to the application of the cross-crediting allocation mechanism and its 


interaction with Article 4.6.1. 
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51. Paragraphs 53 and 54 of the Commentary to Article 4.3.2 are revised to read as follows: 


53. The above principles are to be applied with respect to other circumstances 


in which a domestic tax regime allows for the cross-crediting of foreign taxes on 


income from different sources. The purpose of the formula is to provide a common 


mechanism for allocating taxes which arise as a result of a domestic tax calculation 


which combines attributes from multiple different jurisdictions. The mechanism 


must take into account the design of the domestic tax system and make reasonable 


assumptions. In the case of a Flow-through Entity Article 4.3.2(a) allocates, in 


accordance with the allocation of GloBE Income or Loss pursuant to Article 3.5.1(a), the 


underlying taxes to the PE. If for instance the Constituent Entity-owner of a Flow-through 


Entity (such as a partner of Tax Transparent Entity that is a partnership which is itself also 


a Constituent Entity) is required to pay the tax with respect to the income attributable to 


the PE due to the activities undertaken through a Tax Transparent Entity that tax is 


allocated pursuant to Article 4.3.2 (a) from the Partner to that PE. The principles outlined 


in paragraphs 52 to 52.33 are also applicable to other Covered Taxes which are to 


be allocated under Article 4.3.2, such as CFC Taxes under Article 4.3.2(c), taxes in 


respect of the income of Hybrid Entities or Reverse Hybrid Entities under Article 


4.3.2(d), and taxes on distributions from a Constituent Entity under Article 4.3.2(e). 


For example, a Hybrid Entity may be treated as equivalent to a foreign Permanent 


Establishment under an applicable domestic tax regime and included in a cross-


crediting ‘pool’ or ‘basket’ of foreign source income. In such cases, the principles 


outlined in paragraphs 52 to 52.33 are applied to allocate Covered Taxes to that 


Hybrid Entity as part of the relevant ‘pool’ or ‘basket’ of cross-credited foreign 


source income. Where a cross-border allocation of Covered Tax would be made to 


a CFC (under Article 4.3.2(c)), Hybrid Entity (under Article 4.3.2(d)) or Reverse 


Hybrid Entity (under Article 4.3.2(d)) under this methodology, the limitation in 


Article 4.3.3 with respect to Passive Income will limit the cross-border allocation 


(where applicable). Where the limitation in Article 4.3.3 applies, any tax amount will 


remain with the Constituent Entity-owner and will not be reallocated to another 


Entity under the formula. 


54. There may be occasions where multiple Constituent Entities under the 


GloBE Rules are recognised as only a single entity for the purposes of applying the 


Main Entity/Parent Entity’s tax regime. For example, a Parent Entity jurisdiction’s 


CFC Tax Regime may only recognise a single CFC where the CFC has a Permanent 


Establishment or the CFC owns another Entity which is disregarded (treated as part 


of the CFC) for the purposes of the Main Entity/Parent Entity’s tax regime. The 


GloBE Rules require a mechanism of allocating CFC taxes of the Parent Entity 


between the CFC and the CFC’s Permanent Establishment. In such cases, foreign 


source income of the single entity recognised under the Main Entity/Parent Entity’s 


tax regime must be allocated between the Constituent Entities which form a part of 


that single recognised entity (which may be separate tested units under the 


applicable Main Entity/Parent Entity tax regime). This allocation must be done by 


reference to the applicable Main Entity/Parent Entity tax regime. For instance, where 


the Main Entity/Parent Entity’s tax return requires separate disclosure of the 


attributable foreign source income from Constituent Entity as a separate taxable 


unit (for example, a tested unit or qualified business unit), this must be used for 


allocating the foreign source income between the Constituent Entities. The 


creditable foreign taxes with respect to each such Constituent Entity must be 


separately determined and cannot be allocated proportionately to the foreign 


source income itself. Creditable foreign taxes must have been paid with respect to 
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the relevant foreign source income. Recognizing that there is significant variation in 


how countries impose tax on PEs (including variation in the treatment of losses and foreign 


tax credits), as discussed in the first paragraphs of the Commentary to this Article, the 


GloBE Implementation Framework includes the development of a common methodology 


to determine the amount of Covered Taxes allocated from a Constituent Entity to a PE in 


connection with specific country regimes.  


3.2. Clarification of Article 3.4.5 


3.2.1. Introduction and issue presented 


52. The methodology for allocation of Main Entity tax on PE income set out above references the 


domestic tax rules to determine the extent to which current tax expense is accrued with respect to the PE 


income. A similar issue arises with respect to determining the extent to which the loss of a PE is taken into 


account of the Main Entity when there are other PEs with income.  


53. Article 3.4.5 allows a Main Entity to take into account a PE loss in computing its GloBE Income or 


Loss to the extent that such loss is treated as an expense in the computation of the Main Entity’s domestic 


taxable income. In determining the extent to which the loss of a PE is treated as an expense of the Main 


Entity, the domestic rules for measuring PE income for which a tax credit is allowed must be taken into 


account including whether the loss is first set off against the income of another PE.  


3.2.2. Guidance 


54. The language in bold will be added to paragraph 200 of the Commentary to Article 3.4.5: 


200. A GloBE Loss of a PE shall be treated as an expense of the Main Entity for purposes of 


computing its GloBE Income or Loss, to the extent that the loss of the PE is treated as an expense 


in the computation of the domestic taxable income or loss of such Main Entity. This provision 


applies irrespective of whether the tax base of the Main Entity takes into account the net loss of 


the PE or each of its items of income and expense. Thus, if the Main Entity takes into account only 


80% of a PE loss in computing its domestic taxable income, then the same percentage of the PE’s 


GloBE Loss is treated as an expense in the computation of the Main Entity’s GloBE Income or 


Loss and the remaining 20% is treated as a loss in computing the PE’s GloBE Income or Loss. 


However, if a PE loss produces a time-limited loss carryforward for the Main Entity it is treated as 


an expense in the computation of the Main Entity’s domestic taxable loss irrespective of whether 


such carry-forward expires before it is used in full. In determining the extent that a PE loss is 


treated as an expense in the computation of domestic taxable income, proper regard shall 


be given to the rules of the Main Entity jurisdiction for determining the PE Income, including 


foreign tax credit rules. For example, if the rules of a Main Entity’s jurisdiction offset PE 


losses against PE income in determining the amount of foreign source income against 


which a foreign tax credit is allowed, then the PE loss should be first allocated to the other 


PE Income and only the excess above the other PE income should be considered an 


expense in the computation of GloBE Income or Loss of the Main Entity. In a case where 


two or more PEs have a loss and those losses are offset by income of one or more other 


PEs, the amount of the loss taken into account by the Main Entity under Article 3.4.5 shall 


be apportioned between the loss PEs in proportion to their separate losses as determined 


under the applicable regime. For example, if PE1 has income of 100 and PE2 and PE3 each 


have losses of 150, the Main Entity will take into account a net loss of 200. That loss shall 


be considered to have taken into account 100 of loss from PE2 and 100 of loss from PE3 


under Article 3.4.5.  
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3.2.3. Examples 


Example 4.3.2-3 


1. An MNE Group with a UPE in Jurisdiction X is subject to a worldwide tax system applied by 


Jurisdiction X. Under this tax system, Jurisdiction X imposes tax on both domestic and foreign source 


income, including dividends received from foreign corporations, and allows a tax credit for taxes paid on 


foreign source income. Jurisdiction X has a cross-crediting foreign tax credit regime pursuant to which 


taxes paid in all foreign jurisdictions on all categories of foreign source income are creditable against the 


UPE’s tax liability arising from foreign source income. Under the Jurisdiction X’s domestic tax regime, the 


foreign tax credit allowed for any given Fiscal Year cannot exceed the tax liability arising from the income 


inclusion of foreign sources and the foreign tax credit limitation.  


2. The UPE has PEs in jurisdictions A (PE1), B (PE2), and C (PE3) and owns a subsidiary (A Co) in 


jurisdiction A. The UPE owns 100% of A Co and all of A Co’s after-tax profits are distributed to the UPE 


annually.  For the Fiscal Year, UPE earns domestic source income of 400, PE1 generates income of 100, 


PE2 generates income of 250, PE3 has a loss of 50, and A Co generates income of 200. All of the PE 


income is active income. The UPE also derives a royalty income of 100 from a payment from a non-


Constituent Entity (B Co) (which is in addition to its 400 of domestic income) and dividend income of 200 


from a non-Constituent Entity C Co in jurisdiction B. Jurisdiction X also has a foreign tax credit limitation 


equal to its domestic tax liability multiplied by the proportion of foreign source income to total income. The 


dividend income from C Co is included in the UPE’s taxable income under the cross-crediting regime but 


is not within the UPE’s GloBE Income or Loss. 


3. Tax rates in jurisdictions and Tax accrued with respect to the income of the UPE, each PE and the 


distributing Entity and royalty are as follows: 


Jurisdiction Entity Income Corporate income 
tax rate 


Corporate 
income tax 


Withholding 
tax rate 


Withholding tax 


Jurisdiction X UPE 400 20% 80   


Jurisdiction A PE1 100 5% 5   


 A Co 200 5% 10 5% 9.5 


Jurisdiction B PE2 250 10% 25   


UPE’s income from B 
Co payment* 


100   20% 20 


C Co** 200 10% 20 0% 0 


Jurisdiction C PE3 -50 25% 0   


*Note that both the payment UPE receives from B Co and the dividend received from C Co are 


included in the taxable income of the UPE in addition to UPE’s 400 of domestic source income.  


**Note that the figures with respect to C Co in this table reflect UPE’s proportionate share of the 


income and taxes of C Co. That is, they are 20% of the total income and taxes of C Co. 


4. Under the cross-crediting tax system in jurisdiction X: 


a. Taxable income of the UPE is 1200 = 400+100+200+250+100-50+200. 


b. Pre-credit tax liability payable in Jurisdiction X is 240 = 1200×20%. 


c. Tax accrued in foreign jurisdictions is 89.5 = 5+10+25+9.5+20+20. 


d. Foreign tax credit limitation is 160 = 240×800/1200. 


e. Allowed foreign tax credit is 89.5 which is the lower of c and d. 


f. Tax payable in jurisdiction X is 150.5 = 240-89.5. 


5. The Allocable Covered Taxes is determined as follows: 
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𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠


= 𝑇𝑜𝑡𝑎𝑙 𝑐𝑢𝑟𝑟𝑒𝑛𝑡 𝑡𝑎𝑥 𝑒𝑥𝑝𝑒𝑛𝑠𝑒 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑏𝑦 𝑡ℎ𝑒 𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑒𝑔𝑖𝑚𝑒


− 𝑑𝑜𝑚𝑒𝑠𝑡𝑖𝑐 𝑡𝑎𝑥 𝑙𝑖𝑎𝑏𝑖𝑙𝑖𝑡𝑦 𝑤𝑖𝑡ℎ𝑜𝑢𝑡 𝑟𝑒𝑔𝑎𝑟𝑑 𝑡𝑜 𝑎𝑛𝑦 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


−𝐵𝑙𝑒𝑛𝑑𝑒𝑑 𝐶𝐹𝐶 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠


= (150.5 – (400 × 20%)) = 70.5. 


6. The Cross-Crediting Allocation Keys for the PEs, distributing Entity and the Main Entity/Parent


Entity are determined using the relevant formulae below:


𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑎 𝑃𝐸


= (𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑡𝑎𝑥𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 𝑎𝑟𝑖𝑠𝑖𝑛𝑔 𝑓𝑟𝑜𝑚 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸 × 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑎𝑡𝑒)


− 𝑐𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑡𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸′𝑠 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑎 𝑑𝑖𝑠𝑡𝑟𝑖𝑏𝑢𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


= (𝑃𝑎𝑟𝑒𝑛𝑡 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑡𝑎𝑥𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 𝑎𝑟𝑖𝑠𝑖𝑛𝑔 𝑓𝑟𝑜𝑚 𝑑𝑖𝑠𝑡𝑟𝑖𝑏𝑢𝑡𝑖𝑜𝑛


× 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑎𝑡𝑒)


− 𝑐𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑡𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡  𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑑𝑖𝑠𝑡𝑟𝑖𝑏𝑢𝑡𝑖𝑜𝑛


𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑜𝑟 𝑃𝑎𝑟𝑒𝑛𝑡 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


= (𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑡𝑎𝑥𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 𝑎𝑟𝑖𝑠𝑖𝑛𝑔 𝑑𝑖𝑟𝑒𝑐𝑡𝑙𝑦 𝑓𝑟𝑜𝑚 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


× 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑎𝑡𝑒)


− 𝑐𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑡𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡  𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


Entity Main Entity taxable 
income arising from the 
foreign source income 


Applicable tax rate Tax accrued with 
respect to the foreign 
source income 


Cross-Crediting Allocation 
Key 


[1] [2] [3] [4] = ([1] × [2]) - [3]


PE1 100 20% 5 15 


PE2 250 20% 25 25 


PE3 -50 20% 0 0 


A Co 200 20% 19.5 20.5 


C Co 200 20% 20 20 


Main Entity 100 20% 20 0 


In total 80.5 


7. The Allocable Covered Taxes of 70.5 is allocated to the PEs, the distributing Entities and Main


Entity as follows:


𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝑡𝑜 𝑒𝑎𝑐ℎ 𝑃𝐸 𝑜𝑟 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


= 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑥 (
𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸 𝑜𝑟 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦


𝑇ℎ𝑒 𝑠𝑢𝑚 𝑜𝑓 𝑎𝑙𝑙 𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦𝑠
) 


Entity Cross-Crediting 
Allocation key for the 
Entity 


The sum of all Cross-
Crediting Allocation 
Keys 


Allocable Covered 
Taxes 


Allocation to the Entity 


[1] [2] [3] [4] = ([1] / [2]) × [3]


PE1 15 80.5 70.5 13.14 


PE2 25 21.89 
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PE3 0 0 


A Co 20.5 17.95 


C Co 20 17.52 


Main Entity 0 0 


In total 70.5 


8. The final result is that the Main Entity has accrued 150.5 in Covered Taxes, of which 13.14 is 


allocated to PE1, 21.89 is allocated to PE2, 17.95 is allocated to A Co and 17.52 is allocated to C Co. As 


C Co is not part of the MNE Group, this allocation of 17.52 to C Co is not included in the Adjusted Covered 


Taxes of the MNE Group. The remainder (80) is not reallocated. 


Example 4.3.2-4 


1. The facts are the same as Example 4.3.2-3, except that Jurisdiction X does not tax UPE’s dividend 


income or grant any foreign tax credit with respect to foreign dividend income. The tax rates in jurisdictions 


and Tax accrued with respect to each PE, distributing Entity and royalty income are as follows: 


Jurisdiction Entity Income Corporate income 
tax rate 


Corporate income 
tax 


Withholding tax rate Withholding tax 


Jurisdiction X UPE 400 20% 80   


Jurisdiction A PE1 100 5% 5   


 A Co 200* 5% 10 5% 9.5 


Jurisdiction B PE2 250 10% 25   


UPE’s income from 
B Co payment 


100   20% 20 


 C Co 200* 10% 20 0% 0 


Jurisdiction C PE3 -50 25% 0   


*Note that distributions from A Co and C Co are not included in the UPE’s taxable income under 


the UPE’s domestic tax regime in this example. 


**Note that the figures with respect to C Co in this table reflect UPE’s proportionate share of the 


income and taxes of C Co. That is, they are 20% of the total income and taxes of C Co. 


2. In this case, under the cross-crediting tax system: 


a. Taxable income of the UPE is 800=400+100+250+100-50. 


b. Pre-credit tax liability payable in Jurisdiction X is 160=800×20%. 


c. Tax accrued in foreign jurisdictions is 50=5+25+20. 


d. Foreign tax credit limitation is 80=160×400/800. 


e. Allowed tax credit is 50 which is the lower of c and d. 


f. Tax payable in jurisdiction X is 110=160-50. 


3. The Allocable Covered Taxes is determined as follows: 


 


𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠


= 𝑇𝑜𝑡𝑎𝑙 𝑐𝑢𝑟𝑟𝑒𝑛𝑡 𝑡𝑎𝑥 𝑒𝑥𝑝𝑒𝑛𝑠𝑒 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑏𝑦 𝑡ℎ𝑒 𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑒𝑔𝑖𝑚𝑒


− 𝑑𝑜𝑚𝑒𝑠𝑡𝑖𝑐 𝑡𝑎𝑥 𝑙𝑖𝑎𝑏𝑖𝑙𝑖𝑡𝑦 𝑤𝑖𝑡ℎ𝑜𝑢𝑡 𝑟𝑒𝑔𝑎𝑟𝑑 𝑡𝑜 𝑎𝑛𝑦 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 


−𝐵𝑙𝑒𝑛𝑑𝑒𝑑 𝐶𝐹𝐶 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 


(110 - (400×20%)) = 30 


 


4. The Cross-Crediting Allocation Key for each Entity is computed as set out below: 
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Entity Main Entity taxable 
income arising from the 
foreign source income 


Applicable tax rate Tax accrued with 
respect to the foreign 
source income 


Cross-Crediting Allocation 
Key 


 [1] [2] [3] [4] = ([1]×[2]) - [3] 


PE1 100 20% 5 15 


PE2 250 20% 25 25 


PE3 -50 20% 0 0 


Main Entity 100 20% 20 0 


In total 40 


5. The Allocable Covered Taxes of 30 is allocated to each Entity as follows: 


Entity Cross-Crediting 
Allocation key for the 
Entity 


The sum of all Cross-
Crediting Allocation 
Keys 


Allocable Covered 
Taxes 


Allocation to the Entity 


 [1] [2] [3] [4] = ([1] / [2]) × [3] 


PE1 15 40 30 11.25 


PE2 25 18.75 


PE3 0   0 


Main Entity 0   0 


In total 30 


6. The final result is that the Main Entity has accrued 110 in Covered Taxes, of which 11.25 is 


allocated to PE1, 18.75 is allocated to PE2.  The remainder (80) is not reallocated. 


Example 4.3.2-5 


1. An MNE Group with a UPE in Jurisdiction X is subject to a worldwide tax system applied by 


Jurisdiction X. Under this tax system, Jurisdiction X imposes tax on both domestic and foreign source 


income and allows a tax credit for taxes paid on foreign source income. Jurisdiction X allows cross-crediting 


of Taxes, but only within certain categories of foreign-source income, i.e., foreign branch income basket, 


passive income basket, etc. Foreign tax credit limitations are also computed based on the categories. The 


foreign branch income basket includes the income from all Permanent Establishments. The passive 


income basket includes the income from both royalty payments and distributions received by the UPE. 


2. The UPE has PEs in jurisdictions A (PE1), and B (PE2) and owns a subsidiary (C Co) in jurisdiction 


C. The UPE owns 100% of C Co and all of C Co’s after-tax profits are distributed to the UPE annually. For 


the Fiscal Year, UPE earns domestic income of 400, PE1 generates income of 100, PE2 generates income 


of 200. All of the PE income is active income. C Co earns income of 200. The UPE also derives a royalty 


income of 100 from a non-Constituent Entity (B Co) (which is in addition to its domestic income of 400) in 


jurisdiction B and a dividend of 200 from a non-Constituent Entity (D Co) in jurisdiction C.  


3. Tax rates in jurisdictions and Tax accrued with respect to each PE, distributing Entity and royalty 


income are as follows: 


Jurisdiction Entity Income Corporate income 
tax rate 


Corporate 
income tax 


Withholding 
tax rate 


Withholding tax 


Jurisdiction X UPE 400 20% 80   


Jurisdiction A PE1 100 25% 25   


Jurisdiction B PE2 200 30% 60   


 UPE’s income 
from B Co 
payment 


100   20% 20 


Jurisdiction C C Co 200 5% 10 5% 9.5 


 D Co 200 5% 10 5% 9.5 


4. In this case, under the cross-crediting tax system: 


a. Taxable income of the UPE is 1200 = 400+100+200+100+200+200. 
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b. Pre-credit tax liability payable in Jurisdiction X is 240 = 1200×20%. 


c. With respect to the Branch Income basket: 


• The Tax accrued is 85 (25 + 60). 


• The foreign tax credit limitation is 60 = 240 × ((100+200)/1200). 


• The allowed foreign tax credit is 60 (foreign tax credits are limited). 


d. With respect to the Passive Income basket: 


• The Tax accrued is 59 = 20+10+9.5+10+9.5. 


• The foreign tax credit limitation is 100 = 240 × ((100+200+200)/1200). 


• The allowed foreign tax credit is 59 (foreign tax credits are not limited). 


e. Tax payable in jurisdiction X is 121 = 240 - 59 - 60. 


5. The Allocable Covered Taxes are determined as follows: 


 


𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑓𝑜𝑟 𝐵𝑎𝑠𝑘𝑒𝑡 𝐴


= 𝑇𝑜𝑡𝑎𝑙 𝑐𝑢𝑟𝑟𝑒𝑛𝑡 𝑡𝑎𝑥 𝑒𝑥𝑝𝑒𝑛𝑠𝑒 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑏𝑦 𝑡ℎ𝑒 𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑒𝑔𝑖𝑚𝑒


− 𝑑𝑜𝑚𝑒𝑠𝑡𝑖𝑐 𝑡𝑎𝑥 𝑙𝑖𝑎𝑏𝑖𝑙𝑖𝑡𝑦 𝑤𝑖𝑡ℎ𝑜𝑢𝑡 𝑟𝑒𝑔𝑎𝑟𝑑 𝑡𝑜 𝑎𝑛𝑦 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 


−𝐵𝑙𝑒𝑛𝑑𝑒𝑑 𝐶𝐹𝐶 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 − 𝑑𝑜𝑚𝑒𝑠𝑡𝑖𝑐 𝑡𝑎𝑥 𝑙𝑖𝑎𝑏𝑖𝑙𝑖𝑡𝑦 𝑎𝑡𝑡𝑟𝑖𝑏𝑢𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑜 𝑟𝑒𝑚𝑎𝑖𝑛𝑖𝑛𝑔 𝑏𝑎𝑠𝑘𝑒𝑡𝑠 


Allocable Covered Taxes for the Branch Income Basket  


= 121 – (400 x 20%) – 41 = 0. 


Allocable Covered Taxes for the Passive Income Basket  


= 121 – (400 x 20%) – 0 = 41. 


 


6. In this example, there have been no taxes imposed on the UPE with respect to the Branch Income 


Basket. This is because there were sufficient allowable foreign tax credits in the basket to fully displace 


any further taxation arising in the Main Entity/Parent Entity. Put differently, the allowable tax credits 


exceeded the pre-credit domestic tax liability that would have arisen with respect to the income in the 


Branch Income basket. However, there has been additional tax paid in Jurisdiction X with respect to income 


in the Passive Income Basket. The allowable foreign tax credits do not fully displace the pre-tax credit 


liability arising with respect to this income. Accordingly, 41 is allocable to the Passive Income Basket. The 


Passive Income basket is composed of three amounts – an amount from a taxable distribution from C Co 


(a CE), an amount from a taxable distribution from D Co (a Non-CE) and an amount attributable to the 


payment income from B Co (a 3rd party).  


7. The Passive Income Basket does not contain a Permanent Establishment. However, there are 


distributions from a Constituent Entity (C Co) and a non-Constituent Entity (D Co). The Cross-Crediting 


Allocation Keys are given by the formulae: 


 


𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑎 𝑑𝑖𝑠𝑡𝑟𝑖𝑏𝑢𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


= (𝑃𝑎𝑟𝑒𝑛𝑡 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑡𝑎𝑥𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 𝑎𝑟𝑖𝑠𝑖𝑛𝑔 𝑓𝑟𝑜𝑚 𝑑𝑖𝑠𝑡𝑟𝑖𝑏𝑢𝑡𝑖𝑜𝑛


× 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑎𝑡𝑒)


− creditable foreign taxes accrued with respect 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑑𝑖𝑠𝑡𝑟𝑖𝑏𝑢𝑡𝑖𝑜𝑛 


Cross-Crediting Allocation Key for C Co = (200 × 20%) – 19.5 = 20.5.  


Cross-Crediting Allocation Key for D Co = (200 × 20%) – 19.5 = 20.5 
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𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑜𝑟 𝑃𝑎𝑟𝑒𝑛𝑡 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


= (𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑡𝑎𝑥𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 𝑎𝑟𝑖𝑠𝑖𝑛𝑔 𝑑𝑖𝑟𝑒𝑐𝑡𝑙𝑦 𝑓𝑟𝑜𝑚 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


× 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑎𝑡𝑒)


− 𝑐𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑡𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑠𝑜𝑢𝑟𝑐𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


Cross-Crediting Allocation Key for UPE = (100 × 20%) – 20 = 0. 


8. Accordingly, allocations to C Co and D Co are given by the formula:


𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝑡𝑜 𝑒𝑎𝑐ℎ 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


= 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝐵𝑎𝑠𝑘𝑒𝑡


× (
𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝐵𝑎𝑠𝑘𝑒𝑡


𝑇ℎ𝑒 𝑠𝑢𝑚 𝑜𝑓 𝑎𝑙𝑙 𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦𝑠 𝑖𝑛 𝑡ℎ𝑒 𝐵𝑎𝑠𝑘𝑒𝑡
). 


 Allocation to C Co = 41 x (20.5 / (20.5+20.5)) = 20.5. 


Allocation to D Co = 41 × (20.5 / (20.5+20.5)) = 20.5. 


9. The final result is that the UPE has accrued 121 in Covered Taxes, of which 20.5 is allocated to C


Co, 20.5 is allocated to D Co which is not included in the Adjusted Covered Taxes of the MNE Group and


the remainder (80) is not reallocated.


Example 4.3.2-6 


1. UPE is located in Jurisdiction X. UPE has a PE (PE1) and a wholly-owned CFC (A Co) located in


Jurisdiction A. UPE has a wholly owned CFC B1 Co (in Jurisdiction B) and C Co (in Jurisdiction C). It also


has a 20% Ownership Interest in B2 Co (also located in Jurisdiction B). For the Fiscal Year, the income of


these entities and the tax accrued with respect to the jurisdiction in which they are located are set out in


the table below. None of the income is Passive Income for the purposes of Article 4.3.3.


Jurisdiction Entity Income Corporate income 
tax rate 


Corporate 
income tax 


Jurisdiction X UPE 300 30% 90 


Jurisdiction A PE1 50 20% 10 


A Co 150 20% 30 


Jurisdiction B B1 Co 200 25% 50 


B2 Co (20% owned 
by UPE) 


500 25% 125 


Jurisdiction C C Co 200 5% 10 


2. Jurisdiction X operates a worldwide tax system and includes both domestic and foreign income of


foreign permanent establishments and CFCs. A Co, B1 Co, B2 Co and C Co are all CFCs under the tax


regime applicable in Jurisdiction X and UPE is required to include in its taxable income the UPE’s


proportionate share of their respective income. Jurisdiction X allows for tax credits paid on foreign income


and operates a cross-crediting system within certain categories of income. It has three relevant baskets.


First, there is a basket for the income of foreign permanent establishments. Second, there is a basket for


income of CFCs which are located in jurisdictions with nominal tax rates below 10% (low tax CFC basket).


Third, there is a basket for income of CFCs which are located in jurisdictions with nominal tax rates above


10% (non-low tax CFC basket). The foreign tax credit limitation is applied separately with respect to each


basket or category of income.


3. In this case, under the cross-crediting tax system:


a. Taxable income of the UPE is 1000 (300 + 150 + 50 + 200 + (500×20%) + 200).


b. Pre-credit tax liability payable in Jurisdiction X is 300 = 1000×30%.


c. With respect to the Branch Income basket:
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• The foreign source income is 50 


• The Tax accrued is 10. 


• The foreign tax credit limitation is 15 (300 x (50/1000)).  


• The allowed foreign tax credit is 10 (the foreign tax credits limitation does not 


apply). 


• The branch income basket tax liability is 5 ((50 x 30%) – 10). 


d. With respect to the low tax jurisdiction CFC basket: 


• The foreign source income is 200. 


• The Tax accrued is 10. 


• The foreign tax credit limitation is 60 (300 x (200/1000)). 


• The allowed foreign tax credit is 10 (the foreign tax credits limitation does not 


apply). 


• The low tax jurisdiction CFC basket tax liability is 50 ((200 x 30%) – 10). 


e. With respect to the non-low tax jurisdiction CFC basket: 


• The foreign source income is 450 (150 + 200 + (500 x 20%)). 


• The Tax accrued is 105 (30 + 50 + 25). 


• The foreign tax credit limitation is 135 (300 x (450/1000)). 


• The allowed foreign tax credit is 105 (the foreign tax credits limitation does 


not apply). 


• The non-low tax jurisdiction CFC basket tax liability is 30 ((450 × 30%) – 105) 


f. Total tax payable in jurisdiction X is 175 (300 – 10 – 10 – 105). 


4. The Allocable Covered Taxes for each basket is given by subtracting from the total tax liability 


accrued the domestic tax liability calculated without regard to any foreign source income as well as the 


allocations to the other relevant baskets. In this case, there is 175 of total tax payable and 90 (300 x 30%) 


is referable to domestic source income. The remaining 85 (175 – (300 x 30%)) must be allocated between 


the three baskets taking into account the design of the relevant tax system. In this case, the allocations for 


each basket are: 


a. 5 to the branch income basket (175 – (300 x 30%) – (50 + 30)); 


b. 50 to the low tax jurisdiction CFC basket (175 – (300 x 30%) – (5 + 30); and 


c. 30 to the non-low tax jurisdiction CFC basket (175 – (300 x 30%) – (5 + 50)). 


5. All 5 of Allocable Covered Taxes in the branch income basket is allocated to the PE as the PE is 


the only entity with foreign source income in that basket. Accordingly, there is 5 in Covered Taxes allocated 


from UPE to PE under Article 4.3.2(a). 


6. All 50 of the Allocable Covered Taxes in the low tax jurisdiction CFC basket is allocated to C Co 


as C Co is the only entity with foreign source income in that basket. Accordingly, 50 in Covered Taxes is 


allocated from UPE to C Co under Article 4.3.2(c). None of the income is Passive Income so Article 4.3.3 


does not apply. 


7. The 30 of Allocable Covered Taxes in the non-low tax jurisdiction CFC basket must be allocated 


between A Co, B1 Co and B2 Co in accordance with their respective Cross-Crediting Allocation Keys. The 


Cross-Crediting Allocation Keys are as follows: 


a. A Co is 15 ((150 x 30%) – 30). 


b. B1 Co is 10 ((200 x 30%) – 50). 
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c. B2 Co is 5 ((500 x 20%) x 30%) – (125 x 20%).  


8. Accordingly, the allocation to each entity is as follows: 


a. The cross-crediting allocation formula makes an allocation to A Co of 15 (30 x 15/30). This is 


allocated from UPE to A Co under Article 4.3.2(c). None of this income is Passive Income and 


therefore Article 4.3.3 does not apply. 


b. The cross-crediting allocation formula makes an allocation to B1 Co of 10 (30 x 10/30). This is 


allocated from UPE to B1 Co under Article 4.3.2(c). None of this income is Passive Income and 


therefore Article 4.3.3 does not apply. 


c. The cross-crediting allocation formula makes an allocation to B2 Co of 5 (30 x 5/30). However, 


as B2 Co is not a Constituent Entity, there is no allocation of Covered Taxes to B2 Co under 


Article 4.3.2.  


9. The income of B2 Co is not included in the GloBE Income of UPE. Accordingly, the 5 in Covered 


Taxes which has been allocated to B2 Co under the formula is excluded from the Adjusted Covered Taxes 


of UPE under Article 4.1.3(a). 


Example 4.3.2-7 


1. Jurisdiction X has a worldwide tax system with cross-crediting and a foreign tax credit limitation 


which is calculated by reference to baskets of foreign source income. A Main Entity operating in Jurisdiction 


X has PE1 operating in Jurisdiction A. PE1 has 200 of GloBE Income which is all included in the taxable 


income of Main Entity. PE1 has accrued 30 in Covered Taxes to Jurisdiction A on this income (at a 15% 


rate).  The Main Entity also has 300 of domestic income (which takes into account 100 of domestic 


deductions which are allocated to the foreign source income both for the purposes of determining taxable 


income from foreign sources and applying the foreign tax credit limitation in Jurisdiction X but are not 


deductible under the tax system in the PE Jurisdiction).  


2. The Main Entity’s tax liability in Jurisdiction X is calculated as follows: 


a. Taxable Income = 500 (100 + 400). 


b. Tax rate = 20%. 


c. Pre-foreign tax credit tax liability = 100. 


d. Foreign Source Income after allocable expenses = 100 (200 – 100). 


e. Gross foreign tax credits = 30. 


f. Allowable foreign tax credits = 20 = 100×100/500. 


g. Tax liability = 80 (100 – 20). 


 


3. The GloBE calculation applies as follows: 


a. Step 1 - Calculate the foreign source income of each PE and Entity 


i. The foreign source income of PE1 is 100 (200 of income from PE1 is included in the Main 


Entity’s taxable income but 100 of the expenses of the Main Entity are allocated to PE1 


both for the purposes of calculating the taxable income from foreign sources and applying 


the foreign tax credit limitation). 


ii. The Main Entity has no foreign source income. 


b. Step 2 – determine the Allocable Covered Taxes for the foreign branch basket 
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i. The Allocable Covered Taxes for the basket are determined by starting with the total tax


liability (80) and subtracting the domestic tax liability calculated without regard to foreign


source income. Where domestic expenses are allocated to foreign source income for the


purposes of the foreign tax credit limitation, they are excluded from the determination of


domestic source income. Accordingly, there is 400 of domestic source income (which is


the domestic source income of 300 and then adding back 100 in expense allocated to


foreign source income for the purposes of the foreign tax credit liability). The hypothetical


domestic tax liability on this income is 80 (400 x 20%).


ii. Accordingly, the Allocable Covered Taxes for the foreign branch basket is 0 (80 – 80).


There are no Allocable Covered Taxes.


c. As there are no Allocable Covered Taxes to be allocated, the remaining steps are unnecessary.


4. In this example, there is no amount of Main Entity taxation to allocate to the PE. Jurisdiction X’s


domestic tax system requires an allocation of expenses for the purposes of determining foreign source


income and applying its foreign tax credit limitation (200 – 100). The PE has accrued 30 of tax with respect


to this income which exceeds the pre-tax credit liability which arises with respect to this income.


Accordingly, there is no amount to allocate to the PE.


Example 4.3.2-8 


1. Jurisdiction X has a worldwide tax system with cross-crediting and a foreign tax credit limitation


which is calculated by reference to baskets of foreign source income. A Main Entity operating in Jurisdiction


X has PE1 and PE2 operating in Jurisdictions A and B respectively. PE1 has 100 of GloBE Income which


is all included in the taxable income of Main Entity. PE1 has accrued 5 in Covered Taxes to Jurisdiction A


on this GloBE Income (at a 5% rate). PE2 has 200 of GloBE Income which is all included in the taxable


income of the Main Entity. PE2 has accrued 10 of Covered Tax (at a 5% rate). There are no expenses


allocated to PE1 under this methodology. The Main Entity also has 300 of domestic income taking into


account the 200 of deductions which are allocated to the foreign source income only for the purposes of


applying the foreign tax credit limitation. The 200 of deductions allocated to the foreign branch basket.


2. The Main Entity’s tax liability in Jurisdiction X is calculated as follows:


a. Taxable Income = 600 (100 + 200 + 300).


b. Tax rate = 20%.


c. Pre-foreign tax credit tax liability = 120.


d. Foreign Source Income after allocable expenses = 100 (300 – 200).


e. Gross foreign tax credits = 15 (5 + 10).


f. Allowable foreign tax credits = 20 (120×100/600).


g. Tax liability = 105 = (120 – 15).


3. The GloBE calculation applies as follows:


h. Step 1 - Calculate the foreign source income of each PE and Entity


i. The foreign source income of PE1 is 100 (100 of income from PE1 is included in the Main


Entity’s taxable income).


ii. The foreign source income of PE2 is 200 (200 of income from PE2 is included in the Main


Entity’s taxable income).


iii. The Main Entity has no foreign source income.
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i. Step 2 – determine the Allocable Covered Taxes for the foreign branch basket.


i. The Allocable Covered Taxes for the basket is determined by starting with the total tax


liability (105) and subtracting the domestic tax liability calculated without regard to foreign


source income. Where domestic expenses are allocated to foreign source income for the


purposes of the foreign tax credit limitation, they are excluded from the determination of


domestic source income. Accordingly, there is 500 of domestic source income (which is


the domestic source income of 300 and then adding back the 200 in expense allocated to


foreign source income for the purposes of the foreign tax credit limitation). The hypothetical


domestic tax liability on this income is 100 (500 x 20%).


ii. Allocable Covered Taxes is 5 (105 – 100).


j. Step 3 – determine the Cross-Crediting Allocation Key with respect to each Entity


i. The Cross-Crediting Allocation Key for a PE is given by the formula:


𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑎 𝑃𝐸


= (𝑀𝑎𝑖𝑛 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝑡𝑎𝑥𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒 𝑎𝑟𝑖𝑠𝑖𝑛𝑔 𝑓𝑟𝑜𝑚 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸 × 𝑎𝑝𝑝𝑙𝑖𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑡𝑎𝑥 𝑟𝑎𝑡𝑒)


− 𝑐𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑡𝑎𝑥𝑒𝑠 𝑎𝑐𝑐𝑟𝑢𝑒𝑑 𝑤𝑖𝑡ℎ 𝑟𝑒𝑠𝑝𝑒𝑐𝑡 𝑡𝑜 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸′𝑠 𝑖𝑛𝑐𝑜𝑚𝑒


PE1’s Cross-Crediting Allocation Key is 15 ((100 x 20%) – 5). 


PE2’s Cross-Crediting Allocation Key is 30 ((200 x 20%) – 10). 


k. Step 4 – determine the allocation to each PE


i. The allocation to each Entity is given by the formula:


𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝑡𝑜 𝑒𝑎𝑐ℎ 𝑃𝐸 𝑜𝑟 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 


= 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐶𝑜𝑣𝑒𝑟𝑒𝑑 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 


× (
𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦 𝑓𝑜𝑟 𝑡ℎ𝑒 𝑃𝐸 𝑜𝑟 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦


𝑇ℎ𝑒 𝑠𝑢𝑚 𝑜𝑓 𝑎𝑙𝑙 𝐶𝑟𝑜𝑠𝑠 − 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑖𝑛𝑔 𝐴𝑙𝑙𝑜𝑐𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛 𝐾𝑒𝑦𝑠
). 


Accordingly, the allocation to each PE is as follows: 


Allocation to PE1 = 5 x (15 / (15+30)) = 1.67. 


Allocation to PE2 = 5 × (30 / (15+30)) = 3.33. 


4. The final result is that the Main Entity has accrued 105 in Covered Taxes, of which 1.67 is allocated


to PE1, 3.33 is allocated to PE2, and the remainder (100) is not reallocated.


Example 4.3.2-9 


1. Parent Entity is located in Jurisdiction X and has Sub Co 1 located in Jurisdiction Y. Sub Co 1


earns 100 in profit in Jurisdiction Y and accrues 10 in tax (at a 10% tax rate). Sub Co 1 makes a distribution


of 90 to Parent Entity. Under Jurisdiction X’s tax system, Parent Entity includes the distribution of 90 in its


taxable income. Jurisdiction X grants Parent Entity an indirect tax credit for the foreign taxes paid with


respect to that distribution (10) but adds the amount of these indirect foreign tax credits to the taxable


income of the Parent Entity. As a result, Parent Entity has an increase in taxable income of 100 and an


indirect foreign tax credit of 10.


2. For the purposes of applying the above cross-crediting allocation formula, the foreign source


income of Parent Entity is 100. This includes the received distribution of 90 and the 10 ‘gross-up’ for the


indirect foreign tax credit amount.
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Example 4.3.2-10 


1. Main Entity is located in Jurisdiction X and has PE1 (in Jurisdiction A) and PE2 (in Jurisdiction B). 


In Year 1, Main Entity makes domestic source income of 100. PE1 has a loss of 40 and PE2 has income 


of 40. In Year 2, the Main Entity has domestic source income of 100, PE1 has income of 40 and PE2 has 


income of 40. Under Jurisdiction X’s tax system, Main Entity directly includes the income or loss of each 


PE in its taxable income. Jurisdiction X has a 20% tax rate. Jurisdiction A does not have a corporate income 


tax and Jurisdiction B has a tax rate of 10%. Jurisdiction X has a foreign tax credit limitation equal to 20% 


of net foreign source income. Any unused foreign tax credits are carried forward to a following year.  


2. In Year 1, Main Entity’s tax in Jurisdiction X is as follows: 


a. Taxable Income = 100 (100 - 40 + 40). 


b. Tax rate = 20%. 


c. Pre-foreign tax credit tax liability = 20 (100 x 20%). 


d. Foreign Source Income after allocable expenses = 0 (40 – 40). 


e. Gross foreign tax credits = 4.  


f. Allowed foreign tax credits = 0  (20×(0/100)). 4 in foreign tax credits is carried forward. 


g. Tax liability = 20 = (20 – 0). 


3. In Year 2, Main Entity’s tax in Jurisdiction X is as follows: 


a. Taxable Income = 180 (100 + 40 + 40). 


b. Tax rate = 20%. 


c. Pre-foreign tax credit tax liability = 36 (180 x 20%). 


d. Foreign Source Income after allocable expenses = 80 (40 + 40). 


e. Gross foreign tax credits = 8 (4 + 4) (this includes 4 in carried forward tax expense). 


f. Allowed foreign tax credits = 8 (as the foreign tax credit limitation is 16 (36 ×80/180)). 


g. Tax liability = 28 = (36 – 8). 


4. In Year 1, there is no allocation of tax from the Main Entity to either PE. As Jurisdiction X’s regime 


sets off PE1’s loss against PE2’s income in applying its foreign tax credit limitation, the Main Entity has no 


foreign source income for Year 1 and there is no amount of Allocable Covered Taxes to be allocated under 


the formula. There is also no net loss to be taken into account by the Main Entity in determining its taxable 


income as the loss of PE1 is effectively cancelled out by the income in PE2. As a result, Article 3.4.5 does 


not apply to reallocate any GloBE Loss from PE1 to the Main Entity. The Adjusted Covered Taxes do not 


take into account any deferred tax expense for the carried forward foreign tax credits due to the operation 


of Article 4.4.1(e). 


5. In Year 2, the Main Entity has foreign source income of 80. The Allocable Covered Taxes are 8 


(28 - (100 x 20%)). This takes into account current taxes as well as the carried forward foreign tax credit. 


This amount is then allocated between PE1 and PE2 in accordance with their respective Cross-Crediting 


Allocation Keys (the Main Entity has no foreign source income of its own). PE1’s Cross-Crediting Allocation 


Key is 8 ((40 x 20%) - 0) and PE2’s Cross-Crediting Allocation Key is 4 (40 x 20%) – 4). For the purposes 


of calculating the Cross-Crediting Allocation Key, the taxes accrued by the PE include the current year 


taxes but do not take into account the unused foreign tax credits from the previous year which have been 


carried forward. As a result, 5.33 is allocated to PE1 (8 x (8/12)) and 2.67 is allocated to PE2 (8 x 4/12). 


PE1 has an ETR of 13.3% (5.33/40) and PE2 has an ETR of 16.7% ((4+2.67)/40). 
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Example 4.3.2-11 


1. This example is identical to the example above except that Jurisdiction X’s foreign tax credit


limitation is calculated separately for each Permanent Establishment. That is, there is no netting of foreign


branch income and loss in setting the foreign tax credit limitation. This means that there is still 40 in foreign


source income (as there is no netting) and the 4 foreign tax credits are allowed for Year 1.


2. In Year 1, Main Entity’s tax in Jurisdiction X is as follows:


a. Taxable Income = 100 (100 - 40 + 40).


b. Tax rate = 20%.


c. Pre-foreign tax credit tax liability = 20 (100 x 20%).


d. Foreign Source Income after allocable expenses = 40.


e. Gross foreign tax credits = 4.


f. Allowed foreign tax credits = 4 (as the foreign tax credit limitation is 8 (20×40/100).


g. Tax liability = 16 = (20 – 4).


3. In Year 2, Main Entity’s tax in Jurisdiction X is as follows:


a. Taxable Income = 180 (100 + 40 + 40).


b. Tax rate = 20%.


c. Pre-foreign tax credit tax liability = 36 (180 x 20%).


d. Foreign Source Income after allocable expenses = 80 (40 + 40).


e. Gross foreign tax credits = 4.


f. Allowed foreign tax credits = 4 (as the foreign tax credit limitation is 16 (36×80/180)).


g. Tax liability = 32 (36 – 4).


4. In Year 1, PE2 has 40 of foreign source income (Step 1). The Allocable Covered Taxes are equal


to the total tax liability (16) less the domestic tax liability calculated without regard to foreign source income


but taking into account deductions for a foreign PE Loss which gives rise to a GloBE Loss under Article


3.4.5 (12 ((100 – 40) x 20%)). This results in Allocable Covered Taxes of 4 (16 – 12) (Step 2). As PE2 is


the only entity with foreign source income, all 4 in Allocable Covered Taxes are allocated to PE2 (Steps 3


and 4). Accordingly, PE2 has an ETR of 20% ((4 + 4) / 40).


5. Assuming the other conditions have been met, Art. 3.4.5 applies with respect to PE1 in Year 1.


The Main Entity takes PE1’s GloBE Loss into account in calculating its GloBE Income or Loss. Accordingly,


the Main Entity’s GloBE Income is only 60 for Year 1. It has an ETR of 20% (12/60). Due to the operation


of Art. 3.4.5, PE1 has no GloBE Income or Loss. It also has no Covered Taxes.


6. In Year 2, there is foreign source income of 40 for PE2 (Step 1). PE1’s 40 of income is treated as


domestic source income of the Main Entity as it is income of a foreign PE which offsets a previously


included loss for which there had been a GloBE reallocation under Article 3.4.5. The Allocable Covered


Taxes are 4 (32 – (140 x 20%)). In calculating the Allocable Covered Taxes, the income of PE1 which is


reallocated to the Main Entity under Art. 3.4.5 is treated as domestic source income which is relevant in


determining the hypothetical domestic tax liability. As PE2 is the only entity with foreign source income,


the 4 in Allocable Covered Taxes is allocated to PE2. As a result, in Year 2, the Main Entity has an ETR


of 20% (28/140), PE1 has no GloBE Income or Loss (and no Covered Taxes) and PE2 has an ETR of 20%


((4 + 4)/40).
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Example 4.3.2-12 – Carry-forwarded losses from a PE. 


1. The Main Entity (in Jurisdiction X) has PE1 (Jurisdiction A) and PE2 (Jurisdiction B). Jurisdiction


X has a tax rate of 20% and Jurisdiction A has a tax rate of 5%. In Year 1, PE1 makes a loss of 40. There


is no income or loss for Main Entity and PE2. In Year 2, Main Entity has income of 100, PE1 has income


of 40 and PE2 has income of 40. In Year 2, PE1 accrues no tax despite the 5% tax rate because it has


carried forward losses from the previous year under Jurisdiction A’s tax system. PE2 accrues 4 of tax in


Jurisdiction B (10% rate). Under its domestic tax system, Jurisdiction X takes into account carry-forward


losses from foreign Permanent Establishments when determining the foreign tax credit limitation.


2. In Year 1, Main Entity’s tax in Jurisdiction X is as follows:


a. Taxable Income = -40.


b. Tax rate = 20%.


c. Pre-foreign tax credit tax liability = 0.


d. Foreign Source Income after allocable expenses = 0.


e. Gross foreign tax credits = 0.


f. Allowed foreign tax credits = 0.


g. Tax liability = 0.


3. In Year 2, Main Entity’s tax in Jurisdiction X is as follows:


a. Taxable Income = 140 (100 + 40 + 40 - 40) (including a carry-forward loss of 40).


b. Tax rate = 20%.


c. Pre-foreign tax credit tax liability = 28 (140 x 20%).


d. Foreign Source Income after allocable expenses = 40 (this is PE2’s foreign source income of


40. PE1’s income of 40 has been reallocated to the Main Entity under Art. 3.4.5 along with the


40 carry forward loss which had previously been allocated to the Main Entity in Year 1).


e. Gross foreign tax credits = 4.


f. Allowed foreign tax credits = 4 (as the foreign tax credit limitation is 8 (28 x 40/140. In this


example, the Main Entity jurisdiction takes into account the carry forward loss in calculating the


FTC limitation).


g. Tax liability = 24 = (28 – 4).


4. In Year 1, there is no tax liability to allocate from the Main Entity to either PE. PE1’s loss is taken


into account in determining the taxable income of the Main Entity and, assuming it meets the other criteria,


Article 3.4.5 applies to allocate the GloBE Loss from PE1 to the Main Entity. In Year 1, there is a GloBE


Loss of 40 in the Main Entity. There is also a GloBE Loss Deferred Tax Asset of 6 (40 x 15%).


5. In Year 2, the Allocable Covered Taxes is 4 (24 – (100 x 20%)). The total tax liability is 24. The


domestic tax liability takes into account the 100 of domestic income less the 40 carry forward loss (from


the previously allocated 40 loss from PE1 in Year 1) plus the reallocated 40 from PE1 under Article 3.4.5


in Year 2). Accordingly, the hypothetical domestic tax liability is 20 ((100 – 40 + 40) x 20%). PE1 has no


foreign source income in Year 2 as its 40 of income is treated as domestic source income of the Main


Entity and has been allocated under Art. 3.4.5. PE2 has foreign source income of 40. There is no foreign


source income of the Main Entity itself. As a result, all of the Allocable Covered Taxes (4) are allocated to


PE2.
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6. In Year 2, the GloBE Income of Main Entity is 140 (100 + 40 under Article 3.4.5). Its Adjusted 


Covered Taxes are 26. This is 20 of domestic tax and 6 as a result of the reversed GloBE Loss DTA of 6 


from Year 1 (calculated at 15% of the 40 loss). This is an ETR of 18.5%. This is the outcome of an effective 


blending of the 20% rate on the domestic income of 100 and the reversal of the GloBE Loss DTA of 6 


which has been calculated as 15% of a 40 loss. PE1 has no GloBE Income (as its income is treated as 


domestic source income of the Main Entity and has been reallocated under Article 3.4.5) and no Covered 


Taxes. PE2 has 40 in GloBE Income and 8 in Covered Taxes (4 of its own taxes at a 10% rate and 4 of 


Main Entity taxes which have been allocated). Accordingly, PE2 has an ETR of 20%.  


Example 4.3.2-13 – Deferred Tax Expense or benefit interaction 


5. An MNE Group with a UPE in Jurisdiction X is subject to a worldwide tax system applied by 


Jurisdiction X. Under this tax system, Jurisdiction X imposes tax on both domestic and foreign source 


income, including dividends received from foreign corporations, and allows a tax credit for taxes paid on 


foreign source income. Jurisdiction X has a cross-crediting foreign tax credit regime pursuant to which 


taxes paid in all foreign jurisdictions on all categories of foreign source income are creditable against the 


UPE’s tax liability arising from foreign source income. Under the Jurisdiction X’s domestic tax regime, the 


foreign tax credit allowed for any given Fiscal Year cannot exceed the tax liability arising from the income 


inclusion of foreign sources and the foreign tax credit limitation. The tax rate in Jurisdiction X is 20%. 


6. The UPE has PEs in jurisdictions A (PE1), B (PE2) and owns a subsidiary (C Co) in jurisdiction C. 


The UPE owns 100% of C Co and all of C Co’s after-tax profits are distributed to the UPE annually.  C Co 


is not subject to the CFC Tax Regime of Jurisdiction X. The UPE wholly owns a CFC in jurisdiction A (A 


Co), which is a Constituent Entity. A Co’s income is Passive Income. It also has a 20% Ownership Interest 


in B Co which is located in Jurisdiction B and is neither a Constituent Entity nor a CFC.  The dividend 


income from B Co is included in the UPE’s taxable income under the cross-crediting regime but is not 


within the UPE’s GloBE Income or Loss. 


Year 1 


7. In year 1, UPE earns domestic source income of 400, PE1 generates income of 500, PE2 


generates income of 100, and A Co (CFC) generates income of 100 which is passive income. All of the 


PE income is active income. The UPE derives dividend income of 200 from B Co and dividend income of 


300 from C Co. The UPE also derives royalty income of 100 from a 3rd party company located in 


Jurisdiction C. Jurisdiction X also has a foreign tax credit limitation equal to its domestic tax liability 


multiplied by the proportion of foreign source income to total income. Suppose that in Jurisdiction A, 


Jurisdiction B and Jurisdiction C, the financial income and taxable income are the same.  


8. Tax rates and Tax accrued with respect to the income of the UPE, each PE, subsidiary, CFC and 


non-Constituent Entity in the jurisdiction where they are located are as follows: 


Jurisdiction Entity Financial 


Income 


Taxable 
Income 


Corporate 
income tax rate 


Corporate 
income tax 


Withholding 
tax rate 


Withholding 
tax 


Jurisdiction X UPE 400 400 20% 80   


Jurisdiction A PE1 500 500* 5% 25   


A Co 


(CFC) 


100 100 5% 5   


Jurisdiction B PE2 100 100* 25% 25   


B Co** 


(Non-CE) 


200 200 25% 50 10% 15 


Jurisdiction C C Co 


(Subsidiary)  


300 300 5% 15 5% 14.25 


3rd party company 100    10% 10 
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*Note that the taxable income for these amounts differs between the tax system applicable in the jurisdiction of the PE and the tax


system of the UPE under its worldwide system. 


**The figures with respect to B Co in this table reflect UPE’s proportionate share of the income and taxes of B Co. That is, they are 


20% of the total income and taxes of B Co. 


9. At the beginning of Year 1, PE1 purchases equipment with the carrying value of 400. For


accounting purposes, the equipment is depreciated in 2 years and Jurisdiction A also depreciates such


asset in 2 years under domestic tax regime. However, Jurisdiction X allows for immediate expense of the


asset for tax purposes. In Year 1, PE 2 has recorded a reserve for bad debt of 100. However, the bad debt


is only deductible in Jurisdiction X for tax purposes when the debt is proven to be uncollectible. Suppose


there is no timing differences with respect to other foreign source income or domestic income of the UPE.


As a result, there are differences between the taxable income of PE1 and PE2 as calculated under the tax


regime in the jurisdiction of the PE and as calculated under Jurisdiction X’s tax regime as applicable to


foreign Permanent Establishments.


Allocation of cross-border current tax expense 


10. Step 1: determine the amount of each foreign source income which in included in the taxable


income of the UPE.


Jurisdiction A Jurisdiction B Jurisdiction C 


PE1 A Co PE2 B Co C Co 3rd Party Company 


Taxable Income 300 100 200 200 300 100 


Note: Because equipment in PE1 can be expensed immediately in Jurisdiction X, the taxable income of PE 1 included in Jurisdiction 


X is 300 while its accounting income is 500. This is because for tax purposes, PE1 has a 400 deduction in Year 1 (immediate 


expensing) while for accounting purposes the 400 carrying value is treated as an expense of 200 in Year 1 and 200 in Year 2. 


Because the reserve for bad debt is not allowed to be deducted in Jurisdiction X in Year 1, the taxable income of PE2 included in 


Jurisdiction X is 200 rather than the 100 accounting profit. 


11. Step 2: Calculate the Allocable Covered Taxes


a. Taxable income of the UPE is 1600 = 400+300+100+200+200+300+100


b. Pre-credit tax liability payable in Jurisdiction X is 320 = 1600×20%


c. Tax accrued in foreign jurisdictions is 159.25 = 25+5+25+50+15+15+14.25+10


d. Foreign tax credit limitation is 240 = 320×(1200/1600)


e. Allowed foreign tax credit is 159.25 which is the lower of c and d


f. Tax payable in Jurisdiction X is 160.75 = 320-159.25


g. Allocable Covered Taxes = 160.75- (400×20%) = 80.75


12. Step 3: Determine the Cross-crediting Allocation Key for each PE and Entity’s foreign source


income


Entity Main Entity taxable income arising 
from the foreign source income 


Applicable tax rate Tax accrued with respect 
to the foreign source 
income 


Cross-Crediting Allocation Key 


[1] [2] [3] [4] = ([1]×[2]) - [3]


PE1 300 20% 25 35 


A Co 100 5 15 


PE2 200 25 15 


B Co 200 65 0 


C Co 300 29.25 30.75 


Main Entity 100 10 10 


In total 105.75 
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13. Step 4: Determine allocation to each PE and Entity


Allocable Covered Taxes Cross-Crediting Allocation 
key for the Entity 


The sum of all Cross-
Crediting Allocation Keys 


Allocation to the Entity 


[1] [2] [3] [4] = [1] x ([2]/[3])


PE1 80.75 35 105.75 26.73 


A Co 15 11.45 


PE2 15 11.45 


B Co 0 0 


C Co 30.75 23.48 


Main Entity 10 7.64 


In total 80.75 


14. For purposes of Article 4.3.3, the ETR for A Co (ignoring any CFC Tax Regimes and tax


transparency regimes) would have been 5% (= 5/100) and thus the Top-up Tax Percentage for A Co is


10%(=15%-5%). Therefore, the current tax expense of 10 is allocated to A Co and the remaining amount


of 1.45 (=11.45-10) is included in the Adjusted Covered Taxes of the UPE.


15. As a result, of the 160.75 in current taxes accrued by the Main Entity (UPE), 71.66 (=80.75 – 7.64


– 1.45) is allocated between its PE1, A Co, PE2, B Co and C Co. The remaining 89.09 is not reallocated


and remains as Covered Tax of UPE.


Allocation of deferred tax expense or benefit 


16. At the end of Year 1, the carrying value of the equipment of PE1 is 200, and the tax basis of the


equipment is 0. The timing difference is 200 and the UPE records a DTL of 40(=200×20%) with respect to


the equipment based on the timing difference. There is no creditable tax credit in relation to the equipment.


The deferred tax expense arising from the recognition of the DTL is recast to 30 and allocated to PE1.


17. With respect to the reserve for bad debt in PE2, there is a deductible timing difference of 100 in


the UPE. The UPE records a DTA of 20(=100×20%) accordingly. The deferred tax benefit arising from the


recognition of the DTA is recast to 15 and allocated to PE2.


Adjusted Covered Taxes after allocation 


18. The calculation of Adjusted Covered Taxes is as follows:


Jurisdictio
n 


Entity Tax accrued 
in each 
jurisdiction 


Allocation of 
Current tax 
expense  


Current tax 
expense 
after 
allocation 


Deferred tax 
expense after 
recast before 
allocation 


Allocation of 
Deferred tax 


Deferred tax 
expense 
included 


Adjusted 
Covered Taxes 


[1] [2] [3]=[1]+[2] [4] [5] [6]=[4]+[5] [7]=[3]+[6] 


X UPE 160.75 -71.66+10* 99.09 15 -15 0 99.09 


A PE1 25 26.73 51.73 30 30 81.73 


A Co 


(CFC) 


5 10 15 15 


B PE2 25 11.45 36.45 -15 -15 21.45 


B Co 


(Non-
CE) 


65 0 65 65 


C C Co 


(Subsidi
ary)  


29.25 23.48 52.73 52.73 


*Note: The 10 of withholding tax paid in jurisdiction C with respect to the royalty income of UPE shall be added to the Adjusted
Covered Taxes of the UPE.


ETR for each jurisdiction 


19. The calculations of the Year 1 ETR for each jurisdiction are as follows:
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Jurisdiction X Jurisdiction A Jurisdiction B Jurisdiction C 


GloBE Income 400+100* 600 100 300 


Adjusted Covered 
Taxes 


99.09 96.73 21.45 52.73 


ETR 19.82% 16.12% 21.45% 17.58% 


*Note: The 100 of royalty income derived from a 3rd party company in Jurisdiction C shall be added to the GloBE Income of the UPE.


Year 2 


20. The facts are the same as Year 1, except that the bad debt in PE 2 has been proven to be


uncollectible in year 2 and is allowed as a deduction for tax purposes in Jurisdiction X.


Allocation of cross-border current tax expense 


21. Step 1: determine the amount of foreign source income which is included in the taxable income of


the UPE.


Jurisdiction A Jurisdiction B Jurisdiction C 


PE1 A Co PE2 B Co C Co 3rd Party Company 


Taxable Income 700* 100 0* 200 300 100 


*Note: As all of the depreciation of the equipment in PE1 was claimed in Year 1 (under immediate expensing), there are no further


deductions for this equipment under Jurisdiction X’s tax law in Year 2. Accordingly, the taxable income of PE1 included in Jurisdiction 


X is 700 (500 + 200). Furthermore, the bad debt of PE2 which had been taken as an expense for accounting purposes in Year 1 is 


allowed as a deduction for tax purposes in Jurisdiction X in Year 2. Accordingly, the taxable income of PE2 included in Jurisdiction X 


is 0 (100 – 100).  


22. Step 2: Calculate the Allocable Covered Taxes


a. Taxable income of the UPE is 1800 = 400+700+100+0+200+300+100


b. Pre-credit tax liability payable in Jurisdiction X is 360 = 1800×20%


c. Tax accrued in foreign jurisdictions is 159.25 = 25+5+25+50+15+15+14.25+10


d. Foreign tax credit limitation is 280 = 360×(1400/1800)


e. Allowed foreign tax credit is 159.25 which is the lower of c and d


f. Tax payable in jurisdiction X is 200.75 = 360-159.25


g. Allocable Covered Taxes = 200.75 – (400×20%) = 120.75


23. Step 3: Determine the Cross-crediting Allocation Key for each PE and Entity.


Entity Main Entity taxable income arising 
from the foreign source income 


Applicable tax rate Tax accrued with respect 
to the foreign source 
income 


Cross-Crediting Allocation Key 


[1] [2] [3] [4] = ([1]×[2]) - [3]


PE1 700 20% 25 115 


A Co 100 5 15 


PE2 0 25 0 


B Co 200 65 0 


C Co 300 29.25 30.75 


Main Entity 100 10 10 


In total 170.75 


24. Step 4: Determine allocation to each PE and Entity
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Allocable Covered Taxes Cross-Crediting Allocation 
key for the Entity 


The sum of all Cross-
Crediting Allocation Keys 


Allocation to the Entity 


[1] [2] [3] [4] = [1] x ([2]/[3])


PE1 120.75 115 170.75 81.32 


A Co 15 10.61 


PE2 0 0 


B Co 0 0 


C Co 30.75 21.75 


Main Entity 10 7.07 


In total 120.75 


25. For purposes of Article 4.3.3, assume that the Top-up Tax Percentage for A Co is 10%. Therefore,


the current tax expense of 10 is allocated to A Co and the remaining amount of 0.61 (=10.61-10) is included


in the Adjusted Covered Taxes of the UPE.


26. As a result, of the 200.75 in current taxes accrued by the Main Entity (UPE), 113.07 (120.75 – 7.07


– 0.61) is allocated between its PE1, A Co, PE2, B Co and C Co. The remaining 87.68 is not reallocated


and remains as Covered Tax of UPE.


Allocation of deferred tax expense or benefit 


27. At the end of Year 2, the carrying value of the equipment of PE1 is 0, and the tax basis of the


equipment is 0. There is no timing difference and the UPE records a reversal of the DTL that was recast


to 30 with respect to the equipment based on the timing difference. The deferred tax benefit of 30 arising


from this DTL reversal is allocated to PE1.


28. With respect to the reserve for bad debt in PE2, there is no longer a timing difference at the end


of Year 2 and the UPE records a reversal of the DTA that was recast to 15 accordingly. The deferred tax


expense of 15 arising from this DTA reversal is allocated to PE2.


Adjusted Covered Taxes after allocation 


29. The calculation of Adjusted Covered Taxes are as follows:


Jurisdiction Entity Tax accrued 
in each 
jurisdiction 


Allocation of 
Current tax 
expense  


Current tax 
expense after 
allocation 


Allocable 
deferred tax 
expense for 
GloBE 
purposes 


Allocation of 
deferred tax 


Deferred tax 
expense 
included 


Adjusted 
Covered 
Taxes 


[1] [2] [3]=[1]+[2] [4] [5] [6]=[4]+[5] [7]=[3]+[6] 


X UPE 200.75 -113.07+10* 97.68 -15 +15 0 97.68 


A PE1 25 81.32 106.32 -30 -30 76.32 


A Co 


(CFC) 


5 10 15 15 


B PE2 25 0 25 15 15 40 


B Co 


(Non-CE) 


65 0 65 65 


C C Co 


(Subsidiary)  


29.25 21.75 51 51 


*Note: The 10 of withholding tax paid in jurisdiction C with respect to the royalty income of UPE shall be added to the Adjusted
Covered Taxes of the UPE.


ETR for each jurisdiction 


30. The calculations of the Year 2 ETR for each jurisdiction are as follows:


Jurisdiction X Jurisdiction A Jurisdiction B Jurisdiction C 


GloBE Income 400+100* 600 100 300 


Adjusted Covered 
Taxes 


97.68 91.32 40 51 


ETR 19.54% 15.22% 40% 17% 


*Note: The 100 of royalty income derived from a 3rd party company in Jurisdiction C shall be added to the GloBE Income of the UPE.
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4.1. Extension of the Substitute Loss Carry-forward DTA Introduction 


1. The February 2023 Administrative Guidance introduced the Substitute Loss Carry-forward DTA


which applied where a Parent Entity has a domestic tax loss in the same year as foreign CFC income


against which it is used. The same issues arise both with respect to other Constituent Entities (foreign


Permanent Establishments, Hybrid Entities and Reverse Hybrid Entities) and where the domestic loss of


the Main Entity or Parent Entity is carried forward and used against the income of a Permanent


Establishment, CFC, Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity in a subsequent year. This guidance


addresses the application of the Substitute Loss Carry-forward DTA in such cases. The guidance only


addresses cases where the relevant loss arises from the Main Entity or Parent Entity jurisdiction (that is, a


domestic source loss). It does not address cases where a loss arising from one Permanent Establishment,


CFC, Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity is used to offset income from another Permanent


Establishment, CFC, Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity.


2. The Inclusive Framework will further consider whether this mechanism is fully effective in


addressing cases where losses arising from the Main Entity or Parent Entity jurisdiction are used to offset


income arising from a Permanent Establishment, CFC, Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity. It will


consider whether the applicable mechanism (including limitations on the application of the Substitute Loss


Carry-forward DTA) is sufficient in all cases. The Inclusive Framework will also consider whether


adjustments are appropriate in cases where a loss arising from one Permanent Establishment, CFC,


Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity is used against taxable income arising from another Permanent


Establishment, CFC, Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity under the Main Entity or Parent Entity’s


domestic tax law.


3. Certain domestic tax regimes require a Constituent Entity with a domestic tax loss to use that loss


against foreign income prior to the use of the foreign tax credits which arise with respect to that income.


Under certain domestic tax regimes, these foreign tax credits can be carried forward and used against


future domestic income. Paragraphs 82.1 to 82.4 of the Commentary to Article 4.4.1€ clarify that in such


cases a ‘Substitute Loss Carry-forward DTA’ can arise (subject to certain limitations).


4. Paragraph 82.2 of the Commentary to Article 4.4.1(e) sets out the general requirements for a


Substitute Loss Carry-forward DTA to arise where the excess foreign tax credits can be carried forward


into a subsequent year. Although the Substitute Loss Carry-forward DTA guidance was aimed at CFC Tax


Regimes, neither paragraph 82.1 nor paragraph 82.2 refer specifically to a CFC Tax Regime. Arguably,


the language in these paragraphs applies to foreign source income arising for a Parent Entity under a CFC


Tax Regime or via a Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity and for a Main Entity with respect to a foreign


Permanent Establishment.


4. Allocation of Cross-border Deferred 
Taxes
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5. Paragraph 82.3 of the Commentary to Article 4.4.1(e) notes that certain CFC Tax Regimes


produce equivalent results despite not allowing for excess foreign tax credits to be carried forward through


a loss recapture mechanism. In such cases, the GloBE Rules also create a Substitute Loss Carry-forward


DTA. Unlike paragraphs 82.1 and 82.2, paragraph 82.3 of the Commentary to Article 4.4.1(e) refers to


CFC Tax Regimes specifically. It does not address whether it applies to cases where equivalent regimes


arise with respect to a Main Entity and its foreign Permanent Establishments or a Constituent Entity which


includes the income of a foreign Hybrid Entity or foreign Reverse Hybrid Entity in its domestic taxable


income.


4.1.1. Issues 


6. It is necessary to clarify whether the guidance on Substitute Loss Carry-forward DTAs in paragraph


82.3 is also applicable to foreign source income derived from Permanent Establishments, Hybrid Entities


or Reverse Hybrid Entities where the conditions of the guidance are also met.


7. It is also necessary to clarify whether the guidance on Substitute Loss Carry-forward DTAs also


applies to domestic source tax loss carry-forwards.


4.1.2. Guidance 


8. The Inclusive Framework has determined that the Substitute Loss Carry-forward DTA guidance in


paragraphs 82.1 through 82.4 should be equally applicable to other similar domestic corporate income tax


regimes which apply with respect to foreign Permanent Establishments and foreign subsidiaries that are


treated as Hybrid Entities or Reverse Hybrid Entities under the GloBE Rules. The following amendments


shown in bold text will be made to paragraphs 82.1 and 82.3 of the Commentary to Article 4.4.1(e):


82.1 However, there are circumstances where it is inappropriate for an amount of deferred tax 


expense with respect to the generation and use of tax credits to be excluded from the Total 


Deferred Tax Adjustment Amount for a Constituent Entity for the Fiscal Year. This is the case 


where a jurisdiction taxes foreign source income (arising under a CFC Tax Regime or a regime 


which taxes foreign branches, Permanent Establishments, Hybrid Entities or Reverse 


Hybrid Entities) and under the domestic tax rules of the jurisdiction, a Constituent Entity may use 


foreign tax credits to reduce domestic tax on income in a subsequent year after a domestic source 


loss has offset foreign source income. In such cases, without a specific exemption, the Constituent 


Entity’s ETR may be lowered as the use of the foreign tax credit carry-forward is excluded from 


the Constituent Entity’s Adjusted Covered Taxes. This result would occur notwithstanding the fact 


that the Constituent Entity will generate a smaller deferred tax asset in respect of a loss carry-


forward because the domestic tax loss offset the foreign source income. Had the foreign source 


income not offset the domestic tax loss, the full amount of the tax loss would have been reflected 


in the Constituent Entity’s deferred tax asset and therefore would be included in Covered Taxes 


when used by the Constituent Entity in future Fiscal Years.  
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82.3 Certain CFC Tax Regimes do not allow foreign tax credit carry-forwards but provide for 


equivalent results through a loss recapture mechanism that similarly allows excess foreign tax 


credits arising in a subsequent year to offset the domestic tax liability on the domestic source 


income that has been re-sourced as foreign source income. Some domestic corporate income 


tax regimes provide equivalent treatment through a loss recapture mechanism (including 


in cases where a foreign tax credit carry-forward is also allowed) for the foreign income of 


foreign branches, Permanent Establishments or foreign subsidiaries which are treated as 


fiscally transparent under the domestic regime and which are Hybrid Entities or Reverse 


Hybrid Entities under the GloBE Rules. Provided this the applicable loss recapture mechanism 


does not provide for an outcome that is more generous than the outcome that would be provided 


for if a loss carry-forward had been generated (i.e. a DTA recast at the Minimum Rate), then 


equivalent adjustments shall be made as necessary to recognise the effect of this mechanism on 


Adjusted Covered Taxes. To ensure equivalent outcomes under the GloBE Rules, if the 


applicable regime does not allow foreign tax credit carry-forwards, the amount of a 


Constituent Entity’s tax loss for a tax year that is subject to a recapture mechanism is treated as 


giving rise to a Substitute Loss Carry-forward DTA arising in the year of the tax loss. In any case 


in which such a loss recapture mechanism applies, whether or not a foreign tax credit carry-


forward is allowed, the Substitute Loss Carry-forward DTA is treated as reversing as the tax 


loss is recaptured, but only to the extent the recapture mechanism increases the foreign tax credit 


used to offset tax liability on income included in the Constituent Entity’s GloBE Income or Loss. 


 


9. The following paragraphs are to be added following paragraph [82.5] of the Commentary to 


Article 4.4.1(e): 


82.6 The issues outlined above also arise where a Main Entity or Parent Entity has a domestic 


source tax loss carry-forward which is used to offset income of a foreign Permanent Establishment, 


CFC, Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity. In these cases, where the carry-forward loss gave 


rise to a DTA which is taken into account for the purposes of determining the Main Entity or Parent 


Entity’s Total Deferred Tax Adjustment Amount, the relevant deferred tax expense will reverse 


when the carry-forward loss is used, resulting in an increase in the Adjusted Covered Taxes of the 


Parent Entity. In these circumstances, a Substitute Loss Carry-forward DTA will be treated as 


arising and reversing to the same extent as if the domestic source tax loss carry-forward were a 


domestic source tax loss in the same tax year and subject to the limitations in paragraph [82.3]. 


Similarly, a Substitute Loss Carry-forward DTA is also available in these circumstances where 


equivalent results are provided through another mechanism (for example, by recharacterizing 


subsequent domestic income as foreign source income for the purposes of the foreign tax credit 


limitation) that does not provide for an outcome that is more generous than the outcome that would 


be provided for if a loss carry-forward had been generated (i.e. a DTA recast at the Minimum Rate). 


82.7 The Inclusive Framework will further consider whether this mechanism is fully effective in 


addressing cases where losses arising from the Main Entity or Parent Entity jurisdiction are used 


to offset income arising from a Permanent Establishment, CFC, Hybrid Entity or Reverse Hybrid 


Entity. It will consider whether the applicable mechanism (including limitations on the application 


of the Substitute Loss Carry-forward DTA) is sufficient in all cases. The Inclusive Framework will 


also consider whether adjustments are appropriate in cases where a loss arising from one 


Permanent Establishment, CFC, Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity is used against taxable 


income arising from another Permanent Establishment, CFC, Hybrid Entity or Reverse Hybrid 


Entity under the Main Entity or Parent Entity’s domestic tax law.    
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4.2. Principles for allocating deferred taxes from one Constituent Entity to 


another Constituent Entity  


4.2.1. Introduction 


10. The GloBE Rules seek to match Covered Taxes with the relevant GloBE Income. Where taxes are


accrued by a Constituent Entity in one jurisdiction with respect to GloBE Income which is earned by a


different Constituent Entity located in another jurisdiction, the GloBE Rules allow for the cross-border


allocation of Covered Taxes. This is addressed in Article 4.3 of the GloBE Rules. The allocation of Covered


Taxes from one Constituent Entity to another Constituent Entity is subject to various limitations, including


a limitation on the allocation of taxes incurred with respect to Passive Income where the tax has been


incurred with respect to a CFC, Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity. The Passive Income limitation is


contained in Article 4.3.3.


11. Where Covered Taxes are expected to be accrued by a Constituent Entity in a different year to the


year in which that Constituent Entity earns the GloBE Income to which they relate, the rules addressing


timing differences operate to match the timing of Covered Taxes to the timing of GloBE Income. Timing


differences are addressed in Article 4.4 of the GloBE Rules, which relies upon deferred tax accounting.


12. The Covered Taxes of the relevant Constituent Entity are adjusted by the Total Deferred Tax


Adjustment Amount. This is the mechanism used to manage timing differences between the recognition of


GloBE Income and the Covered Taxes which have been accrued with respect to that income. The Total


Deferred Tax Adjustment Amount is based upon the deferred tax expense or benefit which has been


accrued in the financial accounts of the Constituent Entity in accordance with Article 3.1 of the Model Rules


(for example, the financial accounts used in the preparation of the Consolidated Financial Statements


where Article 3.1.2 applies) (subject to adjustments). Where the deferred tax expense or benefit has been


calculated by reference to a tax rate which is higher than the Minimum Rate, it will be ‘recast’ to the


Minimum Rate. That is, the deferred tax assets and liabilities will be calculated as if the applicable tax rate


were 15% if the relevant statutory rate is above 15%.


13. These two mechanisms (in Article 4.3 and Article 4.4) raise the question of how the GloBE Rules


address cases where there is deferred tax expense or benefit recorded in the financial accounts of one


Constituent Entity which arises due to the GloBE Income of a different Constituent Entity. This is clarified


in paragraph 42 to the Commentary on Article 4.3.1, which confirms that the allocation of Covered Taxes


from one entity to another under Article 4.3.1 also applies to deferred taxes under Article 4.4.


14. Deferred tax expenses or benefits with respect to CFC Tax Regimes can arise for different


reasons. In some cases, a deferred tax liability arises because the income of the CFC is recognized for


accounting purposes before it is recognized for tax purposes. For instance, a deferred tax liability could


arise as a result of an asset owned by the CFC that is depreciated over 15 years under the applicable


accounting standard but can be depreciated over 5 years for the purposes of the relevant CFC Tax Regime.


15. Alternatively, a deferred tax liability could arise because some CFC Tax Regimes only include the


CFC’s income in the taxable income of the Parent Entity in the following year. This one-year delay in the


recognition of the income under the CFC Tax Regime creates a timing difference between the recognition


of the income in the accounts of the CFC under the applicable accounting standard and the inclusion of


that same income under the CFC Tax Regime applicable to the Parent Entity. Accordingly, the Constituent


Entity will record a deferred tax liability in recognition of the tax due the following year.
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16. Under certain circumstances, a Parent Entity may also record deferred tax assets with respect to 


a foreign subsidiary Constituent Entity which is subject to the applicable CFC Tax Regime. This could 


occur where there is an expense in the subsidiary which is recognised under the applicable accounting 


standard before it is allowed as a deduction under the applicable CFC Tax Regime. For example, the 


applicable accounting standard may provide a reserve for bad debts where bad debts are only deductible 


for tax purposes when the debt is proven to be un-collectible.  


17. A further complication arises as different MNE Groups may adopt different practices with respect 


to the recognition of their deferred tax expenses or benefits where foreign tax credits arise with respect to 


the CFC’s income. For example, if the timing of recognition of income was the same under both the CFC’s 


domestic income tax regime and the CFC Tax Regime, the MNE Group may record the deferred tax liability 


on a ‘net basis’ or on a ‘gross basis’. Consider a case where 100 income is recognised for accounting 


purposes in year 1 but for tax purposes (in both the CFC’s domestic tax system and the CFC Tax Regime) 


it is recognised in Year 2. The applicable tax rate under CFC’s domestic income tax regime is 15% and 


the tax rate under the Parent Entity’s CFC Tax Regime was 20%. In Year 2, the Parent Entity will have a 


20 pre-credit tax liability along with a 15 foreign tax credit for the 15 of tax paid by the CFC itself. As a 


result, the Parent Entity pays 5 of CFC Tax in Year 2. 


18. If the MNE Group adopts a ‘net basis’ approach, the Parent Entity would simply record a 5 deferred 


tax liability in Year 1 when the income is recognised for accounting purposes. This 5 deferred tax liability 


reflects the net amount of CFC Tax Regime tax which is anticipated in Year 2 (after taking into account 


both the CFC’s income and the foreign tax credit for the CFC taxes). Alternatively, the MNE Group may 


adopt a ‘gross basis’ approach and record a 20 deferred tax liability for the CFC’s income as well as a 15 


deferred tax asset for the anticipated foreign tax credit.  


19. While the gross basis approach and the net basis approach net to the same position (5 deferred 


tax expense), the gross basis approach separately records a deferred tax asset for a foreign tax credit 


which, without further clarification, could be excluded from GloBE consideration due to the operation of 


Article 4.4.1(e). If the effect of the deferred tax asset for the expected foreign tax credit were ignored, the 


actual deferred tax expense that will arise under the CFC Tax Regime would be over-stated and it would 


not be appropriate to allocate the over-stated amount to the CFC under Article 4.3.2(c). In the example, 


there is only 5 of CFC tax that will arise in respect of the CFC’s income and no more than that should be 


allocated to the CFC under Article 4.3.2. Furthermore, the entire amount of the DTL must be excluded from 


the computation of the Constituent Entity-owner’s Adjusted Covered Taxes (except as provided in Article 


4.3.3) because it is related to income that is earned by the CFC and is thus effectively excluded from the 


Constituent Entity-owner’s financial accounting income and thus its GloBE Income.  


20.  Accordingly, guidance is needed to clarify that only the net deferred tax can be allocated under 


Article 4.3.2 and that any deferred tax expense or benefit in excess of the net amount is excluded from the 


Constituent Entity-owner’s Adjusted Covered Taxes. The cross-border allocation of deferred taxes requires 


consideration of the relevant foreign tax credits in order to determine the net deferred tax amount for 


allocation. However, this does not mean that a deferred tax asset is granted with respect to foreign tax 


credits. Deferred tax assets with respect to tax credits are excluded from the Total Deferred Tax Adjustment 


Amount by the operation of Article 4.4.1(e). 


21. The methodology for allocating deferred tax expenses or benefits from one Constituent Entity to 


another Constituent Entity must address two key limitations noted above. The first is the limitation on the 


allocation of Passive Income in Article 4.3.3. The second is the requirement to ‘recast’ deferred tax 


expenses or benefits to the Minimum Rate where they have been recorded at above the Minimum Rate.   


22. With respect to the Passive Income limitation in Article 4.3.3, the limitation operates so that the 


Covered Taxes in excess of the limitation remain Covered Taxes of the Parent Entity. The Passive Income 


limitation is designed to prevent the pushdown of CFC Taxes on Passive Income from ‘sheltering’ other 


sources of low taxed profit in the subsidiary jurisdiction.  
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23. With respect to the ‘recast’ requirement in Article 4.4,1, the taxes referable to the amount in excess 


of 15% are counted when they are accrued in current tax expense. For example, if there is 100 of income 


recognized for accounting purposes in Year 1 but only recognized for tax purposes in Year 2 and an 


applicable tax rate of 20%, the Constituent Entity can only take into account a 15 deferred tax expense 


(that is, it has been subject to a ‘recast’ at 15%). This can allow the Constituent Entity to recognize 15 of 


Adjusted Covered Taxes in Year 1 to match the recognized GloBE Income. In Year 2, the timing difference 


reverses and the Constituent Entity pays 20 of tax under the domestic tax system. For GloBE purposes, 


this results in a net inclusion of 5 in Year 2 Adjusted Covered Taxes as a result of an inclusion of 20 of 


Covered Taxes and a reduction of 15 of reversed deferred tax expenses. The result is that the non-recast 


amount (the 5 in excess of the allowed deferred tax expense) is taken into account when it is accrued in 


current tax expense.  


24. Blended CFC Tax regimes present specific challenges with respect to the cross-border allocation 


of taxes. At least in part as a result of these challenges, Authorised Financial Accounting Standards do not 


always require, or even allow, for deferred tax expenses or benefits to be calculated with respect to 


Blended CFC Tax Regimes. In light of both this complexity and the inconsistent treatment between 


accounting standards, this guidance disregards both the accrual and reversal of any deferred tax expense 


or benefit associated with a Blended CFC Tax Regime such that only current tax expense associated with 


a Blended CFC Tax Regime is allocable under Article 4.3.2(c). Accordingly, the cross-border allocation of 


Blended CFC Tax Regimes is exclusively addressed in paragraphs 58.1 to 58.7 of the Commentary to 


Article 4.3.2.  


4.2.2. Issues 


25. Administrative Guidance is necessary to clarify the methodology by which deferred tax expenses 


and benefits recorded with respect to a Parent Entity (or Main Entity) are to be allocated to another 


Constituent Entity under Article 4.3.2(a), (c), (d), (e).  


4.2.3. Guidance 


26. Where a deferred tax expense or benefit arises in the financial accounts of a Parent Entity with 


respect to a CFC Tax Regime, the deferred tax expense or benefit is allocated to the applicable CFC and 


recast to the Minimum Rate if the Parent Entity’s applicable tax rate is higher than 15%. However, the 


cross-border allocation is subject to the limitation in Article 4.3.3 on the ‘push down’ of Passive Income. 


The cross-border allocation of the deferred tax expense or benefit is to occur on a ‘net basis’ which 


prevents the allocation of a deferred tax expense which will not be paid due to an offsetting foreign tax 


credit. This approach is designed to maintain consistency with both the mechanisms for allocating Covered 


Taxes from one Constituent Entity to another Constituent Entity and for addressing timing differences.  


27. The principles applicable to allocation of deferred CFC taxes also apply with respect to allocation 


of deferred taxes of a Parent Entity in respect of income from a Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity and 


deferred taxes of a Main Entity in respect of a Permanent Establishment, except that Article 4.3.3. does 


not apply to taxes allocable to a Permanent Establishment. 


Allocation of deferred tax expenses or benefits under a CFC Tax Regime 


28. This Guidance is to be applied for CFC Tax Regimes, other than Blended CFC Tax Regimes. The 


guidance sets out a five-step process for allocating deferred tax expenses or benefits under Article 4.3.2(c). 
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29. The first step is to separate the deferred tax assets and liabilities reflected in the Parent Entity’s


financial accounts with respect to the assets and liabilities of each CFC Constituent Entity and determine


the deferred tax expense or benefit (that is, a negative deferred tax expense) as a consequence of the


movement of such assets and liabilities in the particular year split between the following three categories


based upon the relevant income of the CFC:


a. Income which is not GloBE Income;


b. GloBE Income which is not Passive Income; and


c. GloBE Income which is Passive Income.


30. The second step is to calculate the pre-foreign tax credit deferred tax expense or benefit arising


under the CFC Tax Regime for the Parent Entity (Step 2A) as well any creditable foreign taxes expected


to be paid by the CFC Constituent Entity which would give rise to foreign tax credits which would be


available (absent a foreign tax credit limitation) to offset the expected pre-foreign tax credit expense


(‘Relevant Creditable Foreign Taxes’)(Step 2B). Some Constituent Entities may already record the pre-


foreign tax credit deferred tax expense with respect to CFC Income separately from the deferred tax asset


for the relevant foreign tax credit in their financial accounts. Other Constituent Entities may adopt a ‘net


basis’ approach and only record the net deferred tax expense having taken into account both the pre-


foreign tax credit liability under the CFC Tax Regime and a foreign tax credit for the foreign taxes paid by


the CFC Constituent Entity expected to offset the pre-foreign tax credit liability. To the extent the financial


accounts adopt a ‘net basis’ approach, the calculation will need to be disaggregated to calculate the pre-


foreign tax credit deferred tax expense for the CFC tax separately from the relevant deferred tax benefit


(that is, negative deferred tax expense) arising from the foreign tax credits.


31. The Relevant Creditable Foreign Taxes under Step 2B comprises two amounts. First, it includes


any creditable foreign taxes which have been paid with respect to the relevant source of income. This


includes taxes paid in a different tax year but giving rise to foreign tax credits which could be carried forward


or carried back to offset the expected pre-foreign tax credit liability under the domestic tax regime of the


Parent Entity. This first amount is not limited by any applicable foreign tax credit limitation. Second, it


includes a reasonable allocation of excess foreign tax credits arising from other sources of income which


are available for use against the relevant source of income under the tax regime applicable in the Parent


Entity jurisdiction. This will include excess foreign tax credits arising from income of other entities located


in other jurisdictions if such tax credits may be cross-credited under the tax regime applicable in the Parent


Entity jurisdiction. The amount of excess foreign tax credits arising from other sources of income is limited


by any applicable foreign tax credit limitation. Any excess foreign tax credits must be allocated between


the relevant pre-foreign tax credit deferred tax expenses using a reasonable allocation method which takes


into account the design of the relevant domestic tax system and making reasonable assumptions where


necessary. A reasonable method could not result in an allocation of the same creditable foreign tax in


multiple years. The total Relevant Creditable Foreign Taxes under Step 2B cannot exceed the pre-foreign


tax credit deferred tax expense calculated under Step 2A.


32. For example, consider a case where there is an expected future inclusion of 100 of CFC Income


in the Parent Entity which is subject to a 25% rate with an expected foreign tax credit of 5 on the relevant


income. Some Constituent Entities may record this in their financial accounts as a 25 deferred tax expense


on the CFC Income in addition to a 5 deferred tax asset (and therefore deferred tax benefit) for the 5 of


foreign tax credits. Other Constituent Entities may record this in their financial accounts as a net 20


deferred tax expense. If a Constituent Entity adopts the latter approach, the deferred tax expense on the


CFC Tax will need to be disaggregated into two amounts to determine the pre-foreign tax credit deferred


tax expense (25) and the Relevant Creditable Foreign Taxes with respect to this expense (5).







98    


TAX CHALLENGES ARISING FROM THE DIGITALISATION OF THE ECONOMY – ADMINISTRATIVE GUIDANCE ON THE GLOBAL ANTI-BASE EROSION MODEL RULES (PILLAR TWO), JUNE 2024 © OECD 2024 
  


33. The third step is to allocate the deferred tax expense or benefit for the first category (deferred tax 


expense or benefit with respect to income which is not GloBE Income). This category is allocated to the 


CFC Constituent Entity but then excluded due to the operation of Article 4.4.1(a). Accordingly, this deferred 


tax expense or benefit is not taken into account by either the Parent Entity or the CFC Constituent Entity.  


34. The fourth step is to allocate the deferred tax expense or benefit for the second category (deferred 


tax expense or benefit with respect to GloBE Income which is not Passive Income) to the CFC Constituent 


Entity. Unless the MNE Group makes a relevant Five-Year Election as outlined in paragraph 43, the full 


amount of the deferred tax expense or benefit is allocated to the CFC Constituent Entity. Accordingly, no 


amount of deferred tax expense or benefit with respect to this category remains in the Parent Entity. Once 


allocated, the CFC Constituent Entity must ‘recast’ its pre-foreign tax credit deferred CFC tax liability down 


to 15% if it had been calculated by reference to a tax rate above 15%. This step is necessary to produce 


outcomes which are consistent with the principle that deferred tax expenses or benefits are only taken into 


account at a rate of up to 15%. The Relevant Creditable Foreign Taxes are not recast to the minimum rate 


(nor are they adjusted by reference to any applicable foreign tax credit limitation). The amount of Relevant 


Creditable Foreign Taxes is also capped at the amount of the relevant pre-foreign tax credit deferred tax 


expense. The CFC Constituent Entity includes in its deferred tax expense the amount given by the following 


formula: 


𝐶𝐹𝐶 𝐶𝑜𝑛𝑠𝑡𝑖𝑡𝑢𝑒𝑛𝑡 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝐷𝑇𝐸 𝐼𝑛𝑐𝑙𝑢𝑠𝑖𝑜𝑛 = 


𝑀𝑜𝑣𝑒𝑚𝑒𝑛𝑡 𝑖𝑛 (𝑡ℎ𝑒 𝑟𝑒𝑐𝑎𝑠𝑡 𝑔𝑟𝑜𝑠𝑠 𝐶𝐹𝐶 𝑇𝑎𝑥 𝐷𝑇𝐿 (𝑜𝑟 𝐷𝑇𝐴)


− 𝑅𝑒𝑙𝑒𝑣𝑎𝑛𝑡 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐹𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 (𝑜𝑟 𝑢𝑠𝑒𝑑 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑡𝑎𝑥 𝑐𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑠)   


35. The recast CFC Tax DTL or DTA is computed by multiplying the difference in carrying value of the 


asset or liability for accounting and tax purposes by 15%. The CFC Constituent Entity deferred tax expense 


inclusion amount effectively reflects the additional amount, if any, of CFC Tax that is expected to be paid 


in the future if the applicable rate under the CFC Tax Regime were 15% or the CFC tax that is paid currently 


that relates to accounting income that is expected to be reported in the future. This gives effect to the policy 


intention behind recasting deferred taxes at 15% whilst also taking into account the fact that CFC Tax 


Regimes may impose additional tax on top of that imposed on the CFC Constituent Entity itself. Any 


additional taxes (above a combined 15% rate from the CFC Tax Regime and the Covered Taxes on the 


underlying CFC) are taken into account only when they are accrued in current tax expense.  


36. For example, consider a case where 100 of GloBE Income is recorded in Year 1 with respect to a 


CFC and there is an expected future inclusion of 100 of CFC Income in the Parent Entity in Year 2 which 


is subject to a 25% rate with an expected foreign tax credit of 5 on the relevant income (also arising in Year 


2). The DTL for the deferred CFC tax (pre-foreign tax credit) will be 25 but this will be ‘recast’ down to 15. 


The Relevant Creditable Foreign Taxes of 5 are not recast. This ensures that the correct net figure is 


included. Accordingly, the net deferred CFC tax expense allocable to the CFC Constituent Entity under 


Article 4.3.2(c) is 10. The CFC Constituent Entity will record its own deferred tax expense of 5 for its 


domestic corporate income tax and include a net deferred tax expense of 10 in its Adjusted Covered Taxes. 


Accordingly, the total deferred tax liability with respect to the CFC Constituent Entity in Year 1 is 15. This 


is in line with the principle that anticipated future tax expenses are capped at a 15% rate.  


37. In Year 2, the timing difference reverses and the CFC itself pays its 5 tax liability and the Parent 


Entity pays its 20 CFC tax liability (25 – 5 tax credit). This causes a reversal of 25 in the DTL in the Parent 


Entity’s accounts. For GloBE purposes, this is a 15 reversal of the Parent Entity’s deferred tax expense 


(after the recast). In Year 2, the Parent Entity also uses the 5 in Relevant Creditable Foreign Taxes which 


had been taken into account in Year 1. As a result, the CFC Constituent Entity DTE Inclusion is -10 (= (-


15) – (-5)). This is the reversal of the 10 in Constituent Entity DTE Inclusion from Year 1. However, when 


combined with the 20 in current taxes accrued with respect to the CFC in Year 2, the result is a net addition 


of 10 to the Adjusted Covered Taxes of the CFC.    
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38. In some cases, there may be a recast gross CFC DTA. This would arise, for example, where an 


amount is included in the taxable income of the Parent Entity before it is included in the GloBE Income of 


the CFC. In practical terms, the MNE Group has effectively paid tax on an amount which will only 


subsequently be included in GloBE Income. In these cases, there will be a negative CFC Constituent Entity 


DTE Inclusion in the earlier year which reverses when the GloBE Income is recognized. 


39. For example, consider a case where 100 of taxable income arises in the CFC and in the Parent 


Entity (under a CFC Tax Regime) in Year 1. This same income is only recognized as GloBE Income of the 


CFC in Year 2. In Year 1, the CFC is subject to a tax rate of 5% (giving rise to a tax credit of 5) while the 


Parent Entity is subject to a tax rate of 25% on the CFC Income. In Year 1, the Parent Entity pays 20 in 


tax (25 – 5) giving rise to a net DTA of 20 in its financial accounts (this could be recorded as a DTA of 25 


and a DTL of 5). The CFC itself has paid 5 in tax and has a DTA of 5 in its financial accounts. In this case, 


the recast gross CFC Tax DTA is -15 (recast from -25) and the relevant used foreign tax credits is -5. As 


a result, the CFC Constituent Entity DTE Inclusion is -10 (= (-15) – (-5)). When combined with the current 


tax accrued by the Parent Entity of 20, there is a net addition of 10 to the CFC’s Adjusted Covered Taxes 


from the Parent Entity in Year 1. In Year 2, the GloBE Income arises and the timing difference reverses. 


There is a CFC Constituent Entity DTE Inclusion of 10. 


40. A recast gross CFC DTA will also arise where the income is included in the Parent Entity’s CFC 


Tax Regime in Year 1 but is only included in both the taxable income and GloBE Income of the CFC in 


Year 2. Consider a case that is identical to the above example except that the income of the CFC is only 


recognized for tax purposes in the CFC jurisdiction in Year 2 (rather than Year 1). In such a case, there 


will be a pre-foreign tax credit CFC Tax liability of 25 in Year 1. If the Parent Entity jurisdiction does not 


allow for the use of foreign tax credits against this amount (as no foreign taxes have been paid with respect 


to this amount in Year 1), then the Parent Entity will pay CFC Tax of 25. This will give rise to current tax 


expense of 25 and an offsetting DTA of 25 in the Parent Entity’s accounts which will be recast to 15 for 


GloBE purposes. The CFC Constituent Entity DTE Inclusion will be a deferred tax expense of -15 (a 


deferred tax benefit). The current tax expense of 25 will also be allocated to the CFC Jurisdiction. As a 


result, the net impact on the CFC Constituent Entity’s Adjusted Covered Taxes will be 10 in Year 1 (25 – 


15). In Year 2, the deferred tax benefit will reverse, increasing the Adjusted Covered Taxes of the CFC 


Constituent Entity by 15. The CFC itself will also pay 5 in tax under its domestic CIT in Year 2 but this has 


not given rise to foreign tax credits which are available for use against the CFC Tax in Year 1. The Parent 


Entity has paid 25 in CFC Tax, 15 of which was matched to the underlying GloBE Income through the 


deferred tax methodology (that is, in Year 2) and the remaining 10 (the amount in excess of the Minimum 


Rate) is taken into account when accrued in current tax expense (Year 1). 


41. The fifth step is to allocate the third category (deferred tax expenses or benefits with respect to 


GloBE Income which is Passive Income). Article 4.3.3 limits the amount of CFC Taxes which can be 


allocated to the CFC to the amount which would raise the Covered Taxes on the passive income (included 


under the CFC Regime) to 15%. Any CFC Taxes in excess of this limitation remain in the Covered Taxes 


of the Parent Entity.  
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42. Unless the MNE Group makes a relevant Five-Year Election as outlined in paragraph 43, the 


Parent Entity will allocate the deferred tax expense or benefit with respect to CFC Taxes on GloBE Income 


which is Passive Income to the CFC subsidiary as follows. First, it must calculate the Passive Income 


limitation in Article 4.3.3 with respect to all taxes (current and deferred) arising under a CFC Tax Regime 


or a fiscal transparency rule. The limitation in Article 4.3.3 is applied collectively to all such taxes allocated 


to a Constituent Entity pursuant to Article 4.3.2(c) and (d). If the combined allocation of deferred and current 


taxes to the CFC can be made without exceeding the limitation in Article 4.3.3, the full allocation is made. 


To the extent that the combined allocation of all Covered Taxes and deferred tax expense for the year 


would exceed the amount specified in paragraph 4.3.3(b), the excess shall be treated as first comprised 


of new deferred tax expense and then current tax expense and such excess will not be allocated to the 


CFC. To the extent that an amount of deferred tax expense cannot be allocated to the CFC due to the 


operation of Article 4.3.3(b), the amount will be included in the deferred tax expense of the Parent Entity.  


43. Alternatively, an MNE Group can make a Five-Year Election with respect to a jurisdiction to 


exclude the allocation of all deferred tax expenses and benefits under Article 4.3.2(a), (c), (d) and (e) 


arising under tax regimes (including subnational tax regimes) applicable to Constituent Entities located in 


that jurisdiction. This means that the election is made with respect to the Parent Entity jurisdiction and not 


with respect to each Permanent Establishment or subsidiary jurisdiction separately. Where the election is 


made, the deferred tax expense or benefit which otherwise would have been allocated from the Constituent 


Entity located in the jurisdiction subject to the election to another Constituent Entity under Article 4.3.2(a), 


(c), (d) and (e) will be excluded from the Adjusted Covered Taxes of all Constituent Entities and Permanent 


Establishments. The relevant deferred tax expense or benefit must also be excluded from the Adjusted 


Covered Taxes of the Parent Entity or Main Entity which accrues the deferred tax expense. Where the 


election is made, the deferred tax expense or benefit with respect to Passive Income which would have 


been allocated to another Entity under Article 4.3.2(c) or (d) if Article 4.3.3 were not applied is also excluded 


from the Adjusted Covered Taxes of the Parent Entity. Where the election has been made, taxes arising 


under the relevant tax regimes are only allocated when they are accrued in current tax expense. 


44. The following paragraphs are to be added following paragraph 71.3 of the Commentary to 


Article 4.4.1:  


71.4. Where deferred tax expenses or benefits arise under a CFC Tax Regime other than a 


Blended CFC Tax Regime, the deferred tax expenses or benefits are to be allocated to the CFC 


Constituent Entities in accordance with the following five step process. Accrual and reversal of 


any deferred tax expense or benefit arising under a Blended CFC Tax Regime is excluded from 


the MNE Group’s computation of Adjusted Covered Taxes for all jurisdictions. This five-step 


process only allocates the deferred tax expenses and benefits with respect to the CFC Tax 


Regime itself. It does not allocate deferred tax expenses and benefits with respect to taxes which 


are creditable foreign taxes for the purposes of applying the CFC Tax Regime. For example, if a 


CFC Tax Regime provided a credit for corporate income tax paid by a CFC, the five-step 


methodology only applies to allocate deferred tax expenses and benefits under the CFC Tax 


Regime. It does not apply to allocate deferred tax expenses or benefits with respect to the 


corporate income tax of the CFC itself. 


71.5.  The first step is to separate the deferred tax expenses and benefits reflected in the Parent 


Entity’s financial accounts with respect to the assets and liabilities of each CFC Constituent Entity 


into three categories based upon the relevant income of the CFC: 


a. income that is not GloBE Income. 


b. GloBE Income that is not Passive Income; and 


c. GloBE Income that is Passive Income. 
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71.6.  The second step is to calculate the pre-foreign tax credit deferred CFC tax expense arising 


in the accounts of the Parent Entity with respect to the CFC income in each of the three categories 


above. The pre-foreign tax credit deferred CFC tax expense or benefit is the deferred tax expense 


or benefit which would arise if the Parent Entity did not have any foreign tax credits to use against 


that CFC income. In general, this is the amount of CFC income expected to be included in the 


taxable income of the Parent Entity multiplied by the applicable tax rate. A pre-foreign tax credit 


deferred CFC tax benefit can also arise if there is CFC income that is currently included in taxable 


income but is only expected to be included in accounting income in the future.  


71.7 In the second step, the MNE Group must also calculate the Relevant Creditable Foreign 


Taxes. The Relevant Creditable Foreign Taxes are creditable foreign taxes (including any 


QDMTTs for which a foreign tax credit is available under the Parent Entity’s foreign tax regime) 


which could be available to offset the expected (pre-foreign tax credit) CFC tax liability. This is 


composed of two amounts. First, it includes all creditable foreign taxes imposed with respect to 


the relevant income (calculated without reduction for any foreign tax credit limitation). Second, it 


includes a share of any excess foreign tax credits arising from other sources of income which are 


available for cross-crediting against tax liabilities arising from the relevant source of income under 


the Parent Entity’s domestic tax regime. The amount of excess foreign tax credits arising from 


other sources available to be offset is reduced by any applicable foreign tax credit limitation. The 


Relevant Creditable Foreign Taxes must be allocated to each category using a reasonable 


allocation method which takes into account the design of the relevant domestic tax system and 


making reasonable assumptions where necessary.  The total Relevant Creditable Foreign Taxes 


(comprising both amounts outlined above) is limited to the pre-foreign tax credit deferred CFC tax 


expense.   


71.8. The third step is to determine and allocate the deferred tax expense or benefit attributable 


to income that is not GloBE Income. For example, this could occur where a Parent Entity recorded 


a deferred tax liability with respect to anticipated capital gain of a CFC which is referable to the 


CFC’s Ownership Interest in another entity which is not a Portfolio Shareholding. As this deferred 


tax expense is with respect to a potential Excluded Equity Gain or Loss which is excluded from 


GloBE Income under Article 3.2.1(c), the deferred tax expense is attributable to income which is 


not GloBE Income (unless the MNE Group has made an applicable Equity Investment Inclusion 


Election). The deferred tax expense attributable to income that is not GloBE Income is the pre-


foreign tax credit deferred CFC tax expense referable to that income less the amount of creditable 


foreign taxes with respect to that income as determined under the second step. This deferred tax 


expense is allocated to the CFC Constituent Entity but then excluded from the Total Deferred Tax 


Adjustment Amount due to the operation of Article 4.4.1(a). Accordingly, deferred tax expenses 


referable to this category are not taken into account by either the Parent Entity or the CFC.  


71.9.  The fourth step is to allocate the deferred tax expense or benefit attributable to GloBE 


Income which is not Passive Income to the CFC Constituent Entity. The deferred tax expense or 


benefit attributable to GloBE Income is the pre-foreign tax credit deferred CFC tax expense or 


benefit referable to that income less the amount of creditable foreign taxes with respect to that 


income as determined under the second step. Subject to an MNE Group making the election 


outlined below in paragraph 71.16, the CFC Constituent Entity includes in its deferred tax expense 


the amount given by the following formula: 


𝐶𝐹𝐶 𝐶𝑜𝑛𝑠𝑡𝑖𝑡𝑢𝑒𝑛𝑡 𝐸𝑛𝑡𝑖𝑡𝑦 𝐷𝑇𝐸 𝐼𝑛𝑐𝑙𝑢𝑠𝑖𝑜𝑛 = 


𝑀𝑜𝑣𝑒𝑚𝑒𝑛𝑡 𝑖𝑛 (𝑡ℎ𝑒 𝑟𝑒𝑐𝑎𝑠𝑡 𝑔𝑟𝑜𝑠𝑠 𝐶𝐹𝐶 𝑇𝑎𝑥 𝐷𝑇𝐿 (𝑜𝑟 𝐷𝑇𝐴))


− 𝑅𝑒𝑙𝑒𝑣𝑎𝑛𝑡 𝐶𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑎𝑏𝑙𝑒 𝐹𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑇𝑎𝑥𝑒𝑠 (𝑜𝑟 𝑢𝑠𝑒𝑑 𝑓𝑜𝑟𝑒𝑖𝑔𝑛 𝑡𝑎𝑥 𝑐𝑟𝑒𝑑𝑖𝑡𝑠)
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The full amount of the deferred tax expense can only be allocated to the CFC Constituent Entity. 


Accordingly, no amount of deferred tax expense or benefit with respect to this category remains in 


the Parent Entity. Where a recast gross CFC Tax DTL arises, the formula subtracts Relevant 


Creditable Foreign Taxes to reach the CFC Constituent Entity DTE Inclusion. Where a recast gross 


CFC Tax DTA arises, the formula subtracts foreign tax credits which have been used against the 


pre-foreign tax credit liability giving rise to that DTA in order to reach the CFC Constituent Entity 


DTE Inclusion. 


71.10.  Under this formula, a recast gross CFC Tax DTA enters the formula as a negative figure. 


Similarly, the use of a foreign tax credit enters the formula as a negative figure. For example, 


consider a case where a CFC earns 100 which is included in the taxable income of both the CFC 


and in the Parent Entity (under a CFC Tax Regime) in Year 1 under their respective domestic tax 


regimes. This same income is not recognized as GloBE Income of the CFC until Year 2. In Year 


1, the CFC is subject to a tax rate of 5% (giving rise to a tax credit of 5) while the Parent Entity is 


subject to a tax rate of 25% on the CFC Income. In Year 1, the Parent Entity has a pre-foreign tax 


credit liability of 25 but uses 5 of foreign tax credits in Year 1 which results in 20 in tax paid (25 – 


5). The Parent Entity has a DTA of 20 while the CFC itself has paid 5 in tax and has a DTA of 5. 


In this case, the recast gross CFC Tax DTA is -15  and the relevant used foreign tax credits is -5. 


As a result, the CFC Constituent Entity DTE Inclusion is -10 (= (-15) – (-5)) for Year 1. When 


combined with the current tax accrued by the Parent Entity of 20, there is a net addition of 10 to 


the CFC’s Adjusted Covered Taxes from the Parent Entity in Year 1. 


71.11 If the pre-foreign tax credit deferred CFC tax liability (or asset) was calculated by reference 


to a rate above the Minimum Rate, it will be ‘recast’ down to 15%. The expected creditable foreign 


taxes on this income (as determined under the second step) are not recast to the Minimum Rate. 


The Relevant Creditable Foreign Taxes are also capped at the amount of the relevant recast gross 


CFC Tax DTL. Any additional Relevant Creditable Foreign Taxes are disregarded. Where there is 


a recast gross CFC Tax DTL, the excess (if any) of the pre-foreign tax credit deferred CFC tax 


liability over the expected foreign creditable taxes is allocated to the CFC. The movement in that 


net deferred tax liability for the Fiscal Year is included in the CFC’s deferred tax expense.  


71.12.  When the timing difference reverses and the CFC Tax is accrued in current tax expense 


in respect of the GloBE Income which is not Passive Income, the reversal of the DTL that was 


allocated to the CFC Constituent Entity will offset the current tax expense. In some cases, the 


reduction in Adjusted Covered Taxes by reason of the DTL reversal may be smaller than the 


additional current tax expense, such as where the DTL was recast, in which case any amount of 


CFC Taxes that had been excluded due to the ‘recast’ and that exceeds the foreign tax credit 


allowed will be included in the Covered Taxes of the CFC. This may also occur where the actual 


foreign tax credit in the year of the reversal is less than the Relevant Creditable Foreign Taxes 


taken into account in determining the amount of deferred CFC tax expense (for example, because 


of a foreign tax credit limitation). Conversely, the reduction in Adjusted Covered Taxes by reason 


of the DTL reversal may exceed the current tax expense in some cases, such as where the actual 


foreign tax credit is greater than the Relevant Creditable Foreign Taxes that were taken into 


account in determining the amount of deferred CFC tax expense (for example, due to additional 


tax credits available due to cross-crediting). No amount of CFC Taxes on this category of income 


are included in the deferred tax expenses or Covered Taxes of the Parent Entity. 
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71.13 In some cases, the Parent Entity may have a pre-foreign tax credit deferred CFC tax asset. 


This could arise where there is an amount included in taxable income before it is included in 


accounting income. If the Parent Entity has recorded a deferred tax benefit (a negative deferred 


tax expense) for such amounts which has been calculated by reference to a rate above the 


Minimum Rate, it will be ‘recast’ down to 15%. Any amount of deferred tax asset in excess of the 


recast and any related deferred tax liability related to the deferred tax asset will be included in the 


CFC’s deferred tax expense in the year it accrues.  


71.14 The fifth step is to allocate the deferred tax expenses or benefits attributable to GloBE 


Income which is Passive Income. Subject to an MNE Group making the election outlined below in 


paragraph 71.16, the Parent Entity will need to determine whether all of the current and deferred 


tax with respect to the Passive Income can be allocated to the CFC. Article 4.3.3. limits the total 


amount of current and deferred taxes which can be allocated to a Constituent Entity for a given 


Fiscal Year to an amount equal to the Top-up Tax Percentage for the CFC Jurisdiction calculated 


without regard to the current and deferred Covered Taxes to be pushed down to the subsidiary 


under the CFC Tax Regime or fiscal transparency rule multiplied by the amount of the subsidiary’s 


Passive Income that is includible under the CFC Tax Regime or fiscal transparency rule (under 


Article 10.2.2). To the extent that the limitation is applicable, any disregarded amount will be 


included in the Adjusted Covered Taxes of the Parent Entity.   


71.15 Where the limitation in Article 4.3.3 applies, it is necessary to determine which current and 


deferred CFC Taxes have been allocated to the CFC and which have not. Accordingly, there is an 


ordering rule with respect to the cross-border allocations. The first allocation is made with respect 


to the reversal of any deferred tax expenses or benefits which had previously been allocated from 


the Parent Entity to the CFC. The second allocation is made with respect to any CFC current tax 


expense (for example, as a result of applying the cross-crediting allocation mechanism as 


contained in paragraphs 52 to 52.33 of the Commentary to Article 4.3.2). The third allocation is 


made with respect to any further deferred tax expense or benefit which has arisen during the year. 


Where the Article 4.3.3 limitation prevents the cross-border allocation of all of the CFC tax, any 


remaining CFC taxes are included in the Covered Taxes of the Parent Entity. As a result of this 


ordering rule, reversals of deferred tax assets and liabilities that were taken into account when 


they arose by the Parent Entity or CFC will be taken into account by the same Constituent Entity 


(whether that is the Parent Entity or the CFC).  


71.16 An MNE Group can make a Five-Year Election with respect to a jurisdiction to exclude the 


allocation of all deferred tax expenses and benefits under Article 4.3.2(a), (c), (d) and (e) arising 


under tax regimes (including subnational tax regimes) applicable to Constituent Entities located in 


that jurisdiction. In other words, the election is made with respect to the Parent Entity jurisdiction 


and not with respect to each Permanent Establishment or subsidiary jurisdiction separately. Where 


the election is made, the deferred tax expense or benefit which otherwise would have been 


allocated from the Constituent Entity located in the jurisdiction subject to the election to another 


Constituent Entity under Article 4.3.2(a), (c), (d) and (e) will be excluded from the Adjusted Covered 


Taxes of all Constituent Entities and Permanent Establishments. The relevant deferred tax 


expense or benefit must also be excluded from the Adjusted Covered Taxes of the Parent Entity 


or Main Entity which accrues the deferred tax expense. Where the election is made, the deferred 


tax expense or benefit with respect to Passive Income which would have been allocated to another 


Entity under Article 4.3.2(c) or (d) if Article 4.3.3 were not applied is also excluded from the 


Adjusted Covered Taxes of the Parent Entity. Where the election has been made, taxes arising 


under the relevant tax regimes are only allocated when they are accrued in current tax expense.  
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71.17 For example, an MNE Group has a Parent Entity (A Co) in Jurisdiction A which has two 


subsidiaries – B Co (in Jurisdiction B) and C Co (in Jurisdiction C). A Co is subject to CFC Tax 


Regimes at both the national level (National CFC Tax) and subnational level (Subnational CFC 


Tax). If the MNE Group made the Five-Year Election with respect to Jurisdiction A, only current 


tax expense would be taken into account with respect to the National CFC Tax and Subnational 


CFC Tax. The deferred tax expenses or benefits with respect to these CFC Tax Regimes would 


be excluded from the Adjusted Covered Taxes of A Co, B Co and C Co. The Five-Year Election 


applies for all taxes for which there can be an allocation under Article 4.3.2(a), (c), (d) and (e) 


imposed on Constituent Entities located in Jurisdiction A. The MNE Group cannot elect to apply 


deferred tax expenses or benefits to National CFC Tax but not Subnational CFC Tax. Similarly, 


the election also cannot be made with respect to the allocation of CFC Taxes imposed on A Co 


with respect to CFCs in Jurisdiction B but not CFCs in Jurisdiction C. 


Allocation of deferred tax expenses and benefits from a Parent Entity to a Hybrid Entity 


or Reverse Hybrid Entity 


45. The following paragraph will be inserted after paragraph 59.3 of the Commentary to Article


4.3.2(d):


59.4. The principles outlined in paragraphs 71.4 to 71.17 of the Commentary to Article 4.4.1 


also apply to the allocation of deferred taxes to a Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity under a 


tax transparency regime.  


Allocation of deferred tax expenses and benefits from a Main Entity to a Permanent 


Establishment 


46. The text in strikethrough will be deleted from paragraph 52 of the Commentary to Article 4.3.2(a):


52. Determining the amount of Tax paid on a PE income inclusion is more complicated when


cross-crediting is allowed because Taxes paid by one PE are allowed to reduce the tax liability


arising in respect of other PE income inclusions. Cross-crediting means that the Tax paid with


respect to an income inclusion from a low-taxed PE may not equal the pre-credit tax liability on the


inclusion less the tax credit allowed for Taxes paid by that PE. Deferred tax liabilities with


respect to PE income are allocated in the same manner. The rules with respect to the 


recognition of deferred tax liabilities are set forth in Article 4.4. 


47. The following paragraph will be inserted after paragraph 52.34 of the Commentary to Article


4.3.2(a):


52.35.  The principles outlined in paragraphs 71.4 to 71.13 and 71.16 to 71.17 of the Commentary 


to Article 4.4.1 also apply with respect to taxation regimes which include the income of foreign 


Permanent Establishments. With respect to such regimes, any taxes on GloBE Income which is 


Passive Income are allocated as part of step four as outlined in paragraphs 71.9 to 71.13. 


Paragraphs 71.14 and 71.15 are not applicable because the limitation in Article 4.3.3 is not 


applicable to the allocation of taxes on foreign Permanent Establishments under paragraph 


4.3.2(a).  


Deferred tax expenses and benefits on Transition 


48. The text in bold will be added to paragraph 5 of the Commentary to Article 9.1.1:
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5. Article 9.1.1 sets out the deferred tax accounting attributes of a Constituent Entity that may 


be utilised in calculating the ETR in a jurisdiction in the Transition Year and subsequent years. 


Rather than requiring an MNE Group to undertake complex calculations as if the Constituent Entity 


had been subject to the GloBE Rules in prior years, it uses a simplified approach that allows the 


MNE Group to take into account the deferred tax accounting attributes of the MNE Group at the 


beginning of the Transition Year, at the lower of the Minimum Rate or the applicable domestic tax 


rate. The applicable domestic tax rate is the rate at which an item of deferred tax expense has 


been recorded in the financial accounts. However, deferred tax assets in respect of GloBE Losses 


that have been recorded at a rate lower than the Minimum Rate may be recast at the Minimum 


Rate if the taxpayer can demonstrate that the deferred tax asset is attributable to a loss that would 


have been a GloBE Loss had the MNE Group been subject to the GloBE Rules in the year in which 


the loss arose. These attributes include losses that have not been recognised due to an accounting 


recognition adjustment or valuation allowance. Any deferred tax assets or liabilities arising 


under a Blended CFC Tax Regime are disregarded for all jurisdictions for the purposes of 


Article 9.1.1. 


4.2.4. Examples 


Example 4.4.1(e)-3 


1. A Co is a Constituent Entity of a MNE Group in Country A. Country A imposes a 25% CIT rate and 


has a Controlled Foreign Company (CFC) Tax Regime which imposes Taxes on shareholders in respect 


of Passive Income derived by foreign (CFC) subsidiaries. Country A CFC Tax Regimes provides for the 


taxation of the CFC income by including such income in the domestic taxable income of the CE-owner in 


the tax year immediately following the tax year when the income is derived by the CFC. 


2. A Co wholly owns B Co, which is located in Country B. Country B imposes a 5% CIT rate on 


Passive Income and imposes 9% CIT rate on operating income. B Co is the only Constituent Entity located 


in Country B. 


3. In year 1, B Co has GloBE Income of 200, of which 100 is Passive Income. B Co pays 14 of 


Country B tax, including 5 of Country B tax on Passive Income and 9 of Country B tax on other income. 


4. In Year 2, Country A imposes its CFC charge on the 100 of Passive Income earned by B Co in 


Year 1. This CFC charge is computed by applying the Country A CIT rate of 25% to the Passive Income 


earned by B Co, less any applicable foreign tax credit (FTC) for taxes paid on that Passive Income. In this 


context, A Co records a DTL for the deferred CFC tax (pre-foreign tax credit) of 25 and records a DTA for 


the foreign tax credit of 5 for accounting purposes.  
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Year 1 


5. The table below illustrates the tax calculation for both A Co and B Co in Year 1. 


A Co (Country A)    B Co (Country B)   


Country A Income    Country B Income   


Operating Income 0  Operating Income 100 


CFC Inclusion (B Co) 0  Passive Income 100 


Total Taxable Income 0  Total Taxable Income 200 


         


Country A Tax    Country B Tax   


Tax on Operating Income (25%) 0  Tax on Operating Income (9%) 9 


DTL on CFC Inclusion (25%) 25  Tax on Passive Income (5%) 5 


DTA on Foreign Tax Credit (CFC 
Inclusion) -5  


Total Country B current Tax 
expense 14 


Total Country A current Tax 
expense 0  


Total Country B accrued Tax 
expense (current and deferred) 14 


Total Country A accrued Tax 
expense* (current and deferred) 20    


*Entirely attributable to CFC inclusion since there is no other 
income    


6. For purposes of GloBE Rules, the DTL on the CFC Inclusion of 25 is recast to 15. The Relevant 


Creditable Foreign Taxes with respect to the income remains 5 (it is not recast). Accordingly, the net 


deferred CFC tax expense allocable to B Co which would be allocable to B Co prior to the application of 


Article 4.3.3 is 10 (=15 - 5).  


7. Article 4.3.3 is then applied to limit the extent to which the deferred tax expense or benefit can be 


allocated to the CFC. In year 1, the ETR for Country B (ignoring any CFC Tax Regimes and tax 


transparency regimes) would have been 7% (=14/200). Its Top-up Tax Percentage absent the application 


of CFC Tax Regimes and tax transparency regimes would be 8% (=15%-7%). Therefore, the maximum 


amount of CFC Taxes that can be allocated from Country A to Country B is 8 (the lesser of 10 and 8 = 


(8%×100)).  The remaining deferred tax expense of 2 is included in the deferred tax expense of A Co. 


8. The table below illustrates the allocation of the deferred tax expense and the calculation of 


Adjusted Covered Taxes for both A Co and B Co. 


 Current tax 
expense 


Deferred tax 
expense for 
accounting 
purposes 


Allocable deferred 
tax expense for 
GloBE purposes 


Cross-border 
allocation of 
deferred tax 
expense 


Deferred tax 
expense after 
allocation 


Adjusted 
Covered Taxes 


A Co 0 20 10 -8 2 2 


B Co 14 0 0 8 8 22 


9. The ETR calculations for Country A and Country B are as follows: 


 Country A Country B 


GloBE Income 0 200 


Adjusted Covered Taxes 2 22 


ETR -- 11% 


Year 2 


10. In year 2, A Co imposes its CFC charge on the 100 of Passive Income earned by B Co in year 1. 


Accordingly, A Co pays its CFC tax liability of 20 (=25-5) and records a reversal of DTL of 25 and a reversal 


of DTA of 5 in its accounts. 
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11. In year 2, B Co has GloBE Income of 300, of which 200 is Passive Income. B Co pays 19 of


Country B tax, including 10 of Country B tax on Passive Income and 9 of Country B tax on other income.


There is an expected future inclusion of 200 of CFC Income in A Co in Year 3 which is subject to a 25%


rate with an expected foreign tax credit of 10 on the relevant income. Accordingly, A Co records a DTL for


the deferred CFC tax (pre-foreign tax credit) of 50 and records a DTA for the foreign tax credit of 10 in its


accounts.


12. The table below illustrates the tax calculation for both A Co and B Co in Year 2.


A Co (Country A) B Co (Country B) 


Country A Income Country B Income 


Operating Income 0 Operating Income 100 


CFC Inclusion (B Co) 100 Passive Income 200 


Total Taxable Income 100 Total Taxable Income 300 


Country A Tax Country B Tax 


Tax on Operating Income (25%) 0 Tax on Operating Income (9%) 9 


DTL on CFC Inclusion (25%) -25+50 Tax on Passive Income (5%) 10 


DTA on Foreign Tax Credit (CFC 
Inclusion) 5-10


Total Country B current Tax 
expense 19 


CFC tax 20 
Total Country B accrued Tax 


expense (current and deferred) 19 


Total Country A current Tax 
expense 20 


Total Country A accrued Tax 
expense (current and deferred)* 40 


*Entirely attributable to CFC inclusion since there is no other
income


13. Before applying Article 4.3.3, it is necessary to calculate the allocations which would have been


made in the absence of Article 4.3.3. First, there has been a reversal of previously allocated deferred tax


expense (that is, -2 to A Co and -8 to B Co). Second, the current taxes must be allocated. In this case, 20


of tax has been paid by A Co, all of which is allocable to B Co. This allocation is determined independently


of the allocation of deferred taxes. Third, there is the allocation of further deferred tax expenses.  In this


case, there would be an allocation of 20 to B Co (this is the 50 in pre-foreign tax credit liability, recast to


30 and then subtracting the expected foreign tax credits of 10). As a result, prior to the application of Article


4.3.3, there would be a net allocation to B Co of 32 (-8 + 20 + 20).


14. Second, it is necessary to calculate the limitation under Article 4.3.3. Under Article 4.3.3, the ETR


for Country B (ignoring any CFC Tax Regimes and tax transparency regimes) would have been 6.33%


(=19/300). Its Top-up Tax Percentage absent the application of CFC Tax Regimes and tax transparency


regimes would be 8.67% (=15%-6.33%). Therefore, the maximum amount of CFC Taxes that can be


allocated from Country A to Country B is 17.34 (the lesser of 32  and 17.34 (=8.67%×200)).


15. As the Article 4.3.3 limitation is less than the full allocation under the CFC Tax Regime, it is


necessary to determine which amounts are not allocated due to the limitation. As outlined in paragraph


71.12, the allocations are made in the order (i) reversal of previously allocated amounts (-8), (ii) current


tax expenses (20) and (iii) further deferred tax expense (20).  As -8 is less than 17.34, the first allocation


from the reversal of previously allocated amounts can be made. The second (ii) allocation can also be


made as 12 (-8 + 20) is less than 17.34. However, the final allocation cannot be made in full as 32 (-8 +


20 + 20) is greater than 17.34. Accordingly, the full allocations are made under (i) and (ii) but only 5.34


(17.34 – 12) of (iii) can be allocated. Accordingly, of the 20 in further deferred tax expense, 5.34 is allocated


to B Co and 14.66 (20 – 5.34) is retained by A Co due to the limitation in Article 4.3.3.
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16. As a result, due to the ordering rule in paragraph 71.12, Article 4.3.3 applies to allow full allocations 


of (i) previously allocated deferred taxes which are reversing (-8 to B Co and -2 to A Co) and (ii) current 


taxes (20 to B Co). However, of (iii) the further deferred tax expenses, only 5.34 is allocated to B Co and 


the remainder is allocated to A Co (14.66).  


17. The table below illustrates the allocation of the deferred tax expense and the calculation of 


Adjusted Covered Taxes for both A Co and B Co. 


 Current tax 
expense 
before 
allocation 


Cross-
border 
Allocation 
of Current 
tax 
expense 


Current Tax 
expense 
after 
allocation 


Deferred tax 
expense for 
accounting 
purposes 


Allocable 
deferred tax 
expense for 
GloBE 
purposes 


Cross-border 
allocation of 
deferred tax 
expense 


Deferred tax 
expense 
after 
allocation 


Adjusted 
Covered 
Taxes 


A Co 20 -20 0 20 -10+20* - (-8) - 5.34 12.66 12.66 


B Co 19 20 39 0 0 (-8) + 5.34 -2.66 36.34 


Note: Allocable deferred tax expense for GloBE purposes for A Co is 10 (=-10+20), which includes the reversal of deferred tax 


expense recognized in year 1 (-10) and future deferred tax expense recognized in year 2 (20) which is the 50 in pre-foreign tax credit 


liability, recast to 30 and then subtracting the expected foreign tax credits of 10. 


18. The ETR calculations for Country A and Country B are as follows: 


 Country A Country B 


GloBE Income 0 300 


Adjusted Covered Taxes 12.66 36.34 


ETR -- 12.11% 


 Example 4.4.1(e)-4 


1. A Co is a Constituent Entity of a MNE Group in Country A. Country A imposes a 20% CIT rate. 


Country A taxes foreign branches and allows for foreign tax credit to eliminate double taxation. A Co has 


a PE in Country B. Country B imposes 10% income tax. 


2. In Year 1, the PE purchases a machine with carrying value of 900. For accounting purposes, the 


machine is depreciated for three years (300 per year). In Country B, the PE is allowed to use an accelerated 


depreciation method to deduct the expenses of the machine in two years (450 per year). In Year 2 and 


Year 3, there is no timing difference other than the one arising from the machine purchased by the PE in 


Year 1.  


3. The table below illustrates the timing differences and recognition of deferred tax liability in the PE. 


 Carrying value of 
the machine 


Tax basis of the 
machine  


Timing differences Deferred tax liability Deferred tax expense with respect to 
DTL movements 


[1] [2] [3] = [1]-[2] [4] = [3]×10%  


Year 1 600 450 150 15 15 


Year 2 300 0 300 30 15 


Year 3 0 0 0 0 -30 


4. In Year 1, there is no timing difference with respect to the domestic income of A Co reported for 


accounting purposes in its domestic tax regime. However, Country A imposes taxes on PE and allows for 


an immediate expense of 900 for the purchase of the machine by the PE. In Year 2 and Year 3, there is 


no timing difference other than the one arising from the machine purchased by the PE in Year 1.  


5. Because a DTL recorded in a PE that upon reversal will increase the taxes paid in Country B, it 


may give rise to foreign tax credits in Country A that will be used to reduce its tax liability. In this case, the 


DTL in relation to the PE will result in a deferred tax asset being recorded by A Co, i.e., the deferred benefit 


of the future tax credits) 
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6. The table below illustrates the timing differences and recognition of DTL and DTA in A Co.


Carrying 
value of the 
machine 


Tax basis 
of the 
machine 


Timing 
differences 


Deferred tax 
liability 


Deferred tax 
expense with 
respect to 
DTL 
movements 


DTA with 
respect to 
foreign tax 
credit 


Deferred tax 
expense with 
respect to DTA 
movements 


Deferred 
tax 
expense 


[1] [2] [3]=[1]-[2] [4]=[3]×20% [5] [6] [7] [8]=[5]+[7] 


Year 1 600 0 600 120 120 15 -15 105 


Year 2 300 0 300 60 -60 30 -15 -75


Year 3 0 0 0 0 -60 0 30 -30


7. In year 1, A Co records a DTL of 120 based on the timing difference of the machine in the PE. The


DTL on the PE income of 120 is recast to 90 (recasting from a 20% rate to a 15% rate) and the creditable


foreign taxes with respect to this amount remains 15 (it is not recast). Accordingly, the net deferred tax


expense allocable to PE is 75 = (90-15). The deferred tax expense for purposes of calculating Adjusted


Covered Taxes in PE is 90 (=15+75). This is the PE’s own deferred tax expense of 15 in addition to the


allocation of 75 in deferred tax expense allocated from A Co. The deferred tax expense of 105 accrued by


A Co shall not be included in the Adjusted Covered Taxes of A Co for GloBE purposes.


8. The table below illustrates the allocation of deferred tax expense for A Co to the PE in year 1.


Deferred tax expense for 
accounting purposes 


 Allocable deferred tax 
expense for GloBE 
purposes 


Allocation of deferred tax 
expense 


Deferred tax expense after 
allocation 


A Co 105 75 -75 0 


PE 15 15 75 90 


9. In year 2, A Co records reversal of DTL of 60 based on the timing difference of the machine in the


PE. The DTL on the PE income of -60 is recast to -45 (recasting from a 20% rate to a 15% rate) and the


creditable foreign taxes with respect to this amount remains 15 (it is not recast). Accordingly, the net


deferred tax expense or benefit allocable to PE is -60 (= -45-15). This is a deferred tax benefit (a negative


deferred tax expense). The deferred tax benefit for purposes of calculating Adjusted Covered Taxes in PE


is -45 (=15-60). This is the PE’s own deferred tax expense of 15 in addition to the allocation of -60 in


deferred tax expense (or benefit) allocated from A Co. The deferred tax expense or benefit of -75 accrued


by A Co shall not be included in the Adjusted Covered Taxes of A Co for GloBE Purposes.


10. The table below illustrates the allocation of deferred tax expense for A Co to the PE in year 2.


Deferred tax expense for 
accounting purposes 


 Allocable deferred tax 
expense for GloBE 
purposes 


Allocation of deferred tax 
expense 


Deferred tax expense after 
allocation 


A Co -75 -60 60 0 


PE 15 15 -60 -45


11. In year 3, A Co records reversal of DTL of 60 based on the timing difference of the machine in the


PE. The DTL on the PE income of -60 is recast to -45 (recasting from a 20% rate to a 15% rate) and the


use of creditable foreign taxes is -30. Accordingly, the net deferred tax expense or benefit allocable to PE


is -15 (=-45+30). The deferred tax expense or benefit for purposes of calculating Adjusted Covered Taxes


in PE is -45 (=-30-15). The deferred tax expense or benefit of -30 accrued by A Co shall not be included


in the Adjusted Covered Taxes of A Co for GloBE Purposes.
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12. The table below illustrates the allocation of deferred tax expense for A Co to the PE in year 3.


Deferred tax expense for 
accounting purposes 


 Allocable deferred tax 
expense for GloBE 
purposes 


Allocation of deferred tax 
expense 


Deferred tax expense after 
allocation 


A Co -30 -15 15 0 


PE -30 -30 -15 -45
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5.1. Introduction 


1. The GloBE Rules are designed to ensure that multinational enterprises pay a minimum level of tax


on their profits in each jurisdiction. There are consequently rules to determine how profits and taxes should


be allocated between jurisdictions.


2. This guidance clarifies how the rules are intended to allocate profits and taxes between Constituent


Entities in structures where different jurisdictions take different views as to whether Entities in the structure


are fiscally transparent. This guidance is important to ensure profits and taxes are allocated appropriately


and consistently between jurisdictions.


3. Generally, the GloBE Rules assign profits to the Constituent Entity that earned the income. The


jurisdiction where that Constituent Entity is located would typically have, or be expected to have, the right


to tax those profits. So, for example, the GloBE Rules assign profits of a Permanent Establishment to the


Permanent Establishment and those profits are reflected in the GloBE computations of the jurisdiction


where the Permanent Establishment is located. Similarly, Article 3.2.3 generally requires adjustments to


ensure that the allocation of profits between Constituent Entities reflects the allocation of profit between


those entities for local tax purposes. These income allocation rules are designed to ensure that the


Effective Tax Rate computation for each jurisdiction appropriately reflects the existing allocation of taxing


rights between jurisdictions.


4. The income allocation rules are complemented by Article 4.3, which reallocates Covered Taxes


between Constituent Entities. The Article applies to specified cases when a Constituent Entity is charged


tax in respect of the profits of another Constituent Entity. It reallocates that tax to the Constituent Entity


that recognises the profit under the GloBE Rules. This ensures that the ETR calculation in each jurisdiction


properly reflects the full amount of taxes that the multinational has paid on those profits. The tax is matched


with the income that has been subject to the tax.


5. The principle of matching the tax with the income that has been subject to the tax also applies to


Flow-through Entities (i.e. entities that are fiscally transparent in the jurisdiction where the entity is created).


However, instead of moving the tax to the location of the income as in the case of taxes on the income of


a Controlled Foreign Company (CFC) or Permanent Establishment, profit of a Flow-through Entity is


assigned to the Constituent Entity that is, or would be expected to be, taxable on those profits. Article 3.5.1


sets out how this profit should be allocated. Under this article, the profit is first allocated to any Permanent


Establishment through which the business of the Flow-through Entity is carried on. This means the profits


will be attributed to the jurisdiction where the profit was earned (which will often be the jurisdiction where


the Flow-through Entity was created) when that jurisdiction has taxing rights over those business profits.


5. Allocation of profits and taxes in 
structures including Flow-through 
Entities
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Any profits that are not allocated to a Permanent Establishment are then allocated to its owners to the 


extent that the Flow-through Entity is treated as fiscally transparent in the jurisdiction of the owner, i.e. it is 


a Tax Transparent Entity. Thus, the profits are allocated to the owner under the GloBE Rules if the owner 


is taxed on its share of the Flow-through Entity’s profits. This treatment is designed to match the income 


with the tax on a jurisdictional basis.  


6. If, on the other hand, the Flow-through Entity is not treated as fiscally transparent in the jurisdiction


of an owner, i.e. it is a Reverse Hybrid Entity, that owner’s share of the profits is not allocated and remains


the profits of the Flow-through Entity, which is treated as a Stateless Entity. This reflects that the MNE


Group is not subject to residence-based taxation on those profits in either the jurisdiction where the Flow-


through Entity was created or the jurisdiction of its owner.


7. This Administrative Guidance considers various issues relating to the allocation of profits under


Article 3.5.1(b) as well as related issues with the profit and tax allocation of Flow-through Entities and


Hybrid Entities. However, the Administrative Guidance does not address issues relating to Permanent


Establishments and so the issues discussed, and examples cited, assume either that there is no


Permanent Establishment through which the business of a Flow-through Entity is carried on, or that the


allocation under Article 3.5.1(a) has already occurred prior to the allocation of the remaining profits of the


Flow-through Entity.


5.2. Application of Article 3.5.1(b) and Article 10.2.1 definitions 


5.2.1. Issue 1: Tax law of the jurisdiction in which the owner is located 


8. Article 10.2.1 determines whether a Flow-through Entity is classified as a Tax Transparent Entity


or a Reverse Hybrid Entity based on how the Flow-through Entity is treated in the “jurisdiction in which the


owner is located”. This determination is made with respect to each Ownership Interest so a Flow-through


Entity can be both a Tax Transparent Entity and a Reverse Hybrid Entity where it has multiple owners.


9. Paragraph 154 of the Commentary to Article 10.2.1 of the Model Rules states that the reference


to the “jurisdiction in which the owner is located” refers to the jurisdiction of the direct owner of the Flow-


through Entity. Accordingly, the difference between a Tax Transparent Entity and a Reverse Hybrid Entity


depends on whether the domestic tax law of the jurisdiction of the direct owner treats the Entity as fiscally


transparent.


10. Stakeholders have identified that there is some uncertainty over how Article 10.2.1 applies when


a Flow-through Entity is held directly by another Flow-through Entity.


11. The uncertainty arises because Flow-through Entities are generally treated as Stateless


Constituent Entities that do not have a location under the GloBE Rules. Some have interpreted this to


mean that a Flow-through Entity cannot be the direct owner for the purposes of Article 10.2.1 because it is


not located in a jurisdiction (unless it is the UPE or an Intermediate Parent Entity that is subject to an IIR).


Under this interpretation, the direct owner would consequently be ignored, and Article 10.2.1 would be


applied by reference to the next owner further up the ownership chain.


12. In contrast, others have interpreted that the direct owner of the Flow-through Entity is the owner


for the purposes of Article 10.2.1, even if that direct owner is a Flow-through Entity.


13. These different interpretations could result in implementing jurisdictions attributing profits to


different jurisdictions, creating a significant risk of uncoordinated outcomes and multiple jurisdictions


imposing top-up taxes in relation to the same profits.


14. This is illustrated in the following example.
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15. This example is based on a structure where A Co wholly owns B Co and B Co owns C Co. A Co


is located in Jurisdiction A. B Co and C Co were created in Jurisdictions B and C respectively but are


fiscally transparent in those jurisdictions and are thus treated as Stateless Constituent Entities under the


GloBE Rules. B Co has 100 of profit and C Co has 200 of profit. The table below summarises how each


jurisdiction’s tax laws treat the Entities.


16. In this case, the tax base of A Co would include B Co’s profit of 100. It will not include C Co’s profit


of 200 because under jurisdiction A’s law, C Co is not fiscally transparent.


17. The profits of C Co will also not be taxable in Jurisdictions B or C. This is because both B Co and


C Co are considered fiscally transparent in the jurisdiction in which they are created and are consequently


not subject to Covered Taxes in respect of their income.


18. Under the GloBE Rules, the 100 profit of B Co will be allocated to A Co. This is because B Co is


a Tax Transparent Entity in relation to A Co. However, the allocation of the 200 profit of C Co depends


upon whether Jurisdiction A or Jurisdiction B is considered the jurisdiction where the “owner” is located for


the purposes of Article 10.2.1(a) and (b).


19. If Jurisdiction A were considered the jurisdiction of the owner under Article 10.2.1, C Co would be


treated as a Reverse Hybrid Entity because Jurisdiction A views C Co as fiscally opaque. This would result


in C Co’s 200 of profits being attributed to C Co and included in a separate ETR computation.


20. Alternatively, if Jurisdiction B were considered the jurisdiction of the owner, then C Co would be


treated as a Tax Transparent Entity because Jurisdiction B views C Co as fiscally transparent. C Co’s 200


of profits would be allocated to A Co because B Co is also a Tax Transparent Entity. Under this analysis,


A Co’s adjusted profits would be 300, despite the fact A Co is only subject to tax on 100 of those profits.


Classification of Entities in the ownership chain 


Jurisdiction A Co B Co C Co 


A Opaque Transparent Opaque 


B Transparent Transparent 


C Transparent 
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21. This question of which owner is relevant for purposes of Article 10.2.1 needs to be clarified in order


to prevent uncoordinated application of the rules. The Inclusive Framework considers that the status of a


Flow-through Entity as a Tax Transparent Entity or Reverse Hybrid Entity should generally be determined


by reference to the tax law of the Constituent Entity-owner closest to such Entity in the ownership chain


that is not itself a Flow-through Entity.


22. This interpretation of “owner” is more consistent with the underlying principles of profit allocation


and matching taxes with the related income that are reflected in the GloBE Rules. Under these principles,


the profits of a Flow-through Entity should only be allocated to an owner when the owner is subject to tax


on those profits, in order to ensure that the income and the tax with respect to that income are included in


the same jurisdictional ETR computation. Conversely, if an owner is not subject to tax on the income, the


profits should remain with the Flow-through Entity.


23. It follows from this that the profits of a Flow-through Entity should not generally be allocated to


another Flow-through Entity (a ‘Flow-through Entity owner’) under the GloBE Rules. This is because the


Flow-through Entity owner will typically not be subject to a Covered Tax on its profits or the profits of an


Entity that it owns, given it is treated as fiscally transparent under the tax laws of the jurisdiction in which it


was created.


24. This will be true for both stateless Flow-through Entities and Flow-through Entities which are


located in a jurisdiction because they are required to apply the IIR. In both cases, the Flow-through Entity


owner will not be subject to a Covered Tax on its profits or the profits of an Entity that it owns. Consequently,


the profits should not be allocated to a Flow-through Entity owner in either case and the application of


Article 10.2.1 will not depend upon the location of the Flow-through Entity owner.


25. There is however an exception when the Flow-through Entity owner is the UPE of the MNE Group


(‘Flow-through UPE'). This is because the owners of the UPE will not be Constituent Entities of the MNE


Group. As such, the profits of the Flow-through Entity owner or any Flow-through Entities it owns cannot


be allocated to these owners. The owners could nonetheless be subject to tax on those profits. Article 7.1


is designed to address this situation by reducing the GloBE Income of the UPE to the extent that the owners


are subject to tax on those profits (or the other conditions in Article 7.1 are met). The profits of a Flow-


through Entity will be allocated to the UPE so that Article 7.1 is tested by reference to the total profits that


could be subject to tax in the hands of the owners.


26. Consequently, the Commentary will be updated to clarify that a Flow-through Entity (other than a


Flow-through UPE) will not be considered an owner for the purposes of Article 10.2.1. Instead, the owner


for the purposes of Article 10.2.1 will be the next owner further up the ownership chain that is not a Flow-


through Entity or where there is no such Entity, a Flow-through UPE (referred to as the Reference Entity


in the guidance below).


27. This means that the treatment of an Entity as a Tax Transparent Entity or Reverse Hybrid Entity


will depend on how the tax law of the Reference Entity’s jurisdiction treats the Entity. Further, because this


determination is made based on each Ownership Interest, an Entity with multiple owners in different


jurisdictions could have more than one classification for GloBE purposes. Where this guidance refers to


the tax law of the relevant Entity’s jurisdiction, it is referring to all of the laws of the jurisdiction that result


in treatment of the Entity as fiscally transparent and taxation of its income or loss at the owner level. In


other words, tax law in the context of determining whether an Entity is fiscally transparent means the


jurisdiction’s laws, including tax laws, that affirmatively provide for the result that the Entity’s income,


expenditure, profit or loss is considered that of the owner for purposes of a Covered Tax.


28. The Commentary will also be updated to clarify what is meant by fiscally transparent in the case


of an Entity that is not subject to a corporate income tax or other Covered Tax. A jurisdiction must have


tax laws that affirmatively provide for fiscal transparent treatment to satisfy the definition. Accordingly, a


jurisdiction that does not have a generally applicable corporate income tax or a similar Covered Tax cannot
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be considered to treat an Entity created in the jurisdiction or an Entity owned by an Entity created in the 


jurisdiction as fiscally transparent. However, an Entity located in a jurisdiction without a corporate income 


tax may still be considered a Tax Transparent Entity in certain cases under Article 10.2.4. 


29. This rule also appropriately addresses situations where more than one owner is subject to tax on


a Flow-through Entity’s income. This can arise when an owner that is subject to tax on the Flow-through


Entity’s income is a Hybrid Entity. This is illustrated in the following example.


Classification of Entities in the ownership chain 


Jurisdiction Hold Co A Co B Co C Co 


Z Opaque Transparent Transparent Transparent 


A Opaque Transparent Transparent 


B Transparent Opaque 


C Transparent 


30. The example is the same as that in paragraphs 14 and 15 above, except that C Co is viewed as


fiscally transparent in Jurisdiction A and not fiscally transparent in Jurisdiction B; and there is a fourth Entity


at the top of the structure, Hold Co. The tax laws of Hold Co’s jurisdiction treat the three other Entities in


the ownership chain as fiscally transparent. Both Hold Co and A Co are subject to tax on C Co’s income.


This raises the question which Entity should be allocated C Co’s profit under the GloBE Rules.


31. This guidance allocates C Co’s profit to A Co because it is the Entity closest to C Co in the


ownership chain that is not a Flow-through Entity, i.e. it is not fiscally transparent in its jurisdiction. A Co


meets the definition of a Hybrid Entity because Jurisdiction Z views A Co as fiscally transparent.


Consequently, any taxes that Hold Co pays on C Co’s profits will be reallocated to A Co under Article


4.3.2(d).
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32. This solution ensures that the principle of matching the tax with the income that has been subject


to the tax is satisfied. C Co’s profits and taxes on those profits will be recognised in the same jurisdictional


ETR computation. The solution is consistent with the general approach to the profit and tax allocation of


Hybrid Entities, which is to recognise the profit in the Hybrid Entity and then allocate any taxes in respect


of these profits paid by the owner to the Hybrid Entity.


5.2.2. Guidance 


33. The strikethrough text will be deleted, and the bold text will be added to paragraphs 154 to 156 of


the Commentary to Article 10.2.1.


154. Flow-through Entities can further be divided into two categories: Tax Transparent Entities


and Reverse Hybrid Entities. The difference between these terms depends on how those Entities


are treated under the tax law of the direct owners (i.e. direct or indirect owners of their


Ownership Interest) are treating them under their domestic tax law. The determination of whether


a tested Entity is a Tax Transparent Entity or Reverse Hybrid Entity is made for each


Ownership Interest. As a result, an Entity with multiple owners in different jurisdictions


could have more than one classification for GloBE purposes.


154.1 Whether a Flow-through Entity (the tested Entity) is a Tax Transparent Entity or a 


Reverse Hybrid Entity depends on how the tax law of the jurisdiction in which the Reference 


Entity is located treats the tested Entity and each Entity through which the Reference Entity 


owns its Ownership Interest in the tested Entity. The Reference Entity is the Constituent 


Entity-owner that is closest in the ownership chain to the tested Entity and that is either (a) 


not a Flow-through Entity or (b) where there is no such Constituent Entity-owner, a Flow-


through Entity that is the Ultimate Parent Entity of the MNE Group (Flow-through UPE).  


155. A Flow-through Entity is a Tax Transparent Entity if the tax law of the Reference Entity’s


jurisdiction treats the tested Entity and each Entity through which the Reference Entity


owns its Ownership Interest in the tested Entity owners also treat it as fiscally transparent. and


requires the owner to recognize the income, expenditure, profit or loss of the Flow-through  Entity 


as if it was income earned or expenditure borne by the owners. 


156. On the other hand, a A Flow-through Entity is a Reverse Hybrid Entity if the domestic tax


law of the jurisdiction in which the Reference Entity is located does not treat the tested Entity and


each Entity through which the Reference Entity owns its Ownership Interest in the tested Entity the


owners are not treating it as fiscally transparent and therefore, it does not recognize the income,


expenditure, profit or loss when earned or incurred by the Entity, but until the Entity distributes 


profits or make an equivalent payment to its owners. 


34. The bold text will be added to paragraph 160 of the Commentary to Article 10.2.2.


160. Article 10.2.2 describes what is meant by fiscally transparent in Articles 10.2.1 and 10.2.5.


It states that an Entity is treated as fiscally transparent under the laws of a jurisdiction, if such


jurisdiction treats the income, expenditure, profit or loss of that Entity as if they were derived or


incurred by the direct owner of the Entity in proportion to its interest. This requires the jurisdiction


to have laws that affirmatively provide for the result that the Entity’s income, expenditure,


profit or loss is considered to be the owner’s income, expenditure, profit or loss for


purposes of a Covered Tax. For example, a jurisdiction that does not have a corporate


income tax or a similar Covered Tax cannot be considered to treat an Entity created in the


jurisdiction or an Entity owned by an Entity created in the jurisdiction as fiscally


transparent.
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35. The strikethrough text in the heading will be deleted, and paragraph 214 to the Commentary to 


Article 3.5.1 is replaced by a new paragraph 214. 


Residual allocated to direct owners 


214.  If the Constituent Entity-owners are also Tax Transparent Entities, then paragraph (b) of 


Article 3.5.1 applies again and allocates the residual Financial Accounting Net Income or Loss to 


the next Constituent Entity-owner up the ownership chain (unless the Ownership Interest holder is 


the UPE, in which case Article 3.5.1(c) applies). Thus, if all the Constituent Entities are Tax 


Transparent Entities (i.e. a Tax Transparent Structure), all of the MNE Group’s income or loss is 


ultimately allocated to the UPE under Article 3.5.1(b) and 3.5.1(c).  


214. The income of a Tax Transparent Entity is allocated to the Constituent Entity-owner 


that is the Reference Entity under Article 10.2.1. This ensures the income allocation is 


consistent with the rules that classify a Flow-through Entity as a Tax Transparent Entity or 


Reverse Hybrid Entity.  


5.2.3. Examples 


36. The following examples will be included in the GloBE Model Rules Examples. 


Example 10.2.1-1 


1. Assume Hold Co owns A Co, A Co owns B Co, and B Co owns C Co. Hold Co is not a 


Flow-through Entity. The tax law of the jurisdiction in which Hold Co is located, Jurisdiction Z, treats 


Hold Co as a fiscally opaque entity and A Co, B Co and C Co as fiscally transparent. The tax law 


of the jurisdiction in which A Co is located, Jurisdiction A, treats A Co as fiscally opaque, and B Co 


and C Co as fiscally transparent. The tax law of the jurisdiction in which B Co is created, Jurisdiction 


B, treats B Co as fiscally transparent but treats C Co as fiscally opaque. The tax law of the 


jurisdiction in which C Co is created, Jurisdiction C, treats C Co as fiscally transparent.  See 


illustration below. 
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2. C Co is a Flow-through Entity because it is treated as fiscally transparent by the tax law


of the jurisdiction where it was created (Jurisdiction C). It is a Tax Transparent Entity because A


Co is the Reference Entity and Jurisdiction A’s tax laws treat C Co and every Constituent Entity


through which A Co’s Ownership Interest in C Co is owned as fiscally transparent. A Co is the


Reference Entity because it is the closest Constituent Entity-owner to C Co that is not treated as


fiscally transparent under the tax laws in its place of creation (i.e. a Flow-through Entity).


3. In accordance with Article 3.5.1(b), the profit or loss of C Co is consequently allocated to A Co


because A Co is the Reference Entity which determined that C Co is a Tax Transparent Entity. A Co


also meets the Hybrid Entity definition because Jurisdiction Z’s tax laws treat A Co as fiscally


transparent so A Co’s profits are subject to tax in both Jurisdiction A and Jurisdiction Z.


Consequently, any Covered Taxes paid by Hold Co with respect to C Co’s income shall be


allocated to A Co under Article 4.3.2(d) because A Co is a Hybrid Entity and the profit or loss of C


Co has been allocated to A Co.


Example 10.2.1-2 


1. Assume A Co owns B Co and B Co owns C Co. A Co is not a Flow-through Entity. The


tax law of the jurisdiction in which A Co is located, Jurisdiction A, treats A Co as fiscally opaque,


B Co as fiscally transparent and C Co as fiscally opaque. The tax law of the jurisdiction in which B


Co is created, Jurisdiction B, treats B Co and C Co as fiscally transparent. The tax law of the


jurisdiction in which C Co is created treats C Co as fiscally transparent. Assume B Co’s profit is


100 and C Co’s profit is 200.  See illustration below.
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2. C Co is a Reverse Hybrid Entity because it is a Flow-through Entity that is not treated as


fiscally transparent by the tax law of the first owner up the ownership chain that is not a Flow-


through Entity (i.e. A Co). C Co’s 200 of profit is not allocated to B Co or A Co, and remains in C


Co in accordance with Article 3.5.1(c). This follows the principle that no jurisdiction’s tax law is


treating C Co’s income as income of its own Constituent Entities. B Co is a Tax Transparent Entity


because it is treated as fiscally transparent by the tax legislation of the first owner up the ownership


chain that is not a Flow-through Entity (i.e. A Co). The 100 of profit of B Co is allocated to A Co in


accordance with Article 3.5.1(b).


Example 10.2.1-3 


1. Assume A Co wholly owns B Co which in turn owns C Co. A Co is located in Jurisdiction


A. B Co and C Co are created in Jurisdictions B and C, respectively.
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2. A Co is subject to tax on C Co’s profits in Jurisdiction A, B Co is not considered fiscally


transparent under Article 10.2.4. The table below summarises how each jurisdiction’s tax laws treat


the entities.


Classification of Entities in the ownership chain 


Jurisdiction A Co B Co C Co 


A Opaque Transparent Transparent 


B N/A N/A 


C Transparent 


3. B Co is created in a jurisdiction without a Corporate Income Tax and as such does not


have laws that treat B Co or C Co as fiscally transparent. Accordingly, B Co is the Reference Entity


because it is the Entity closest to C Co in the ownership chain that is not a Flow-through Entity. C


Co is a Reverse Hybrid Entity because it is fiscally transparent under the tax laws of Jurisdiction


C but not Jurisdiction B. C Co’s profit is consequently allocated to C Co under Article 3.5.1(c).


5.3. Application of Article 3.5.3 


37. Article 3.5.3 reduces a Flow-through Entity’s Financial Accounting Net Income or Loss by the


amount of income or loss that is allocable to owners that are not Group Entities and whose Ownership


Interests in the Flow-through Entity are owned directly or indirectly through a Tax Transparent Structure.


This ensures that the MNE Group does not pay top-up tax on income that it is not entitled to and on which


no Constituent Entity is subject to tax.


38. Two issues have been raised around the application of this Article. The first concerns the


application of Article 3.5.3 to a partially owned Flow-through Entity when the UPE of the MNE Group is


also a Flow-through Entity. The second concerns how Article 3.5.3 applies when the minority owners hold


their interest in the tested Entity indirectly through another Constituent Entity of the MNE Group.


5.3.1. Issue 2a: Interaction of Article 3.5.3 and Article 3.5.4(b) 


39. Article 3.5.4 states that Article 3.5.3 does not apply in the following two scenarios: (a) where the


UPE of the MNE Group is a Flow-through Entity; and (b) where such a Flow-through UPE owns the Flow-


through Entity directly or indirectly through a Tax Transparent Structure.


40. Article 3.5.4 was included to ensure that Ownership Interests that non-group Entities hold in the


UPE do not cause the Financial Accounting Net Income or Loss of a Flow-through Entity to be reduced


under Article 3.5.3. Otherwise, Article 3.5.3 could have resulted in the Financial Accounting Net Income or


Loss of a Flow-through Entity being reduced to zero where the UPE is the Flow-through Entity or where


the Flow-through Entity is owned by a Flow-through UPE through a Tax Transparent Structure. This is


because the owners of the Flow-through UPE are all non-Group Entities. This would essentially have


excluded the Entity, and potentially the entire MNE Group, from the GloBE Rules irrespective of whether


the income is taxed in the hands of the non-Group owners. Instead, Article 7.1 applies and defines the


conditions that needs to be met for the income to be reduced.


41. Stakeholders have identified some uncertainty over how Article 3.5.4(b) applies to Flow-through


Entities that are not wholly owned by the UPE. Some have interpreted Article 3.5.4(b) to only disapply


Article 3.5.3 with respect to Ownership Interests in the Flow-through Entity that are owned by non-Group


Entities through the UPE. This would mean that the Financial Accounting Net Income or Loss allocable to


other non-Group Entities would still be excluded by Article 3.5.3. Others consider that Article 3.5.3 does


not apply to any Ownership Interests owned by non-Group Entities when Article 3.5.4(b) is met. The impact


of the different interpretations is illustrated in the following example.
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42. In this example, A Co is the UPE of the MNE Group and a Flow-through Entity. It is owned by 


Invest Co. A Co holds 80% of the Ownership Interests in B Co, a Flow-through Entity that is part of the 


same MNE Group. The remaining 20% of the Ownership Interests in B Co are directly held by persons 


that are not Group Entities. The Financial Accounting Net Income or Loss of B Co is 100.  


43. Article 3.5.4 will apply because A Co is a Flow-through UPE. This ensures that B Co’s Financial 


Accounting Net Income or Loss is not reduced because of Invest Co’s Ownership Interests in A Co. The 


interpretation that Article 3.5.4 disapplies Article 3.5.3 fully would mean that none of the Financial 


Accounting Net Income or Loss of B Co will be excluded. The full 100 would be allocated to A Co in 


accordance with Article 3.5.1(b). Because the owners of the UPE will not be subject to tax on the 20 of 


income that is attributable to the Ownership Interests in B Co owned by non-Group Entities, it is unlikely 


the GloBE Income of the Flow-through UPE would be reduced to nil under Article 7.1. This could result in 


the MNE Group paying a top-up tax liability in respect of the income attributable to the non-Group Entity 


owners. This would be inconsistent with the policy intention of Articles 3.5.3 and 3.5.4. 


44. Alternatively, if Article 3.5.4(b) applies to the extent that the Ownership Interests are owned directly 


or indirectly by the UPE, then it means that Article 3.5.3 continues to apply with respect to the Ownership 


Interests owned by non-Group Entities. The effect is that the Financial Accounting Net Income or Loss of 


B Co is reduced by 20 in accordance with Article 3.5.3 and the remaining 80 are then allocated to A Co in 


accordance with Article 3.5.1(b).  


45. This provides for the correct answer on the application of Article 3.5.3 because the provision 


continues to apply to Ownership Interests owned by persons that are not Group Entities and not the UPE. 


It also provides for a consistent answer because it has the same effect on:  


a. a structure where the Ownership Interests in the Flow-through Entity are owned 


directly by the UPE and directly or indirectly (through a Tax Transparent Structure) 


by persons that are not Group Entities; and  
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b. a structure where the Ownership Interests are owned indirectly by the UPE 


through a Tax Transparent Structure, and directly or indirectly (through a Tax 


Transparent Structure) by persons that are not Group Entities.  


46. Therefore, this guidance clarifies that Article 3.5.4(b) applies when the Ownership Interests in the 


Flow-through Entity are owned by the UPE directly or indirectly through a Tax Transparent Structure and 


applies to the extent of the Ownership Interests owned by the UPE.  


5.3.2. Guidance  


47. The bold text and new paragraph 232.1 will be added to the Commentary to Article 3.5.4: 


232. Article 3.5.4 sets out two cases where Article 3.5.3 does not apply. The first one is included 


in paragraph (a) which covers the case where the UPE is a Flow-through Entity. Paragraph (b) 


covers the situation where the Flow-through Entity is held by a Flow-through UPE directly or 


through a Tax Transparent Structure. These cases are This case is not contemplated in 


Article 3.5.3 because all of the owners of the Flow-through Entity are non-Group owners, which 


and is instead covered by Article 7.1.  


232.1. Paragraph 3.5.4(b) disapplies Article 3.5.3 in relation to Ownership Interests of the 


Flow-through Entity that are owned directly by the UPE or indirectly by the UPE through a 


Tax Transparent Structure. This ensures the Financial Accounting Net Income or Loss of a 


Flow-through Entity is not reduced due to Ownership Interests of the UPE’s owner(s). 


Instead, Article 3.5.1 will apply to allocate the profit of the Flow-through Entity between 


Constituent Entities, and Article 7.1 would apply to the UPE. However, Article 3.5.4(b) only 


disapplies Article 3.5.3 in respect of owners which have indirect Ownership Interests in the 


Flow-through Entity through Ownership Interests in the UPE. Article 3.5.3 will continue to 


apply to the extent that Ownership Interests in the Flow-through Entity are owned by non-


Group Entities either directly or indirectly through Ownership Interests in Entities other 


than the UPE.  


5.3.3. Example 


48. The following example will be included in the GloBE Model Rules Examples. 


Example 3.5.4-1 


1. A Co is the UPE of the MNE Group and a Flow-through Entity. It owns 80% of the 


Ownership Interests in B Co, a Flow-through Entity that is part of the same MNE Group. The 


remaining 20% of the Ownership Interests in B Co are owned by persons that are not Group 


Entities.  


2. The profit of B Co is 100. In this case, Article 3.5.4(b) applies only with respect to the 80% 


of the Ownership Interests in B Co that are owned by the UPE (which represent 80 of B Co’s profit). 


This means that Article 3.5.3 still applies with respect to the 20% of the Ownership Interests in B 


Co that are owned by the persons that are not Group Entities and therefore, B Co’s profit should 


be reduced by 20 prior to the allocation of the profit in accordance with Article 3.5.1.  
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5.3.4. Issue 2b: Application of Article 3.5.3 when a minority owner holds its interest 


indirectly through another Constituent Entity   


49. As above, Article 3.5.3 reduces the FANIL of a Flow-through Entity by the amount that is allocable 


to owners that are not Group Entities (‘minority owners’). This reduction applies when these owners hold 


their interest in the tested Entity either directly or through a Tax Transparent Structure.  


50. Where a minority owner holds its Ownership Interests in the tested Entity directly, the FANIL of the 


tested Entity will be reduced under Article 3.5.3 regardless of whether the tax laws of the minority owner’s 


jurisdiction treat the tested Entity as a fiscally transparent entity. The FANIL will consequently be reduced 


even in cases where the minority owner is not subject to tax in respect of the tested Entity’s income. This 


reflects that the MNE Group is not entitled to the income attributable to the minority owner, and prevents 


the MNE Group from having to determine the treatment of the tested Entity according to the jurisdiction(s) 


of minority owners.  


51. In contrast, where a minority owner owns its Ownership Interests in the tested Entity indirectly, the 


FANIL will only be reduced when the interest is owned through a Tax Transparent Structure (i.e. a chain 


of Tax Transparent Entities). This condition reflects that an indirect interest owned through a Tax 


Transparent Structure is comparable to a direct interest because in both cases there will not be a 


Constituent Entity in the MNE Group that is subject to tax on the income. This also ensures that indirect 


Ownership Interests of minority owners do not lead to the FANIL of the tested Entity being reduced under 


Article 3.5.3 when its owner is a Constituent Entity that is not a Flow-through Entity. This reflects that the 


income of the tested Entity is attributable to the Constituent Entity-owner and so it is appropriate to include 


this income as part of the MNE Group’s GloBE Income.  


52. However, Inclusive Framework members have raised that there is some uncertainty over whether 


the reference to Tax Transparent Structure in Article 3.5.3 only refers to Ownership Interests of Constituent 


Entities of the MNE Group or whether it also covers the Ownership Interests owned by the minority 


investors.  


53. This is illustrated in the following example.  
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54. The example is similar to the Example in Issue 2a, except that A Co is not a Flow-through Entity 


and the minority owners’ Ownership Interests in C Co (the tested Entity) are owned through B Co, which 


is also a Flow-through Entity and is a Constituent Entity in the MNE Group.  


55. A Co is the Reference Entity as it is the closest Constituent Entity-owner to C Co in the ownership 


chain that is not a Flow-through Entity. Both B Co and C Co are Tax Transparent Entities in relation to A 


Co. 


56. If the reference to Tax Transparent Structure in Article 3.5.3 is determined solely by reference to 


the Ownership Interests owned directly or indirectly by Constituent Entities in the MNE Group and the 


treatment of the Entities in the Tax Transparent Structure under the laws of the Reference Entity’s 


jurisdiction, then Article 3.5.3 will be satisfied given the minority owners hold their interests through B Co, 


which is treated as a Tax Transparent Entity according to A Co. Accordingly, the FANIL of C Co will be 


reduced to reflect that 20% of the Ownership Interests are (indirectly) attributable to owners that are not 


Group Entities. The remaining 80% of the profit will be allocated to A Co.  


57. Conversely, if the reference to Tax Transparent Structure also refers to the treatment of the Entities 


through which the minority owners own their Ownership Interests in the tested Entity under the laws of the 


minority owners’ jurisdiction(s), then C Co’s FANIL would only be reduced to the extent that the tax laws 


of the minority owners’ jurisdiction(s) treat B Co as a fiscally transparent entity. Where these tax laws do 


not treat B Co as a fiscally transparent entity, the FANIL would not be reduced under Article 3.5.3. 100% 


of C Co’s profits would consequently be allocated to A Co, in spite of the fact that A Co has only 80% of 


the Ownership Interests in C Co. This would also lead to substantially different outcomes based on whether 


the minority owners’ Ownership Interests in the tested Entity are owned directly or indirectly. 


58. The Inclusive Framework has agreed that the first interpretation is correct. The Commentary will 


consequently be revised to clarify that Article 3.5.3 requires the FANIL to be reduced when the minority 


owners’ Ownership Interests in the tested Entity are held directly or are indirectly owned through a 


Constituent Entity-owner which is a Flow-through Entity and is closer in the ownership chain to the tested 


Entity than the Reference Entity (i.e. is between the tested Entity and the Reference Entity). 


5.3.5. Guidance 


59. Paragraph 231 of the Commentary to Article 3.5.3 is revised to read as follows: 


231. This provision also applies where the Ownership Interests of the tested Entity are owned 


indirectly by non-Group Entities through a Tax Transparent Structure. An Entity that is not a Group 


Entity is considered to indirectly own its interest in a tested Entity through a Tax Transparent 


Structure where the non-Group Entity owns an interest in a Flow-through Entity that sits between 


the Reference Entity and the tested Entity in the MNE Group’s ownership structure. 


5.4. Allocation of cross-border taxes under Article 4.3 in structures including 


Flow-through Entities  


5.4.1. Issue 3: Allocation of cross-border taxes under Article 4.3 in structures including 


Flow-through Entities 


60. Where profits of a Tax Transparent Entity are allocated to a Constituent Entity-owner under Article 


3.5.1(b), Article 4.3.2(b) provides that any Covered Taxes accrued by the Tax Transparent Entity with 


respect to this income should also be allocated to the Constituent Entity-owner. This is based on the 
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matching principle that taxes should be included in the same jurisdictional ETR computation as the profits 


to which they relate. 


61. However, Article 4.3.2(b) refers only to Covered Taxes that are accrued in the Tax Transparent 


Entity’s financial accounts that are used to compute its Financial Accounting Net Income or Loss. It does 


not expressly apply to any Covered Taxes that are reallocated from another Constituent Entity to the Tax 


Transparent Entity under another provision in Article 4.3, for example a CFC charge.  


62. This raises the question whether these Covered Taxes should also be reallocated to the 


Constituent Entity-owner of the Tax Transparent Entity or whether these Covered Taxes should be treated 


as Covered Taxes of the Tax Transparent Entity. This is illustrated in the following example: 


 


63. Pursuant to this new guidance, C Co is a Tax Transparent Entity and its profits will be allocated to 


B Co. However, A Co is subject to tax under a Controlled Foreign Company Tax Regime on the profits of 


C Co. This CFC tax charge would be allocated to C Co under Article 4.3.2(c). The question addressed by 


this guidance is whether this CFC tax charge would subsequently be allocated to B Co along with the 


income of C Co.  


64. This guidance clarifies that taxes allocated to a Tax Transparent Entity under Article 4.3.2 should 


be allocated under Article 4.3.2(b) in the same way as Covered Taxes accrued by the Tax Transparent 


Entity. In other words, the tax will follow the allocation of the income. 


65. This means Covered Taxes should first be allocated to the Tax Transparent Entity under the 


relevant sub-paragraph of Article 4.3.2. Article 4.3.2(b) then applies to both Covered Taxes accrued by the 


Tax Transparent Entity and any Covered Taxes that are allocated to it.  


66. This ensures that Covered Taxes are ultimately allocated to the same Constituent Entity to which 


the Financial Accounting Net Income or Loss was allocated under Article 3.5.1. This is consistent with the 


matching principle and ensures the jurisdictional ETR computations include all Covered Taxes with respect 


to the income.  
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67. In some cases, the same Flow-through Entity can be considered a Tax Transparent Entity, in part, 


and a Reverse Hybrid Entity, in part. In these cases, Article 3.5.1 allocates the profit or loss of the Flow-


through Entity to the Constituent Entity-owner to the same extent that the Entity’s income, expenditure, 


profit or loss is treated as being derived or incurred by the owner in proportion to its interest in the Entity. 


Any profit or loss not allocated to the Constituent Entity-owner remains in the Flow-through Entity (i.e. the 


amount that relates to its treatment as a Reverse Hybrid Entity). Article 4.3.2(b) would follow this allocation 


and allocate Covered Taxes to the relevant Constituent Entity-owner(s) (where the Flow-through Entity is 


a Tax Transparent Entity) and to the Reverse Hybrid Entity (where the Flow-through Entity is a Reverse 


Hybrid Entity) to the same extent that the profit or loss of the Flow-through Entity is allocated under Article 


3.5.1. 


68. However, where the Covered Taxes related to a CFC charge are allocated to the Tax Transparent 


Entity under Article 4.3.2(c), the mechanism of following Article 3.5.1(b) is modified to ensure CFC taxes 


are only allocated to Reference Entities through which the Parent Entity paying the CFC tax owns its 


Ownership Interests in the Tax Transparent Entity (i.e. the CFC). This ensures the CFC tax is matched 


with the income that the tax relates to. The allocation mechanism ignores Ownership Interests held by 


other owners (e.g. Reference Entities that are not owned by the Parent Entity paying the CFC tax and 


minority owners) to ensure that the full amount of CFC tax is allocated.    


69. Finally, there is a question about the interaction between this guidance and the allocation 


mechanism for Blended CFC Tax Regimes. The computation of the Blended CFC Allocation Key takes 


into account the income attributable to the CFC. This means that this calculation needs to be undertaken 


before allocating income of a CFC that is a Flow-through Entity to a Constituent Entity-owner. After the 


right amount of CFC tax has been allocated to the CFC based on the Blended CFC Allocation Key, then 


its profit along with the amount of Blended CFC Tax allocated to the CFC shall be allocated to Constituent 


Entity-owners in accordance with Article 3.5.1 and Article 4.3.2(b).    


5.4.2. Guidance  


70. The following text will be added to the Commentary to Article 4.3.2(b) 


57.1. Article 4.3.2(b) applies to CFC tax charges allocated to a Tax Transparent Entity under 


Article 4.3.2(c) as well as to Covered Taxes accrued in the financial accounts of the Tax 


Transparent Entity. Such CFC tax charges could be imposed on the profit of a Tax Transparent 


Entity where a Constituent Entity-owner, other than the Reference Entity, does not treat the Entity 


as fiscally transparent and therefore considers it a Controlled Foreign Company. In such cases, 


Article 4.3.2(b) allocates the amount of CFC tax imposed with respect to the profit of the Tax 


Transparent Entity to the Constituent Entity-owner to which the profit has been allocated pursuant 


to Article 3.5.1(b). The initial allocation of the CFC tax down to the Tax Transparent Entity under 


Article 4.3.2(c) (prior to that allocation to the Constituent Entity-owner under Article 4.3.2(b)) is still 


subject to the limitation of Article 4.3. 


57.2. A Tax Transparent Entity may be owned by multiple Reference Entities.  In such cases, 


CFC taxes imposed with respect to the profit of the Tax Transparent Entity should only be allocated 


to a Reference Entity when the Parent Entity (that pays the CFC tax) owns its Ownership Interest 


in the Tax Transparent Entity indirectly through the Reference Entity. 
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57.3. Where the Parent Entity (that pays the CFC tax) owns its Ownership Interests in the Tax 


Transparent Entity through multiple Reference Entities, the CFC tax is allocated between these 


Reference Entities to the same extent that the profit or loss of the Tax Transparent Entity is 


allocated between those Reference Entities (i.e. in the same proportion). This is consistent with 


the principle that Covered Taxes follow the GloBE Income or Loss to which it was imposed. This 


rule also applies in situations where the same Flow-through Entity is considered a Tax Transparent 


Entity and a Reverse Hybrid Entity with respect to different Ownership Interests. In such cases, 


the amount of the CFC tax is allocated to the Reference Entity (where the Flow-through Entity is a 


Tax Transparent Entity) and the Reverse Hybrid Entity (where the Flow-through Entity is a Reverse 


Hybrid Entity) to the same extent that the profit or loss of the CFC is allocated to the Reference 


Entity and the Reverse Hybrid Entity under Article 3.5.1. 


57.4. The computation of the Blended CFC Allocation Key for purposes of allocating Blended 


CFC Taxes (see paragraphs 58.1 to 58.7) takes into account the income attributable to the CFC. 


If the CFC is a Tax Transparent Entity, the computation of the Blended CFC Allocation Key shall 


be made before allocating the profit or loss of the Tax Transparent Entity to a Constituent Entity-


owner. After the right amount of Blended CFC Tax has been allocated to the CFC (i.e., the Tax 


Transparent Entity), the profit or loss is allocated in accordance with Article 3.5.1. After the 


allocation of the profit or loss, the amount of Blended CFC Tax that has been previously allocated 


to the CFC in accordance with the Blended CFC Allocation Key will be allocated to the Constituent 


Entity-owner in accordance with Article 4.3.2(b) as explained in paragraphs 58.8 to 58.10.   


5.4.3. Example 


71. The following example will be included in the GloBE Model Rules Examples 


Example 4.3.2-3 CFC taxes paid in respect of a Tax Transparent Entity 


1. A Co owns B Co, and B Co owns C Co. The jurisdiction in which A Co is located, 


jurisdiction A, does not treat A Co, B Co or C Co as fiscally transparent. The jurisdiction in which 


B Co is located, jurisdiction B, treats B Co as not fiscally transparent and C Co as fiscally 


transparent. The jurisdiction in which C Co is created treats C Co as fiscally transparent. See 


illustration below. 
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2. C Co has a profit of 100 and an ETR of 0%. B Co is the Reference Entity as it is the closest 


Constituent Entity-owner in the ownership chain to C Co that is itself not a Flow-through Entity. C 


Co is a Tax Transparent Entity according to the law of Jurisdiction B.  


3. Jurisdiction A requires A Co to apply its CFC Tax Regime with respect to the profit of C 


Co and charges a CFC tax of 15 on that profit. Article 4.3.2(c) allocates the CFC tax (15) paid by 


A Co to C Co. This tax is then allocated to B Co under Article 4.3.2(b) because C Co’s profit has 


been allocated to B Co under Article 3.5.1.  


Example 4.3.2-4 CFC taxes paid in respect of a Tax Transparent Entity – cont. 


1. The facts are the same as those in Example 4.3.2-3, except that C Co is only 30% owned 


by B Co.  D Co, located in Jurisdiction D which does not see C Co as fiscally transparent, owns 


another 30%, while a minority owner located in Jurisdiction B owns the remaining 40% of C Co. 


See illustration below. 
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2. Jurisdiction B and D do not have Controlled Foreign Company Tax Regimes. Jurisdiction


A requires A Co to apply its CFC Tax Regime with respect to its ownership interests in the profits


of C Co and charges a CFC tax of 9 (15%*60%*100) on these profits. Article 4.3.2(c) allocates the


CFC tax paid by A Co (9) to C Co.


3. The next step is to consider whether there is a further allocation of the 9 of CFC tax under


Article 4.3.2(b). B Co and D Co are Reference Entities and are both held by A Co (the Parent Entity


paying the CFC tax). C Co is a Tax Transparent Entity in relation to B Co and a Reverse Hybrid


Entity in relation to D Co. As C Co is a Tax Transparent Entity in relation to B Co, part of the CFC


tax will be further allocated to B Co under Article 4.3.2(b). The remaining part will remain in C Co.


This matches the allocation of the tax with the allocation of profit. The 9 of CFC tax is allocated in


the same proportion as how C Co’s profits are allocated between B Co and C Co under Article


3.5.1 (ignoring any Ownership Interests attributable to minority owners or Reference Entities which


are not owned by A Co), so 4.5 (9*(30/60)) is allocated to B Co and 4.5 is allocated to C Co. No


CFC tax is allocated to the minority owner.


5.5. Hybrid Entities 


72. Article 4.3.2(d) allocates Covered Taxes that are included in the financial accounts of a Constituent


Entity-owner of a Hybrid Entity to the Hybrid Entity. This is again based on the matching principle that taxes


should be included in the same jurisdictional ETR computation as the profits to which they relate.


73. A Hybrid Entity is defined in Article 10.2.5 as a separate taxable person for income tax purposes


in the jurisdiction where it is located but fiscally transparent in the jurisdiction where its owner is located.


74. Two issues have been identified with this definition. First, it is not clear from Article 10.2.5 nor its


Commentary whether the word “owner” refers only to the direct owner or if it also refers to the indirect


owner. Second, Entities which are located in jurisdictions without a CIT will not be treated as a separate


taxable person for income tax purposes in their jurisdiction and so will not meet the definition in Article


10.2.5.
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5.5.1. Issue 4: Extension to indirect owners 


75. The first issue is relevant in cases where the indirect owner is subject to a Covered Tax on the


Hybrid Entity’s income. If Article 10.2.5 were limited to the direct owner, then any tax paid by the indirect


owner would not be taken into account for the GloBE calculations in the jurisdiction where the Hybrid Entity


is located. A further question would be whether such tax could be included in the GloBE calculations of the


Parent Entity considering Articles 4.1.3(a) (which removes taxes related to income excluded from the


GloBE calculations) and 4.3.3 (which requires taxes paid by a Parent Entity which cannot be allocated to


a CFC or Hybrid Entity because of the passive income limitation to be kept in the parent jurisdiction).


76. This is illustrated in the following example:


77. In this example, A Co wholly owns B Co which in turn wholly owns C Co. A Co is located in


Jurisdiction A, B Co in Jurisdiction B and C Co in Jurisdiction C. The table below summarises how each


jurisdiction’s entity classification rules treat the entities.


Classification of Entities in the ownership chain 


Jurisdiction A Co B Co C Co 


A Opaque Transparent Transparent 


B Opaque Opaque 


C Opaque 


78. Jurisdiction A regards both B Co and C Co as fiscally transparent entities. A Co is consequently


subject to tax on C Co’s profits. As C Co is regarded as fiscally opaque in Jurisdiction C, it will also be


subject to tax on its profits.


79. Jurisdiction B’s tax laws do not treat C Co as a fiscally transparent entity. This means C Co will


not meet the Hybrid Entity definition with respect to B Co. This would also be the case where Jurisdiction


B does not have a Corporate Income Tax, and accordingly does not have tax laws, because in such cases


Jurisdiction B will not treat C Co as a fiscally transparent entity.  If the reference to owner in Article 10.2.5


is limited to the direct owner, this would prevent taxes paid by A Co on C Co’s profits from being allocated


to C Co. This could result in double taxation if top-up taxes are payable with respect to C Co. This could


also result in an inflated ETR for Jurisdiction A if the tax is included in the ETR computation for Jurisdiction


A as a result of not being allocated to C Co.
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80. Alternatively, if the reference to ‘owner’ in Article 10.2.5 includes an indirect owner, then C Co 


would be regarded as a Hybrid Entity because A Co is also subject to tax on its profits. This would allow 


any taxes paid by A Co with respect to these profits to be allocated to C Co under Article 4.3.2(d), which 


would prevent double taxation and be more consistent with the matching principle of the GloBE Rules.   


81. The Inclusive Framework considers this is the more appropriate outcome and accordingly, the 


Commentary to Article 10.2.5 will be modified to clarify that the word “owner” refers to both the direct and 


indirect Constituent Entity-owner of the Entity. Consequently, Covered Taxes reflected in the financial 


accounts of the direct and indirect Constituent Entity-owners that relates to the income of the Hybrid Entity 


and are imposed because the Entity is fiscally transparent under the tax law applicable to such direct and 


indirect Constituent Entity-owners will be allocated to the Hybrid Entity subject to the limitations in Article 


4.3.3.  


5.5.2. Guidance 


82. The bold text will be added to paragraph 59 of the Commentary to Article 4.3.2(d): 


59. Paragraph (d) allocates Taxes of direct and indirect Constituent Entity-owners arising in 


connection with the income of Hybrid Entities. If a Constituent Entity-owner of a Hybrid Entity is 


located in a tax jurisdiction that imposes Tax on the owner’s share of the Hybrid Entity’s income 


under a fiscal transparency regime (see discussion in Commentary to Article 10.2), the Covered 


Taxes included in the financial accounts of the Constituent Entity-owner should be assigned to the 


Hybrid Entity. The same general process described in paragraph (a) above for allocating Covered 


Taxes imposed on the Main Entity in respect of a PE can be used to determine the amount of taxes 


allocated by a Constituent Entity owner to a Hybrid Entity, however any taxes allocated to a Hybrid 


Entity by a Constituent Entity-owner in respect of Passive Income are subject to limitation under 


Article 4.3.3, which is discussed further below. If the Constituent Entity-owner is subject to a 


withholding tax or net basis taxes on distributions from the Hybrid Entity, such Taxes would also 


be allocated to the Hybrid Entity pursuant to paragraph (e). 


83. The following paragraphs will be added after paragraph 59 of the Commentary to Article 4.3.2(d): 


59.1. Article 4.3.2(d) allocates Covered Taxes included in the financial accounts of a direct and 


indirect Constituent Entity-owner on the income of the Hybrid Entity to the Hybrid Entity. This 


means that Covered Taxes in the financial accounts of multiple Constituent Entity-owners having, 


directly or indirectly, the same Ownership Interests can be allocated to the Hybrid Entity.  


59.2. For example, A Co is a tax resident in jurisdiction A which owns B Co, a tax resident in 


jurisdiction B, which owns C Co, a tax resident in jurisdiction C. The MNE Group owns no other 


Constituent Entities in jurisdiction C. A Co, B Co and C Co are not Flow-through Entities. 


Jurisdiction A treats B Co and C Co as fiscally transparent. Jurisdiction B also treats C Co as 


fiscally transparent. C Co’s profit is 100 which is composed only of active income and subject to a 


10% tax in jurisdiction C (10 of tax). Jurisdiction B taxes C Co’s profit at a rate of 15% and provides 


a foreign tax credit such that B Co pays 5 of tax. Jurisdiction A also taxes C Co’s profit at a rate of 


18% and provides a foreign tax credit for taxes paid in jurisdictions B and C such that A Co pays 


3 of tax. The taxes paid by A Co and B Co are reflected in their financial accounts. 


59.3. In this case, Article 4.3.2(d) will effectively allocate 5 of tax paid by B Co and 3 of tax paid 


by A Co to C Co because those taxes were paid in respect of C Co’s income. The Effective Tax 


Rate of jurisdiction C will be 18% ([10+5+3]/100).  







132    


TAX CHALLENGES ARISING FROM THE DIGITALISATION OF THE ECONOMY – ADMINISTRATIVE GUIDANCE ON THE GLOBAL ANTI-BASE EROSION MODEL RULES (PILLAR TWO), JUNE 2024 © OECD 2024 
  


5.5.3. Issue 5: Entities located in jurisdictions without a Corporate Income Tax 


84. The second issue relates to when a Constituent Entity is located in a jurisdiction without a 


corporate income tax or another Covered Tax. Pursuant to the guidance in paragraph 34 of this document, 


such Entities cannot be considered fiscally transparent under the definition of fiscal transparency in Article 


10.2.2 unless it is considered a Tax Transparent Entity in certain cases under Article 10.2.4. If the 


Constituent Entity is not treated as a fiscally transparent Entity under the specific rule in Article 10.2.4, for 


instance because it has a place of business in the jurisdiction where it was created, then its profits will not 


be allocated to another Constituent Entity.  


85. If a Constituent Entity-owner is located in a jurisdiction that regards the Constituent Entity as 


fiscally transparent, this owner could nonetheless be subject to tax on the Constituent Entity’s profits. 


However, this tax would not be allocated to the Constituent Entity because Article 4.3.2(d) only applies 


when the Constituent Entity is a Hybrid Entity or a Reverse Hybrid Entity. Under Article 10.2.5, an Entity 


can only be considered a Hybrid Entity if it is treated as a separate taxable person for income tax purposes 


in the jurisdiction where it is located. Consequently, the Hybrid Entity definition in Article 10.2.5 does not 


apply when a Constituent Entity is located in a jurisdiction without a CIT because the Entity will not be 


treated as a separate taxable person in such a jurisdiction.  


86. This would lead to a breakdown in the matching principle because the tax of the Constituent Entity-


owner will not be included in the same jurisdictional ETR computation as the profit to which it relates. There 


is also no clear policy justification for only allocating taxes to a Constituent Entity when it is located in a 


jurisdiction with a CIT.  


87. Accordingly, the Inclusive Framework has agreed to clarify that the Hybrid Entity definition will also 


apply to an Entity that is not treated as fiscally transparent under Article 10.2.4 and is located in a 


jurisdiction under Article 10.3.1(b).  


5.5.4. Guidance  


88. The bold text will be added to the Commentary to 10.2.5: 


169. Article 10.2.5 defines a Hybrid Entity as an Entity that is treated as a separate taxable 


person for income tax purposes in the jurisdiction where it is located (i.e. a tax resident) but treated 


as fiscally transparent in the jurisdiction where its owners are located. An Entity that is located 


in a jurisdiction that does not have a Corporate Income Tax will also be treated as a Hybrid 


Entity if it is treated as fiscally transparent in the jurisdiction where its owners are located 


and is not treated as a fiscally transparent entity under Article 10.2.4 (for example because 


the Entity has a place of business in the jurisdiction where it was created). The word 


“owner” refers to both the direct and indirect owner of the Ownership Interests of the Hybrid 


Entity. Similar to other definitions in Article 10.2, the phrase “with respect to its income, 


expenditure, profit or loss to the extent that it is fiscally transparent in the jurisdiction in which its 


owner is located” allows that an Entity can be considered a Hybrid Entity only with respect to the 


owners that treat it as fiscally transparent. The term Hybrid Entity is relevant for purposes of 


Article 4.3.2(d).  
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5.5.5. Examples 


Example 10.2.1-4 Extension of Article 10.2.5 to indirect owners 


1. Assume A Co wholly owns B Co which in turn wholly owns C Co. A Co is located in


Jurisdiction A, B Co in Jurisdiction B and C Co in Jurisdiction C. Jurisdiction A regards both B Co


and C Co as fiscally transparent entities. Jurisdiction B’s tax laws do not treat C Co as a fiscally


transparent entity. See illustration below.


2. C Co is a Hybrid Entity because A Co, the ‘owner’ referred to in Article 10.2.5, is subject


to tax on C Co’s profits. Consequently, any taxes paid by A Co with respect to C Co’s profits are


allocated to C Co under Article 4.3.2(d).


Example 10.2.1-5 Entities located in jurisdictions without a Corporate Income Tax 


1. Assume A Co owns B Co. The tax laws of Jurisdiction A treat B Co as fiscally transparent,


therefore A Co is subject to tax on B Co’s profits. Jurisdiction B does not have a Corporate Income


Tax regime.  B Co does not meet the definition of a Tax Transparent Entity under Article 10.2.4


because it has a place of business in Jurisdiction B, where it is created. See illustration below.


2. B Co is a Hybrid Entity because it is treated as fiscally transparent in the jurisdiction where


its owner is located and is not treated as a fiscally transparent entity under Article 10.2.4.
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5.6. Taxes paid by a Constituent Entity-owner with respect to a Reverse Hybrid 


Entity’s income 


5.6.1. Issue 6: Matching of taxes and income where an owner is subject to tax with 


respect to a Reverse Hybrid Entity’s income 


89. Under this guidance, the tax law of the Reference Entity’s jurisdiction determines whether a Flow-


through Entity is treated a Tax Transparent Entity or a Reverse Hybrid Entity. This will generally ensure


the profits of a Flow-through Entity are allocated consistently with the principles that income should be


allocated to the jurisdiction that would be expected to have the primary taxing rights in respect of that


income and the matching principle that income and tax with respect to that income should be matched in


the same jurisdictional ETR computation.


90. However, this rule may not always put the Flow-through Entity’s profit and the MNE Group’s tax


on that profit in the same jurisdictional ETR computation if the Entity is owned through a chain of Entities.


This is because the jurisdictions where the owners are located could take different views on the


transparency of an Entity, leading some owner(s) to conclude that an Entity is fiscally transparent and (the)


other owner(s) to conclude that it is not fiscally transparent. This inconsistent treatment will lead to a


mismatch in the allocation of profits and taxes if an indirect owner views the Entity (and each Entity through


which the owner owns its Ownership Interest in the Entity) as fiscally transparent and pays tax on its


income, but the Reference Entity views the Entity as fiscally opaque. This is because under this guidance,


the Entity will be classified as a Reverse Hybrid Entity (because it is not viewed as fiscally transparent by


the Reference Entity), and this will prevent the profits of the Entity from being allocated to the indirect owner


that is subject to tax on the Entity’s income. Further, the taxes paid by the indirect owner on this income


would not be allocated to the Reverse Hybrid Entity under Article 4.3.2.


91. This is illustrated in the following example.


92. In this example, A Co wholly owns B Co which in turn owns C Co. A Co is located in Jurisdiction


A, B Co in Jurisdiction B, and C Co in Jurisdiction C. The table below summarises how each jurisdiction’s


tax laws treat the entities.
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 Classification of Entities in the ownership chain 


Jurisdiction A Co B Co C Co 


A Opaque Transparent Transparent 


B  Opaque Opaque 


C   Transparent 


 


93. Because Jurisdiction A’s tax laws consider both B Co and C Co as fiscally transparent, the profits 


or losses of C Co are included in A Co’s taxable income and subject to tax. These profits or losses are not 


taxed in either Jurisdiction B, because its tax laws regard C Co as fiscally opaque, or Jurisdiction C, 


because its tax laws regard C Co as fiscally transparent. 


94. Under Article 10.2.1, C Co is considered a Reverse Hybrid Entity because B Co is the Reference 


Entity, and the tax laws of Jurisdiction B do not treat C Co as fiscally transparent. This means that the 


GloBE Income or Loss of C Co is not allocated to another Constituent Entity and is effectively treated as 


stateless income. The tax paid by A Co with respect to C Co’s income is not allocated to C Co. 


95. This outcome is inconsistent with the policy of matching income and the taxes on that income for 


purposes of the GloBE ETR computations. This could result in double taxation to the extent that Top-up 


Taxes are paid under an IIR or UTPR in respect of C Co’s profits in addition to the taxes A Co has paid on 


those profits. Similarly, there are also instances where the direct owners of the Reverse Hybrid Entity are 


subject to tax on the income of the Reverse Hybrid Entity. Leaving the Covered Tax in the jurisdiction of 


the direct owners while the profits remaining with the Reverse Hybrid Entity can also lead to double taxation 


under GloBE. 


96. Accordingly, the Commentary will be revised to clarify that Covered Taxes paid by a direct or 


indirect Constituent Entity-owner with respect to the profits of a Reverse Hybrid Entity are allocated to the 


Reverse Hybrid Entity under Article 4.3.2(d). This will ensure that taxes are appropriately matched with the 


income that the tax relates to, in line with the matching principles of the GloBE Rules. Article 4.3.2(d) shall 


apply in the same way to the income of a Reverse Hybrid Entity as it applies to the income of a Hybrid 


Entity. Accordingly, the allocation of Covered Taxes from a Constituent Entity-owner to a Reverse Hybrid 


Entity will be subject to the passive income limitation in Article 4.3.3. 


97. For the purposes of computing the ETR under a QDMTT, Paragraphs 118.28 to 118.30 of the 


Commentary require a QDMTT to exclude from the Adjusted Covered Taxes the Covered Tax expense of 


a Constituent Entity-owner on income of a Hybrid Entity that is allocable to a Hybrid Entity located in the 


QDMTT jurisdiction, as well as the Covered Tax expense of a Constituent Entity-owner on income of a 


Reverse Hybrid Entity that is allocable to a Reverse Hybrid Entity created in the QDMTT jurisdiction. For 


the avoidance of doubt, this requirement does not apply to taxes imposed by a QDMTT jurisdiction itself 


on a direct or indirect Constituent Entity-owner’s share of income of a Reverse Hybrid Entity created in the 


QDMTT jurisdiction, as such taxes resulted from the QDMTT jurisdiction’s exercise of its primary taxing 


rights.  
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5.6.2. Guidance 


98. The following additions in bold will be made to the Commentary to Article 4.3.2(d):


Paragraph (d) - Hybrid Entities and Reverse Hybrid Entities


59. Paragraph (d) allocates Taxes of Constituent Entity-owners arising in connection with the


income of Hybrid Entities and Reverse Hybrid Entities. If a Constituent Entity-owner of a Hybrid


Entity or Reverse Hybrid Entity is located in a tax jurisdiction that imposes Tax on the owner’s


share of the Hybrid Entity’s or Reverse Hybrid Entity’s income under a fiscal transparency regime


(see discussion in Commentary to Article 10.2), the Covered Taxes included in the financial


accounts of the Constituent Entity-owner should be assigned to the Hybrid Entity or Reverse


Hybrid Entity. In some cases, an indirect Constituent Entity-owner that is further up the


ownership chain than the Reference Entity (i.e. the owner whose tax law determined that


the Flow-through Entity is treated as a Reverse Hybrid Entity) may be subject to tax on the


Reverse Hybrid Entity’s income under a domestic fiscal transparency regime


notwithstanding that the Entity is not a Tax Transparent Entity under the GloBE Rules.


Similarly, the jurisdiction in which the Reverse Hybrid Entity is created may impose a


Covered Tax on a direct Constituent Entity-owner that is located in another jurisdiction in


respect of the Reverse Hybrid Entity’s income. In those cases, Taxes of the Constituent


Entity-owner must be allocated to the Reverse Hybrid Entity in the same manner as if it


were a Hybrid Entity. The same general process described in paragraph (a) above for allocating


Covered Taxes imposed on the Main Entity in respect of a PE can be used to determine the amount


of taxes allocated by a Constituent Entity owner to a Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity,


however any taxes allocated to a Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity by a Constituent Entity-


owner in respect of Passive Income are subject to limitation under Article 4.3.3, which is discussed


further below. If the Constituent Entity-owner is subject to a withholding tax or net basis taxes on


distributions from the Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity, such Taxes would also be allocated


to the Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity pursuant to paragraph (e).


99. The bold text will be added to the Commentary to Article 4.3.3:


62. Article 4.3.3 imposes a limitation on the “push-down” of Taxes from a Constituent Entity-


owner that are attributable to Passive Income of the subsidiary Constituent Entity. This rule is


designed to maintain the integrity of the jurisdictional blending rules in relation to mobile income.


In the absence of Article 4.3.3, the rules in Article 4.3.2(c) and (d), which allocate Taxes paid by a


Constituent Entity-owner under a CFC Tax Regime or in respect of a Hybrid Entity or Reverse


Hybrid Entity, would effectively blend the Taxes paid on that mobile income in the Constituent


Entity-owner’s high tax jurisdiction with other income arising in the Low-Tax Jurisdiction. Without


the rule of Article 4.3.3, an MNE Group could shift mobile income from high-tax jurisdictions to


Low-Tax Jurisdictions to reduce overall tax liability (including Top-up Tax liability) in the MNE


Group.


100. The following additions in bold will be made to the Commentary to the definition of a Qualified


Domestic Minimum Top-up Tax in Article 10.1:
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118.30 For purposes of computing the ETR, a QDMTT shall exclude Covered Tax expense of: (i) 


a Constituent Entity-owner under a CFC Tax Regime that is allocable to a domestic Constituent 


Entity under Article 4.3.2(c) of the GloBE Rules; (ii) a Main Entity that is allocable under Article 


4.3.2(a) to a Permanent Establishment located in the jurisdiction; (iii) a Constituent Entity-owner 


on income of a Hybrid Entity or a Reverse Hybrid Entity that is allocable under Article 4.3.2(d) 


to a Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity that is either located in the jurisdiction or is included 


in the scope of the QDMTT because the QDMTT applies to stateless Flow-through Entities 


created in the QDMTT jurisdiction under Article 4.3.2(d); and (iv) a Constituent Entity-owner 


(e.g. net basis taxes), other than a withholding tax imposed by the QDMTT jurisdiction, that is 


allocable to a distributing Constituent Entity located in the jurisdiction under Article 4.3.2(e). 


Withholding taxes that are described in Article 4.3.2(e) imposed by the QDMTT jurisdiction itself 


on distributions from a Constituent Entity located in the QDMTT jurisdiction are allocated to the 


distributing Constituent Entity under the QDMTT. Similarly, Covered Taxes accrued in the 


financial accounts of a Constituent Entity-owner of a Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity 


are included in the Adjusted Covered Taxes of the Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity 


where the taxes (a) are allocated to the Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity under Article 


4.3.2(d), (b) are imposed by the jurisdiction of the Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity 


and (c) relate to the income of the Hybrid Entity or Reverse Hybrid Entity. This could include 


for example taxes in respect of immovable property located in the QDMTT jurisdiction.  


5.6.3. Examples 


Example 10.2.1-6 


1. Assume A Co owns B Co and B Co owns C Co. A Co is not a Flow-through Entity. The


tax law of the jurisdiction in which A Co is located, Jurisdiction A, treats A Co as fiscally opaque


and B Co as fiscally transparent and C Co as fiscally transparent. B Co is not a Flow-through


Entity. The tax law of the jurisdiction in which B Co is created, Jurisdiction B, does not treat C Co


as fiscally transparent. The tax law of the jurisdiction in which C Co is created treats C Co as


fiscally transparent. Assume B Co’s profit is 100 and C Co’s profit is 200. See illustration below.


2. B Co is the Reference Entity because it is the closest Constituent Entity-owner to C Co


that is not a Flow-through Entity. Because Jurisdiction B’s tax laws do not treat C Co as fiscally


transparent, C Co’s income will not be subject to tax in Jurisdiction B. C Co would consequently


be treated as a Reverse Hybrid Entity.
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3. A Co is subject to tax on C Co’s income. Any taxes paid by A Co in respect to C Co’s profit


of 200 will be allocated to C Co under Article 4.3.2(d).
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6.1. Securitisation Vehicles 


6.1.1. Introduction 


1. Securitisation is a financing technique that enables a creditor (the “originator”) – typically a credit


institution or a corporation – to refinance a set of loans, exposures or receivables, such as residential


loans, auto loans or leases, consumer loans, credit cards or trade receivables, by transforming them into


tradable securities.


2. The originator pools and repackages a portfolio of its assets and typically organises them into


different risk categories for different investors, thus giving investors access to investments in assets to


which they normally would not have direct access and enabling the originator to raise finance at a lower


cost. Returns to investors are generated from the cash flows of the assets.


3. The technique requires the repackaged portfolio of assets to be isolated from the credit risk of the


originator. This is accomplished by using special purpose vehicles (SPVs) to hold the assets (or assets


deriving their value from them) and issue the debt secured on them, thus making the wider creditworthiness


of the originator irrelevant to the credit risk assumed by the holders of the SPV’s debt instruments. Such


SPVs are often referred to as “bankruptcy remote” because of this isolation of the assets.


6.1.2. Overview 


4. In a classical securitisation transaction, assets producing the relevant revenue streams – (for


example loans, mortgages, bonds, leases, or contracts corresponding to the performance of such assets


or exposures) will be transferred by the originator to an SPV (or multiple SPVs). These SPVs could take


the form of a company or a trust or a similar arrangement depending on the structure concerned.


5. Where the SPV is a company, the SPV will typically be owned by an unconnected third party which


does not consolidate the SPV. Where it is a trust or similar arrangement, the originator may hold Ownership


Interests in the SPV, or it may not hold such Ownership Interests which could instead be held by an


unconnected third party. In the case of a securitisation transaction with multiple SPVs, one SPV may hold


all of the Ownership Interests of another SPV (e.g. all of the ordinary shares of a company) but the


Ownership Interests in the upper tier SPV may be owned by an unconnected third party. This facilitates


the bankruptcy remoteness of the SPV from the originator, by ensuring it will not be subject to secondary


liabilities and isolates the risk of the asset pool (which is further described below) from the wider credit risk


associated with the originator.


6. Treatment of Securitisation 
Vehicles
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6. The SPV may be consolidated into the same group as the originator, and consequently be a 


Constituent Entity in the originator’s Group under the GloBE Rules. This could be due to the originator’s 


Ownership Interests in the SPV or due to a servicing agreement or other arrangement that the originator 


enters into with the SPV, under which the originator takes responsibility for the day-to-day management of 


the asset pool. This (together with the cash extraction mechanism below) can lead to it being treated as 


having control under some financial accounting standards. Even within the same accounting standard, the 


consolidation requirements can be sensitive to the precise details and structuring of the arrangement, like 


the terms of the servicing agreement or other arrangement. It is often not clear cut and there are many 


cases where the question of whether to consolidate an SPV into its originators group is difficult and 


nuanced (and where different auditors can take different views of the same arrangements). The outcome 


can have significant implications under the GloBE Rules, because the SPV would be treated as a 


Constituent Entity of the originator’s Group in cases where it is consolidated. 


7. The SPV will issue debt instruments normally via the bond markets. The proceeds of the debt 


instruments issued are used to finance the acquisition of the asset pool. The payment stream on the assets 


is then used to service the debt instruments. In a synthetic securitisation, the underlying asset pool is not 


transferred to an SPV. Instead, the SPV becomes party to a derivative contract or guarantee under which 


it assumes the risk of the performance of the underlying asset pool, while itself also owning highly secure 


assets such as government debt. The combination of returns from the highly secure assets and additional 


payments received from the originator group in consideration of the SPV becoming party to the derivative 


contract or guarantee in relation to the underlying asset pool put the SPV – and hence its creditors in the 


same economic position as if the SPV had itself owned the underlying asset pool. 


8. The originator (or another Constituent Entity in the same MNE Group as the originator) will often 


also hold some of the debt instruments issued by the SPV (which commonly rank junior to the debt issued 


to third-party creditors). This enables the SPV to hold more collateral in the form of the underlying asset 


pool than the principal on the debt instruments issued to third parties, thus replicating the economic effect 


of typical commercial transactions where third-party lenders will generally require security over underlying 


assets with a greater value than the amount they are lending. This reduces the risk of the third-party lenders 


because any losses would first fall on the originator. This overcollateralization and the bankruptcy 


remoteness described above enables third-party loan notes to be issued at a lower cost than if the 


originator had borrowed directly. 


9. The SPV generally has an asset pool yielding more income than it is expected to need to meet its 


liabilities. This incorporates a margin of error if some of the assets do not produce as much income as 


expected. It also means the transferred asset pool will often yield a greater amount than is necessary to 


service and repay the SPV’s debt instruments. The SPV is only designed to make a negligible profit, at 


most, on the difference between the payment stream it receives from the underlying asset pool and its 


costs servicing the debt instruments so the structure will typically include a mechanism to return any excess 


cash from the SPV to the originator or another Constituent Entity in the same MNE Group as the originator 


(“cash extraction mechanism”). The precise form of the cash extraction mechanism varies depending on 


the structure, but payments are commonly made on a monthly or quarterly basis so surplus cash is typically 


not retained in the SPV for a significant period of time.  


Hedging arrangements 


10. As noted above, SPVs are generally structured so they only make a negligible profit (at most) over 


the life of the transaction, after taking into account the impact of the cash extraction mechanism. This is 


because the cash extraction mechanism will require surplus cash to be paid out to the originator (or another 


Constituent Entity in the same MNE Group as the originator).  
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11. Despite this, SPVs can recognise significant profits or losses in their Financial Accounting Net 


Income or Loss in a given Fiscal Year. This can arise through hedging arrangements, which SPVs use to 


hedge risks that could lead to the payment stream from the asset pool becoming insufficient to meet the 


SPV’s liabilities under the debt instruments. These commonly include currency hedges where the loan 


notes were issued in a different currency than the currency of the asset pool or interest rate swaps where 


the SPV is exposed to interest rate risk (for example if the assets carry a fixed rate of interest but debt 


instruments carry a variable rate of interest).  


12. Where the SPV is unable to, or does not, adopt hedge accounting, these hedging instruments can 


be subject to fair value accounting and changes in their fair value will lead to profits or losses being 


recognised in the income statement. This can create a mismatch if the corresponding profit or loss on the 


hedged asset or liability is not also subject to fair value accounting.  


13. Many SPVs do not as a rule recognise deferred tax. This can be because the SPV is exempt from 


Corporate Income Tax or because the hedged profits and losses are excluded from the tax base and the 


SPV is only subject to Corporate Income Tax on the negligible profit it has made in the Fiscal Year. Where 


deferred tax is not recognised, there will not be an amount in the Adjusted Covered Taxes to offset the 


impact of the GloBE Income or Loss attributable to the hedge. This could lead to a top-up tax in relation to 


the Fiscal Years where fair value profits arise from the hedge, even though the SPV will not recognise 


more than a negligible profit from the overall transaction.  


6.1.3. Issues to be considered 


Impact of imposing a top-up tax liability on the SPV 


14. Securitisation transactions are designed to achieve objectives such as lowering the originator’s 


cost of borrowing or reducing its liquidity risks by transferring assets to a bankruptcy remote entity that is 


removed from the wider risks of the originator and is thus able to achieve a better credit rating. This could 


be significantly undermined if the SPV became liable to top-up tax charges under the GloBE Rules because 


the exposure to a potential top-up tax charge elsewhere in the group would mean the SPV is no longer 


actually insulated from the originator Group. This could impact the solvency of the SPV and lead credit 


rating agencies to downgrade its credit rating (even before any tax liability materialises), which could affect 


the viability of many securitisation transactions.  


Treatment of profits or losses arising in a securitisation vehicle 


15. The Model Rules have generally been designed to ensure that the GloBE Rules do not impose 


top-up taxes when the MNE Group has not made an economic profit in the jurisdiction or because income 


has been taxed in a different period than the period in which the income is recognised in under the GloBE 


Rules.  


16. As noted above, SPVs used in securitisation transactions will be structured so that any surplus 


cash recognised by a SPV will be paid to the originator and so the SPV cannot make more than a negligible 


profit from the arrangement (after taking into account the cash extraction mechanism). As the SPV will, at 


most, make a negligible economic profit over the life of the arrangement, the SPV would not be expected 


to give rise to significant top-up taxes under the GloBE Rules even if that negligible profit was untaxed. 


17. However, fair value movements, for example in relation to hedging arrangements, can give rise to 


significant profits or losses in a given Fiscal Year. Furthermore, the mechanisms in the Model Rules to 


deal with this volatility in the profit and loss may not always work effectively for SPVs because deferred tax 


is not usually recognised. Consequently, there will not be a corresponding amount of Adjusted Covered 


Taxes to offset the impact of these amounts of GloBE Income or GloBE Loss. This could lead to top-up 


taxes being payable that are not commensurate with the economic profit the SPV has made.  
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6.1.4. Guidance 


18. The Inclusive Framework agrees that jurisdictions adopting QDMTTs are not required to impose


top-up tax liabilities on SPVs used in securitisation transactions. The Commentary will consequently be


revised to clarify that a QDMTT liability in respect of a Securitisation Entity should generally be imposed


on other Constituent Entities located in the jurisdiction. The Commentary will also clarify that a QDMTT


may exclude a Securitisation Entity from its scope (such that the Securitisation Entity is not treated as a


Constituent Entity for the purposes of that QDMTT).


19. The Inclusive Framework also agrees that QDMTTs that impose the top-up tax liability computed


for a Securitisation Entity on other Constituent Entities located in the jurisdiction or that exclude


Securitisation Entities from the scope of the tax would both still meet the Consistency Standard for the


purposes of the QDMTT Safe Harbour. Revisions will consequently be made to the Commentary to add


these to the Switch-off Rule.


20. The Commentary already provides that Article 2.4.1 does not prescribe how the UTPR Top-up Tax


Amount is allocated among the Constituent Entities that are located in the UTPR jurisdiction. Therefore,


jurisdictions may exclude Securitisation Entities from liability to top-up taxes under the UTPR. A jurisdiction


that excludes Securitisation Entities from liability to top-up taxes under the UTPR would not be in a position


to impose any additional cash tax expense in the scenario where the Securitisation Entity is the only


Constituent Entity located in the jurisdiction. In the unlikely scenario where the UTPR jurisdiction would be


allocated UTPR Top-up Tax in a year when a Securitisation Entity is the only Constituent Entity located in


the jurisdiction, Article 2.6.3 provides that this jurisdiction would be excluded from the allocation


mechanism provided under Article 2.6.1 in subsequent Fiscal Years if the top-up tax remains uncollected.


21. As a Securitisation Entity would not be expected to be a Parent Entity within a MNE Group, it would


not in practice be liable to a top-up tax charge under the IIR and so no changes to the Commentary are


necessary.


22. The Inclusive Framework also recognises Securitisation Entities can have significant accounting


profits or losses in a given Fiscal Year, even in circumstances where negligible economic profit or loss is


realised over the life of the transaction. It will in a timely manner consider issuing further Administrative


Guidance to ensure that the use of securitisation transactions (and arrangements of the kind entered into


by SPVs that give rise to fair value movements) do not result in MNE Groups paying top-up taxes that are


not commensurate with the economic profit that the SPV has made from the activities. This will include


considering whether a Securitisation Entity should be treated as being deconsolidated from the MNE Group


for the purposes of the GloBE Rules and whether these issues could be addressed by making an adjusted


realisation basis election available in relation to the profits of SPVs. Further consideration will also be given


to the treatment of any distributions received by the originator or any Constituent Entities in the MNE Group


from the SPV.


23. The following paragraph will be inserted into the Commentary to the definition of Qualified


Domestic Minimum Top-up Tax in Article 10.1


Securitisation Entity 


118.40.10 Securitisation Entities are designed to be bankruptcy remote from the originator and the 


other Constituent Entities of the MNE Group. A jurisdiction may therefore allocate the liability for 


any QDMTT top-up tax to another Constituent Entity (if any) that is located in the jurisdiction. A 


QDMTT may also include provisions that ensure the top-up tax cannot be imposed on a 


Securitisation Entity. A QDMTT may also exclude a Securitisation Entity from its scope (i.e. the 


Securitisation Entity could be excluded from the Effective Tax Rate calculation for the jurisdiction). 


In this case, the income of such Securitisation Entities would remain within the scope of the GloBE 


Rules.   
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24. The following paragraphs will be added to the Commentary to Article 10.1: 


Securitisation Entity 


148.1 Special purpose entities used in securitisation transactions (securitisation entities) are 


structured so they only make, at most, a negligible profit over the life of the transaction. This is 


because the arrangements between the securitisation entity and the originator of the assets will 


typically include a cash extraction mechanism that requires surplus cash to be paid out to the 


originator (or another Constituent Entity in the same MNE Group as the originator).  


148.2 A “Securitisation Entity” means an Entity which is a participant in a Securitisation 


Arrangement, and which satisfies all of the following conditions: 


a. the Entity only carries out activities that facilitate one or more Securitisation 


Arrangements 


b. it grants security over its assets in favour of its creditors (or the creditors of another 


Securitisation Entity) 


c. it pays out all cash received from its assets to its creditors (or the creditors of another 


Securitisation Entity) on an annual or more frequent basis, other than: 


i. cash retained to meet an amount of profit required by the documentation 


of the arrangement, for eventual distribution to equity holders (or 


equivalent); or 


ii. cash reasonably required under the terms of the arrangement for either 


(or both) of the following purposes: 


1. to make provision for future payments which are required, or will 


likely be required, to be made by the Entity under the terms of the 


arrangement; or 


2. to maintain or enhance the creditworthiness of the Entity 


 


148.3 An Entity shall not be treated as a Securitisation Entity unless any profit referred to in 


paragraph 148.2(c)(i) above for a given Fiscal Year is negligible relative to the revenues of the 


Entity. 


148.4 A Securitisation Arrangement means an arrangement which satisfies the following 


conditions: 


a. It is implemented for the purpose of pooling and repackaging a portfolio of assets (or 


exposures to assets) for investors that are not Constituent Entities of the MNE Group 


in a manner that legally segregates one or more identified pools of assets and  


b. It seeks through contractual agreements to limit the exposure of those investors to the 


risk of insolvency of an Entity holding the legally segregated assets by controlling the 


ability of identified creditors of that Entity (or of another Entity in the arrangement) to 


make claims against it through legally binding documentation entered into by those 


creditors.  


25. The following additions in bold will be made to the Commentary to the QDMTT Safe Harbour: 


38. To strike the right balance between having a QDMTT Safe Harbour that applies on a 


jurisdictional basis and avoiding that particular restrictions affect the ability of a QDMTT to meet 


the Consistency Standard, the Inclusive Framework agreed that the following cases should not 


affect a QDMTT from meeting the Consistency Standard: 
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(a) A QDMTT jurisdiction decides not to impose a QDMTT on Flow-through Entities created in its


jurisdiction.


(b) A QDMTT jurisdiction decides not to impose a QDMTT on Investment Entities subject to Articles


7.4, 7.5, and 7.6 of the GloBE Rules. 


(c) A QDMTT jurisdiction decides to adopt Article 9.3 in a QDMTT legislation with no limitation (i.e.,


option three of paragraph 118.51 of the QDMTT Commentary).


(d) A QDMTT jurisdiction includes members of a JV Group (which includes Joint Ventures) within


the scope of the QDMTT but imposes the liability on Constituent Entities of the main group instead


of directly on the members of the JV Group as permitted under paragraph 118.11 of the QDMTT


Commentary.


(e) A QDMTT jurisdiction decides not to impose a QDMTT on Securitisation Entities.


Example 10 Securitisation Entities 


49.1 A jurisdiction may decide not to impose a QDMTT on Securitisation Entities. This could 


be because Securitisation Entities are not included within the scope of the QDMTT. 


Alternatively, Securitisation Entities could be included within the scope of the QDMTT, but 


the QDMTT could include provisions that ensure any top-up tax liabilities cannot be 


imposed on a Securitisation Entity. In either case, the Consistency Standard will still be 


met notwithstanding the QDMTT is not imposed on these Securitisation Entities. The MNE 


Group will apply the Switch-off Rule with respect to the jurisdiction where the Securitisation 


Entity is located. However, where the jurisdiction includes Securitisation Entities  within 


the scope of its QDMTT, but includes provisions to impose any top-up tax liability in respect 


of the income of a Securitisation Entity on another CE of the MNE Group that is not a 


Securitisation Entity, or on the Securitisation Entity itself if the top-up tax liability cannot 


be otherwise collected, the MNE group will not apply the Switch-off Rule with respect to the 


jurisdiction where the Securitisation Entity is located (i.e. the MNE Group would be allowed 


to apply the QDMTT Safe Harbour for the QDMTT jurisdiction). 
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1. Are jurisdictions required to adopt the Global Minimum Tax?  


The Global Minimum Tax consists of an interlocking and coordinated system of domestic rules that are 


based on the GloBE Model Rules issued by the Inclusive Framework on BEPS (IF) in December 2021 and 


the associated commentary to those rules (Commentary and Administrative Guidance). Once implemented 


into domestic law of each jurisdiction the rules operate together to ensure that MNE Groups are subject to 


a minimum level of tax on their excess profits in every jurisdiction where they operate. 


The October 2021 statement issued by members of the IF states that the Global Minimum Tax has the 


status of a common approach. This means that jurisdictions are not required to adopt the rules, but, if they 


choose to do so, they have agreed that they will implement and administer the rules in a way that is 


consistent with the outcomes provided for under the GloBE Model Rules and Commentary including any 


subsequent Administrative Guidance agreed by the IF.  


In addition, the common approach means that IF members accept the application of the rules applied by 


other IF members, including agreement as to rule order and the application of any agreed safe harbours. 


2. Why do the rules need to be qualified for purposes of the Global Minimum Tax?  


The Global Minimum Tax results from the combined effect of three types of domestic charging provisions 


that apply in accordance with an agreed rule order:  


➢ the Qualified Domestic Minimum Top-up Tax (QDMTT) which applies first, at the level of source 


jurisdiction, in respect of any low-taxed profits arising in that jurisdiction, 


➢ the Qualified Income Inclusion Rule (IIR) which applies in respect of remaining low-taxed profits. 


The IIR is applied first at the level of the Ultimate Parent Entity (UPE) of the MNE Group and then 


shifts to the next Intermediate Parent Entity (IPE) in the ownership chain in line with a top-down 


approach, 


➢ the backstop rule (the UTPR) which applies at the level of any Constituent Entity within the MNE 


Group, to the extent low-taxed profits are not subject to a Qualified IIR.  


The agreed rule order is illustrated below.  


 
As illustrated in step 1 of this diagram, an MNE Group with low-taxed excess profits may be subject to a 
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QDMTT imposed by the local jurisdiction on the excess profits of the Constituent Entities located in that 


jurisdiction. A payment of top-up tax under a QDMTT will be treated as fully creditable against another 


jurisdiction’s Qualified IIR or Qualified UTPR, as relevant. However, as illustrated at steps 2 and 3, where 


there is no QDMTT in the low-tax jurisdiction, an IIR will apply to impose top-up tax on the excess profits; 


first at the level of the UPE and then at the level of an IPE further down the ownership chain if the UPE is 


located in a jurisdiction that has not adopted the GloBE Rules. Finally, the excess profits that are not 


brought into tax under a QDMTT or a Qualified IIR will fall within the scope of the UTPR which allocates 


any remaining top-up tax in accordance with a substance-based allocation key to jurisdictions that have 


adopted a Qualified UTPR. 


The rule order illustrated in the above diagram is achieved by turning off or adjusting the effect of the GloBE 


Rules in one jurisdiction where there are qualified rules in another jurisdiction that have priority under the 


agreed rule order. The coordination among the rules therefore relies on the recognition of such “qualified” 


status by every implementing jurisdiction.  


3. Why is the peer review used to recognise the qualified status?  


Every implementing jurisdiction needs a mechanism for identifying the qualified status of other 


implementing jurisdictions’ legislation in order to determine the application of the rule order. This 


mechanism must operate in a consistent and co-ordinated way in order to ensure that the Global Minimum 


Tax achieves its objectives in ensuring a minimum level of tax is paid on the profits in each jurisdiction 


while avoiding the risk of over-taxation. In addition, undertaking a common peer review process is more 


efficient than each jurisdiction undertaking its own separate review of every other implementing 


jurisdiction’s legislation. A common peer review process places all implementing jurisdictions on an equal 


footing and ensures that IF members can assess the conditions under which the qualified status is 


obtained. Finally, a common peer review process is expected to provide greater certainty to both 


implementing jurisdictions and MNE Groups which are in a position to anticipate in which jurisdictions they 


will be required to apply the rules.  


4. How is the peer review conducted?  


The peer review provides for a common assessment of the qualified rule status of the IIR, UTPR and 


DMTT, as well as the eligibility for the QDMTT Safe Harbour, in each implementing jurisdiction. The 


purpose of this process is to achieve consistency and co-ordination in the application of the GloBE Rules 


across different jurisdictions.  


The peer review process consists of a full legislative review and ongoing monitoring by the IF. The full 


legislative review assesses whether the legislation of an implementing jurisdiction achieves consistent 


outcomes with the GloBE Rules. The ongoing monitoring ensures that rules are in practice applied and 


administered consistently with the GloBE Rules. In both instances, the GloBE Rules includes the GloBE 


Model Rules together with the Commentary and Agreed Administrative Guidance. However, the process 


starts with a transitional qualification mechanism (see below). 
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5. What is the purpose of the transitional qualification mechanism?  


The GloBE Rules rely on the recognition of the qualified status of jurisdictions’ domestic rules in order to 


ensure coordinated outcomes and provide tax certainty for MNE Groups. In the short term it will not be 


possible to conduct and finalise a full legislative review for each implementing jurisdiction that is 


implementing IIR and/or DMTT legislation effective as of 2024.  


Therefore, the IF has developed a simplified procedure for an initial transitional qualification mechanism 


that allows the swift recognition of the qualified status of implementing jurisdictions’ legislation on a 


temporary basis. This simplified procedure relies on a self-certification process that is described in more 


detail in the answer to question 6.   


The transitional qualified status is available to all implementing jurisdictions, irrespective of the effective 


date of their domestic rules. Based on the experience gained in the first years of application of the Global 


Minimum Tax, however, the IF will review the transitional qualification mechanism to assess the need for 


any changes to the mechanism. 


The transitional qualification mechanism is a simplified procedure, unlike the full legislative review which 


will be based on a more robust and detailed assessment of implementing jurisdictions’ legislation. This 


means that the transitional qualified status does not affect or predetermine any outcomes under the full 


legislative review and the ongoing monitoring process.  


6. Which rules can be considered as qualified under the transitional qualification 


mechanism?  


The transitional qualification mechanism is based on a self-certification by an implementing jurisdiction that 


its legislation achieves consistent outcomes with the key provisions of the GloBE Rules. Where the rules 


of an implementing jurisdiction contain some minor inconsistencies, that jurisdiction can still make a self-


certification where such inconsistencies are expected to be addressed within an agreed timeframe.  


Implementing jurisdictions begin the transitional qualification mechanism by preparing information on the 


main features of their legislation which they provide to the OECD Secretariat to explain the basis for the 


self-certification. This information is then shared with all members of the IF. The transitional qualification 


mechanism allows any IF member (including non-implementing jurisdictions) to raise questions on the self-


certification based on this high-level information and to ask for these questions to be considered by all IF 


members in a meeting. If no questions are received or if questions from IF members are resolved, the 


implementing jurisdiction’s legislation is recorded as having transitional qualified status. 


If questions from IF members are not resolved and the Working Party agrees (on a consensus-minus-one 


basis) that an implementing jurisdiction’s legislation should not be determined as qualified under the 


transitional qualified mechanism, the transitional qualified status is not recorded. If no agreement can be 


reached, then a jurisdiction’s self-certification will be respected but the implementing jurisdiction can be 


expected to be subject to an accelerated full legislative review to consider those questions raised that were 


not resolved to delegates’ satisfaction. 


An overview of this process is provided below. 
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7. From when does the transitional qualified status apply? When does it stop?  


Starting point. If an implementing jurisdiction submits its self-certification, the transitional qualified status 


is expected to be established within 12 months after the effective date of the legislation. Once confirmed, 


the qualified status is expected to apply from the effective date of that legislation.  


End of the transitional qualified status. The full legislative review is expected to start no later than two 


years after the effective date of the legislation and the transitional qualified status of an implementing 


jurisdiction’s legislation will end once the full legislative review is completed.  


The timeline applicable for the transitional qualified status can be illustrated as follows: 
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8. Is it possible to prepare a self-certification based on draft legislation?  


Yes, an implementing jurisdiction can self-certify either based on its final or draft legislation. In the latter 


case, the draft should be close to final (i.e. ready to be introduced to the domestic legislative body) or 


publicly available. The transitional qualified status is determined on the basis of the draft legislation, and it 


is expected to continue to apply after the legislation is enacted. 


9. Can an implementing jurisdiction’s legislation lose the transitional qualified status? 


What are the consequences for MNE Groups? 


The transitional qualified status may be lost, for instance:  


- if the full legislative review is not initiated within the agreed timeframe;  


- if the full legislative review concludes that the legislation is not qualified; or 


- if the legislation is amended and the revised legislation is not qualified. 


The loss of the transitional qualified status will not be retrospective. For example, a jurisdiction whose 


domestic rules were qualified under the transitional qualified mechanism but for which the qualified status 


would not be confirmed after the full legislative review would still be treated as having qualified rules until 


the full legislative review was finalised.  


To avoid uncoordinated outcomes, an MNE Group subject to a legislation that loses the qualified status 


during the Fiscal Year will continue to be treated as subject to qualified rules for the Reporting Fiscal Year 


that began before the date that the transitional qualified status expires or is revoked. For example, assume 


an implementing jurisdiction’s transitional qualified status expires on 31 December 2026, then an MNE 


Group that has a Reporting Fiscal Year that starts on 1 April would still be treated as being subject to 


qualified rules in respect of that jurisdiction if its Reporting Fiscal Year began on 1 April 2026 and ended 


on 31 March 2027. 


10. Does the Inclusive Framework publish a list of jurisdictions’ legislation with 


transitional qualified status?  


Yes, the confirmation of qualified status under the transitional qualification mechanism will be recorded on 


the OECD website and updated on a regular basis and in a timely manner, after concluding on the qualified 


status of a jurisdiction’s legislation. The list of implementing jurisdictions’ domestic legislation that are 


qualified on a transitional basis will include the start date of the transitional qualified status (i.e., the effective 


date of the legislation) and the date when it was lost, if relevant. Implementing jurisdictions are required to 


recognise the transitional qualified status of other implementing jurisdictions’ legislation and will rely on the 


outcomes of the process for the application of the rule order. 


To the extent possible, the process for confirming an implementing jurisdiction’s self-certification of 


qualified status under the transitional mechanism is prioritised based on the effective date of the legislation. 


The fact that an implementing jurisdiction’s transitional qualified status has not yet been recorded on the 


OECD website does not mean that the self-certification has been rejected by the Working Party or that 


legislation will not be considered as qualified. For instance, the jurisdiction could still be undergoing a 


review under the transitional qualification mechanism. 
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11. What are the next steps?  


The full legislative review and ongoing monitoring process will be developed to ensure that rules are being 


applied and administered consistently with the GloBE Rules. This process will also assess whether an 


implementing jurisdiction provides benefits that are related to the rules, as those benefits would prevent its 


legislation from being considered as qualified.  
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in Erwägung nachstehender Gründe: 


(1) Der Aufschwung der digitalen Wirtschaft hat erhebliche Auswirkungen auf die Anwendung 


des Mehrwertsteuersystems der Union mit sich gebracht, das für die neuen digitalen 


Geschäftsmodelle ungeeignet ist und keine vollständige Nutzung der durch die 


Digitalisierung generierten Daten ermöglicht. Die Richtlinie 2006/112/EG des Rates1 sollte 


daher geändert werden, um dieser Entwicklung gerecht zu werden. 


(2) Die Mehrwertsteuermeldepflichten sollten angepasst werden, um den mit der 


Plattformwirtschaft verbundenen Herausforderungen Rechnung zu tragen und die 


Notwendigkeit einer mehrfachen Mehrwertsteuerregistrierung in der Union zu verringern. 


(3) Die als „Mehrwertsteuerlücke“ bezeichneten Einnahmenverluste bei der Mehrwertsteuer 


beliefen sich in der Union 2020 auf schätzungsweise 93 Mrd. EUR2; davon war ein 


beträchtlicher Teil auf Betrug und insbesondere den innergemeinschaftlichen Missing-


Trader-Betrug3 zurückzuführen (schätzungsweise 40-60 Mrd. EUR4). Im Abschlussbericht 


der Konferenz zur Zukunft Europas haben die Bürgerinnen und Bürger die Harmonisierung 


und Koordinierung der Steuerpolitik zwischen den EU-Mitgliedstaaten gefordert, um 


Steuerhinterziehung und -umgehung zu verhindern, und sich für die Förderung der 


Zusammenarbeit zwischen den EU-Mitgliedstaaten ausgesprochen, um sicherzustellen, dass 


alle Unternehmen in der EU ihren gerechten Anteil an Steuern zahlen. Die Initiative 


„Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter“ steht mit diesen Zielen im Einklang. 


                                                 
 
1 Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 


Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347 vom 11.12.2006, S. 1). 
2 Die Mehrwertsteuerlücke ist die Gesamtdifferenz zwischen den erwarteten 


Mehrwertsteuereinnahmen auf der Grundlage von Mehrwertsteuervorschriften und 
ergänzenden Bestimmungen und dem tatsächlich erhobenen Betrag:  
https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/vat/vat-gap_de 


3 Europol: https://www.europol.europa.eu/crime-areas-and-statistics/crime-areas/economic-
crime/mtic-missing-trader-intra-community-fraud 


4 Europäischer Rechnungshof:  
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR15_24/SR_VAT_FRAUD_DE.pdf 
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(4) Um die Steuererhebung bei grenzüberschreitenden Umsätzen zu verbessern und die 


bestehende Fragmentierung, die sich aus den unterschiedlichen Meldesystemen in den 


Mitgliedstaaten ergibt, zu beenden, sollten Unionsvorschriften für die digitalen 


Meldepflichten festgelegt werden. Mittels entsprechender Vorschriften sollten die 


Steuerverwaltungen Informationen auf Umsatzbasis erhalten, um einen Datenabgleich zu 


ermöglichen, die Kontrollmöglichkeiten der Steuerverwaltungen zu erhöhen sowie eine 


abschreckende Wirkung in Bezug auf Verstöße zu erzielen und gleichzeitig die 


Befolgungskosten für Unternehmen, die in verschiedenen Mitgliedstaaten tätig sind, zu 


senken und Hindernisse im Binnenmarkt zu beseitigen. 


(5) Um die Automatisierung des Meldeverfahrens sowohl für Steuerpflichtige als auch für die 


Steuerverwaltungen zu erleichtern, sollten die den Steuerverwaltungen zu meldenden 


Umsätze elektronisch dokumentiert werden. Die elektronische Rechnungsstellung sollte 


künftig Standard sein. Dennoch sollte es den Mitgliedstaaten möglich sein, andere Mittel der 


Rechnungsstellung für inländische Lieferungen oder Dienstleistungen zu gestatten. 


(5a) Um die Interoperabilität zu maximieren, sollten elektronische Rechnungen grundsätzlich der 


im Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1870 der Kommission1 festgelegten europäischen 


Norm entsprechen, mit der der Auftrag nach Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 2014/55/EU 


erfüllt wird, eine europäische Norm für das semantische Datenmodell für die Kernelemente 


einer elektronischen Rechnung zu schaffen. Die Mitgliedstaaten können jedoch weiterhin 


andere Normen für inländische Lieferungen oder Dienstleistungen zulassen. 


                                                 
 
1 Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1870 der Kommission vom 16. Oktober 2017 über die 


Veröffentlichung der Fundstelle der europäischen Norm für die elektronische 
Rechnungsstellung und die Liste von Syntaxen gemäß der Richtlinie 2014/55/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 266 vom 17.10.2017, S. 19). 
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(5b) Die für die Festlegung der Rechnungsstellungsvorschriften zuständigen Mitgliedstaaten 


sollten Maßnahmen treffen, darunter beispielsweise Akkreditierungssysteme, um 


sicherzustellen, dass die von Steuerpflichtigen ausgestellten elektronischen Rechnungen der 


technischen Syntax und Semantik der zugelassenen Normen entsprechen und alle nach 


dieser Norm erforderlichen Daten enthalten. Diese Maßnahmen können entweder gegenüber 


Steuerpflichtigen, die die Rechnung ausstellen müssen, oder gegenüber Drittdienstleistern 


oder gegenüber beiden getroffen werden. Die von diesen Maßnahmen betroffenen Personen 


werden für die Umsetzung dieser Maßnahmen verantwortlich sein. Diese Maßnahmen 


sollten Steuerpflichtige jedoch nicht daran hindern, die Mittel zur Ausstellung und 


Übermittlung ihrer Rechnungen an Erwerber bzw. Dienstleistungsempfänger zu wählen, 


d. h. entweder direkt selbst oder unter Vermittlung durch Dritte oder, sofern verfügbar, über 


eine öffentliche Plattform. 


(5c) Die Wirksamkeit nationaler digitaler Meldesysteme könnte beeinträchtigt werden, wenn 


Steuerpflichtige ihrer Verpflichtung zur Ausstellung elektronischer Rechnungen für die 


einer Meldepflicht unterliegenden Umsätze nicht nachkämen. Angesichts der Digitalisierung 


der Umsätze und des wirtschaftlichen Austauschs sowie angesichts der Ziele dieser 


Richtlinie für die Digitalisierung der Mehrwertsteuer, und im Hinblick auf die 


Gewährleistung einer wirksameren Betrugsbekämpfung, sollten die Mitgliedstaaten 


vorsehen können, dass der Besitz einer gemäß der in der Mehrwertsteuerrichtlinie 


festgelegten erforderlichen Norm ausgestellten elektronischen Rechnung zu einer 


Grundvoraussetzung für das Recht auf Abzug oder Erstattung der geschuldeten oder 


entrichteten Mehrwertsteuer wird. 
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(6) Die Bestimmung des Begriffs „elektronische Rechnung“ sollte im Einklang mit der in der 


Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates1 verwendeten 


Begriffsbestimmung erfolgen, um im Bereich der Mehrwertsteuermeldung für eine 


Standardisierung zu sorgen. Folglich umfasst die Bestimmung des Begriffs „elektronische 


Rechnung“ nur elektronische Rechnungen, die in einem strukturierten elektronischen 


Format ausgestellt, übermittelt und verarbeitet werden, das die automatische und 


elektronische Verarbeitung ermöglicht. Die Verpflichtung zur Verwendung eines 


strukturierten Formats sollte sich zumindest auf die zu meldenden Daten erstrecken. Daher 


sollten hybride Rechnungen, die in ein strukturiertes Format eingebettete Daten und in ein 


unstrukturiertes, vom Menschen lesbares Format eingebettete Daten kombinieren, unter 


diese Begriffsbestimmung fallen, wenn in diesen Rechnungen alle in einem strukturierten 


Format zu meldenden Daten enthalten sind. 


(7) Damit die Mehrwertsteuermeldung effizient umgesetzt werden kann, müssen die 


Informationen unverzüglich bei der Steuerverwaltung eingehen. Daher sollte die Frist für die 


Ausstellung einer Rechnung für grenzüberschreitende Umsätze auf zehn Tage nach 


Eintreten des Steuertatbestands festgesetzt werden. 


(8) Elektronische Rechnungen sollten die automatische Übermittlung der für Kontrollzwecke 


erforderlichen Daten an die Steuerverwaltung erleichtern. Zu diesem Zweck sollten 


elektronische Rechnungen alle Daten enthalten, die an die Steuerverwaltung im Rahmen der 


digitalen Meldepflichten in einem strukturierten Format übermittelt werden müssen. 


                                                 
 
1 Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über die 


elektronische Rechnungsstellung bei öffentlichen Aufträgen (ABl. L 133 vom 6.5.2014, S. 1). 
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(9) Die Einführung der elektronischen Rechnungsstellung als Standardmethode für die 


Dokumentation von Umsätzen für Mehrwertsteuerzwecke wäre nicht möglich, wenn die 


Verwendung elektronischer Rechnungen von der Zustimmung durch den Empfänger abhängig 


bleibt, insbesondere im B2B-Kontext. Daher sollte bei Rechnungen, die an Steuerpflichtige und 


an nichtsteuerpflichtige juristische Personen ausgestellt werden, eine solche Zustimmung für die 


Ausstellung elektronischer Rechnungen, die der europäischen Norm entsprechen, nicht mehr 


erforderlich sein, es sei denn, ein Mitgliedstaat hat von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, 


Rechnungen in Papierform oder in elektronischen Formaten, bei denen es sich nicht um 


elektronische Rechnungen handelt, zuzulassen. In den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat die 


Anwendung anderer Normen für Lieferungen von Gegenständen oder Dienstleistungen in 


seinem Gebiet zulässt, kann dieser Mitgliedstaat beschließen, dass die Zustimmung durch den 


Empfänger für nach diesen Normen ausgestellte Rechnungen nicht erforderlich ist. Werden 


elektronische Rechnungen an andere Personen ausgestellt, so können sie weiterhin von der 


Zustimmung durch den Empfänger abhängig sein. 


(10) Die Kommission ist ihrer Verpflichtung gemäß Artikel 237 der Richtlinie 2006/112/EG 


nachgekommen, dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht über die 


Auswirkungen der ab dem 1. Januar 2013 anwendbaren Rechnungsstellungsvorschriften und 


insbesondere darüber vorzulegen, inwieweit sie tatsächlich zu einer Abnahme des 


Verwaltungsaufwands für Unternehmen geführt haben. Da diese Verpflichtung bereits 


erfüllt wurde, sollte sie aus der genannten Richtlinie gestrichen werden. 


(11) Die Verpflichtung zur Abgabe zusammenfassender Meldungen für die Meldung 


innergemeinschaftlicher Umsätze sollte gestrichen werden, da die digitalen Meldepflichten 


für grenzüberschreitende Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen auf diese 


Umsätze Anwendung finden, die entsprechenden Informationen jedoch schneller verfügbar 


und detaillierter sind. 


(12) Um den Steuerpflichtigen die Übermittlung der Rechnungsdaten an die Steuerverwaltung zu 


erleichtern, sollten die Mitgliedstaaten ihnen die für diese Übermittlung erforderlichen 


Mittel zur Verfügung stellen, sodass die Daten direkt vom Steuerpflichtigen oder von einem 


Dritten für Rechnung dieses Steuerpflichtigen oder, sofern verfügbar, über ein öffentliches 


Portal übermittelt werden können. 
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(13) Die im Rahmen der digitalen Meldepflichten für grenzüberschreitende Lieferungen von 


Gegenständen und Dienstleistungen zu übermittelnden Informationen sollten zwar 


denjenigen entsprechen, die in den zusammenfassenden Meldungen übermittelt wurden, 


jedoch ist es notwendig, von den Steuerpflichtigen die Vorlage zusätzlicher Daten, 


einschließlich Bankverbindungen, zu verlangen, damit die Steuerverwaltungen nicht nur die 


Waren-, sondern auch die Finanzströme verfolgen können. 


(14) Es sollte vermieden werden, unnötigen Verwaltungsaufwand für in mehreren 


Mitgliedstaaten tätige Steuerpflichtige zu verursachen. Daher sollte es solchen 


Steuerpflichtigen möglich sein, ihren Steuerverwaltungen die erforderlichen Informationen 


unter Verwendung der europäischen Norm zur Verfügung zu stellen. Die Mitgliedstaaten 


sollten zusätzliche Formate für die Meldung der Daten vorsehen können, die für bestimmte 


Steuerpflichtige einfacher einzuhalten sein könnten. 


(15) Um die erforderliche Harmonisierung bei der Meldung von Daten über grenzüberschreitende 


Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen zu erreichen, sollten in allen 


Mitgliedstaaten die gleichen Informationen gemeldet werden müssen, ohne dass die 


Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, zusätzliche Daten anzufordern. 


(16) Die Steuerverwaltungen sollten die erforderlichen Daten über alle einer Meldepflicht 


unterliegenden Umsätze erhalten. Um dies zu gewährleisten, erscheint es sinnvoll, den 


Erwerber bzw. Dienstleistungsempfänger zur Meldung der Umsätze zu verpflichten. Dies 


würde es ermöglichen, diese Daten mit den vom Lieferer bzw. Dienstleistungserbringer 


bereitgestellten Daten abzugleichen, und die Informationen wären verfügbar, auch wenn der 


Lieferer bzw. Dienstleistungserbringer seiner Meldepflicht nicht nachgekommen ist. Es ist 


jedoch möglich, dass die Maßnahmen, die die Mitgliedstaaten in Bezug auf die Ausstellung 


von Rechnungen und die Meldung getroffen haben, in ausreichendem Maße garantieren, 


dass der Lieferer bzw. Dienstleistungserbringer der Steuerverwaltung diese Daten bei 


Ausstellung einer Rechnung zur Verfügung stellt. Unter diesen Umständen sollte es den 


Mitgliedstaaten möglich sein, von dieser Regel abzuweichen und den Erwerber der 


Gegenstände und den Dienstleistungsempfänger von der Pflicht zur Meldung der Daten über 


diese Umsätze auszunehmen. 
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(17) Einige Mitgliedstaaten haben unterschiedliche Meldepflichten für Umsätze in ihrem 


Hoheitsgebiet eingeführt, was zu einem erheblichen Verwaltungsaufwand für Steuerpflichtige 


führt, die in mehreren Mitgliedstaaten tätig sind, da sie ihre Buchführungssysteme anpassen 


müssen, um diese Anforderungen zu erfüllen. Um die sich aus solchen Abweichungen 


ergebenden Kosten zu vermeiden, sollten die in den Mitgliedstaaten eingeführten Systeme zur 


Meldung von Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen gegen Entgelt zwischen 


Steuerpflichtigen in ihrem Gebiet den Merkmalen des Systems für grenzüberschreitende 


Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen entsprechen. Die Mitgliedstaaten sollten 


die für die Übermittlung der Informationen erforderlichen elektronischen Mittel vorsehen, und 


wie bei grenzüberschreitenden Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen sollte es 


dem Steuerpflichtigen möglich sein, die Daten im Einklang mit der im 


Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1870 festgelegten europäischen Norm zu übermitteln, 


wobei der betreffende Mitgliedstaat auch zusätzliche Normen für die Übermittlung der Daten 


vorsehen kann. Die Daten sollten entweder direkt vom Steuerpflichtigen oder von einem 


Dritten für Rechnung des Steuerpflichtigen oder, sofern verfügbar, über ein öffentliches Portal 


übermittelt werden können. 
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(18) Die Mitgliedstaaten sollten nicht verpflichtet sein, eine Pflicht zur umsatzbasierten digitalen 


Echtzeitmeldung für Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen gegen Entgelt in 


ihrem Gebiet einzuführen, mit Ausnahme derjenigen, die den Meldepflichten für 


grenzüberschreitende Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen unterliegen. 


Sollten sie jedoch eine solche Pflicht in der Zukunft einführen, so sollten sie dies im 


Einklang mit den neuen Vorschriften über digitale Meldepflichten für Eigenlieferungen und 


Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen zwischen Steuerpflichtigen innerhalb 


des Gebiets eines Mitgliedstaats tun, die an die digitalen Meldepflichten für 


grenzüberschreitende Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen angeglichen 


sind. Mitgliedstaaten, die bereits über ein Meldesystem für solche Umsätze verfügen, sollten 


diese Systeme anpassen, um sicherzustellen, dass die Daten im Einklang mit den digitalen 


Meldepflichten für Eigenlieferungen und Lieferungen von Gegenständen und 


Dienstleistungen zwischen Steuerpflichtigen innerhalb des Gebiets eines Mitgliedstaats 


gemeldet werden. 


(19) Zur Bewertung der Wirksamkeit der digitalen Meldepflichten sollte die Kommission einen 


Bericht erstellen, in dem die Auswirkungen der elektronischen Rechnungsstellung sowie der 


EU-internen und der nationalen digitalen Meldepflichten auf die Wirksamkeit der 


Mehrwertsteuererhebung, die Verringerung der Mehrwertsteuerlücke und die Umsetzungs- 


und Befolgungskosten für Steuerpflichtige und Steuerverwaltungen bewertet werden, um zu 


überprüfen, ob die Ziele des Systems erreicht wurden oder ob weitere Anpassungen 


erforderlich sind. 


(20) Die Mitgliedstaaten sollten weiterhin andere Maßnahmen treffen können, um eine korrekte 


Erhebung der Mehrwertsteuer sicherzustellen und Steuerhinterziehung zu verhindern. Es 


sollte ihnen jedoch nicht möglich sein, zusätzliche allgemeine umsatzbasierte 


Meldepflichten für die unter die digitalen Meldepflichten fallenden Umsätze einzuführen, es 


sei denn, dies ist auf nationaler Ebene zur Erstellung und Abgabe einer 


Mehrwertsteuererklärung oder zu Prüfungszwecken erforderlich. Dies bedeutet, dass die 


Mitgliedstaaten – neben den in der Richtlinie festgelegten Pflichten zur Echtzeitmeldung – 


ihre nationalen Meldeinstrumente, die beispielsweise auf einem System einer 


standardisierten Prüfdatei für Steuern beruhen, sowie Meldepflichten, die nicht allgemein 


sind, wie etwa Registrierkassen, beibehalten dürfen. Darüber hinaus sind die Möglichkeiten 


der Mitgliedstaaten, bei Prüfungen Informationen von Steuerpflichtigen anzufordern, nicht 


eingeschränkt, da diese Informationen lediglich auf Ersuchen des Mitgliedstaats eingeholt 


und nicht aktiv von den Steuerpflichtigen gemeldet werden. 
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(20a) Um die Steuererhebung zu vereinfachen oder bestimmte Formen von Steuerhinterziehung 


oder -umgehung zu verhindern, haben mehrere Mitgliedstaaten – erforderlichenfalls mit 


vorheriger Genehmigung auf der Grundlage des Artikels 395 – eine nationale Pflicht zur 


umsatzbasierten digitalen Echtzeitmeldung eingeführt. Diese Mitgliedstaaten und die in ihrem 


Gebiet ansässigen Steuerpflichtigen haben in jüngster Zeit erhebliche Investitionen getätigt, um 


das Funktionieren dieser Systeme und die Verwirklichung dieser Ziele zu gewährleisten. Vor 


diesem Hintergrund sollten diese Mitgliedstaaten ihre Systeme ausnahmsweise erst bis 2035 


anpassen müssen, um sicherzustellen, dass die Daten im Einklang mit den digitalen 


Meldepflichten für Eigenlieferungen und Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen 


zwischen Steuerpflichtigen innerhalb ihres Gebiets gemeldet werden, es sei denn, der 


Bewertungsbericht der Kommission zeigt Mängel bei der Funktionsweise des 


grenzüberschreitenden digitalen Meldesystems auf, die erforderlichenfalls zu einer weiteren 


Verlängerung der Frist für die Angleichung ihres nationalen Meldesystems führen könnten. 


(21) Die Plattformwirtschaft hat gewisse Schwierigkeiten bei der Anwendung der 


Mehrwertsteuervorschriften mit sich gebracht, insbesondere was die Feststellung des 


Steuerstatus des Dienstleistungserbringers und gleiche Wettbewerbsbedingungen für kleine und 


mittlere Unternehmen (KMU) im Vergleich zu anderen Unternehmen angeht. 


(22) Die Plattformwirtschaft hat auch zu einer ungerechtfertigten Wettbewerbsverzerrung zwischen 


Lieferungen und Dienstleistungen, die über Online-Plattformen bewirkt werden und nicht der 


Mehrwertsteuer unterliegen, und durch die traditionelle Wirtschaft bewirkte Lieferungen und 


Dienstleistungen, die mehrwertsteuerpflichtig sind, geführt. Besonders ausgeprägt ist die 


Verzerrung in den beiden größten Sektoren der Plattformwirtschaft hinter dem elektronischen 


Handel, nämlich in den Bereichen der Kurzzeitvermietung von Unterkünften und der 


Personenbeförderung auf der Straße. Bekanntermaßen ist diese Diskrepanz jedoch in einigen 


Mitgliedstaaten deutlicher zutage getreten als in anderen. 


(23) Daher müssen Vorschriften festgelegt werden, um die Wettbewerbsverzerrung in den Bereichen 


Kurzzeitvermietung von Unterkünften und Personenbeförderung auf der Straße anzugehen, 


indem die Rolle geändert wird, die Plattformen bei der Erhebung der Mehrwertsteuer zukommt 


(d. h., sie werden zum „fiktiven Lieferer/Dienstleistungserbringer“). Nach diesem Modell des 


„fiktiven Lieferers/Dienstleistungserbringers“, bei dem es sich um eine Rechtsfiktion handelt, 
die Vorschriften außerhalb der Mehrwertsteuervorschriften unberührt lässt, sollten Plattformen 


verpflichtet sein, Mehrwertsteuer zu erheben, wenn die zugrunde liegenden Lieferer bzw. 


Dienstleistungserbringer sie nicht erheben, weil es sich beispielsweise um Nichtsteuerpflichtige 


oder Steuerpflichtige handelt, die die Sonderregelung für Kleinunternehmen in Anspruch 


nehmen. 
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(23a) Um die Neutralität der Mehrwertsteuer zu wahren, sollten Plattformen jedoch nicht als 


„fiktiver Lieferer/Dienstleistungserbringer“ gelten und daher keine Mehrwertsteuer erheben, 
wenn zugrunde liegende Lieferer bzw. Dienstleistungserbringer eine Mehrwertsteuer-


Identifikationsnummer angeben und erklären, dass sie die Mehrwertsteuer erheben werden, 


die ansonsten vom fiktiven Lieferer/Dienstleistungserbringer geschuldet würde. 


(24) Wenn die Mitgliedstaaten jedoch der Auffassung sind, dass eine solche 


Wettbewerbsverzerrung in ihrem Mitgliedstaat nicht vorliegt, ist es angebracht, ihnen die 


Möglichkeit einzuräumen, Steuerpflichtige, die in ihrem Gebiet die Sonderregelung für 


Kleinunternehmen in Anspruch nehmen und andernfalls systematisch unter die Regel des 


„fiktiven Lieferers/Dienstleistungserbringers“ fallen würden, von der Anwendung dieser 
Regel auszunehmen. Dies sollte keinen übermäßigen zusätzlichen Verwaltungsaufwand für 


die Person, die Dienstleistungen der Kurzzeitvermietung von Unterkünften oder 


Dienstleistungen der Personenbeförderung auf der Straße erbringt, oder für den 


Steuerpflichtigen, der diese Dienstleistungen erleichtert, verursachen. 


(25) Um ein Mindestmaß an Kohärenz zwischen den verschiedenen nationalen 


Mehrwertsteuersystemen in Bezug auf die Behandlung der Erbringung von Dienstleistungen 


der Kurzzeitvermietung von Unterkünften zu gewährleisten, sollte diese Dienstleistung als 


Tätigkeit mit ähnlicher Zielsetzung wie das Hotelgewerbe gelten, wenn sie ununterbrochen 


an dieselbe Person für höchstens 30 Nächte erbracht wird. Die Mitgliedstaaten sollten 


jedoch die Möglichkeit haben, Dienstleistungen der Kurzzeitvermietung von Unterkünften 


gemäß ihren nationalen Rechtsvorschriften bestimmten Kriterien, Bedingungen und 


Beschränkungen zu unterwerfen, um sie an die jeweiligen nationalen Besonderheiten des 


Sektors anzupassen. 


(25a) Die Mitgliedstaaten legen den Ort der Erbringung der Unterstützungsdienstleistung, die von 


den Plattformen an Nichtsteuerpflichtige erbracht wird, unterschiedlich aus. Daher muss 


diese Vorschrift präzisiert und ein gemeinsames Kriterium gewährleistet werden. 


(26) Um zu vermeiden, dass Plattformen für Umsätze, für die sie als „fiktiver 
Lieferer/Dienstleistungserbringer“ gelten, unter die Sonderregelung für Reisebüros fallen, 
sollte klargestellt werden, dass diese Umsätze nicht in den Anwendungsbereich dieser 


Sonderregelung fallen. Ebenso sollte sichergestellt werden, dass Reisebüros nicht unter die 


Regel des „fiktiven Lieferers/Dienstleistungserbringers“ fallen. 


www.parlament.gv.at



https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=189926&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:11012/24;Nr:11012;Year:24&comp=11012%7C2024%7C

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=189926&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:ECOFIN%202;Code:ECOFIN;Nr:2&comp=ECOFIN%7C2%7C





 


 


11012/24   gha/ff 13 


 ECOFIN 2B  DE 
 


(27) Dieser Vorschlag berührt nicht die Vorschriften anderer Rechtsakte der Union, insbesondere 


der Verordnung (EU) 2022/2065 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 


19. Oktober 2022 über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der 


Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz über digitale Dienste)1, mit der andere Aspekte der 


Erbringung von Dienstleistungen durch Online-Plattformen geregelt werden, wie etwa 


Verpflichtungen für Anbieter von Online-Plattformen, die Verbrauchern den Abschluss von 


Fernabsatzverträgen mit Unternehmern ermöglichen. 


(28) Mit den Richtlinien (EU) 2017/24552 und 2019/19953 des Rates wurde die Richtlinie 


2006/112/EG in Bezug auf die Mehrwertsteuervorschriften für die Besteuerung des 


grenzüberschreitenden elektronischen Geschäftsverkehrs zwischen Unternehmen und 


Verbrauchern in der Union geändert. Im Wege dieser Änderungsrichtlinien wurden die 


Wettbewerbsverzerrungen verringert, die Verwaltungszusammenarbeit verbessert und eine 


Reihe von Vereinfachungen eingeführt. Obwohl die mit diesen Richtlinien eingeführten 


Änderungen, die seit dem 1. Juli 2021 gelten, weitgehend erfolgreich waren, wurde dennoch 


festgestellt, dass bestimmte Verbesserungen erforderlich sind. 


                                                 
 
1 Verordnung (EU) 2022/2065 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Oktober 2022 


über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG 
(Gesetz über digitale Dienste) (ABl. L 277 vom 27.10.2022, S. 1). 


2 Richtlinie (EU) 2017/2455 des Rates vom 5. Dezember 2017 zur Änderung der Richtlinie 
2006/112/EG und der Richtlinie 2009/132/EG in Bezug auf bestimmte mehrwertsteuerliche 
Pflichten für die Erbringung von Dienstleistungen und für Fernverkäufe von Gegenständen 
(ABl. L 348 vom 29.12.2017, S. 7). 


3 Richtlinie (EU) 2019/1995 des Rates vom 21. November 2019 zur Änderung der Richtlinie 
2006/112/EG in Bezug auf Vorschriften für Fernverkäufe von Gegenständen und bestimmte 
inländische Lieferungen von Gegenständen. 
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(29) Zu diesem Zweck sollten einige bestehende Vorschriften präzisiert werden. Dazu gehört die 


Bestimmung über die Festlegung des Schwellenwerts von 10 000 EUR im Kalenderjahr 


gemäß Artikel 59c der Richtlinie 2006/112/EG, bei dessen Unterschreitung die Erbringung 


von Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und 


elektronischen Dienstleistungen sowie innergemeinschaftliche Fernverkäufe von 


Gegenständen durch einen in der Union ansässigen Lieferer bzw. Dienstleistungserbringer, 


der in nur einem Mitgliedstaat ansässig ist, in dem Mitgliedstaat mehrwertsteuerpflichtig 


bleiben können, in dem der Steuerpflichtige, der die fraglichen Dienstleistungen erbringt, 


ansässig ist bzw. in dem sich die Gegenstände bei Beginn der Versendung oder Beförderung 


befinden. Artikel 59c der Richtlinie 2006/112/EG sollte geändert werden, um 


sicherzustellen, dass nur innergemeinschaftliche Fernverkäufe von Gegenständen, die aus 


dem Mitgliedstaat, in dem der Steuerpflichtige ansässig ist, geliefert werden, in die 


Berechnung des Schwellenwerts von 10 000 EUR einbezogen werden, nicht jedoch 


Fernverkäufe von in einem anderen Mitgliedstaat gelagerten Gegenständen. Weitere 


geringfügige Änderungen sind erforderlich, um bestimmte praktische Aspekte zu klären, 


z. B. die Angabe einer Internetadresse. 
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(30) Die Richtlinie 2006/112/EG sollte auch geändert werden, um klarzustellen, dass alle von 


Unternehmen an Verbraucher (B2C) erbrachte Dienstleistungen, die von außerhalb der 


Union ansässigen Steuerpflichtigen innerhalb der Union erbracht werden, in den 


Anwendungsbereich der Sonderregelung für von nicht in der Gemeinschaft ansässigen 


Steuerpflichtigen erbrachte Dienstleistungen (Nicht-EU-Regelung) fallen, und nicht nur an 


in der Union ansässige Dienstleistungsempfänger erbrachte Dienstleistungen. Angesichts der 


Einführung der neuen Mehrwertsteuervorschriften durch die Richtlinie (EU) 2022/542 des 


Rates1 und um die Befreiungen nach Artikel 151 der Richtlinie 2006/112/EG von 


Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen, die u. a. im Rahmen der 


diplomatischen und konsularischen Beziehungen sowie an bestimmte andere internationale 


Einrichtungen bewirkt werden, abzudecken, ist es außerdem erforderlich, die OSS-


Regelungen nach Titel XII Kapitel 6 der Richtlinie 2006/112/EG auszuweiten, indem 


sichergestellt wird, dass zum Nullsatz besteuerte und mehrwertsteuerbefreite Lieferungen, 


für die ein Recht auf Vorsteuerabzug besteht, in den Anwendungsbereich dieser Regelungen 


fallen. Darüber hinaus sollte die Richtlinie 2006/112/EG geändert werden, um klarzustellen, 


bis wann der Steuerpflichtige, der die Sonderregelungen in Anspruch nimmt, die 


entsprechenden Mehrwertsteuererklärungen im Rahmen der drei bestehenden 


Vereinfachungsregelungen ändern kann, d. h. der Nicht-EU-Regelung und der EU-Regelung 


des OSS sowie der einzigen Anlaufstelle für die Einfuhr (IOSS). Diese Klarstellung wird es 


Steuerpflichtigen, die für diese Regelungen registriert sind, ermöglichen, 


Mehrwertsteuererklärungen bis zum Ablauf der Abgabefrist zu berichtigen. Darüber hinaus 


wird klargestellt, dass Berichtigungen früherer Mehrwertsteuererklärungen nur in 


Mehrwertsteuererklärungen späterer Steuerzeiträume zulässig sind. Schließlich sollte der 


Zeitpunkt, zu dem der Steuertatbestand für Lieferungen im Rahmen der Nicht-EU-Regelung 


und der EU-Regelung des OSS eintritt, eindeutig festgelegt werden, um Unterschiede bei 


der Anwendung der Vorschriften zwischen den Mitgliedstaaten zu vermeiden. 


                                                 
 
1 Richtlinie (EU) 2022/542 des Rates vom 5. April 2022 zur Änderung der Richtlinien 


2006/112/EG und (EU) 2020/285 in Bezug auf die Mehrwertsteuersätze (ABl. L 107 vom 
6.4.2022, S. 1). 
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(31) Die Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer ist in der Regel in jedem Mitgliedstaat 


erforderlich, in dem steuerbare Umsätze bewirkt werden. Um jedoch die Zahl der Fälle zu 


verringern, in denen mehrere Mehrwertsteuerregistrierungen vorgenommen werden müssen, 


wurde mit der Richtlinie (EU) 2017/2455 eine Reihe von Maßnahmen in die Richtlinie 


2006/112/EG aufgenommen, damit mehrfache Mehrwertsteuerregistrierungen möglichst 


selten erforderlich sind. Um die Notwendigkeit einer mehrfachen 


Mehrwertsteuerregistrierung weiter zu verringern, wurden zusätzliche Maßnahmen zur 


Erweiterung des Anwendungsbereichs ermittelt, die das Ziel, wonach nur eine einzige 


Mehrwertsteuerregistrierung in der Union erforderlich sein soll, unterstützen. Daher sollten 


Vorschriften für diese Erweiterungsmaßnahmen festgelegt werden. 


(32) Unter anderem wurde mit der Richtlinie (EU) 2017/2455 der Anwendungsbereich der 


Miniregelung für eine einzige Anlaufstelle ausgeweitet, um eine umfassendere einzige 


Anlaufstelle zu schaffen, die alle an Nichtsteuerpflichtige in der Union erbrachten 


grenzüberschreitenden Dienstleistungen und alle innergemeinschaftlichen Fernverkäufe von 


Gegenständen abdeckt. In Ausnahmefällen können elektronische Schnittstellen wie etwa 


Marktplätze und Plattformen, die als fiktive Lieferer/Dienstleistungserbringer für bestimmte 


Lieferungen von Gegenständen innerhalb der Union gelten, auch bestimmte inländische 


Lieferungen von Gegenständen im Rahmen der EU-Regelung des OSS anmelden. Um das 


Ziel einer einzigen Mehrwertsteuerregistrierung in der Union zu unterstützen, sollte der 


Anwendungsbereich der EU-Regelung des OSS auf andere Lieferungen von Gegenständen, 


einschließlich inländischer von Unternehmen an Verbraucher erbrachter Lieferungen von 


Gegenständen in der Union durch Steuerpflichtige, die im Mitgliedstaat des Verbrauchs 


nicht ansässig sind, ausgeweitet werden, um sicherzustellen, dass Unternehmen sich nicht in 


jedem Mitgliedstaat, in dem solche Lieferungen von Gegenständen an Verbraucher 


stattfinden, für Mehrwertsteuerzwecke registrieren lassen müssen. 
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(33) Die Mehrwertsteuer wird in der Regel vom Lieferer der Gegenstände oder vom 


Dienstleistungserbringer in Rechnung gestellt und abgerechnet. Unter bestimmten Umständen 


können die Mitgliedstaaten jedoch vorsehen, dass im Rahmen der Umkehrung der 


Steuerschuldnerschaft der Empfänger und nicht der Lieferer bzw. Dienstleistungserbringer die 


geschuldete Mehrwertsteuer entrichten muss. Um das Ziel einer einzigen 


Mehrwertsteuerregistrierung in der Union weiter zu unterstützen, sollten Vorschriften für die 


verbindliche Anwendung der Umkehrung der Steuerschuldnerschaft in Fällen festgelegt 


werden, in denen Lieferer bzw. Dienstleistungserbringer in dem Mitgliedstaat, in dem die 


Mehrwertsteuer geschuldet wird, weder ansässig noch für Mehrwertsteuerzwecke erfasst 


sind. Ein Lieferer bzw. Dienstleistungserbringer, der Gegenstände oder Dienstleistungen an 


eine Person liefert bzw. erbringt, die in dem Mitgliedstaat für Mehrwertsteuerzwecke 


registriert ist, in dem die Lieferung bzw. Dienstleistung steuerpflichtig ist, sollte die 


Umkehrung der Steuerschuldnerschaft anwenden. Zu Kontrollzwecken sollten solche 


Lieferungen bzw. Dienstleistungen in der zusammenfassenden Meldung angegeben werden. 


Zusätzlich zur obligatorischen Anwendung können die Mitgliedstaaten die Umkehrung der 


Steuerschuldnerschaft auch anwenden, wenn nicht ansässige Unternehmen Gegenstände an 


einen Erwerber liefern bzw. einem Empfänger Dienstleistungen erbringen, und zwar 


unabhängig von dessen Status. Lieferungen und Dienstleistungen, die der 


Differenzbesteuerung gemäß Titel XII Kapitel 4 der Richtlinie 2006/112/EG unterliegen, 


sind jedoch von der Umkehrung der Steuerschuldnerschaft ausgenommen. 


(34) [gestrichen] 


(35) [gestrichen] 
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(36) Mit der Richtlinie (EU) 2017/2455 wurde eine besondere Vereinfachungsregelung (IOSS) in 


die Richtlinie 2006/112/EG aufgenommen, mit der der Aufwand verringert werden sollte, 


der mit der Einhaltung der Mehrwertsteuervorschriften im Zusammenhang mit der Einfuhr 


von für Verbraucher in der Union bestimmten Gegenständen mit geringem Wert einherging. 


Um für einheitliche Bedingungen der Umsetzung der Richtlinie 2006/112/EG zu sorgen, 


sollten der Kommission entsprechende Befugnisse übertragen werden, damit die 


ordnungsgemäße Verwendung und Überprüfung der IOSS-Mehrwertsteuer-


Identifikationsnummern für die Zwecke der in der genannten Richtlinie vorgesehenen 


Steuerbefreiung besser gewährleistet werden kann. Diese Befugnis sollte es der Kommission 


ermöglichen, einen Durchführungsrechtsakt zur Einführung von Sondermaßnahmen zur 


Verhinderung bestimmter Formen der Steuerhinterziehung oder -umgehung zu erlassen. 


Zu diesen Sondermaßnahmen gehört unter anderem die Verknüpfung der eindeutigen 


Sendungsnummer mit der IOSS-Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer. Diese Befugnisse 


sollten im Einklang mit dem Prüfverfahren gemäß Artikel 5 der Verordnung (EU) 


Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates1 ausgeübt werden, und der 


zuständige Ausschuss sollte der mit Artikel 58 der Verordnung (EU) Nr. 904/2010 des 


Europäischen Parlaments und des Rates2 eingesetzte Ausschuss sein. 


                                                 
 
1 Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 


16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die 
Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission 
kontrollieren (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13). 


2 Verordnung (EU) Nr. 904/2010 des Rates vom 7. Oktober 2010 über die Zusammenarbeit 
der Verwaltungsbehörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer 
(ABl. L 268 vom 12.10.2010, S. 1). 
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(37) Die Mehrwertsteuerregistrierung eines Lieferers bzw. Dienstleistungserbringers ist 


erforderlich, wenn der Lieferer bzw. Dienstleistungserbringer in dem Mitgliedstaat, in dem 


die Mehrwertsteuer geschuldet wird, nicht für Mehrwertsteuerzwecke registriert ist. 


Insbesondere erfordert die unternehmensinterne Verbringung von Gegenständen eines 


Steuerpflichtigen in einen anderen Mitgliedstaat, die u. a. für die Zwecke seiner Tätigkeit im 


Zusammenhang mit dem elektronischen Geschäftsverkehr erfolgt, eine Registrierung in den 


Mitgliedstaaten, aus denen und in die die Gegenstände verbracht werden. Im Einklang mit 


dem Ziel einer einzigen Mehrwertsteuerregistrierung in der Union sollte die Zahl der Fälle, 


in denen mehrere Mehrwertsteuerregistrierungen erforderlich sind, weiter verringert werden, 


indem die Anwendung einer neuen Regelung im Rahmen des OSS vorgesehen wird, die 


speziell darauf abzielt, die Einhaltung der Mehrwertsteuervorschriften im Zusammenhang 


mit bestimmten unternehmensinternen Verbringungen von Gegenständen zu vereinfachen. 


Nimmt ein Steuerpflichtiger eine unternehmensinterne Verbringung von Gegenständen für 


Rechnung eines anderen Steuerpflichtigen vor und erfolgt diese Verbringung nicht auf 


ausdrücklichen Wunsch des Letzteren, so ist Ersterer verpflichtet, dem Eigentümer dieser 


Gegenstände bestimmte Informationen über die Verbringung mitzuteilen. 


(38) Die Richtlinie 2006/112/EG sieht eine vereinfachte mehrwertsteuerliche Behandlung von 


Gegenständen vor, die im Rahmen von Konsignationslagerregelungen verbracht werden, 


sofern bestimmte Bedingungen erfüllt sind. Da die OSS-Vereinfachungsregelung für 


unternehmensinterne Verbringungen von Gegenständen umfassend ist und 


grenzüberschreitende Beförderungen von Waren einschließt, für die derzeit 


Konsignationslagerregelungen gemäß Artikel 17a der genannten Richtlinie gelten, ist es 


erforderlich, diese Regelungen schrittweise abzuschaffen, indem in der Richtlinie 


2006/112/EG ein Enddatum vor der vollständigen Aufhebung der Bestimmungen über 


Konsignationslager vorgesehen wird. Daher sollte der 30. Juni 2027 als Enddatum festgelegt 


werden, nach dem keine neuen Konsignationslagerregelungen mehr angewandt werden 


können. Für Konsignationslagerregelungen, die am oder vor dem 30. Juni 2027 beginnen, 


sollten die einschlägigen Bedingungen, einschließlich der 12-Monats-Frist für die 


Übertragung des Eigentums an diesen Gegenständen auf den vorgesehenen Käufer, 


weiterhin gelten. Parallel zur Aufnahme dieses neuen Enddatums sollte ein neuer Absatz in 


die Bestimmungen über Konsignationslagerregelungen eingefügt werden, um 


sicherzustellen, dass diese Regelungen am 30. Juni 2028 außer Kraft treten, da sie nach 


diesem Datum nicht mehr erforderlich sind. 
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(39) [gestrichen] 


(40) Gemäß der Gemeinsamen Politischen Erklärung vom 28. September 2011 der 


Mitgliedstaaten und der Kommission zu erläuternden Dokumenten1 haben sich die 


Mitgliedstaaten verpflichtet, in begründeten Fällen zusätzlich zur Mitteilung ihrer 


Umsetzungsmaßnahmen ein oder mehrere Dokumente zu übermitteln, in denen der 


Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer Richtlinie und den entsprechenden Teilen 


nationaler Umsetzungsinstrumente erläutert wird. Bei dieser Richtlinie hält der Gesetzgeber 


die Übermittlung derartiger Dokumente für gerechtfertigt. 


(41) Da das Ziel dieser Richtlinie – das Mehrwertsteuersystem an das digitale Zeitalter 


anzupassen – von den Mitgliedstaaten nicht in ausreichendem Maße verwirklicht werden 


kann, sondern angesichts der Notwendigkeit, die digitalen Meldepflichten zu harmonisieren 


und ihre Nutzung zu fördern, die mehrwertsteuerliche Behandlung von Plattformen zu 


verbessern und die Zahl der Fälle, in denen ein Unternehmen sich in mehreren 


Mitgliedstaaten registrieren lassen muss, zu verringern, besser auf Unionsebene zu 


verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die 


Europäische Union niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in 


demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Richtlinie nicht 


über das für die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 


(42) Die Richtlinie 2006/112/EG sollte daher entsprechend geändert werden — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 0 


Änderungen der Richtlinie 2006/112/EG mit Wirkung vom Inkrafttreten der vorliegenden 


Richtlinie 


Die Richtlinie 2006/112/EG wird wie folgt geändert: 


                                                 
 
1 ABl. C 369 vom 17.12.2011, S. 14. 
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(0) In Artikel 143 wird folgender Absatz eingefügt: 


„(1a) Für die Zwecke der Steuerbefreiung nach Absatz 1 Buchstabe ca erlässt die 


Kommission einen Durchführungsrechtsakt zur Einführung von Sondermaßnahmen, 


um bestimmte Formen der Steuerhinterziehung oder -umgehung zu verhindern, indem 


unter anderem die eindeutige Sendungsnummer mit der entsprechenden in 


Artikel 369q genannten Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer verknüpft wird. 


Dieser Durchführungsrechtsakt wird nach dem Prüfverfahren gemäß Artikel 5 der 


Verordnung (EU) Nr. 182/2011 erlassen, und der zuständige Ausschuss ist der durch 


Artikel 58 der Verordnung (EU) Nr. 904/2010 eingesetzte Ausschuss.“ 


1. In Artikel 218 wird folgender Absatz eingefügt: 


„(2) Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten unter von ihnen 


festzulegenden Bedingungen vorschreiben, dass Steuerpflichtige in ihrem Gebiet für 


andere als die in Artikel 262 genannten Lieferungen von Gegenständen oder 


Dienstleistungen in ihrem Gebiet elektronische Rechnungen ausstellen.“ 


2. In Artikel 232 wird folgender Absatz eingefügt: 


„(2) Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten, die von der in Artikel 218 


Absatz 2 vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch machen, vorsehen, dass bei der 


Verwendung elektronischer Rechnungen durch in ihrem Gebiet ansässige 


Steuerpflichtige die Zustimmung des in ihrem Gebiet ansässigen Rechnungsempfängers 


nicht erforderlich ist.“ 
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Artikel 1 


Änderungen der Richtlinie 2006/112/EG mit Wirkung vom 1. Januar 2026 


Die Richtlinie 2006/112/EG wird wie folgt geändert: 


(0) Artikel 14a Absatz 2 erhält folgende Fassung: 


„(2) Steuerpflichtige, die die Lieferung von Gegenständen innerhalb der Gemeinschaft 


durch einen nicht in der Gemeinschaft ansässigen Steuerpflichtigen an einen 


Steuerpflichtigen oder eine nichtsteuerpflichtige juristische Personen, deren 


innergemeinschaftliche Erwerbe von Gegenständen gemäß Artikel 3 Absatz 1 nicht 


der Mehrwertsteuer unterliegen, oder an eine andere nicht steuerpflichtige Person 


durch die Nutzung einer elektronischen Schnittstelle, beispielsweise eines 


Marktplatzes, einer Plattform, eines Portals oder dergleichen, unterstützen, werden 


behandelt, als ob sie diese Gegenstände selbst erhalten und geliefert hätten. 


Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat spätestens bis zum 


1. Juli 2027 auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten erhaltenen Informationen 


einen Bewertungsbericht über das Funktionieren der Regel des ‚fiktiven 


Lieferers/Dienstleistungserbringers‘ sowie gegebenenfalls einen 


Gesetzgebungsvorschlag für ihre weitere Verlängerung vor.“ 


1. Artikel 17a wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 


„a) Gegenstände werden am oder vor dem 30. Juni 2027 von einem 


Steuerpflichtigen oder auf seine Rechnung von einem Dritten in einen 


anderen Mitgliedstaat im Hinblick darauf versandt oder befördert, zu einem 


späteren Zeitpunkt und nach der Ankunft an einen anderen Steuerpflichtigen 


geliefert zu werden, der gemäß einer bestehenden Vereinbarung zwischen 


den beiden Steuerpflichtigen zur Übernahme des Eigentums an diesen 


Gegenständen berechtigt ist;“ 
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b) Folgender Absatz wird angefügt: 


„(8) Die Geltungsdauer dieses Artikels endet am 30. Juni 2028.“ 


2. In Titel V erhält die Überschrift des Kapitels 3a folgende Fassung: 


„KAPITEL 3a 


Schwellenwert für Steuerpflichtige, die bestimmte Lieferungen von Gegenständen gemäß 


Artikel 33 Buchstabe a tätigen und bestimmte Dienstleistungen gemäß Artikel 58 erbringen“ 


3. Artikel 59c wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 


„b) die Dienstleistungen werden an eine nichtsteuerpflichtige Person erbracht, 


die in einem anderen als dem unter Buchstabe a genannten Mitgliedstaat 


ansässig ist, dort einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort 


hat, oder die Gegenstände werden von dem unter Buchstabe a genannten 


Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat versandt oder befördert und“ 


b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 


„(3) Der in Absatz 1 Buchstabe a genannte Mitgliedstaat gewährt den 


Steuerpflichtigen, auf deren Lieferungen oder Dienstleistungen der genannte 


Absatz gegebenenfalls Anwendung findet, das Recht, sich dafür zu entscheiden, 


dass der Ort dieser Lieferungen oder Dienstleistungen gemäß Artikel 33 


Buchstabe a bzw. Artikel 58 bestimmt wird; diese Entscheidung erstreckt sich in 


jedem Fall auf zwei Kalenderjahre. 


Die in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannte Möglichkeit gilt als von 


Steuerpflichtigen ausgeübt, die für die Sonderregelung nach Titel XII Kapitel 6 


Abschnitt 3 registriert sind.“ 
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4. Artikel 66 erhält folgende Fassung: 


„Artikel 66 


(1) Abweichend von den Artikeln 63, 64 und 65 können die Mitgliedstaaten 


vorsehen, dass der Steueranspruch für bestimmte Umsätze oder Gruppen von 


Steuerpflichtigen zu einem der folgenden Zeitpunkte entsteht: 


a) spätestens bei der Ausstellung der Rechnung; 


b) spätestens bei der Vereinnahmung des Preises; 


c) im Falle der Nichtausstellung oder verspäteten Ausstellung der Rechnung 


binnen einer bestimmten Frist spätestens nach Ablauf der von den 


Mitgliedstaaten gemäß Artikel 222 Absatz 2 gesetzten Frist für die Ausstellung 


der Rechnung oder, falls von den Mitgliedstaaten eine solche Frist nicht gesetzt 


wurde, binnen einer bestimmten Frist nach dem Eintreten des 


Steuertatbestands. 


„(2) Die Ausnahme nach Absatz 1 gilt nicht für die folgenden Lieferungen und 


Dienstleistungen: 


a) Dienstleistungen, die unter die Sonderregelung nach Titel XII Kapitel 6 


Abschnitt 2 fallen, wenn diese Dienstleistungen von einem Steuerpflichtigen 


erbracht werden, der diese Sonderregelung gemäß Artikel 359 in Anspruch 


nehmen darf; 


b) Lieferungen und Dienstleistungen, die unter die Sonderregelung nach Titel XII 


Kapitel 6 Abschnitt 3 fallen, sofern diese Lieferungen bzw. Dienstleistungen 


von einem Steuerpflichtigen bewirkt bzw. erbracht werden, der diese 


Sonderregelung gemäß Artikel 369b in Anspruch nehmen darf; 


c) Dienstleistungen, für die der Dienstleistungsempfänger die Mehrwertsteuer 


gemäß Artikel 196 schuldet; 


d) in Artikel 67 genannte Lieferungen oder Verbringungen von Gegenständen.“ 
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5. Artikel 167a Absatz 1 erhält folgende Fassung: 


„Die Mitgliedstaaten können im Rahmen einer fakultativen Regelung vorsehen, dass 


das Recht auf Vorsteuerabzug eines Steuerpflichtigen, bei dem ausschließlich ein 


Steueranspruch gemäß Artikel 66 Absatz 1 Buchstabe b eintritt, erst dann ausgeübt 


werden darf, wenn der entsprechende Lieferer bzw. Dienstleistungserbringer die 


Mehrwertsteuer auf die dem Steuerpflichtigen gelieferten Gegenstände oder erbrachten 


Dienstleistungen erhalten hat.“ 


6. [gestrichen] 


7. [gestrichen] 


8. Artikel 226 Nummer 7a erhält folgende Fassung: 


 


„7a. die Angabe ‚Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten‘ 


(Kassenbuchführung), sofern der Steueranspruch gemäß Artikel 66 Absatz 1 


Buchstabe b zum Zeitpunkt des Eingangs der Zahlung entsteht und das 


Recht auf Vorsteuerabzug entsteht, wenn der Anspruch auf die abziehbare 


Steuer entsteht;“ 


9. [gestrichen] 


10. Artikel 237 wird aufgehoben. 


11. Artikel 359 erhält folgende Fassung: 


„Artikel 359 


Die Mitgliedstaaten gestatten nicht in der Gemeinschaft ansässigen Steuerpflichtigen, 


die Dienstleistungen an Nichtsteuerpflichtige erbringen, diese Sonderregelung in 


Anspruch zu nehmen. Diese Sonderregelung gilt für alle derartigen Dienstleistungen, 


die in der Gemeinschaft erbracht werden.“ 
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11a. Artikel 361 Absatz 1 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 


„c) elektronische Anschrift einschließlich, soweit verfügbar, Websites;“ 


11b. Artikel 368 erhält folgende Fassung: 


„Artikel 368 


Der diese Sonderregelung in Anspruch nehmende nicht in der Gemeinschaft ansässige 


Steuerpflichtige nimmt in Bezug auf seine dieser Sonderregelung unterliegenden 


Dienstleistungen keinen Vorsteuerabzug für im Mitgliedstaat des Verbrauchs 


angefallene Mehrwertsteuer gemäß Artikel 168 dieser Richtlinie vor. Unbeschadet des 


Artikels 1 Nummer 1 der Richtlinie 86/560/EWG wird diesem Steuerpflichtigen eine 


Mehrwertsteuererstattung gemäß der genannten Richtlinie gewährt. Artikel 2 Absatz 2 


und Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 86/560/EWG gelten nicht für Erstattungen im 


Zusammenhang mit Gegenständen und Dienstleistungen, die für die Zwecke der unter 


diese Sonderregelung fallenden Dienstleistungen verwendet werden. 


Ist der diese Sonderregelung in Anspruch nehmende Steuerpflichtige zur Registrierung in 


einem Mitgliedstaat in Bezug auf nicht der Sonderregelung unterliegende Tätigkeiten 


verpflichtet, so zieht er die in diesem Mitgliedstaat angefallene Vorsteuer in Bezug auf 


seine dieser Sonderregelung unterliegenden steuerbaren Tätigkeiten im Rahmen der nach 


Artikel 250 der vorliegenden Richtlinie abzugebenden Mehrwertsteuererklärung ab.“ 
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11c. Folgender Artikel wird eingefügt: 


„Artikel 369aa 


Für die Zwecke der Anwendung des Artikels 369b gelten die Lieferung von Gas über ein 


Erdgasnetz im Gebiet der Gemeinschaft oder ein an ein solches Netz angeschlossenes Netz, 


die Lieferung von Elektrizität oder die Lieferung von Wärme oder Kälte über Wärme- oder 


Kältenetze unter den in Artikel 39 festgelegten Bedingungen, sofern diese Lieferungen an 


einen Steuerpflichtigen oder an eine nichtsteuerpflichtige juristische Person, deren 


innergemeinschaftliche Erwerbe von Gegenständen gemäß Artikel 3 Absatz 1 nicht der 


Mehrwertsteuer unterliegen, oder an einen anderen Nichtsteuerpflichtigen durch einen 


Steuerpflichtigen, der nicht in dem Mitgliedstaat ansässig ist, in dem die Gegenstände der 


Mehrwertsteuer unterliegen, erfolgen, bis zum 1. Juli 2027 als innergemeinschaftliche 


Fernverkäufe von Gegenständen.“ 


12. Artikel 369j Absatz 1 erhält folgende Fassung: 


„Der diese Sonderregelung in Anspruch nehmende Steuerpflichtige nimmt in Bezug auf 


seine dieser Sonderregelung unterliegenden steuerbaren Tätigkeiten keinen 


Vorsteuerabzug für im Mitgliedstaat des Verbrauchs angefallene Mehrwertsteuer gemäß 


Artikel 168 dieser Richtlinie vor. Unbeschadet des Artikels 1 Nummer 1 der Richtlinie 


86/560/EWG sowie des Artikels 2 Nummer 1, des Artikels 3 und des Artikels 8 


Absatz 1 Buchstabe e der Richtlinie 2008/9/EG wird diesem Steuerpflichtigen eine 


Mehrwertsteuererstattung gemäß den genannten Richtlinien gewährt. Artikel 2 Absatz 2 


und Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 86/560/EWG gelten nicht für Erstattungen im 


Zusammenhang mit Gegenständen und Dienstleistungen, die für die Zwecke der unter 


diese Sonderregelung fallenden Lieferungen von Gegenständen verwendet werden.“ 
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12a. In Artikel 369m wird folgender Absatz eingefügt: 


„(1a) Absatz 1 gilt nicht für Steuerpflichtige, die der Sonderregelung nach Titel XII 


Kapitel 1 Abschnitt 2 unterliegen.“ 


12b. Artikel 369p wird wie folgt geändert: 


(a) Absatz 1 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 


„c) elektronische Anschrift und, soweit verfügbar, Websites;“ 


(b) Absatz 3 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 


„c) elektronische Anschrift und, soweit verfügbar, Websites;“ 


13. Artikel 369w Absatz 1 erhält folgende Fassung: 


„Der diese Sonderregelung in Anspruch nehmende Steuerpflichtige nimmt in Bezug auf 


seine dieser Sonderregelung unterliegenden steuerbaren Tätigkeiten keinen 


Vorsteuerabzug für im Mitgliedstaat des Verbrauchs angefallene Mehrwertsteuer gemäß 


Artikel 168 dieser Richtlinie vor. Unbeschadet des Artikels 1 Nummer 1 der Richtlinie 


86/560/EWG sowie des Artikels 2 Nummer 1, des Artikels 3 und des Artikels 8 


Absatz 1 Buchstabe e der Richtlinie 2008/9/EG wird diesem Steuerpflichtigen eine 


Mehrwertsteuererstattung gemäß den genannten Richtlinien gewährt. Artikel 2 Absatz 2 


und Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 86/560/EWG gelten nicht für Erstattungen im 


Zusammenhang mit Gegenständen und Dienstleistungen, die für die Zwecke der unter 


diese Sonderregelung fallenden Lieferungen von Gegenständen verwendet werden.“ 
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Artikel 2 


Änderungen der Richtlinie 2006/112/EG mit Wirkung vom 1. Juli 2027 


Die Richtlinie 2006/112/EG wird wie folgt geändert: 


1. [gestrichen] 


2. [gestrichen] 


3. Folgender Artikel wird eingefügt: 


„Artikel 28a 


(1) Unbeschadet des Artikels 28 werden Steuerpflichtige, die in der Union bewirkte 


Dienstleistungen der Kurzzeitvermietung von Unterkünften, d. h. die ununterbrochene 


Vermietung einer Unterkunft an dieselbe Person für höchstens 30 Nächte, oder in der 


Union bewirkte Dienstleistungen der Personenbeförderung auf der Straße durch die 


Nutzung einer elektronischen Schnittstelle, beispielsweise eines Marktplatzes, einer 


Plattform, eines Portals oder dergleichen, unterstützen, so behandelt, als hätten sie diese 


Dienstleistungen selbst erhalten und erbracht, es sei denn, der Erbringer dieser 


Dienstleistungen hat 


a) dem Steuerpflichtigen, der die Dienstleistung unterstützt, seine 


Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer, die ihm in den Mitgliedstaaten 


erteilt wurde, in denen die Dienstleistung bewirkt wird, oder die ihm 


gemäß Artikel 362 oder Artikel 369d zugeteilte Identifikationsnummer 


mitgeteilt und 


b) gegenüber dem Steuerpflichtigen, der die Dienstleistung unterstützt, 


erklärt, dass er die für diese Dienstleistung geschuldete Mehrwertsteuer 


erheben wird. 


www.parlament.gv.at



https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=189926&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:11012/24;Nr:11012;Year:24&comp=11012%7C2024%7C

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=189926&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:ECOFIN%202;Code:ECOFIN;Nr:2&comp=ECOFIN%7C2%7C

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=189926&code1=RIL&code2=&gruppen=Link:2006/112/EG;Year:2006;Nr:112&comp=

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=189926&code1=RIL&code2=&gruppen=Link:2006/112/EG;Year:2006;Nr:112&comp=





 


 


11012/24   gha/ff 30 


 ECOFIN 2B  DE 
 


„(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 bezeichnet der Ausdruck ‚in der Union bewirkte 


Dienstleistung der Personenbeförderung auf der Straße‘ den Teil der Dienstleistung, der 


zwischen zwei Orten in der Union bewirkt wird. 


(2a) Absatz 1 gilt nicht für im Rahmen der Sonderregelung nach Titel XII Kapitel 3 


bewirkte Dienstleistungen. 


(3) Die Mitgliedstaaten können vorschreiben, dass der Steuerpflichtige, der die 


Dienstleistung unterstützt, die in Absatz 1 Buchstabe a genannte Mehrwertsteuer-


Identifikationsnummer mit den nach nationalem Recht festgelegten geeigneten Mitteln 


validiert. 


(4) Unbeschadet von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten in ihrem Gebiet und im 


Rahmen der Sonderregelung nach Titel XII Kapitel 1 Abschnitt 2 erbrachte 


Dienstleistungen der Kurzzeitvermietung von Unterkünften, Dienstleistungen der 


Personenbeförderung auf der Straße oder beides vom Anwendungsbereich von Absatz 1 


ausnehmen. 


(5) Hat ein Mitgliedstaat von der Möglichkeit nach Absatz 4 Gebrauch gemacht, so 


unterrichtet er den Mehrwertsteuerausschuss über die Bedingungen, unter denen diese 


Möglichkeit ausgeübt wird. Die Kommission veröffentlicht ein umfassendes 


Verzeichnis dieser Bedingungen. 


(6) Die Kommission legt dem Rat bis zum 1. Juli 2032 einen Bericht vor, in dem die 


Durchführung dieses Artikels und die Anwendung der Mehrwertsteuervorschriften auf 


Unterstützungsdienstleistungen, einschließlich der Auswirkungen auf das Funktionieren 


des Binnenmarkts, bewertet werden.“ 
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4. [gestrichen] 


5. [gestrichen] 


6. Folgender Artikel wird eingefügt: 


„Artikel 46a 


Als Ort der Erbringung einer an eine nichtsteuerpflichtige Person durch die Nutzung 


einer elektronischen Schnittstelle, beispielsweise eines Marktplatzes, einer Plattform, 


eines Portals oder dergleichen, erbrachte Unterstützungsdienstleistung gilt der Ort, an 


dem der zugrunde liegende Umsatz im Einklang mit dieser Richtlinie bewirkt wird.“ 


7. In Artikel 135 Absatz 2 wird folgender Buchstabe eingefügt: 


„aa) unbeschadet des Buchstabens a gilt die ununterbrochene Vermietung von 


Unterkünften an dieselbe Person für höchstens 30 Nächte vorbehaltlich der von 


den Mitgliedstaaten festzulegenden Kriterien, Bedingungen und 


Beschränkungen als Tätigkeit mit ähnlicher Zielsetzung wie das 


Hotelgewerbe;“ 


7a. In Artikel 135 wird folgender Absatz angefügt: 


„(3) Die Mitgliedstaaten teilen dem Mehrwertsteuerausschuss vor dem 1. Juli 2027 


den Wortlaut der wichtigsten nationalen Rechtsvorschriften mit, in denen sie die 


Kriterien, Bedingungen und Beschränkungen in Bezug auf Artikel 135 Absatz 2 


Buchstabe aa angeben. 


Auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten gemäß Absatz 1 bereitgestellten 


Informationen veröffentlicht die Kommission bis zum 31. Dezember 2027 ein 


umfassendes Verzeichnis der Kriterien, Bedingungen und Beschränkungen, die die 


Mitgliedstaaten in Bezug auf Artikel 135 Absatz 2 Buchstabe aa festgelegt haben.“ 
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8. [gestrichen] 


9. Folgender Artikel wird eingefügt: 


„Artikel 136b 


Wird ein Steuerpflichtiger gemäß Artikel 28a behandelt, als hätte er Dienstleistungen 


erhalten und erbracht, so befreien die Mitgliedstaaten die Erbringung dieser 


Dienstleistungen an diesen Steuerpflichtigen von der Steuer.“ 


9a. Artikel 138 Absatz 2 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 


„c) die Lieferungen von Gegenständen in Form der Verbringung in einen anderen 


Mitgliedstaat, die gemäß Absatz 1 und den Buchstaben a und b von der Mehrwertsteuer 


befreit wäre, wenn sie an einen anderen Steuerpflichtigen bewirkt würde. Absatz 1 


Buchstabe b gilt nicht für Verbringungen, die gemäß der Sonderregelung nach Titel XII 


Kapitel 6 Abschnitt 5 erklärt wurden.“ 


10. [gestrichen] 


11. Folgender Artikel wird eingefügt: 


„Artikel 172a 


Wird ein Steuerpflichtiger gemäß Artikel 28a behandelt, als hätte er Dienstleistungen 


erhalten und erbracht, so berühren diese Dienstleistungen nicht das Recht auf 


Vorsteuerabzug dieses Steuerpflichtigen, unabhängig davon, ob für diese Dienstleistungen 


ein Recht auf Vorsteuerabzug besteht.“ 
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12. Artikel 194 erhält folgende Fassung: 


„Artikel 194 


1. a) Wird die steuerpflichtige Lieferung von Gegenständen bzw. steuerpflichtige 


Dienstleistung von einem Steuerpflichtigen bewirkt, der in dem Mitgliedstaat, in 


dem die Mehrwertsteuer geschuldet wird, weder ansässig noch mittels einer 


individuellen Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer gemäß Artikel 214 für 


Mehrwertsteuerzwecke erfasst ist, so schuldet die steuerpflichtige Person, für die 


die Lieferung bzw. die Dienstleistung bestimmt ist, unbeschadet der Artikel 195 


und 196 die Mehrwertsteuer, wenn diese Person in dem Mitgliedstaat bereits für 


Mehrwertsteuerzwecke erfasst ist. 


b) Wird die steuerpflichtige Lieferung von Gegenständen bzw. steuerpflichtige 


Dienstleistung von einem Steuerpflichtigen erbracht, der nicht in dem 


Mitgliedstaat ansässig ist, in dem die Mehrwertsteuer geschuldet wird, so können 


die Mitgliedstaaten darüber hinaus unter den von ihnen festzulegenden 


Bedingungen vorsehen, dass die Person, für die die Lieferung bzw. Dienstleistung 


bestimmt ist, die Mehrwertsteuer schuldet. 


„(2) Absatz 1 des vorliegenden Artikels gilt nicht für Lieferungen von Gegenständen 


durch einen steuerpflichtigen Wiederverkäufer im Sinne des Artikels 311 


Absatz 1 Nummer 5, wenn die Gegenstände gemäß der Sonderregelung nach 


Titel XII Kapitel 4 Abschnitt 2 dieser Richtlinie der Mehrwertsteuer unterliegen.“ 


13. Artikel 222 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 


„Für Gegenstände, die unter den Voraussetzungen des Artikels 138 geliefert werden, 


oder für Gegenstände oder Dienstleistungen, für die nach den Artikeln 194 und 196 der 


Erwerber bzw. Dienstleistungsempfänger die Mehrwertsteuer schuldet, wird spätestens 


am fünfzehnten Tag des Monats, der auf den Monat folgt, in dem der Steuertatbestand 


eingetreten ist, eine Rechnung ausgestellt.“ 
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13a. Artikel 226 Nummer 4 erhält folgende Fassung: 


„4. die Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer im Sinne des Artikels 214, unter 


der der Erwerber bzw. Dienstleistungsempfänger eine Lieferung von 


Gegenständen oder eine Dienstleistung, für die er die Mehrwertsteuer 


schuldet, oder eine Lieferung von Gegenständen nach Artikel 138 erhalten 


hat, es sei denn, die Sonderregelung nach Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 5 


wird in Anspruch genommen;“ 


14. Artikel 242a wird wie folgt geändert: 


a) Folgender Absatz wird eingefügt: 


„(1a) Unterstützt ein Steuerpflichtiger innerhalb der Union Dienstleistungen 


der Kurzzeitvermietung von Unterkünften oder Dienstleistungen der 


Personenbeförderung auf der Straße durch die Nutzung einer elektronischen 


Schnittstelle, beispielsweise eines Marktplatzes, einer Plattform, eines Portals 


oder dergleichen, und wird dieser Steuerpflichtige nicht entsprechend Artikel 28a 


behandelt, als hätte er diese Dienstleistungen selbst erhalten und erbracht, so ist 


der Steuerpflichtige, der die Dienstleistung unterstützt, verpflichtet, 


Aufzeichnungen über diese Dienstleistungen zu führen. Diese Aufzeichnungen 


müssen so ausführlich sein, dass die Steuerbehörden des Mitgliedstaats, in dem 


diese Dienstleistungen steuerbar sind, feststellen können, ob die Mehrwertsteuer 


korrekt berücksichtigt worden ist.“ 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 


„(2) Die Aufzeichnungen nach den Absätzen 1 und 1a sind den betreffenden 


Mitgliedstaaten auf Verlangen elektronisch zur Verfügung zu stellen. 


Die Mitgliedstaaten können weiterhin verlangen, dass diese Aufzeichnungen 


regelmäßig und systematisch zur Verfügung gestellt werden, bis ein 


automatisierter Zugang zu diesen Aufzeichnungen möglich ist. 


Diese Aufzeichnungen sind vom Ende des Jahres an, in dem der Umsatz bewirkt 


wurde, zehn Jahre lang aufzubewahren.“ 
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14a. Folgender Artikel wird eingefügt: 


„Artikel 242b 


Nimmt ein Steuerpflichtiger eine Verbringung von Gegenständen in einen anderen 


Mitgliedstaat gemäß Artikel 17 Absatz 1 für Rechnung eines Steuerpflichtigen vor, so teilt 


Ersterer Letzterem spätestens bei der Beförderung oder Versendung der Gegenstände mit, 


dass seine Gegenstände verbracht werden oder verbracht werden sollen, sofern diese 


Verbringung nicht auf ausdrücklichen Wunsch des Letzteren erfolgt.“ 


15. Artikel 262 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


a) Buchstabe a erhält folgende Fassung: 


„a) die Erwerber bzw. Dienstleistungsempfänger mit Mehrwertsteuer-


Identifikationsnummer, denen er Gegenstände unter den 


Voraussetzungen des Artikels 138 Absatz 1 und des Artikels 138 


Absatz 2 Buchstabe c geliefert hat, es sei denn, die Sonderregelung nach 


Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 5 wird in Anspruch genommen;“ 


b) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 


„c) die Steuerpflichtigen sowie die nicht steuerpflichtigen juristischen 


Personen mit Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer, für die der 


Steuerpflichtige mit Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer Gegenstände 


geliefert oder Dienstleistungen erbracht hat, die keine Gegenstände oder 


Dienstleistungen sind, welche in dem Mitgliedstaat, in dem der Umsatz 


steuerbar ist, von der Mehrwertsteuer befreit sind, und für die der 


Empfänger gemäß Artikel 194 – sofern er für Mehrwertsteuerzwecke 


erfasst ist – und Artikel 196 die Mehrwertsteuer schuldet. 


15a. Artikel 288 Absatz 1 Nummer 3 erhält folgende Fassung: 


„3. Betrag der gemäß Artikel 136a, Artikel 136b, den Artikeln 146 bis 149 


sowie den Artikeln 151, 152 und 153 von der Steuer befreiten Umsätze;“ 
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16. In Artikel 306 wird folgender Absatz angefügt: 


„(3) Die in Absatz 1 dieses Artikels genannte Sonderregelung gilt nicht für gemäß 


Artikel 28a erbrachte Dienstleistungen.“ 


17. In Titel XII erhält die Überschrift des Kapitels 6 folgende Fassung: 


„KAPITEL 6 


Sonderregelungen für Steuerpflichtige, die Dienstleistungen an Nichtsteuerpflichtige 


erbringen oder Fernverkäufe von Gegenständen oder bestimmte inländische Lieferungen 


oder unternehmensinterne Verbringungen von Gegenständen tätigen“ 


18. Artikel 365 erhält folgende Fassung: 


„Artikel 365 


In der Mehrwertsteuererklärung anzugeben sind die individuelle Mehrwertsteuer-


Identifikationsnummer für die Anwendung dieser Sonderregelung und in Bezug auf 


jeden Mitgliedstaat des Verbrauchs, in dem Mehrwertsteuer geschuldet wird, der 


Gesamtbetrag ohne Mehrwertsteuer der unter diese Sonderregelung fallenden 


Dienstleistungen, für die der Steuertatbestand während des Steuerzeitraums eingetreten 


ist, sowie der Gesamtbetrag der entsprechenden Steuer, aufgegliedert nach Steuersätzen. 


Ferner sind die anzuwendenden Mehrwertsteuersätze und die gesamte 


Mehrwertsteuerschuld, falls angezeigt, in der Erklärung anzugeben. 


Sind bis zu dem Zeitpunkt, zu dem diese Mehrwertsteuererklärung gemäß Artikel 364 


abzugeben ist, Änderungen an der Mehrwertsteuererklärung erforderlich, so sind diese 


Änderungen in diese Mehrwertsteuererklärung aufzunehmen. 
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Sind nach dem Zeitpunkt, zu dem die Mehrwertsteuererklärung gemäß Artikel 364 


abgegeben werden musste, Änderungen an der Mehrwertsteuererklärung eines früheren 


Steuerzeitraums erforderlich, so sind diese Änderungen innerhalb von drei Jahren nach 


dem Tag, an dem die ursprüngliche Mehrwertsteuererklärung gemäß Artikel 364 


abgegeben werden musste, in eine Mehrwertsteuererklärung eines späteren 


Steuerzeitraums aufzunehmen. Aus dieser späteren Mehrwertsteuererklärung müssen 


der betreffende Mitgliedstaat des Verbrauchs, der Steuerzeitraum und der 


Mehrwertsteuerbetrag, für den Änderungen erforderlich sind, hervorgehen.“ 


19. In Titel XII Kapitel 6 erhält die Überschrift des Abschnitts 3 folgende Fassung: 


„Abschnitt 3 


Sonderregelung für innergemeinschaftliche Fernverkäufe von Gegenständen, für bestimmte 


Lieferungen von Gegenständen innerhalb eines Mitgliedstaats durch einen Steuerpflichtigen 


und für bestimmte von in der Gemeinschaft, nicht aber im Mitgliedstaat des Verbrauchs 


ansässigen Steuerpflichtigen erbrachte Dienstleistungen“ 


19a. Artikel 369a wird wie folgt geändert: 
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(a) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 


i) Unterabsatz 3 erhält folgende Fassung: 


„Hat der Steuerpflichtige den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit nicht in der 


Gemeinschaft und hat er dort keine feste Niederlassung, so ist der Mitgliedstaat der 


Identifizierung der Mitgliedstaat des Beginns der Versendung oder Beförderung der 


Gegenstände. Bei Lieferungen von Gegenständen ohne Versendung oder Beförderung 


oder bei Lieferungen von Gegenständen, bei denen die Versendung oder Beförderung 


der gelieferten Gegenstände im selben Mitgliedstaat beginnt und endet, oder gemäß 


Artikel 37 oder 39 ist der Mitgliedstaat der Identifizierung der Mitgliedstaat, in dem die 


Lieferung bewirkt wird. Gibt es mehr als einen Mitgliedstaat, in dem die Versendung 


oder Beförderung der Gegenstände beginnt oder in dem die Lieferung bewirkt wird, so 


gibt der Steuerpflichtige an, welcher dieser Mitgliedstaaten der Mitgliedstaat der 


Identifizierung sein soll. Der Steuerpflichtige ist an diese Entscheidung für das 


betreffende Kalenderjahr und die beiden darauf folgenden Kalenderjahre gebunden.“ 


ii) Folgender Unterabsatz wird angefügt: 


„Für die Zwecke dieser Sonderregelung ist der Mitgliedstaat der Identifizierung jedoch 


derselbe wie für die Zwecke der Sonderregelung nach Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 5, 


wenn diese Person für jene Sonderregelung registriert ist;“ 


b) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 


i) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 


„c) bei Lieferungen von Gegenständen ohne Versendung oder Beförderung der 


Gegenstände oder bei Lieferungen von Gegenständen, bei denen die 


Versendung oder Beförderung der gelieferten Gegenstände im selben 


Mitgliedstaat beginnt und endet, wenn diese Gegenstände an einen 


Steuerpflichtigen oder eine nichtsteuerpflichtige juristische Person, deren 


innergemeinschaftliche Erwerbe von Gegenständen gemäß Artikel 3 


Absatz 1 nicht der Mehrwertsteuer unterliegen, oder an eine andere 


nichtsteuerpflichtige Person geliefert werden, dieser Mitgliedstaat;“ 
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ii) Folgender Buchstabe wird angefügt: 


„d) bei Lieferungen von Gegenständen gemäß den Artikeln 36, 37 und 39, wenn 


diese Gegenstände an einen Steuerpflichtigen oder eine nichtsteuerpflichtige 


juristische Person, deren innergemeinschaftliche Erwerbe von Gegenständen 


gemäß Artikel 3 Absatz 1 nicht der Mehrwertsteuer unterliegen, oder an 


eine andere nichtsteuerpflichtige Person geliefert werden, der Mitgliedstaat, 


in dem die Lieferung als bewirkt gilt.“ 


20. [gestrichen] 


21. Artikel 369b erhält folgende Fassung: 


„Artikel 369b 


Die Mitgliedstaaten gestatten folgenden Steuerpflichtigen, mit Ausnahme derjenigen, 


die ausschließlich mehrwertsteuerbefreite Lieferungen von Gegenständen und 


Dienstleistungen bewirken, für die kein Recht auf Vorsteuerabzug besteht, diese 


Sonderregelung in Anspruch zu nehmen: 


a) Steuerpflichtigen, die innergemeinschaftliche Fernverkäufe tätigen; 


b) Steuerpflichtigen, welche die Lieferung von Gegenständen gemäß Artikel 14a 


Absatz 2 unterstützen, die ohne Versendung oder Beförderung geliefert werden oder 


deren Versendung oder Beförderung im selben Mitgliedstaat beginnt und endet; 


c) nicht im Mitgliedstaat des Verbrauchs ansässigen Steuerpflichtigen, die 


Dienstleistungen an Nichtsteuerpflichtige erbringen; 
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d) Steuerpflichtigen, die nicht in dem Mitgliedstaat ansässig sind, in dem die 


Gegenstände der Mehrwertsteuer unterliegen, und die Gegenstände gemäß den 


Artikeln 36, 37 und 39 an einen Steuerpflichtigen oder eine nichtsteuerpflichtige 


juristische Person, deren innergemeinschaftliche Erwerbe von Gegenständen 


gemäß Artikel 3 Absatz 1 nicht der Mehrwertsteuer unterliegen, oder an eine 


andere nichtsteuerpflichtige Person liefern; 


e) Steuerpflichtigen, die nicht in dem Mitgliedstaat ansässig sind, in dem die 


Gegenstände der Mehrwertsteuer unterliegen, und die Lieferungen von 


Gegenständen ohne Versendung oder Beförderung oder Lieferungen von 


Gegenständen, deren Versendung oder Beförderung im selben Mitgliedstaat 


beginnt und endet, an einen Steuerpflichtigen oder eine nichtsteuerpflichtige 


juristische Person, deren innergemeinschaftliche Erwerbe von Gegenständen 


gemäß Artikel 3 Absatz 1 nicht der Mehrwertsteuer unterliegen, oder an eine 


andere nichtsteuerpflichtige Person bewirken; 


f) Steuerpflichtigen, die nicht in dem Mitgliedstaat ansässig sind, in den 


Gegenstände im Rahmen der Sonderregelung nach Titel XII Kapitel 6 


Abschnitt 5 verbracht wurden, wenn diese Gegenstände gemäß den 


Artikeln 16, 18 und 26 der Mehrwertsteuer unterliegen oder wenn eine 


Berichtigung des Vorsteuerabzugs gemäß Titel X Kapitel 5 erforderlich ist. 


Diese Sonderregelung gilt für alle infrage kommenden Lieferungen von Gegenständen 


und Dienstleistungen, die von den betreffenden Steuerpflichtigen in der Gemeinschaft 


bewirkt werden.“ 
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22. Artikel 369g erhält folgende Fassung: 


„Artikel 369g 


(1) In der Mehrwertsteuererklärung anzugeben sind die Mehrwertsteuer-


Identifikationsnummer nach Artikel 369d und in Bezug auf jeden Mitgliedstaat 


des Verbrauchs der Gesamtbetrag ohne Mehrwertsteuer und, falls angezeigt, die 


anzuwendenden Mehrwertsteuersätze, der Gesamtbetrag der entsprechenden 


Mehrwertsteuer, aufgegliedert nach Steuersätzen, und die gesamte 


Mehrwertsteuerschuld in Bezug auf die folgenden unter diese Sonderregelung 


fallenden Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen, für die der 


Steuertatbestand während des Steuerzeitraums eingetreten ist: 


a) innergemeinschaftliche Fernverkäufe von Gegenständen; 


b) Dienstleistungen; 


c) Lieferungen von Gegenständen gemäß den Artikeln 36, 37 und 39, wenn 


diese Gegenstände an einen Steuerpflichtigen oder eine 


nichtsteuerpflichtige juristische Person, deren innergemeinschaftliche 


Erwerbe von Gegenständen gemäß Artikel 3 Absatz 1 nicht der 


Mehrwertsteuer unterliegen, oder an eine andere nichtsteuerpflichtige 


Person geliefert werden; 


d) Lieferungen von Gegenständen ohne Versendung oder Beförderung oder 


Lieferungen von Gegenständen, bei denen die Versendung oder 


Beförderung im selben Mitgliedstaat beginnt und endet, wenn diese 


Gegenstände an einen Steuerpflichtigen oder eine nichtsteuerpflichtige 


juristische Person, deren innergemeinschaftliche Erwerbe von 


Gegenständen gemäß Artikel 3 Absatz 1 nicht der Mehrwertsteuer 


unterliegen, oder an eine andere nichtsteuerpflichtige Person geliefert 


werden, auch wenn die Lieferung von einem Steuerpflichtigen, der diese 


Lieferungen gemäß Artikel 14a Absatz 2 unterstützt, bewirkt wird; 
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e) Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen gemäß den 


Artikeln 16, 18 und 26 infolge einer unternehmensinternen Verbringung 


von Gegenständen im Rahmen der Sonderregelung nach Titel XII 


Kapitel 6 Abschnitt 5. 


In der Mehrwertsteuererklärung sind auch Änderungen in Bezug auf frühere 


Steuerzeiträume gemäß Absatz 5 anzugeben. 


„(2) Werden Gegenstände ohne Verwendung oder Beförderung oder in andere oder 


aus anderen Mitgliedstaaten als dem Mitgliedstaat der Identifizierung versandt oder 


befördert, so sind in der Mehrwertsteuererklärung auch der Gesamtbetrag ohne 


Mehrwertsteuer und, falls angezeigt, die anzuwendenden Mehrwertsteuersätze, der 


Gesamtbetrag der entsprechenden Mehrwertsteuer, aufgegliedert nach Steuersätzen, 


und die gesamte Mehrwertsteuerschuld in Bezug auf die folgenden unter diese 


Sonderregelung fallenden Lieferungen für jeden Mitgliedstaat, aus dem die 


Gegenstände versandt oder befördert werden, anzugeben: 


a) innergemeinschaftliche Fernverkäufe von Gegenständen; 


b) Lieferungen von Gegenständen, bei denen die Versendung oder 


Beförderung im selben Mitgliedstaat beginnt und endet, wenn diese 


Gegenstände an einen Steuerpflichtigen oder eine nichtsteuerpflichtige 


juristische Person, deren innergemeinschaftliche Erwerbe von 


Gegenständen gemäß Artikel 3 Absatz 1 nicht der Mehrwertsteuer 


unterliegen, oder an eine andere nichtsteuerpflichtige Person geliefert 


werden, auch wenn die Lieferung von einem Steuerpflichtigen, der diese 


Lieferungen gemäß Artikel 14a Absatz 2 unterstützt, bewirkt wird; 


c) Lieferungen von Gegenständen gemäß den Artikeln 36, 37 und 39, wenn 


diese Gegenstände an einen Steuerpflichtigen oder eine 


nichtsteuerpflichtige juristische Person, deren innergemeinschaftliche 


Erwerbe von Gegenständen gemäß Artikel 3 Absatz 1 nicht der 


Mehrwertsteuer unterliegen, oder an eine andere nichtsteuerpflichtige 


Person geliefert werden; 
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d) Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen gemäß den Artikeln 


16, 18 und 26 infolge einer unternehmensinternen Verbringung von 


Gegenständen im Rahmen der Sonderregelung nach Titel XII Kapitel 6 


Abschnitt 5. 


Bei den in diesem Absatz genannten Lieferungen ist in der Mehrwertsteuererklärung 


außerdem die individuelle Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer oder die von 


jedem Mitgliedstaat, aus dem die Gegenstände versandt oder in den sie befördert 


werden, zugewiesene Steuerregisternummer, falls vorhanden, anzugeben. 


Die Mehrwertsteuererklärung enthält die in diesem Absatz genannten Angaben, 


aufgeschlüsselt nach Mitgliedstaaten des Verbrauchs. 


(3) Hat der Steuerpflichtige, der die unter diese Sonderregelung fallenden 


Dienstleistungen erbringt, außer der Niederlassung im Mitgliedstaat der 


Identifizierung eine oder mehrere feste Niederlassungen, von denen aus die 


Dienstleistungen erbracht werden, so sind in der Mehrwertsteuererklärung für 


jeden Mitgliedstaat, in dem dieser Steuerpflichtige eine Niederlassung hat, auch 


der Gesamtbetrag ohne Mehrwertsteuer und, falls angezeigt, die anzuwendenden 


Mehrwertsteuersätze, der Gesamtbetrag der entsprechenden Mehrwertsteuer, 


aufgegliedert nach Steuersätzen, und die gesamte Mehrwertsteuerschuld in Bezug 


auf diese Dienstleistungen zusammen mit der jeweiligen Mehrwertsteuer-


Identifikationsnummer oder der Steuerregisternummer dieser Niederlassung, 


aufgeschlüsselt nach Mitgliedstaaten des Verbrauchs, anzugeben. 


(4) Ist für Gegenstände, die gemäß der Sonderregelung nach Titel XII Kapitel 6 


Abschnitt 5 verbracht wurden, eine Berichtigung des Vorsteuerabzugs 


erforderlich, so enthält die Mehrwertsteuererklärung die relevanten Faktoren, die 


zu der Berichtigung geführt haben, und die geschuldete Mehrwertsteuer sowie bei 


Investitionsgütern das Anfangsdatum des Berichtigungszeitraums, der nach der 


Verbringung beginnt. 
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(5) Sind bis zu dem Zeitpunkt, zu dem diese Mehrwertsteuererklärung gemäß 


Artikel 369f abzugeben ist, Änderungen an der Mehrwertsteuererklärung 


erforderlich, so sind diese Änderungen in diese Mehrwertsteuererklärung 


aufzunehmen. 


Sind nach dem Zeitpunkt, zu dem die Mehrwertsteuererklärung gemäß 


Artikel 369f abgegeben werden musste, Änderungen an der Erklärung 


erforderlich, so sind diese Änderungen innerhalb von drei Jahren nach dem Tag, 


an dem die ursprüngliche Erklärung gemäß Artikel 369f abgegeben werden 


musste, in eine Mehrwertsteuererklärung eines späteren Steuerzeitraums 


aufzunehmen. Aus dieser späteren Mehrwertsteuererklärung müssen der 


betreffende Mitgliedstaat des Verbrauchs, der Steuerzeitraum und der 


Mehrwertsteuerbetrag, für den Änderungen erforderlich sind, hervorgehen. 


(6) Für die Zwecke dieses Artikels enthält die Mehrwertsteuererklärung keine 


mehrwertsteuerbefreiten Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen, 


für die kein Recht auf Vorsteuerabzug besteht.“ 


23. [gestrichen] 


24. Artikel 369p wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 wird folgender Buchstabe angefügt: 


„e) Status als Steuerpflichtiger, der behandelt wird, als habe er 


Gegenstände gemäß Artikel 14a Absatz 1 erhalten und geliefert.“ 


b) In Absatz 3 wird folgender Buchstabe angefügt: 


„f) Status als Steuerpflichtiger, der behandelt wird, als habe er 


Gegenstände gemäß Artikel 14a Absatz 1 erhalten und geliefert.“ 
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25. [gestrichen] 


26. Artikel 369t erhält folgende Fassung: 


„Artikel 369t 


(1) In der Mehrwertsteuererklärung anzugeben sind die Mehrwertsteuer-


Identifikationsnummer gemäß Artikel 369q und in Bezug auf jeden Mitgliedstaat des 


Verbrauchs, in dem Mehrwertsteuer geschuldet wird, der Gesamtbetrag ohne 


Mehrwertsteuer der Fernverkäufe von aus Drittgebieten oder Drittländern eingeführten 


Gegenständen, für die während des Steuerzeitraums der Steueranspruch entstanden ist, 


sowie der Gesamtbetrag der entsprechenden Mehrwertsteuer, aufgegliedert nach 


Steuersätzen. Ferner sind die anzuwendenden Mehrwertsteuersätze und die gesamte 


Mehrwertsteuerschuld, falls angezeigt, in der Erklärung anzugeben. 


„(2) Sind bis zu dem Zeitpunkt, zu dem diese Mehrwertsteuererklärung gemäß 


Artikel 369s abzugeben ist, Änderungen an der Mehrwertsteuererklärung erforderlich, 


so sind diese Änderungen in diese Mehrwertsteuererklärung aufzunehmen. 


Sind nach dem Zeitpunkt, zu dem die Mehrwertsteuererklärung gemäß Artikel 369s 


abgegeben werden musste, Änderungen an der Mehrwertsteuererklärung eines früheren 


Steuerzeitraums erforderlich, so sind diese Änderungen innerhalb von drei Jahren nach 


dem Tag, an dem die ursprüngliche Mehrwertsteuererklärung gemäß Artikel 369s 


abgegeben werden musste, in eine Mehrwertsteuererklärung eines späteren 


Steuerzeitraums aufzunehmen. Aus dieser späteren Mehrwertsteuererklärung müssen 


der betreffende Mitgliedstaat des Verbrauchs, der Steuerzeitraum und der 


Mehrwertsteuerbetrag, für den Änderungen erforderlich sind, hervorgehen.“ 
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27. In Titel XII Kapitel 6 wird folgender Abschnitt angefügt: 


„Abschnitt 5 


Sonderregelung für unternehmensinterne Verbringungen von Gegenständen 


Artikel 369xa 


Für die Zwecke dieses Abschnitts und unbeschadet anderer Gemeinschaftsvorschriften 


gelten folgende Begriffsbestimmungen: 


1. ‚unternehmensinterne Verbringung von Gegenständen‘ ist die Verbringung von 


Gegenständen in einen anderen Mitgliedstaat gemäß Artikel 17 Absatz 1 und 


umfasst nicht die Verbringung von Gegenständen, für die in diesem Mitgliedstaat 


kein Recht auf vollen Vorsteuerabzug besteht; 


2. „Mitgliedstaat der Identifizierung“ ist der Mitgliedstaat, in dem der 


Steuerpflichtige den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit hat oder, falls er den 


Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit nicht in der Gemeinschaft hat, in dem er eine 


feste Niederlassung hat. 


Hat der Steuerpflichtige den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit nicht in der 


Gemeinschaft, dort jedoch mehr als eine feste Niederlassung, so ist der Mitgliedstaat 


der Identifizierung der Mitgliedstaat mit einer festen Niederlassung, in dem dieser 


Steuerpflichtige die Inanspruchnahme dieser Sonderregelung anzeigt. Der 


Steuerpflichtige ist an diese Entscheidung für das betreffende Kalenderjahr und die 


beiden darauf folgenden Kalenderjahre gebunden. 
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Hat der Steuerpflichtige den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit nicht in der 


Gemeinschaft und hat er dort keine feste Niederlassung, so ist der Mitgliedstaat der 


Identifizierung der Mitgliedstaat des Beginns der Versendung oder Beförderung der 


Gegenstände. Gibt es mehr als einen Mitgliedstaat des Beginns der Versendung oder 


Beförderung der Gegenstände, so gibt der Steuerpflichtige an, welcher dieser 


Mitgliedstaaten der Mitgliedstaat der Identifizierung sein soll. Der Steuerpflichtige ist 


an diese Entscheidung für das betreffende Kalenderjahr und die beiden darauf folgenden 


Kalenderjahre gebunden. 


Für die Zwecke dieser Sonderregelung ist der Mitgliedstaat der Identifizierung jedoch 


derselbe wie für die Zwecke der Sonderregelung nach Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 3, 


wenn diese Person für jene Sonderregelung registriert ist. 


Artikel 369xb 


Die Mitgliedstaaten gestatten Steuerpflichtigen, die Gegenstände unternehmensintern 


verbringen, die Inanspruchnahme dieser Sonderregelung. 


Diese Sonderregelung gilt für alle unternehmensinternen Verbringungen von 


Gegenständen durch einen Steuerpflichtigen, der für diese Sonderregelung registriert ist. 


Artikel 369xc 


Der Steuerpflichtige unterrichtet den Mitgliedstaat der Identifizierung über die Aufnahme und 


die Beendigung seiner dieser Sonderregelung unterliegenden steuerbaren Tätigkeit sowie 


diesbezügliche Änderungen, durch die er die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme 


dieser Sonderregelung nicht mehr erfüllt. Diese Meldung erfolgt elektronisch. 
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Artikel 369xd 


Ein Steuerpflichtiger, der diese Sonderregelung in Anspruch nimmt, wird in Bezug auf 


dieser Sonderregelung unterliegende steuerbare Umsätze nur in dem Mitgliedstaat der 


Identifizierung für Mehrwertsteuerzwecke erfasst. Hierzu verwendet der Mitgliedstaat 


die individuelle Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer, die dem Steuerpflichtigen für 


die Erfüllung seiner Pflichten aufgrund des internen Systems bereits zugeteilt wurde. 


Artikel 369xe 


Der Mitgliedstaat der Identifizierung schließt den Steuerpflichtigen von dieser 


Sonderregelung in folgenden Fällen aus: 


a) wenn der Steuerpflichtige dem Mitgliedstaat der Identifizierung mitteilt, dass 


er keine unternehmensinternen Verbringungen von Gegenständen mehr 


bewirkt, die unter diese Sonderregelung fallen; 


b) wenn aus anderen Gründen davon ausgegangen werden kann, dass die dieser 


Sonderregelung unterliegenden steuerbaren Tätigkeiten des Steuerpflichtigen 


beendet sind; 


c) wenn der Steuerpflichtige die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme dieser 


Sonderregelung nicht mehr erfüllt; 


d) wenn der Steuerpflichtige wiederholt gegen die Vorschriften dieser 


Sonderregelung verstößt. 
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Artikel 369xf 


Der Steuerpflichtige, der diese Sonderregelung in Anspruch nimmt, gibt im Mitgliedstaat 


der Identifizierung für jeden Monat eine elektronische Mehrwertsteuererklärung ab, 


unabhängig davon, ob unter diese Sonderregelung fallende Verbringungen von 


Gegenständen bewirkt wurden oder nicht. Die Mehrwertsteuererklärung ist bis zum Ende 


des Monats nach Ablauf des Steuerzeitraums, der von der Mehrwertsteuererklärung umfasst 


wird, abzugeben. 


Artikel 369xg 


(1) In der Mehrwertsteuererklärung anzugeben sind die Mehrwertsteuer-


Identifikationsnummer nach Artikel 369xd und in Bezug auf jeden Mitgliedstaat, in den 


Gegenstände versandt oder verbracht werden, der Gesamtbetrag der unter diese 


Sonderregelung fallenden Verbringungen ohne Mehrwertsteuer, für die der 


Steuertatbestand während des Steuerzeitraums eingetreten ist. 


In der Mehrwertsteuererklärung sind auch Änderungen in Bezug auf frühere 


Steuerzeiträume gemäß Absatz 3 anzugeben. 


(2) Werden Gegenstände aus anderen Mitgliedstaaten als dem Mitgliedstaat der 


Identifizierung versandt oder befördert, so ist in der Mehrwertsteuererklärung auch der 


Gesamtwert der unter diese Sonderregelung fallenden Verbringungen ohne 


Mehrwertsteuer für jeden Mitgliedstaat, aus dem die Gegenstände versandt oder 


befördert werden, anzugeben. 


In der Mehrwertsteuererklärung ist außerdem die individuelle Mehrwertsteuer-


Identifikationsnummer oder die von jedem Mitgliedstaat, aus dem die Gegenstände 


versandt oder befördert werden, zugewiesene Steuerregisternummer, falls vorhanden, 


anzugeben. Die Mehrwertsteuererklärung enthält die in diesem Absatz genannten 


Angaben, aufgeschlüsselt nach den Mitgliedstaaten, in die die Gegenstände versandt 


oder befördert werden. 
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(3) Sind bis zu dem Zeitpunkt, zu dem diese Mehrwertsteuererklärung gemäß 


Artikel 364xf abzugeben ist, Änderungen an der Mehrwertsteuererklärung erforderlich, 


so sind diese Änderungen in diese Mehrwertsteuererklärung aufzunehmen.  


Sind nach dem Zeitpunkt, zu dem die Mehrwertsteuererklärung gemäß Artikel 369xf 


abgegeben werden musste, Änderungen an der Mehrwertsteuererklärung eines früheren 


Steuerzeitraums erforderlich, so sind diese Änderungen innerhalb von drei Jahren nach 


dem Tag, an dem die ursprüngliche Mehrwertsteuererklärung gemäß Artikel 369xf 


abgegeben werden musste, in eine Mehrwertsteuererklärung eines späteren 


Steuerzeitraums aufzunehmen. Aus dieser späteren Mehrwertsteuererklärung müssen 


der betreffende Mitgliedstaat, in den und aus dem die Gegenstände versandt oder 


befördert wurden, der Steuerzeitraum und die Steuerbemessungsgrundlage, für die 


Änderungen erforderlich sind, hervorgehen. 


Artikel 369xh 


(1) Die Beträge in der Mehrwertsteuererklärung sind in Euro anzugeben. 


Diejenigen Mitgliedstaaten, die den Euro nicht eingeführt haben, können vorschreiben, dass 


die Beträge in der Mehrwertsteuererklärung in ihrer Landeswährung anzugeben sind. 


Wurden für die Lieferungen andere Währungen genutzt, so hat der diese 


Sonderregelung in Anspruch nehmende Steuerpflichtige für die Zwecke der 


Mehrwertsteuererklärung den anwendbaren Umrechnungskurs vom letzten Tag des 


Steuerzeitraums anzuwenden. 


(2) Die Umrechnung erfolgt auf der Grundlage der Umrechnungskurse, die von der 


Europäischen Zentralbank für den betreffenden Tag oder, falls an diesem Tag keine 


Veröffentlichung erfolgt, für den nächsten Tag, an dem eine Veröffentlichung erfolgt, 


veröffentlicht werden. 
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Artikel 369xi 


Für die Zwecke dieser Sonderregelung ist der innergemeinschaftliche Erwerb von 


Gegenständen in dem Mitgliedstaat, in den die Gegenstände versandt oder befördert 


werden, steuerfrei. 


Abweichend von Artikel 214 Absatz 1 begründet der in Absatz 1 genannte 


innergemeinschaftliche Erwerb von Gegenständen keine Registrierungspflicht gemäß 


dem genannten Artikel. 


Für die Zwecke der Artikel 16, 18, 26, 185 bis 189 und 192 gilt diese Steuerbefreiung 


nach Absatz 1 als Ausübung des Rechts auf vollen Vorsteuerabzug, die ohne diese 


Befreiung geschuldet würde. 


Artikel 369xj 


Der Steuerpflichtige, der diese Sonderregelung in Anspruch nimmt, darf in Bezug auf 


seine dieser Sonderregelung unterliegenden steuerbaren Tätigkeiten in der 


Mehrwertsteuererklärung für die Sonderregelung nicht die Vorsteuer gemäß Artikel 168 


dieser Richtlinie in den Mitgliedstaaten anmelden, in die oder aus denen die 


Gegenstände versandt oder befördert werden. Unbeschadet des Artikels 1 Nummer 1 


der Richtlinie 86/560/EWG sowie des Artikels 2 Nummer 1, des Artikels 3 und des 


Artikels 8 Absatz 1 Buchstabe e der Richtlinie 2008/9/EG wird diesem 


Steuerpflichtigen eine Mehrwertsteuererstattung gemäß den genannten Richtlinien 


gewährt. Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 86/560/EWG gelten 


nicht für Erstattungen im Zusammenhang mit Gegenständen und Dienstleistungen, die 


für die Zwecke der unter diese Sonderregelung fallenden unternehmensinternen 


Verbringungen von Gegenständen verwendet werden. 
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Ist der diese Sonderregelung in Anspruch nehmende Steuerpflichtige zur Registrierung 


in einem Mitgliedstaat in Bezug auf nicht der Sonderregelung unterliegende Tätigkeiten 


verpflichtet, so zieht er die in diesem Mitgliedstaat angefallene Vorsteuer für in diesem 


Mitgliedstaat gelieferte Gegenstände oder erbrachte Dienstleistungen im Rahmen der 


nach Artikel 250 abzugebenden Mehrwertsteuererklärung ab. 


Artikel 369xk 


(1) Der diese Sonderregelung in Anspruch nehmende Steuerpflichtige führt 


Aufzeichnungen über seine dieser Sonderregelung unterliegenden unternehmensinternen 


Verbringungen von Gegenständen. Diese müssen so ausführlich sein, dass die 


Steuerbehörden der Mitgliedstaaten, aus denen und in die die Gegenstände versandt oder 


befördert wurden, feststellen können, ob die Mehrwertsteuererklärung korrekt ist. 


(2) Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 sind dem Mitgliedstaat, aus dem oder in den 


die Gegenstände versandt oder befördert wurden, und dem Mitgliedstaat der 


Identifizierung auf Verlangen elektronisch zur Verfügung zu stellen. 


Die Aufzeichnungen sind ab dem 31. Dezember des Jahres, in dem die unternehmensinterne 


Verbringung von Gegenständen erfolgte, zehn Jahre lang aufzubewahren.“ 


Artikel 3 


Änderungen der Richtlinie 2006/112/EG mit Wirkung vom 1. Juli 2028 


Die Richtlinie 2006/112/EG wird wie folgt geändert: 


1. Artikel 243 Absatz 3 wird gestrichen. 


2. Artikel 262 Absatz 2 wird gestrichen. 
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Artikel 4 


Änderungen der Richtlinie 2006/112/EG mit Wirkung vom 1. Juli 2030 


Die Richtlinie 2006/112/EG wird wie folgt geändert: 


(1) Artikel 42 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 


„b) der Erwerber der Gegenstände ist seinen Pflichten zur Übermittlung der Daten 


über den innergemeinschaftlichen Erwerb von Gegenständen gemäß Titel XI 


Kapitel 6 Abschnitt 1 nachgekommen.“ 


(2) Artikel 138 Absatz 1a erhält folgende Fassung: 


„(1a) Die Befreiung gemäß Absatz 1 dieses Artikels gilt nicht, wenn der Lieferer der 


Pflicht zur Übermittlung der Daten über innergemeinschaftliche Umsätze nach den 


Artikeln 262 und 263 nicht nachgekommen ist oder die übermittelten Daten nicht die 


gemäß Artikel 264 erforderlichen korrekten Angaben zur Lieferung enthalten, es sei 


denn, der Lieferer kann sein Versäumnis zur Zufriedenheit der zuständigen Behörden 


ordnungsgemäß begründen.“ 


2a. In Artikel 168 wird folgender Absatz angefügt: 


„Unterliegt der Umsatz den Meldepflichten nach Artikel 271a Absatz 1, so können die 


Mitgliedstaaten gemäß den von ihnen festgelegten Bedingungen vorsehen, dass der 


Kunde nur dann das Recht auf Abzug oder Erstattung der geschuldeten oder 


entrichteten Mehrwertsteuer hat, wenn er im Besitz einer elektronischen Rechnung ist, 


die gemäß den Anforderungen des Artikels 218 Absatz 3 ausgestellt wurde.“ 
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2b. Artikel 217 erhält folgende Fassung: 


„Artikel 217 


Für die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck ‚elektronische Rechnung‘ 


eine Rechnung, die die nach dieser Richtlinie erforderlichen Angaben enthält und 


zumindest in Bezug auf die in den Artikeln 262 und 271b enthaltenen Daten in einem 


strukturierten elektronischen Format ausgestellt, übermittelt und empfangen wird, das 


ihre automatische und elektronische Verarbeitung ermöglicht.“ 


3. Artikel 218 erhält folgende Fassung: 


„Artikel 218 


(1) Elektronische Rechnungen, Dokumente oder Mitteilungen auf Papier oder in 


elektronischen Formaten, bei denen es sich nicht um elektronische Rechnungen handelt, 


müssen die in diesem Kapitel festgelegten Bedingungen erfüllen, um als Rechnungen 


anerkannt zu werden. 


(2) Für die Zwecke dieser Richtlinie werden Rechnungen als elektronische Rechnungen 


ausgestellt. Die Mitgliedstaaten können jedoch für Umsätze, die nicht den 


Meldepflichten nach Titel XI Kapitel 6 unterliegen, Dokumente oder Mitteilungen auf 


Papier oder in elektronischen Formaten, bei denen es sich nicht um elektronische 


Rechnungen handelt, als Rechnung anerkennen. 


(3) Elektronische Rechnungen müssen der europäischen Norm für die elektronische 


Rechnungsstellung und der Liste von Syntaxen gemäß der Richtlinie 2014/55/EU des 


Europäischen Parlaments und des Rates* entsprechen. Die Mitgliedstaaten können die 


Verwendung anderer als der in Artikel 262 genannten Normen für elektronische Rechnungen 


über Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen in ihrem Gebiet gestatten. 


www.parlament.gv.at



https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=189926&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:11012/24;Nr:11012;Year:24&comp=11012%7C2024%7C

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=189926&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:ECOFIN%202;Code:ECOFIN;Nr:2&comp=ECOFIN%7C2%7C

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=189926&code1=RIL&code2=&gruppen=Link:2014/55/EU;Year:2014;Nr:55&comp=





 


 


11012/24   gha/ff 55 


 ECOFIN 2B  DE 
 


(4) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, 


dass elektronische Rechnungen, die von Steuerpflichtigen ausgestellt werden, 


- die nach dieser Richtlinie erforderlichen Informationen enthalten; 


- die in Absatz 3 genannten erforderlichen technischen Normen für die 


elektronische Rechnungsstellung erfüllen. 


(5) Die Mitgliedstaaten gestatten, dass der Steuerpflichtige, der die Rechnung ausstellt, 


oder ein in seinem Namen und für seine Rechnung handelnder Dritter die in Absatz 4 


vorgesehenen Maßnahmen einhält. 


Die Mitgliedstaaten können auch die Nutzung eines öffentlichen Portals gestatten, 


sofern dieses verfügbar ist. 


 


* Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 


2014 über die elektronische Rechnungsstellung bei öffentlichen Aufträgen (ABl. 


L 133 vom 6.5.2014, S. 1).“ 


4. Artikel 222 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 


„Für Gegenstände, die unter den Voraussetzungen des Artikels 138 geliefert werden, 


oder für Gegenstände oder Dienstleistungen, für die nach den Artikeln 194, 195, 196 


und 197 der Erwerber bzw. Dienstleistungsempfänger die Mehrwertsteuer schuldet, 


wird spätestens zehn Tage nach Eintreten des Steuertatbestands eine Rechnung 


ausgestellt. 


Im Falle einer Vorauszahlung bei Lieferungen von Gegenständen oder Dienstleistungen, 


für die nach den Artikeln 194, 195, 196 und 197 der Erwerber bzw. 


Dienstleistungsempfänger die Mehrwertsteuer schuldet, wird spätestens zehn Tage nach 


Eingang der Vorauszahlung eine Rechnung ausgestellt.“ 
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5. Artikel 223 wird wie folgt geändert: 


„Artikel 223 


Die Mitgliedstaaten gestatten den Steuerpflichtigen, für mehrere getrennte Lieferungen 


von Gegenständen oder Dienstleistungen zusammenfassende Rechnungen auszustellen, 


sofern der Steueranspruch für die auf einer zusammenfassenden Rechnung aufgeführten 


Lieferungen von Gegenständen oder Dienstleistungen innerhalb desselben 


Kalendermonats eintritt. 


Für Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen nach Artikel 222 werden die 


zusammenfassenden Rechnungen spätestens zehn Tage nach Ablauf des 


Kalendermonats, auf den sich die zusammenfassende Rechnung bezieht, ausgestellt. 


Die Mitgliedstaaten können die Ausstellung von zusammenfassenden Rechnungen in 


bestimmten betrugsanfälligen Sektoren ausschließen. Die Mitgliedstaaten unterrichten 


den Mehrwertsteuerausschuss über die von ihnen angewandten Ausnahmen.“ 


6. Artikel 226 wird wie folgt geändert: 


 a) Nummer 11a erhält folgende Fassung: 


„11a. die Angabe ‚Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers‘ bei 


Steuerschuldnerschaft des Erwerbers bzw. Dienstleistungsempfängers und 


zusätzlich die Angabe ‚Dreiecksgeschäft‘ im Falle einer Lieferung von 


Gegenständen, für die der Empfänger die Steuer gemäß Artikel 197 schuldet;“ 
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b) Die folgenden Nummern 16 und 17 werden angefügt: 


„16. im Falle einer Rechnungsberichtigung nach Artikel 219: die unter 


Nummer 2 genannte fortlaufende Nummer der berichtigten Rechnung; 


17. die Kontonummer(n) oder die Nummer(n) virtueller Konten des Lieferers 


bzw. Dienstleistungserbringers oder andere Kennungen, die das Konto oder 


die Konten des Lieferers bzw. Dienstleistungserbringers eindeutig 


identifizieren, auf das bzw. die die Rechnungsempfänger bezahlen können.“ 


6a. Artikel 232 erhält folgende Fassung: 


„Artikel 232 


Die Ausstellung einer elektronischen Rechnung an einen Steuerpflichtigen oder eine 


nichtsteuerpflichtige juristische Person, die der europäischen Norm für die elektronische 


Rechnungsstellung und der Liste von Syntaxen gemäß der Richtlinie 2014/55/EU 


entspricht, ist nicht von der Zustimmung durch den Empfänger abhängig. Die 


Mitgliedstaaten können jedoch Rechnungen, die dieser Norm entsprechen, für Umsätze, 


die nicht den Meldepflichten nach Titel XI Kapitel 6 unterliegen, von der Zustimmung 


durch den Empfänger abhängig machen, wenn dieser Mitgliedstaat von der Möglichkeit 


nach Artikel 218 Absatz 2 Gebrauch gemacht hat. 
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Die Ausstellung einer elektronischen Rechnung, die einer anderen Norm entspricht, 


oder von Rechnungen in elektronischen Formaten, bei denen es sich nicht um 


elektronische Rechnungen handelt, an einen Steuerpflichtigen oder eine 


nichtsteuerpflichtige juristische Person ist von der Zustimmung durch den Empfänger 


abhängig. Mitgliedstaaten, die von der Möglichkeit nach Artikel 218 Absatz 3 Gebrauch 


gemacht haben, können jedoch vorsehen, dass elektronische Rechnungen, die anderen 


Normen entsprechen, nicht von der Zustimmung durch den in ihrem Gebiet ansässigen 


Empfänger abhängig sind. 


Mitgliedstaaten, die von der Möglichkeit nach Artikel 221 Absatz 1 Gebrauch gemacht 


haben, können die Ausstellung elektronischer Rechnungen oder von Rechnungen in 


elektronischen Formaten, bei denen es sich nicht um elektronische Rechnungen handelt, von 


der Zustimmung durch den Erwerber bzw. Dienstleistungsempfänger abhängig machen.“ 


6b. In Artikel 233 Absatz 2 erhält der einleitende Teil folgende Fassung: 


„Neben der in Absatz 1 beschriebenen Art von innerbetrieblichen Steuerungsverfahren 


lassen sich die folgenden Beispiele von Technologien anführen, welche die Echtheit 


der Herkunft und die Unversehrtheit des Inhalts einer elektronischen Rechnung oder 


von Dokumenten oder Mitteilungen in elektronischen Formaten, bei denen es sich 


nicht um elektronische Rechnungen handelt, gewährleisten:“ 


6c. Artikel 235 erhält folgende Fassung: 


„Artikel 235 


Die Mitgliedstaaten können spezifische Anforderungen für elektronische Rechnungen 


oder Dokumente oder Mitteilungen in elektronischen Formaten, bei denen es sich 


nicht um elektronische Rechnungen handelt, festlegen, die für Lieferungen von 


Gegenständen oder Dienstleistungen in ihrem Gebiet in einem Land ausgestellt 


werden, mit dem keine Rechtsvereinbarung über Amtshilfe besteht, deren 


Anwendungsbereich mit dem der Richtlinie 2010/24/EU und der Verordnung (EG) 


Nr. 1798/2003 vergleichbar ist.“ 
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6d. Artikel 236 erhält folgende Fassung: 


„Artikel 236 


Werden mehrere elektronische Rechnungen oder Dokumente oder Mitteilungen in 


elektronischen Formaten, bei denen es sich nicht um elektronische Rechnungen 


handelt, gebündelt ein und demselben Rechnungsempfänger übermittelt oder für 


diesen bereitgehalten, so ist es zulässig, Angaben, die allen Rechnungen gemeinsam 


sind, nur ein einziges Mal aufzuführen, sofern für jede Rechnung die kompletten 


Angaben zugänglich sind.“ 


7. In Titel XI erhält die Überschrift des Kapitel 6 folgende Fassung: 


„KAPITEL 6 


Digitale Meldepflichten“ 


8. In Titel XI Kapitel 6 wird folgende Überschrift für Abschnitt 1 eingefügt: 


„Abschnitt 1 


Digitale Meldepflichten für grenzüberschreitende Lieferungen von Gegenständen oder 


Dienstleistungen zwischen Steuerpflichtigen in der Gemeinschaft“ 


9. Artikel 262 erhält folgende Fassung: 
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„Artikel 262 


(1) Jeder Steuerpflichtige mit Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer legt die in 


Artikel 264 genannten Daten zu Folgendem vor: 


a) Lieferungen und Verbringungen von Gegenständen gemäß Artikel 138 Absatz 1 


und Artikel 138 Absatz 2 Buchstabe c, 


b) innergemeinschaftlichen Erwerben von Gegenständen gemäß Artikel 20 und 


diesen gleichgestellten Umsätzen gemäß Artikel 21 oder 22, 


c) Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen, bei denen es sich nicht um 


Gegenstände oder Dienstleistungen handelt, die in dem Mitgliedstaat, in dem der 


Umsatz steuerbar ist, von der Mehrwertsteuer befreit sind und für die der 


Empfänger gemäß Artikel 194 – sofern der Erwerber bzw. 


Dienstleistungsempfänger für Mehrwertsteuerzwecke erfasst ist – und den 


Artikeln 195, 196 und 197 die Steuer schuldet, und 


d) dem Erwerb von Gegenständen und Dienstleistungen, bei denen es sich nicht um 


Gegenstände oder Dienstleistungen handelt, die in dem Mitgliedstaat, in dem der 


Umsatz steuerbar ist, von der Mehrwertsteuer befreit sind und für den diese Person 


gemäß Artikel 194 – sofern der Erwerber bzw. Dienstleistungsempfänger für 


Mehrwertsteuerzwecke erfasst ist –, 195, 196, 197 oder 204 die Steuer schuldet. 


Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass Steuerpflichtige mit einer Mehrwertsteuer-


Identifikationsnummer die in Artikel 264 genannten Daten über die in Unterabsatz 1 


Buchstaben b und d genannten Umsätze nicht übermitteln. Die Mitgliedstaaten, die von 


dieser Möglichkeit Gebrauch machen, teilen dies der Kommission mit, die die anderen 


Mitgliedstaaten wie folgt unterrichtet: 


 


a) vor dem Inkrafttreten dieser Maßnahme über die Annahme dieser Maßnahme; 


b) vor dem Datum, an dem diese Maßnahme nicht mehr angewandt wird, über dieses Datum. 
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(2) Die in Absatz 1 genannten Angaben werden dem Mitgliedstaat übermittelt, der dem 


Steuerpflichtigen die Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer erteilt hat, die dieser für 


den Umsatz verwendet hat, auf den sich die Angaben beziehen. 


(3) Abweichend von Absatz 1 Buchstaben a und b übermitteln Steuerpflichtige, die im 


Rahmen der Sonderregelung nach Titel XII Abschnitt 5 Kapitel 6 registriert sind, keine 


Angaben zu unternehmensinternen Verbringungen von Gegenständen und Umsätzen, 


die einem innergemeinschaftlichen Erwerb gemäß Artikel 21 oder 22 gleichgestellt sind 


und sich auf dieselben Gegenstände beziehen.“ 


10. Artikel 263 erhält folgende Fassung: 


„Artikel 263 


(1) Die in Artikel 262 Absatz 1 genannten Daten werden für jeden einzelnen Umsatz von 


den Steuerpflichtigen, die zur Ausstellung einer Rechnung für die in Artikel 262 Absatz 1 


Buchstaben a und c genannten Umsätze verpflichtet sind, zu dem Zeitpunkt übermittelt, zu 


dem die Rechnung ausgestellt wird oder hätte ausgestellt werden müssen. 


Wird die Rechnung vom Erwerber der Gegenstände oder vom Empfänger der 


Dienstleistungen für Rechnung des zur Ausstellung einer Rechnung verpflichteten 


Steuerpflichtigen ausgestellt, so werden die in Artikel 262 Absatz 1 genannten Daten 


für jeden einzelnen Umsatz spätestens fünf Tage nach dem Zeitpunkt übermittelt, zu 


dem die Rechnung ausgestellt wird oder hätte ausgestellt werden müssen. 


(2) Die in Artikel 262 Absatz 1 genannten Daten werden für jeden einzelnen Umsatz 


von den Steuerpflichtigen, denen eine Rechnung für die in Artikel 262 Absatz 1 


Buchstaben b und d genannten Umsätze ausgestellt werden muss, spätestens fünf Tage 


nach Eingang der Rechnung übermittelt. Die Mitgliedstaaten können die Übermittlung 


von Daten zu diesen Umsätzen vorsehen, wenn die Person, der die Rechnung 


auszustellen ist, die Rechnung nicht rechtzeitig erhalten hat. 
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(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Daten werden vom Steuerpflichtigen oder 


von einem Dritten für Rechnung des Steuerpflichtigen übermittelt. Die Mitgliedstaaten 


stellen die elektronischen Mittel für die Übermittlung dieser Daten bereit. 


Die Mitgliedstaaten gestatten die Übermittlung solcher Daten, die der europäischen 


Norm für die elektronische Rechnungsstellung und der Liste von Syntaxen gemäß der 


Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates entsprechen. 


(4) Die einheitliche elektronische Mitteilung zur Übermittlung der in den Absätzen 1 


und 2 genannten Daten wird im Einklang mit dem Verfahren nach Artikel 58 Absatz 2 


der Verordnung (EU) Nr. 904/2010 festgelegt.“ 


11. Artikel 264 erhält folgende Fassung: 


„Artikel 264 


Die gemäß Artikel 263 übermittelten Daten enthalten alle folgenden Angaben: 


a) für Lieferungen von Gegenständen gemäß Artikel 138 Absatz 1 und für 


Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen, bei denen es sich nicht um 


Gegenstände oder Dienstleistungen handelt, die in dem Mitgliedstaat, in dem der 


Umsatz steuerbar ist, von der Mehrwertsteuer befreit sind und für die der 


Empfänger gemäß den Artikeln 194, 195, 196 und 197 die Steuer schuldet, die in 


Artikel 226 Nummern 1 bis 4, 6, 7, 8, 11, 16, 17 und gegebenenfalls 11a 


genannten Angaben; 


b) für Verbringungen gemäß Artikel 138 Absatz 2 Buchstabe c die in Artikel 226 


Nummern 1 bis 4, 6, 7, 8, 11 und 16 genannten Angaben; 
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c) für gemäß Artikel 20 bewirkte innergemeinschaftliche Erwerbe von Gegenständen 


und für diesen gemäß Artikel 22 gleichgestellte Umsätze die in Artikel 226 


Nummern 1 bis 4, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 16 und 17 genannten Angaben; 


d) für Umsätze, die gemäß Artikel 21 einem innergemeinschaftlichen Erwerb von 


Gegenständen gleichgestellt sind, die in Artikel 226 Nummern 1 bis 4, 6, 7, 8, 9, 


10, 11 und 16 genannten Angaben; 


e) für den Erwerb von Gegenständen und Dienstleistungen, bei denen es sich nicht 


um Gegenstände oder Dienstleistungen handelt, die in dem Mitgliedstaat, in dem 


der Umsatz steuerbar ist, von der Mehrwertsteuer befreit sind und für die der 


Empfänger gemäß den Artikeln 194, 195, 196, 197 oder 204 die Steuer schuldet, 


die in Artikel 226 Nummern 1 bis 4, 6, 7, 8, 9, 10, 16, 17 und gegebenenfalls 15 


genannten Angaben.“ 


12. [gestrichen] 


13. [gestrichen] 


14. [gestrichen] 


15. [gestrichen] 
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16. Die Artikel 265, 266, 267, 268, 269, 270 und 271 werden aufgehoben. 


17. In Titel XI Kapitel 6 wird folgender Abschnitt 2 eingefügt: 


„Abschnitt 2 


Digitale Meldepflichten für Eigenlieferungen und Lieferungen von Gegenständen und 


Dienstleistungen zwischen Steuerpflichtigen im Gebiet eines Mitgliedstaats 


Artikel 271a 


(1) Die Mitgliedstaaten können vorschreiben, dass Steuerpflichtige, die in ihrem Gebiet 


ansässig oder für Mehrwertsteuerzwecke erfasst sind, ihren Steuerbehörden auf 


elektronischem Weg Daten über andere als die in Artikel 262 genannten Lieferungen 


von Gegenständen und Dienstleistungen übermitteln, die in ihrem Gebiet an sie selbst 


oder an andere Steuerpflichtige bewirkt wurden. 


(2) Die Mitgliedstaaten können vorschreiben, dass Steuerpflichtige, die in ihrem Gebiet 


ansässig oder für Mehrwertsteuerzwecke erfasst sind, ihren Steuerbehörden auf 


elektronischem Weg Daten über andere als die in Artikel 262 genannten Lieferungen 


von Gegenständen und Dienstleistungen übermitteln, die in ihrem Gebiet an sie durch 


sie selbst oder durch andere Steuerpflichtige bewirkt wurden. 
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Artikel 271b 


(1) Schreibt ein Mitgliedstaat die Übermittlung von Daten gemäß Artikel 271a Absatz 1 


vor, so übermittelt der zur Ausstellung der Rechnung verpflichtete Steuerpflichtige oder 


ein Dritter für Rechnung dieses Steuerpflichtigen diese Daten zu jedem einzelnen 


Umsatz zu dem Zeitpunkt, zu dem die Rechnung ausgestellt wird oder hätte ausgestellt 


werden müssen. 


Wird die Rechnung vom Erwerber der Gegenstände oder vom Empfänger der 


Dienstleistungen für Rechnung des zur Ausstellung einer Rechnung verpflichteten 


Steuerpflichtigen ausgestellt, so werden die in Artikel 271a Absatz 1 genannten Daten 


für jeden einzelnen Umsatz spätestens fünf Tage nach dem Zeitpunkt übermittelt, zu 


dem die Rechnung ausgestellt wird oder hätte ausgestellt werden müssen. 


(2) Schreibt ein Mitgliedstaat die Übermittlung der Daten gemäß Artikel 271a Absatz 2 


vor, so übermittelt der Steuerpflichtige, dem eine Rechnung ausgestellt wurde, oder ein 


Dritter für Rechnung dieses Steuerpflichtigen diese Daten zu jedem einzelnen Umsatz 


spätestens fünf Tage nach Eingang der Rechnung. Die Mitgliedstaaten können die 


Übermittlung von Daten zu diesen Umsätzen vorsehen, wenn die Person, der die 


Rechnung auszustellen ist, die Rechnung nicht rechtzeitig erhalten hat. 


(3) Die Mitgliedstaaten gestatten die Übermittlung von Daten aus elektronischen 


Rechnungen, die der europäischen Norm für die elektronische Rechnungsstellung und 


der Liste von Syntaxen gemäß der Richtlinie 2014/55/EU entsprechen. 


Die Mitgliedstaaten können die Übermittlung der Daten aus elektronischen Rechnungen 


unter Verwendung anderer Datenformate als der europäischen Norm für die 


elektronische Rechnungsstellung und der Liste von Syntaxen gemäß der Richtlinie 


2014/55/EU gestatten, sofern die anderen Datenformate die Interoperabilität mit dieser 


europäischen Norm für die elektronische Rechnungsstellung gewährleisten. 
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(4) Mitgliedstaaten, die die Übermittlung der Daten gemäß Artikel 271a vorschreiben, 


können den Umfang dieser Verpflichtung auf bestimmte Gruppen von Steuerpflichtigen 


oder bestimmte Umsätze beschränken. Sie legen ferner fest, welche Daten zu 


übermitteln sind. 


Artikel 271c 


Bis spätestens 31. März 2033 legt die Kommission dem Rat auf der Grundlage der von 


den Mitgliedstaaten bereitgestellten Informationen einen Zwischenbewertungsbericht 


über das Funktionieren der elektronischen Rechnungsstellung nach Kapitel 3 und der im 


vorliegenden Kapitel festgelegten EU-internen und nationalen digitalen Meldepflichten 


vor. In diesem Bericht verfährt die Kommission wie folgt: 


 Sie bewertet die Auswirkungen der Maßnahmen auf die Wirksamkeit der 


Mehrwertsteuererhebung und die Verringerung der Mehrwertsteuerlücke, auf die 


Anzahl der von der Steuerverwaltung durchgeführten Kontrollen sowie auf die 


Verringerung des Verwaltungsaufwands und die Kosteneinsparungen für 


Steuerpflichtige; 


 


 sie bewertet die Auswirkungen der den Mitgliedstaaten in Artikel 262 Absatz 1 


Unterabsatz 2 gewährten Möglichkeit auf den Mehrwertsteuerbetrug in anderen 


Mitgliedstaaten und auf das Funktionieren des zentralen MIAS; 


 


 sie bewertet die technischen Probleme, die sich aus der Durchführung der Maßnahmen 


ergeben, wie etwa Fehler, Verzögerungen und Auslassungen im Zusammenhang mit 


der Übermittlung der Rechnungen und Daten; 


 


 sie nimmt eine Bestandsaufnahme der Maßnahmen und Diensten vor, die von den 


Mitgliedstaaten eingeführt und den Steuerpflichtigen zur Verfügung gestellt werden, 


um ihren Verwaltungsaufwand zu verringern; 
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 sie nimmt eine Bestandsaufnahme möglicher neuer technologischer Entwicklungen in 


den Bereichen elektronische Rechnungsstellung und digitale Berichterstattung vor; 


 


 sie bewertet entsprechend die Notwendigkeit weiterer Maßnahmen und unterbreitet, 


falls erforderlich, entsprechende Vorschläge. 


18. Artikel 273 erhält folgende Fassung: 


„Artikel 273 


Die Mitgliedstaaten können vorbehaltlich der Gleichbehandlung der von Steuerpflichtigen 


bewirkten Inlandsumsätze und innergemeinschaftlichen Umsätze weitere Pflichten vorsehen, 


die sie für erforderlich erachten, um eine genaue Erhebung der Steuer sicherzustellen und um 


Steuerhinterziehung zu vermeiden, sofern diese Pflichten im Handelsverkehr zwischen den 


Mitgliedstaaten nicht zu Formalitäten beim Grenzübertritt führen. 


Die Möglichkeit nach Absatz 1 darf nicht dazu führen, dass zusätzlich zu den in 


Kapitel 3 genannten Pflichten weitere Pflichten in Bezug auf die Rechnungsstellung 


oder zusätzlich zu den in Titel XI Kapitel 6 genannten Pflichten neue weitere 


allgemeine umsatzbasierte Meldepflichten für Lieferungen oder Erwerbe von 


Gegenständen und Dienstleistungen zwischen Steuerpflichtigen mit Mehrwertsteuer-


Identifikationsnummer innerhalb der Union festgelegt werden. Dennoch können die 


Mitgliedstaaten von Steuerpflichtigen verlangen, dass sie Daten über ihre Umsätze für 


die Zwecke der Meldung dieser Daten speichern, wenn diese für die Erstellung einer 


Mehrwertsteuererklärung oder für Prüfungszwecke erforderlich sind. Mitgliedstaaten, 


bei denen am 1. Januar 2024 eine allgemeine umsatzbasierte Meldepflicht für die 


Lieferung von anderen als den in Artikel 262 genannten Gegenständen und 


Dienstleistungen bestand, können diese Meldepflichten beibehalten, bis sie ein digitales 


Echtzeit-Meldesystem für die Lieferung von Gegenständen und Dienstleistungen 


einführen, das den Anforderungen nach Titel XI Kapitel 6 Abschnitt 2 entspricht. 
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Mitgliedstaaten, bei denen am 1. Januar 2024 eine allgemeine umsatzbasierte Meldepflicht 


für den Erwerb von anderen als den in Artikel 262 genannten Gegenständen und 


Dienstleistungen bestand, können diese Meldepflichten beibehalten, bis sie ein digitales 


Echtzeit-Meldesystem für den Erwerb von Gegenständen und Dienstleistungen einführen, 


das den Anforderungen nach Titel XI Kapitel 6 Abschnitt 2 entspricht. 


Die Mitgliedstaaten können die Verpflichtung für Steuerpflichtige beibehalten, Daten über 


ihre Umsätze für die Zwecke der Meldung dieser Daten zu speichern, wenn diese für die 


Erstellung einer Mehrwertsteuererklärung oder für Prüfungszwecke erforderlich sind. 


Die Mitgliedstaaten können für Umsätze, die nicht unter die Meldepflichten nach 


Titel XI Kapitel 6 fallen, Meldepflichten auferlegen.“ 


Artikel 5 


Umsetzung 


(0) Die Mitgliedstaaten können die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Bezug auf Artikel 0 


Absätze 1 und 2 dieser Richtlinie ab dem [ABl.: Bitte Datum des Inkrafttretens dieser Richtlinie 


einfügen] anwenden. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. 


Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch 


einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 


regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 


(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis zum 31. Dezember 2025 die Rechts- und 


Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um Artikel 1 dieser Richtlinie nachzukommen. Sie 


setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. 
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Sie wenden diese Vorschriften ab dem 1. Januar 2026 an. 


Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch 


einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 


regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 


(2) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis zum 30. Juni 2027 die Rechts- und 


Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um Artikel 2 dieser Richtlinie nachzukommen. 


Sie wenden diese Vorschriften ab dem 1. Juli 2027 an. 


Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch 


einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 


regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 


(3) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis zum 30. Juni 2028 die Rechts- und 


Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um Artikel 3 dieser Richtlinie nachzukommen. 


Sie wenden diese Vorschriften ab dem 1. Juli 2028 an. 


Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch 


einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 


regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 


(4) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis zum 30. Juni 2030 die Rechts- und 


Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um Artikel 4 dieser Richtlinie nachzukommen. 


Sie wenden diese Vorschriften ab dem 1. Juli 2030 an. 
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Mitgliedstaaten, bei denen am 1. Januar 2024 eine nationale Pflicht zur umsatzbasierten digitalen 


Echtzeitmeldung bestand oder die vor dem 1. Januar 2024 auf der Grundlage des Artikels 395 


ermächtigt wurden, eine solche Pflicht einzuführen, oder – wenn eine solche Ermächtigung nicht 


erforderlich war – die vor dem 1. Januar 2024 nationale Rechtsvorschriften erlassen haben, in denen 


die Einführung einer solchen nationalen Pflicht zur umsatzbasierten digitalen Echtzeitmeldung 


vorgesehen ist, wenden jedoch die Bestimmungen in Artikel 4 Absatz 3 im Zusammenhang mit 


Artikel 218 und nach Artikel 4 Absatz 17 im Zusammenhang mit den Artikeln 271a und 271b bis 


Januar 2035 an, soweit es um die nationale elektronische Rechnungsstellung und Berichterstattung 


geht. Wird bei der Bewertung gemäß Artikel 271c festgestellt, dass Mängel bestehen, so prüft die 


Kommission, ob weitere Maßnahmen erforderlich sind, und unterbreitet erforderlichenfalls einen 


geeigneten Vorschlag, um diese Frist zu verschieben, bis diese Mängel behoben sind. 


Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch 


einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 


regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 


(5) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen 


Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 
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Artikel 6 


Inkrafttreten 


Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 


Union in Kraft. 


Artikel 7 


Adressaten 


Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident / Die Präsidentin 
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung 


Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Entlastung der Bürgerinnen 


und Bürger, der Wirtschaft sowie 
der Verwaltung von Bürokratie 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Entlastung der Bürgerinnen 


und Bürger, der Wirtschaft sowie 
der Verwaltung von Bürokratie 


(Viertes Bürokratieentlastungsge-
setz) 


(Viertes Bürokratieentlastungsge-
setz) 


Vom ... Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz be-
schlossen: 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz be-
schlossen: 


Inhaltsübersicht Inhaltsübersicht 


Artikel 1 Änderung des Handelsgesetz-
buchs 


Artikel 1 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 2 Änderung des Einführungsge-
setzes zum Handelsgesetz-
buch 


Artikel 2 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 3 Änderung der Abgabenordnung Artikel 3 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 4 Änderung des Einführungsge-
setzes zur Abgabenordnung 


Artikel 4 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 5 Änderung des Umsatzsteuer-
gesetzes 


Artikel 5 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 6 Änderung des Bundesmelde-
gesetzes 


Artikel 6 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 7 Änderung der Beherbergungs-
meldedatenverordnung 


Artikel 7 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 8 Änderung des Passgesetzes Artikel 8 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 9 Änderung des Luftverkehrsge-
setzes 


Artikel 9 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 10 Änderung des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes 


Artikel 10 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 11 Änderung des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprü-
fung 


Artikel 11 u n v e r ä n d e r t  
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Artikel 12 Änderung des Unterhaltsvor-
schussgesetzes 


Artikel 12 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 13 Änderung der Bundesnotarord-
nung 


Artikel 13 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 14 Änderung der Bundesrechtsan-
waltsordnung 


Artikel 14 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 15 Änderung des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs 


Artikel 15 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 16 Änderung des Einführungsge-
setzes zum Bürgerlichen Ge-
setzbuche 


Artikel 16 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 17 Änderung der Versteigererver-
ordnung 


Artikel 17 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 18 Änderung des Umwandlungs-
gesetzes 


Artikel 18 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 19 Änderung des Aktiengesetzes Artikel 19 u n v e r ä n d e r t  


 Artikel 20 Änderung des Einführungs-
gesetzes zum Aktiengesetz 


Artikel 20 Änderung des SE-Ausfüh-
rungsgesetzes 


Artikel 21 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 21 Änderung des Gesetzes betref-
fend die Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung 


Artikel 22 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 22 Änderung des SCE-Ausfüh-
rungsgesetzes 


Artikel 23 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 23 Änderung des Depotgesetzes Artikel 24 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 24 Änderung des Schuldverschrei-
bungsgesetzes 


Artikel 25 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 25 Änderung des Patentgesetzes Artikel 26 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 26 Änderung der Patentanwalts-
ordnung 


Artikel 27 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 27 Änderung des Urheberrechts-
gesetzes 


Artikel 28 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 28 Änderung des Verwertungsge-
sellschaftengesetzes 


Artikel 29 u n v e r ä n d e r t  
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Artikel 29 Änderung des Investmentsteu-
ergesetzes 


Artikel 30 u n v e r ä n d e r t  


 Artikel 31 Änderung des Bewertungs-
gesetzes 


Artikel 30 Änderung des Steuerbera-
tungsgesetzes 


Artikel 32 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 31 Änderung des Einkommensteu-
ergesetzes 


Artikel 33 u n v e r ä n d e r t  


 Artikel 34 Änderung des Grundsteuer-
gesetzes 


Artikel 32 Änderung der Wirtschaftsprü-
ferordnung 


Artikel 35 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 33 Änderung der Gewerbeord-
nung 


Artikel 36 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 34 Änderung der Handwerksord-
nung 


Artikel 37 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 35 Änderung des Mess- und Eich-
gesetzes 


Artikel 38 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 36 Änderung des Bundesbergge-
setzes 


Artikel 39 u n v e r ä n d e r t  


 Artikel 40 Änderung des Energiewirt-
schaftsgesetzes 


Artikel 37 Aufhebung des Gesetzes zur 
Abwicklung des Ausgleichs-
fonds nach dem Dritten Verstro-
mungsgesetz 


Artikel 41 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 38 Aufhebung des Steinkohlebei-
hilfengesetzes 


Artikel 42 u n v e r ä n d e r t  


 Artikel 43 Änderung des Windenergie-
auf-See-Gesetzes 


Artikel 39 Änderung des Schuldenmit-
übernahmegesetzes 


Artikel 44 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 40 Änderung des Kapitalanlagege-
setzbuchs 


Artikel 45 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 41 Änderung des Akkreditierungs-
stellengesetzes 


Artikel 46 u n v e r ä n d e r t  
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Artikel 42 Änderung des Bundesnatur-
schutzgesetzes 


Artikel 47 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 43 Änderung des Fünften Vermö-
gensbildungsgesetzes 


Artikel 48 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 44 Änderung des Nachweisgeset-
zes 


Artikel 49 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 45 Änderung des Heimarbeitsge-
setzes 


Artikel 50 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 46 Änderung des Arbeitszeitgeset-
zes 


Artikel 51 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 47 Änderung des Jugendarbeits-
schutzgesetzes 


Artikel 52 u n v e r ä n d e r t  


 Artikel 53 Änderung des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes 


 Artikel 54 Änderung des Künstlersozi-
alversicherungsgesetzes 


Artikel 48 Änderung des Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetzes 


Artikel 55 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 49 Änderung der Elternzeitverord-
nung für Soldatinnen und Sol-
daten 


Artikel 56 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 50 Änderung des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch 


Artikel 57 u n v e r ä n d e r t  


 Artikel 58 Änderung des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch 


Artikel 51 Änderung des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch 


Artikel 59 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 52 Weitere Änderung des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch 


Artikel 60 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 53 Änderung des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch 


Artikel 61 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 54 Änderung des Finanzverwal-
tungsgesetzes 


Artikel 62 u n v e r ä n d e r t  


 Artikel 63 Änderung des Rentenüber-
sichtsgesetzes 


Artikel 55 Änderung des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch 


Artikel 64 u n v e r ä n d e r t  
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Artikel 56 Änderung der Unfallversiche-
rungs-Anzeigeverordnung 


Artikel 65 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 57 Änderung des Pflegezeitgeset-
zes 


Artikel 66 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 58 Änderung des Familienpflege-
zeitgesetzes 


Artikel 67 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 59 Änderung des Seesicherheits-
Untersuchungs-Gesetzes 


Artikel 68 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 60 Folgeänderungen zum Seesi-
cherheits-Untersuchungs-Ge-
setz 


Artikel 69 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 61 Aufhebung der Verordnung 
über die Gründung, Tätigkeit 
und Umwandlung von Produkti-
onsgenossenschaften des 
Handwerks 


Artikel 70 u n v e r ä n d e r t  


Artikel 62 Inkrafttreten Artikel 71 u n v e r ä n d e r t  
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Artikel 1 Artikel 1 


Änderung des Handelsgesetz-
buchs 


Änderung des Handelsgesetz-
buchs 


Das Handelsgesetzbuch in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
4100-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, das zuletzt durch Artikel 34 Absatz 1 
des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


Das Handelsgesetzbuch in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
4100-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, das zuletzt durch Artikel 29 des Ge-
setzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 108) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 


1. § 75 wird wie folgt geändert: 1. u n v e r ä n d e r t  


a) In Absatz 1 werden die Wörter „den 
Vorschriften der §§ 70 und 71“ 
durch die Wörter „§ 626 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs“ ersetzt. 


 


b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:  


„(3) Löst der Prinzipal das 
Dienstverhältnis gemäß § 626 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs wegen 
vertragswidrigen Verhaltens des 
Gehilfen auf, so gilt Absatz 1 ent-
sprechend.“ 


 


2. § 257 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 2. u n v e r ä n d e r t  


„(4) Die in Absatz 1 Nummer 1 auf-
geführten Unterlagen sind zehn Jahre, 
die in Absatz 1 Nummer 4 aufgeführten 
Unterlagen acht Jahre und die sonsti-
gen in Absatz 1 aufgeführten Unterla-
gen sechs Jahre aufzubewahren.“ 


 


3. In § 363 Absatz 2 wird das Wort „Kono-
ssemente“ durch das Wort „Konnosse-
mente“ ersetzt. 


3. u n v e r ä n d e r t  


4. In § 373 Absatz 5 Satz 1 werden die 
Wörter „den Käufer von der Zeit und 
dem Orte der Versteigerung vorher zu 
benachrichtigen“ durch die Wörter „dem 
Käufer die in § 383 Absatz 3 Nummer 1 
bis 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs be-
zeichneten Informationen vorher mitzu-
teilen“ ersetzt. 


4. u n v e r ä n d e r t  
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5. In § 437 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort 
„schriftlich“ durch die Wörter „in Text-
form“ ersetzt. 


5. u n v e r ä n d e r t  


6. In § 467 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort 
„Vorschritten“ durch das Wort „Vor-
schriften“ ersetzt. 


6. u n v e r ä n d e r t  


7. In § 468 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 
werden die Wörter „der in § 413 Abs. 1 
genannten Urkunden oder Auskünfte“ 
durch die Wörter „der Urkunden oder 
Auskünfte, die für eine amtliche Be-
handlung des Gutes erforderlich sind“ 
ersetzt. 


7. u n v e r ä n d e r t  


8. In § 486 Absatz 1 Satz 2 werden die 
Wörter „schriftliches Empfangsbekennt-
nis“ durch die Wörter „Empfangsbe-
kenntnis in Textform“ ersetzt. 


8. u n v e r ä n d e r t  


9. In § 509 Absatz 2 wird das Wort „schrift-
lich“ durch die Wörter „in Textform“ er-
setzt. 


9. u n v e r ä n d e r t  


10. In § 546 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort 
„schriftlich“ durch die Wörter „in Text-
form“ ersetzt. 


10. u n v e r ä n d e r t  


11. In § 609 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort 
„Schriftform“ durch das Wort „Textform“ 
ersetzt. 


11. u n v e r ä n d e r t  


Artikel 2 Artikel 2 


Änderung des Einführungsge-
setzes zum Handelsgesetzbuch 


Änderung des Einführungsge-
setzes zum Handelsgesetzbuch 


Dem Einführungsgesetz zum Handels-
gesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliederungsnummer 4101-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 21. De-
zember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 397) geän-
dert worden ist, wird folgender … [einset-
zen: nächster bei der Verkündung freier Ab-
schnitt mit Zählbezeichnung] Abschnitt an-
gefügt: 


Dem Einführungsgesetz zum Handels-
gesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliederungsnummer 4101-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch Artikel 30 des Gesetzes vom 
27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) geän-
dert worden ist, wird folgender … [einset-
zen: nächster bei der Verkündung freier Ab-
schnitt mit Zählbezeichnung] Abschnitt an-
gefügt: 
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„… [einsetzen: nächster bei der Verkün-
dung freier Abschnitt mit Zählbezeichnung] 


Abschnitt 


„… [einsetzen: nächster bei der Verkün-
dung freier Abschnitt mit Zählbezeichnung] 


Abschnitt 


Übergangsvorschrift zum Vierten Bürokra-
tieentlastungsgesetz 


Übergangsvorschrift zum Vierten Bürokra-
tieentlastungsgesetz 


Artikel … [einsetzen: nächster bei 
der Verkündung freier Artikel mit 


Zählbezeichnung] 


Artikel … [einsetzen: nächster bei 
der Verkündung freier Artikel mit 


Zählbezeichnung] 


§ 257 Absatz 4 des Handelsgesetz-
buchs in der ab dem … [einsetzen: Datum 
des Inkrafttretens nach Artikel 62 Absatz 1 
dieses Gesetzes] geltenden Fassung ist 
erstmals auf Unterlagen anzuwenden, de-
ren Aufbewahrungsfrist nach § 257 Ab-
satz 4 des Handelsgesetzbuchs in der bis 
einschließlich … [einsetzen: Datum des Ta-
ges vor dem Inkrafttreten nach Artikel 62 
Absatz 1 dieses Gesetzes] geltenden Fas-
sung noch nicht abgelaufen ist.“ 


§ 257 Absatz 4 des Handelsgesetz-
buchs in der ab dem … [einsetzen: Datum 
des Inkrafttretens nach Artikel 71 Absatz 1 
dieses Gesetzes] geltenden Fassung ist 
erstmals auf Unterlagen anzuwenden, de-
ren Aufbewahrungsfrist nach § 257 Ab-
satz 4 des Handelsgesetzbuchs in der bis 
einschließlich … [einsetzen: Datum des Ta-
ges vor dem Inkrafttreten nach 
Artikel 71 Absatz 1 dieses Gesetzes] gel-
tenden Fassung noch nicht abgelaufen ist.“ 


Artikel 3 Artikel 3 


Änderung der Abgabenordnung Änderung der Abgabenordnung 


§ 147 Absatz 3 Satz 1 der Abgabenord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 
I S. 61), die zuletzt durch Artikel 24 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. I 
Nr. 411) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst: 


§ 147 Absatz 3 Satz 1 der Abgabenord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 
I S. 61), die zuletzt durch Artikel 14 des Ge-
setzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 108) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst: 


„Die in Absatz 1 Nummer 1 und 4a aufge-
führten Unterlagen sind zehn Jahre, die in 
Absatz 1 Nummer 4 aufgeführten Unterla-
gen acht Jahre und die sonstigen in Ab-
satz 1 aufgeführten Unterlagen sechs Jahre 
aufzubewahren, sofern nicht in anderen 
Steuergesetzen kürzere Aufbewahrungs-
fristen zugelassen sind.“ 


u n v e r ä n d e r t  
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Artikel 4 Artikel 4 


Änderung des Einführungsge-
setzes zur Abgabenordnung 


Änderung des Einführungsge-
setzes zur Abgabenordnung 


Artikel 97 § 19a des Einführungsgeset-
zes zur Abgabenordnung vom 14. Dezem-
ber 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), 
das zuletzt durch Artikel 26 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 411) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 


Artikel 97 § 19a des Einführungsgeset-
zes zur Abgabenordnung vom 14. Dezem-
ber 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), 
das zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes 
vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. Der Wortlaut wird Absatz 1. 1. u n v e r ä n d e r t  


2. Folgender Absatz 2 wird angefügt: 2. Folgender Absatz 2 wird angefügt: 


„(2) § 147 Absatz 3 Satz 1 der Ab-
gabenordnung in der ab dem … [einset-
zen: Datum des Inkrafttretens nach 
Artikel 62 Absatz 1 dieses Gesetzes] 
geltenden Fassung gilt erstmals für alle 
Unterlagen, deren Aufbewahrungsfrist 
nach § 147 Absatz 3 der Abgabenord-
nung in der bis einschließlich … [einset-
zen: Datum des Tages vor dem Inkraft-
treten nach Artikel 62 Absatz 1 dieses 
Gesetzes] geltenden Fassung noch 
nicht abgelaufen ist.“ 


„(2) § 147 Absatz 3 Satz 1 der Ab-
gabenordnung in der ab dem … [einset-
zen: Datum des Inkrafttretens nach 
Artikel 71 Absatz 1 dieses Gesetzes] 
geltenden Fassung gilt erstmals für alle 
Unterlagen, deren Aufbewahrungsfrist 
nach § 147 Absatz 3 der Abgabenord-
nung in der bis einschließlich … [einset-
zen: Datum des Tages vor dem Inkraft-
treten nach Artikel 71 Absatz 1 dieses 
Gesetzes] geltenden Fassung noch 
nicht abgelaufen ist.“ 


Artikel 5 Artikel 5 


Änderung des Umsatzsteuerge-
setzes 


Änderung des Umsatzsteuerge-
setzes 


Das Umsatzsteuergesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. Februar 
2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt durch … 
[Artikel 23 des Gesetzes zur Stärkung von 
Wachstumschancen, Investitionen und In-
novation sowie Steuervereinfachung und 
Steuerfairness (Wachstumschancenge-
setz), Bundesratsdrucksache 87/24] geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 


Das Umsatzsteuergesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. Februar 
2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Ar-
tikel 23 des Gesetzes vom 27. März 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 108) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


1. In § 14b Absatz 1 Satz 1 wird das Wort 
„zehn“ durch das Wort „acht“ ersetzt. 


1. u n v e r ä n d e r t  
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2. § 18 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t  


a) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe 
„7 500 Euro“ durch die Angabe 
„9 000 Euro“ ersetzt. 


 


b) In Absatz 2a Satz 1 wird die An-
gabe „7 500 Euro“ durch die An-
gabe „9 000 Euro“ ersetzt. 


 


3. In § 25a Absatz 4 Satz 2 wird die An-
gabe „500 Euro“ durch die Angabe „750 
Euro“ ersetzt. 


3. u n v e r ä n d e r t  


4. In § 26a Absatz 2 Nummer 2 wird das 
Wort „zehn“ durch das Wort „acht“ er-
setzt. 


4. u n v e r ä n d e r t  


5. Dem § 27 wird folgender Absatz 40 an-
gefügt: 


5. Dem § 27 wird folgender Absatz 40 an-
gefügt: 


„(40) § 14b Absatz 1 Satz 1 in der 
ab dem … [einsetzen: Datum des In-
krafttretens nach Artikel 62 Absatz 1 
dieses Gesetzes] geltenden Fassung 
ist auf alle Rechnungen anzuwenden, 
deren Aufbewahrungsfrist am … [ein-
setzen: Datum des Tages vor dem In-
krafttreten nach Artikel 62 Absatz 1 die-
ses Gesetzes] noch nicht abgelaufen 
ist.“ 


„(40) § 14b Absatz 1 Satz 1 in der 
ab dem … [einsetzen: Datum des In-
krafttretens nach Artikel 71 Absatz 1 
dieses Gesetzes] geltenden Fassung 
ist auf alle Rechnungen anzuwenden, 
deren Aufbewahrungsfrist am … [ein-
setzen: Datum des Tages vor dem In-
krafttreten nach Artikel 71 Absatz 1 die-
ses Gesetzes] noch nicht abgelaufen 
ist.“ 


Artikel 6 Artikel 6 


Änderung des Bundesmeldege-
setzes 


Änderung des Bundesmeldege-
setzes 


Das Bundesmeldegesetz vom 3. Mai 
2013 (BGBl. I S. 1084), das zuletzt durch 
Artikel 22 des Gesetzes vom 19. Dezember 
2022 (BGBl. I S. 2606) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


Das Bundesmeldegesetz vom 3. Mai 
2013 (BGBl. I S. 1084), das zuletzt durch 
Artikel 3 Absatz 3 des Gesetzes vom 
22. März 2024 (BGBl.2024 I Nr. 104) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 29 wird wie folgt geändert: 1. u n v e r ä n d e r t  


a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:   


aa) In Satz 1 wird nach dem Wort 
„Beherbergte“ das Wort „aus-
ländische“ eingefügt. 
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bb) In Satz 2 wird das Wort „Ange-
hörige“ durch die Wörter „aus-
ländische Ehegatten, Lebens-
partner und minderjährige Kin-
der“ ersetzt. 


 


cc) In Satz 3 wird nach den Wör-
tern „Anzahl der“ das Wort 
„ausländischen“ eingefügt. 


 


b) In Absatz 4 Satz 3 werden nach 
dem Wort „gelten“ die Wörter „für 
ausländische Personen“ eingefügt. 


 


c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:  


aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:  


aaa) In Nummer 2 werden 
die Wörter „nach § 18 
des Personalausweis-
gesetzes,“ gestrichen. 


 


bbb) In Nummer 3 werden 
die Wörter „ihren Per-
sonalausweis nach 
§ 18a des Personal-
ausweisgesetzes,“ ge-
strichen. 


 


bb) Satz 2 wird wie folgt geändert:  


aaa) In dem Satzteil vor 
Nummer 1 werden die 
Wörter „Bundesminis-
terium des Innern, für 
Bau und Heimat bis 
zum Ablauf des 31. De-
zember 2023“ durch 
die Wörter „Bundesamt 
für Sicherheit in der In-
formationstechnik“ er-
setzt. 


 


bbb) Nummer 3 wird wie 
folgt gefasst: 


 


„3. . ein vergleich-
bares Sicherheits-
niveau zu den in 
Satz 1 Nummer 1 
bis 3 genannten 
Verfahren be-
steht.“ 
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2. § 30 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t  


a) Satz 1 wird wie folgt geändert:  


aa) Nummer 7 wird wie folgt ge-
fasst: 


 


„7. Zahl der ausländischen 
Mitreisenden und ihre 
Staatsangehörigkeit so-
wie“. 


 


bb) In Nummer 8 werden die Wör-
ter „bei ausländischen Perso-
nen“ gestrichen. 


 


b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:  


„Die Leiter der Beherbergungsstät-
ten oder der Einrichtungen nach 
§ 29 Absatz 4 haben die Angaben 
im Meldeschein mit denen des 
Identitätsdokumentes zu verglei-
chen.“ 


 


c) In Satz 4 wird das Wort „ausländi-
sche“ durch das Wort „beher-
bergte“ ersetzt. 


 


Artikel 7 Artikel 7 


Änderung der Beherbergungs-
meldedatenverordnung 


u n v e r ä n d e r t  


Die Beherbergungsmeldedatenverord-
nung vom 5. Juni 2020 (BGBl. I S. 1218) 
wird wie folgt geändert: 


 


1. In § 1 wird nach dem Wort „beherberg-
ten“ das Wort „ausländischen“ einge-
fügt. 


 


2. § 2 wird wie folgt geändert:  


a) In Absatz 1 wird nach dem Wort 
„beherbergten“ das Wort „ausländi-
schen“ eingefügt. 
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b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wör-
ter „Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat“ durch die Wör-
ter „Bundesministerium des Innern 
und für Heimat“ ersetzt. 


 


3. Die Anlage wird wie folgt geändert:  


a) In Nummer 8 wird in der Spalte Er-
läuterung das Wort „Angehörigen“ 
durch die Wörter „ausländischen 
Ehegatten, Lebenspartner und 
minderjährigen Kinder“ ersetzt. 


 


b) In Nummer 9 wird in der Spalte Er-
läuterung nach dem Wort „der“ das 
Wort „ausländischen“ eingefügt. 


 


c) In Nummer 10 wird in der Spalte 
Erläuterung nach den Wörtern 
„Staatsangehörigkeiten der“ das 
Wort „ausländischen“ eingefügt. 


 







 - 15 -  


Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Artikel 8 Artikel 8 


Änderung des Passgesetzes Änderung des Passgesetzes 


Dem § 18 des Passgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 30. Okto-
ber 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 291) werden die 
folgenden Absätze 5 bis 7 angefügt: 


Dem § 18 des Passgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 30. Okto-
ber 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 291), das zuletzt 
durch Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes 
vom 22. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 104) 
geändert worden ist, werden die folgenden 
Absätze 5 bis 7 angefügt: 


„(5) Abweichend von Absatz 4 Satz 1 
dürfen Luftfahrtunternehmen die dort ge-
nannten personenbezogenen Daten zu dem 
dort genannten Zweck anstatt aus der ma-
schinenlesbaren Zone des Passes auch aus 
dem Chip des Passes auslesen. Zum Aus-
lesen des Chips nach Satz 1 und zur Über-
prüfung der Echtheit der Daten dürfen die 
Daten aus der maschinenlesbaren Zone so-
wie die hierfür erforderlichen Daten aus dem 
Chip des Passes einmalig ausgelesen und 
verarbeitet werden; sie sind danach unver-
züglich zu löschen, soweit die aus dem Chip 
ausgelesenen Daten nicht nach Satz 1 noch 
für den in Absatz 4 Satz 1 genannten Zweck 
benötigt werden. Die für die Echtheitsprü-
fung nach Satz 2 erforderlichen Daten aus 
dem Chip sind: 


„(5) u n v e r ä n d e r t  


1. die Daten nach § 4 Absatz 2 Satz 2,  


2. die Kartenzugriffsdatei („Card-Access-
Datei“), 


 


3. der öffentliche Chip-Authentifizierungs-
schlüssel („Chip Authentication Public 
Key“), 


 


4. das Kartensicherheitsobjekt („Card 
Security Object“) und 


 


5. das Dokumentensicherheitsobjekt 
(„Document Security Object“). 
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(6) Soweit nach § 19d des Luftver-
kehrsgesetzes die Fluggastabfertigung digi-
tal durchgeführt werden darf, sind die dort 
genannten Stellen befugt, zu diesem Zweck 
folgende Daten auszulesen und zu verarbei-
ten: 


(6) u n v e r ä n d e r t  


1. aus dem Chip:  


a) das Lichtbild zum einmaligen Ab-
gleich zur Überprüfung der Über-
einstimmung mit den physiologi-
schen Merkmalen einer vom Flug-
gast mit dessen Einwilligung am 
Flugplatz erstellten Bildaufnahme 
zum Zweck der Identitätsprüfung 
des Passinhabers sowie zur Über-
prüfung der Echtheit des Chips und 
der Echtheit der aus dem Chip aus-
gelesenen Daten; 


 


b) den Familiennamen und den Vor-
namen für die in § 19d Absatz 1 
Satz 1 des Luftverkehrsgesetzes 
näher benannten Prozesse der 
Fluggastabfertigung sowie für die 
Überprüfung der Echtheit des 
Chips und der Echtheit der aus 
dem Chip ausgelesenen Daten; 


 


c) die übrigen Daten nach Absatz 5 
Satz 3 zur Überprüfung der Echt-
heit des Chips und der Echtheit der 
aus dem Chip ausgelesenen Da-
ten; 


 


2. die Daten aus der maschinenlesbaren 
Zone zur Überprüfung der Echtheit des 
Chips und der Echtheit der aus dem 
Chip ausgelesenen Daten. 


 


Die Bildaufnahme nach Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe a und die Daten nach Satz 1 
Nummer 1 Buchstabe b sind nach dem Er-
heben oder Auslesen zur Weiterverarbei-
tung in ein biometrisches Muster umzuwan-
deln. Die ausgelesenen und verarbeiteten 
Daten sowie das biometrische Muster sind 
wie folgt zu löschen: 


u n v e r ä n d e r t  
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1. die Daten nach Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe c und Nummer 2 unverzüglich 
nach der Überprüfung der Echtheit des 
Chips und der Echtheit der aus dem 
Chip ausgelesenen Daten, 


 


2. die Daten nach Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe a unverzüglich nach der Erstel-
lung des biometrischen Musters, 


 


3. das biometrische Muster unverzüglich 
nach Abflug, 


 


4. die Daten nach Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe b, sobald diese nicht mehr erfor-
derlich sind, jedoch spätestens drei 
Stunden nach Abflug des Fluggastes. 


 


(7) Die auslesenden Stellen müssen 
bei der Datenverarbeitung nach den Absät-
zen 5 und 6 sicherstellen, dass die Überprü-
fung sowohl der Echtheit des Chips als auch 
der aus dem Chip ausgelesenen Daten auf 
dem jeweiligen Stand der Technik erfolgt. In 
Bezug auf Absatz 6 gilt das auch für die 
Überprüfung der Qualität des aus dem Chip 
des Passes ausgelesenen Lichtbilds sowie 
dessen Übereinstimmung mit dem Fluggast. 
Der Stand der Technik ist als niedergelegt 
zu vermuten in den Technischen Richtlinien 
des Bundesamts für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik. Die Einhaltung der Anforde-
rungen der Technischen Richtlinien TR-
03121 und TR-03135 in der jeweils gelten-
den Fassung ist vom Bundesamt für Sicher-
heit in der Informationstechnik festzustel-
len.“ 


(7) u n v e r ä n d e r t  


Artikel 9 Artikel 9 


Änderung des Luftverkehrsge-
setzes 


Änderung des Luftverkehrsge-
setzes 


Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Mai 2007 
(BGBl. I S. 698), das zuletzt durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Mai 2007 
(BGBl. I S. 698), das zuletzt durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 







 - 18 -  


Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 


1. In der Inhaltsübersicht wird in der An-
gabe zum 2. Unterabschnitt des Ersten 
Abschnitts die Angabe „6 – 19d“ durch 
die Angabe „6 – 19e“ ersetzt. 


1. u n v e r ä n d e r t  


2. In § 19b Absatz 2 Nummer 2 werden 
die Wörter „Artikel 1 der Verordnung 
vom 10. Mai 2011 (BGBl. I S. 820)“ 
durch die Wörter „Artikel 1 der Verord-
nung vom 6. Dezember 2018 (BGBl. I 
S. 2442)“ ersetzt. 


2. § 19b wird wie folgt geändert: 


 a) In Absatz 2 Nummer 2 werden 
die Wörter „Artikel 1 der Verord-
nung vom 10. Mai 2011 (BGBl. I 
S. 820)“ durch die Wörter „Arti-
kel 1 der Verordnung vom 6. De-
zember 2018 (BGBl. I S. 2442)“ 
ersetzt. 


 b) Absatz 6 wird aufgehoben. 


3. Nach § 19c wird folgender § 19d einge-
fügt: 


3. u n v e r ä n d e r t  


„§ 19d 


 


Digitale Fluggastabfertigung durch 
Luftfahrtunternehmen und andere Un-


ternehmen 


 


(1) Luftfahrtunternehmen können 
die Kontrolle der Flugscheine und der 
Reisedokumente vor Abflug 


 


1. beim Check-in,  


2. bei der Gepäckaufgabe,  


3. bei der Kontrolle nach § 8 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 des Luftsicher-
heitsgesetzes und 


 


4. bei der Kontrolle zum Einsteigen in 
das Luftfahrzeug 
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auch unter Verwendung automatisierter 
Systeme durchführen (digitale Flug-
gastabfertigung). Hierfür dürfen sie 
nach Maßgabe von § 18 Absatz 6 und 
7 des Passgesetzes die dort genannten 
Daten aus der maschinenlesbaren 
Zone und aus dem Chip des Passes 
auslesen und verarbeiten, soweit dies 
für die digitale Fluggastabfertigung er-
forderlich ist. Dies gilt nur, soweit der 
Passinhaber in die Datenverarbeitung 
zum Zwecke der digitalen Fluggastab-
fertigung ausdrücklich eingewilligt hat. 
Die Verarbeitung der personenbezoge-
nen Daten nach Maßgabe von Satz 1 in 
Verbindung mit § 18 Absatz 6 und 7 des 
Passgesetzes ist nur zulässig, sofern 
sie ausschließlich im Gebiet der Euro-
päischen Union erfolgt. 


 


(2) Luftfahrtunternehmen ermögli-
chen es weiterhin ohne Einschränkung 
als gleichwertiges Verfahren jedem 
Fluggast, abgefertigt zu werden, ohne 
dass er die digitale Fluggastabfertigung 
für alle in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
bis 4 genannten Prozesse oder für ei-
nen Teil davon in Anspruch nimmt. 


 


(3) Die Absätze 1 und 2 gelten 
auch für 


 


1. Flugplatzbetreiber und  


2. Bodenabfertigungsdienstleister, 
die Bodenabfertigungsdienste im 
Sinne von Anlage 1 Nummer 2 der 
Bodenabfertigungsdienst-Verord-
nung erbringen, 


 


soweit diese die Daten bei der Wahr-
nehmung von Aufgaben im Rahmen der 
Fluggastabfertigung nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 bis 4 verarbeiten.“ 


 


4. Der bisherige § 19d wird § 19e. 4. u n v e r ä n d e r t  
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Artikel 10 Artikel 10 


Änderung des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes 


u n v e r ä n d e r t  


In § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des 
Behindertengleichstellungsgesetzes vom 
27. April 2002 (BGBl. I S. 1467, 1468), das 
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
23. Mai 2022 (BGBl. I S. 760) geändert wor-
den ist, werden die Wörter „§§ 19d und 20b 
des Luftverkehrsgesetzes“ durch die Wörter 
„§§ 19e und 20b des Luftverkehrsgesetzes“ 
ersetzt. 


 


Artikel 11 Artikel 11 


Änderung des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprü-


fung 


Änderung des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprü-


fung 


§ 22 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt 
durch Artikel 2 Absatz 10 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) 
geändert worden ist, wird durch die folgen-
den Sätze ersetzt: 


Das Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I 
S. 540), das zuletzt durch Artikel 10 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 409) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 


 1. § 22 Absatz 1 Satz 2 wird durch die 
folgenden Sätze ersetzt: 


„Die Äußerungsfrist nach § 21 Absatz 2 und 
3 kann angemessen verkürzt werden. Die 
Öffentlichkeitsbeteiligung ist auf die Ände-
rungen zu beschränken.“ 


u n v e r ä n d e r t  


 2. In Anlage 1 wird nach Nummer 10.7 
folgende Nummer 10.8 eingefügt:  
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 „10.8 Errich-
tung und 
Betrieb 
einer An-
lage zur 
Wasser-
elektro-
lyse zur 
Erzeu-
gung von 
Wasser-
stoff so-
wie Sau-
erstoff, 
ausge-
nommen 
inte-
grierte 
chemi-
sche An-
lagen 
nach 
Num-
mer 4.1, 
mit einer 
elektri-
schen 
Nennleis-
tung von 


  


10.8.1 50 MW o-
der mehr 


 A 


10.8.2 5 MW bis 
weniger 
als 50 
MW 


 S“. 


 


Artikel 12 Artikel 12 


Änderung des Unterhaltsvor-
schussgesetzes 


u n v e r ä n d e r t  


Das Unterhaltsvorschussgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juli 
2007 (BGBl. I S. 1446), das zuletzt durch 
Artikel 13 des Gesetzes vom 23. Mai 2022 
(BGBl. I S. 760) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:  


 


1. Die §§ 3 und 4 werden wie folgt gefasst:  
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„§ 3 


 


Dauer und Bewilligung der Unterhalts-
leistung  


 


Die Unterhaltsleistung wird bis zum 
Entfallen des Anspruchs auf die Unter-
haltsleistung erbracht und für diese 
Dauer bewilligt. 


 


§ 4 


 


Beginn und beschränkte Rückwirkung 
der Unterhaltsleistung 


 


(1) Die Unterhaltsleistung wird er-
bracht, sobald ein wirksamer Antrag ge-
stellt wurde und die Anspruchsvoraus-
setzungen für die Unterhaltsleistung 
vorliegen. Liegen alle Anspruchsvo-
raussetzungen für die Unterhaltsleis-
tung am Beginn des Kalendermonats 
vor, in dem der Antrag gestellt wurde, 
so besteht der Anspruch auf die Unter-
haltsleistung ab Beginn dieses Kalen-
dermonats. 


 


(2) Die Unterhaltsleistung wird 
rückwirkend längstens für den letzten 
Monat vor dem Monat der Antragstel-
lung gezahlt, soweit es nicht an zumut-
baren Bemühungen des Berechtigten 
gefehlt hat, den in § 1 Absatz 1 Num-
mer 3 bezeichneten Elternteil zu Unter-
haltszahlungen zu veranlassen.“ 


 


2. § 7a wird aufgehoben.   


3. Dem § 9 werden die folgenden Absätze 
4 und 5 angefügt:  
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„(4) Die durch Landesrecht be-
stimmte Stelle kann die Zahlung einer 
laufenden Unterhaltsleistung ohne Er-
teilung eines Bescheides vorläufig ein-
stellen, wenn sie Kenntnis von Tatsa-
chen erhält, die kraft Gesetzes zum Ru-
hen oder zum Wegfall des Anspruchs 
führen, und wenn der Bescheid, aus 
dem sich der Anspruch ergibt, deshalb 
aufzuheben ist. Soweit die Kenntnis 
nicht auf Angaben der Person beruht, 
die den Antrag auf Zahlung der Unter-
haltsleistung gestellt hat, sind dieser 
Person unverzüglich die vorläufige Ein-
stellung der Zahlung sowie die dafür 
maßgeblichen Gründe mitzuteilen und 
es ist ihr Gelegenheit zu geben, sich zu 
äußern. 


 


(5) Die durch Landesrecht be-
stimmte Stelle hat eine vorläufig einge-
stellte Zahlung einer laufenden Unter-
haltsleistung unverzüglich nachzuho-
len, soweit der Bescheid, aus dem sich 
der Anspruch ergibt, zwei Monate nach 
der vorläufigen Einstellung der Zahlung 
nicht aufgehoben ist.“ 


 


4. § 11a wird aufgehoben.  


Artikel 13 Artikel 13 


Änderung der Bundesnotarord-
nung 


u n v e r ä n d e r t  


Die Bundesnotarordnung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
303-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 389) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


 


1. Dem § 20 Absatz 3 wird folgender Satz 
angefügt: 


 


„Öffentlich erfolgende freiwillige Ver-
steigerungen nach Satz 1 gelten als öf-
fentliche Versteigerungen im Sinne des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs.“ 
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2. Dem § 24 Absatz 1 werden die folgen-
den Sätze angefügt: 


 


„Insbesondere ist der Notar, der Erklä-
rungen im Zusammenhang mit einer 
Unternehmensgründung beurkundet o-
der beglaubigt, befugt, für die Beteilig-
ten Anzeigen zu erstatten, Mitteilungen 
vorzunehmen und Anträge zu stellen, 
die im Zusammenhang mit der Grün-
dung stehen.“ 


 


3. In § 64c Satz 3 werden die Wörter „im 
Sinne des Satzes“ durch die Wörter 
„nach Satz“ ersetzt. 


 


Artikel 14 Artikel 14 


Änderung der Bundesrechtsan-
waltsordnung 


Änderung der Bundesrechtsan-
waltsordnung 


Die Bundesrechtsanwaltsordnung in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 303-8, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, die zuletzt durch … [Arti-
kel 2 des Entwurfs eines Gesetzes zur Re-
gelung hybrider und virtueller Versammlun-
gen in der Bundesnotarordnung, der Bun-
desrechtsanwaltsordnung, der Patentan-
waltsordnung und dem Steuerberatungsge-
setz sowie zur Änderung weiterer Vorschrif-
ten des Rechts der rechtsberatenden Be-
rufe, Bundestagsdrucksache 20/8674] ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


Die Bundesrechtsanwaltsordnung in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 303-8, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 17. Januar 2024 (BGBl. 
2024 Nr. 12) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 


1. In § 49b Absatz 4 Satz 2 werden nach 
dem Wort „ausdrückliche“ das Komma 
und das Wort „schriftliche“ gestrichen 
und werden nach dem Wort „Mandan-
ten“ die Wörter „in Textform“ eingefügt. 


1. u n v e r ä n d e r t  


2. § 52 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t  


a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wer-
den die Wörter „schriftliche Verein-
barung im Einzelfall“ durch die 
Wörter „im Einzelfall in Textform 
getroffene Vereinbarung“ ersetzt. 
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b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wör-
ter „muß vom Auftraggeber unter-
schrieben sein“ durch die Wörter 
„bedarf der Textform“ ersetzt. 


 


3. In § 85 Absatz 2 werden nach dem 
Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elekt-
ronisch“ eingefügt. 


3. u n v e r ä n d e r t  


4. § 86 wird wie folgt geändert:  4. u n v e r ä n d e r t  


a) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„schriftliche“ die Wörter „oder elekt-
ronische“ eingefügt. 


 


b) Nach Satz 1 wird folgender Satz 
eingefügt:  


 


„Verfügt das Mitglied über eines 
der in § 37 Satz 1 oder 3 genann-
ten Postfächer, so soll eine elektro-
nische Einladung über dieses Post-
fach erfolgen.“ 


 


Artikel 15 Artikel 15 


Änderung des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs 


u n v e r ä n d e r t  


Das Bürgerliche Gesetzbuch in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 2. Ja-
nuar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I 
S. 738), das zuletzt durch Artikel 34 Ab-
satz 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 


 


1. In § 32 Absatz 3 wird das Wort „schrift-
lich“ durch die Wörter „in Textform“ er-
setzt. 


 


2. In § 33 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort 
„schriftlich“ durch die Wörter „in Text-
form“ ersetzt. 


 


3. § 383 wird wie folgt geändert:  


a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wör-
ter „am Leistungsort“ gestrichen. 
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b) Die Absätze 2 und 3 werden wie 
folgt gefasst: 


 


„(2) Die Versteigerung hat 
durch einen öffentlich bestellten 
und vereidigten Versteigerer oder 
durch einen für den Bezirk, in dem 
sich die zu versteigernde Sache 
befindet, bestellten Gerichtsvollzie-
her öffentlich zu erfolgen (öffentli-
che Versteigerung). Die Versteige-
rung hat zu erfolgen: 


 


1. ausschließlich an einem Ver-
steigerungsort, 


 


2. im Wege elektronischer Kom-
munikation bei gleichzeitiger 
Teilnahme an der Versteige-
rung ohne physische Präsenz 
der Beteiligten am Versteige-
rungsort (virtuelle öffentliche 
Versteigerung) oder 


 


3. an einem Versteigerungsort 
unter gleichzeitiger Möglichkeit 
zur Teilnahme im Wege elekt-
ronischer Kommunikation 
ohne physische Präsenz am 
Versteigerungsort (hybride öf-
fentliche Versteigerung). 


 


Erfolgt die Versteigerung an einem 
Versteigerungsort (Satz 2 Num-
mer 1 oder 3), so muss dieser für 
die Versteigerung geeignet sein. 


 


(3) Unter allgemeiner Be-
zeichnung der zu versteigernden 
Sache sind öffentlich bekannt zu 
machen: 


 


1. der Zeitpunkt der Versteige-
rung, 


 


2. in den Fällen des Absatzes 2 
Satz 2 Nummer 1 und bei hyb-
riden öffentlichen Versteige-
rungen der Versteigerungsort 
sowie 
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3. bei virtuellen öffentlichen Ver-
steigerungen und bei hybriden 
öffentlichen Versteigerungen 
die Zugangsdaten.“ 


 


4. In § 416 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort 
„schriftlich“ durch die Wörter „in Text-
form“ ersetzt. 


 


5. § 556 wird wie folgt geändert:  


a) Nach Absatz 3a wird folgender Ab-
satz 4 eingefügt: 


 


„(4) Der Vermieter hat dem 
Mieter auf Verlangen Einsicht in die 
der Abrechnung zugrundeliegen-
den Belege zu gewähren. Der Ver-
mieter ist berechtigt, die Belege in 
digitaler Form bereitzustellen.“ 


 


b) Der bisherige Absatz 4 wird Ab-
satz 5. 


 


6. In § 574b Absatz 1 Satz 1 wird das 
Wort „schriftlich“ durch die Wörter „in 
Textform“ ersetzt. 


 


7. § 578 Absatz 1 wird wie folgt geändert:  


a) Die Angabe „550,“ wird gestrichen.  


b) Folgender Satz wird angefügt:  


„§ 550 ist mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass ein Mietvertrag, der 
für längere Zeit als ein Jahr nicht in 
Textform geschlossen wird, für un-
bestimmte Zeit gilt.“ 


 


8. In § 585a werden die Wörter „schriftli-
cher Form“ durch das Wort „Textform“ 
ersetzt. 


 


9. In § 594a Absatz 1 Satz 3 wird das 
Wort „Schriftform“ durch das Wort 
„Textform“ ersetzt. 


 


10. In § 594d Absatz 2 Satz 3 werden die 
Wörter „schriftlichen Form“ durch das 
Wort „Textform“ ersetzt. 
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11. In § 595 Absatz 4 Satz 1 werden die 
Wörter „schriftlichen Form“ durch das 
Wort „Textform“ ersetzt. 


 


12. § 630 Satz 3 wird wie folgt gefasst:  


„Das Zeugnis kann mit Einwilligung des 
Verpflichteten in elektronischer Form 
erteilt werden.“ 


 


13. In § 979 Absatz 1a werden nach dem 
Wort „Internet“ die Wörter „über eine 
Versteigerungsplattform“ eingefügt. 


 


14. § 1236 wird wie folgt gefasst:  


„§ 1236 


 


Durchführung der Versteigerung  


Für die Durchführung der Verstei-
gerung ist § 383 Absatz 2 Satz 2 und 3 
anzuwenden.“ 


 


15. § 1237 Satz 1 wird wie folgt gefasst:  


„Für die öffentliche Bekanntmachung 
der Versteigerung ist § 383 Absatz 3 
anzuwenden.“ 


 


16. In § 1238 Absatz 1 wird das Wort „bar“ 
gestrichen. 


 


17. In § 1239 Absatz 2 Satz 1 werden die 
Wörter „bar erlegt“ durch die Wörter „mit 
dem Gebot zur Verfügung gestellt“ er-
setzt. 
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Artikel 16 Artikel 16 


Änderung des Einführungsge-
setzes zum Bürgerlichen Ge-


setzbuche 


Änderung des Einführungsge-
setzes zum Bürgerlichen Ge-


setzbuche 


Das Einführungsgesetz zum Bürgerli-
chen Gesetzbuche in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. September 1994 
(BGBl. I S. 2494; 1997 I S. 1061), das zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
11. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 354) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


Das Einführungsgesetz zum Bürgerli-
chen Gesetzbuche in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. September 1994 
(BGBl. I S. 2494; 1997 I S. 1061), das zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
11. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 354) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. Dem Artikel 229 wird folgender § … 
[einsetzen: nächste bei der Verkündung 
freie Zählbezeichnung] angefügt: 


1. Dem Artikel 229 wird folgender § … 
[einsetzen: nächste bei der Verkündung 
freie Zählbezeichnung] angefügt: 







 - 30 -  


Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 


„§ … [einsetzen: nächste bei der Ver-
kündung freie Zählbezeichnung] 


„§ … [einsetzen: nächste bei der Ver-
kündung freie Zählbezeichnung] 


Übergangsvorschrift zum Schriftfor-
merfordernis bei Gewerbemiet- und 


Landpachtverträgen 


Übergangsvorschrift zum Schriftfor-
merfordernis bei Gewerbemiet- und 


Landpachtverträgen 


(1) Auf Mietverhältnisse gemäß 
§ 578 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 
die vor dem … [einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens nach Artikel 62 Absatz 1 
dieses Gesetzes] entstanden sind, ist 
§ 578 Absatz 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs in der bis einschließlich … 
[einsetzen: Datum des Tages vor dem 
Inkrafttreten nach Artikel 62 Absatz 1 
dieses Gesetzes] geltenden Fassung 
bis einschließlich … [einsetzen: Datum 
desjenigen Tages des zwölften auf den 
Monat des Inkrafttretens folgenden Ka-
lendermonats, dessen Zahl mit dem 
des Tages des Inkrafttretens nach 
Artikel 62 Absatz 1 dieses Gesetzes 
übereinstimmt] weiter anzuwenden. 
Dies gilt nicht für Mietverhältnisse, de-
ren Änderung ab dem … [einsetzen: 
Datum des Inkrafttretens nach 
Artikel 62 Absatz 1 dieses Gesetzes] 
vereinbart wird. Ab diesem Zeitpunkt, 
spätestens ab … [einsetzen: Datum 
desjenigen Tages des zwölften auf den 
Monat des Inkrafttretens folgenden Ka-
lendermonats, dessen Zahl mit dem 
des Tages des Inkrafttretens nach 
Artikel 62 Absatz 1 dieses Gesetzes 
übereinstimmt] ist § 580b des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs anwendbar. 


(1) Auf Mietverhältnisse gemäß 
§ 578 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 
die vor dem … [einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens nach Artikel 71 Absatz 1 
dieses Gesetzes] entstanden sind, ist 
§ 578 Absatz 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs in der bis einschließlich … 
[einsetzen: Datum des Tages vor dem 
Inkrafttreten nach Artikel 71 Absatz 1 
dieses Gesetzes] geltenden Fassung 
bis einschließlich … [einsetzen: Datum 
desjenigen Tages des zwölften auf den 
Monat des Inkrafttretens folgenden Ka-
lendermonats, dessen Zahl mit dem 
des Tages des Inkrafttretens nach 
Artikel 71 Absatz 1 dieses Gesetzes 
übereinstimmt] weiter anzuwenden. 
Dies gilt nicht für Mietverhältnisse, de-
ren Änderung ab dem … [einsetzen: 
Datum des Inkrafttretens nach 
Artikel 71 Absatz 1 dieses Gesetzes] 
vereinbart wird. 
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(2) Auf Landpachtverhältnisse ge-
mäß § 585a des Bürgerlichen Gesetz-
buchs, die vor dem … [einsetzen: Da-
tum des Inkrafttretens nach 
Artikel 62 Absatz 1 dieses Gesetzes] 
entstanden sind, ist § 585a des Bürger-
lichen Gesetzbuchs in der bis ein-
schließlich … [einsetzen: Datum des 
Tages vor dem Inkrafttreten nach 
Artikel 62 Absatz 1 dieses Gesetzes] 
geltenden Fassung bis einschließlich … 
[einsetzen: Datum desjenigen Tages 
des achtzehnten auf den Monat des In-
krafttretens folgenden Kalendermonats, 
dessen Zahl mit dem des Tages des In-
krafttretens nach Artikel 62 Absatz 1 
dieses Gesetzes übereinstimmt] weiter 
anzuwenden. Dies gilt nicht für Ver-
tragsverhältnisse, deren Änderung ab 
dem … [einsetzen: Datum des Inkraft-
tretens nach Artikel 62 Absatz 1 dieses 
Gesetzes] vereinbart wird. Ab diesem 
Zeitpunkt, spätestens ab … [einsetzen: 
Datum desjenigen Tages des achtzehn-
ten auf den Monat des Inkrafttretens fol-
genden Kalendermonats, dessen Zahl 
mit dem des Tages des Inkrafttretens 
nach Artikel 62 Absatz 1 dieses Geset-
zes übereinstimmt] ist § 594g des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs anwendbar.“ 


(2) Auf Landpachtverhältnisse ge-
mäß § 585a des Bürgerlichen Gesetz-
buchs, die vor dem … [einsetzen: Da-
tum des Inkrafttretens nach 
Artikel 71 Absatz 1 dieses Gesetzes] 
entstanden sind, ist § 585a des Bürger-
lichen Gesetzbuchs in der bis ein-
schließlich … [einsetzen: Datum des 
Tages vor dem Inkrafttreten nach 
Artikel 71 Absatz 1 dieses Gesetzes] 
geltenden Fassung bis einschließlich … 
[einsetzen: Datum desjenigen Tages 
des achtzehnten auf den Monat des In-
krafttretens folgenden Kalendermonats, 
dessen Zahl mit dem des Tages des In-
krafttretens nach Artikel 71 Absatz 1 
dieses Gesetzes übereinstimmt] weiter 
anzuwenden. Dies gilt nicht für Ver-
tragsverhältnisse, deren Änderung ab 
dem … [einsetzen: Datum des Inkraft-
tretens nach Artikel 71 Absatz 1 dieses 
Gesetzes] vereinbart wird.“ 


2. Artikel 247a wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t  


a) In § 1 Absatz 1 werden die Wörter 
„schriftlich, in geeigneten Fällen 
auch elektronisch,“ durch die Wör-
ter „in Textform“ ersetzt. 


 


b) In § 2 Absatz 1 werden die Wörter 
„schriftlich, in geeigneten Fällen 
auch elektronisch,“ durch die Wör-
ter „in Textform“ ersetzt. 
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Artikel 17 Artikel 17 


Änderung der Versteigererver-
ordnung 


u n v e r ä n d e r t  


Die Versteigererverordnung vom 
24. April 2003 (BGBl. I S. 547), die zuletzt 
durch Artikel 101 des Gesetzes vom 
29. März 2017 (BGBl. I S. 626) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


 


1. § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:  


a) In Satz 1 wird die Angabe „Abs. 3“ 
durch die Angabe „Absatz 2“ er-
setzt. 


 


b) In Satz 2 werden die Wörter „Ort 
der Versteigerung“ durch das Wort 
„Versteigerungsort“ ersetzt. 


 


2. § 6 wird wie folgt geändert:  


a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 wird 
die Angabe „Abs. 3“ durch die An-
gabe „Absatz 2“ ersetzt. 


 


b) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wer-
den die Wörter „geeigneten ande-
ren Ort im Sinne des § 383 Abs. 2“ 
durch die Wörter „Versteigerungs-
ort im Sinne des § 383 Absatz 2“ 
ersetzt. 


 


Artikel 18 Artikel 18 


Änderung des Umwandlungs-
gesetzes 


u n v e r ä n d e r t  


Das Umwandlungsgesetz vom 28. Ok-
tober 1994 (BGBl. I S. 3210; 1995 I S. 428), 
das zuletzt durch Artikel 34 Absatz 16 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 411) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
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1. In § 22 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort 
„schriftlich“ durch die Wörter „in Text-
form“ ersetzt.  


 


2. In § 100 Satz 2 wird das Wort „schrift-
lich“ durch die Wörter „in Textform“ er-
setzt. 


 


Artikel 19 Artikel 19 


Änderung des Aktiengesetzes Änderung des Aktiengesetzes 


Das Aktiengesetz vom 6. September 
1965 (BGBl. I S. 1089), das zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 19. Juni 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 154) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


Das Aktiengesetz vom 6. September 
1965 (BGBl. I S. 1089), das zuletzt durch 
Artikel 13 des Gesetzes vom 11. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 354) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 20 Absatz 1 Satz 1, Absatz 3, 4 
und 5 wird jeweils das Wort „schriftlich“ 
durch die Wörter „in Textform“ ersetzt.  


1. u n v e r ä n d e r t  


2. In § 21 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 und 3 
wird jeweils das Wort „schriftlich“ durch 
die Wörter „in Textform“ ersetzt. 


2. u n v e r ä n d e r t  


 3. § 124 Absatz 2 wird wie folgt geän-
dert: 


 a) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


 „Soll die Hauptversammlung 
über eine Satzungsänderung o-
der über einen Vertrag beschlie-
ßen, der nur mit Zustimmung der 
Hauptversammlung wirksam 
wird, so ist bei einer Satzungs-
änderung der Wortlaut der Sat-
zungsänderung und bei einem 
vorbezeichneten Vertrag dessen 
wesentlicher Inhalt bekanntzu-
machen.“ 


 4. § 124a Satz 1 wird wie folgt geändert: 


 a) Nach Nummer 3 wird folgende 
Nummer 4 eingefügt: 







 - 34 -  


Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 


 „4. wenn die Hauptversamm-
lung über das Vergütungs-
system für die Vorstands-
mitglieder, die Vergütung 
des Aufsichtsrats nach 
§ 113 Absatz 3 oder den 
Vergütungsbericht be-
schließen soll, die Unterla-
gen zu den jeweiligen Be-
schlussgegenständen; dies 
gilt auch im Fall des § 120a 
Absatz 5;“. 


 b) Die bisherigen Nummern 4 und 5 
werden die Nummern 5 und 6. 


3. § 269 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 5. u n v e r ä n d e r t  


„(6) Zeichnen Abwickler für die Ge-
sellschaft, ist der Firma ein auf die Ab-
wicklung hinweisender Zusatz hinzuzu-
fügen.“ 


 


4. In § 327 Absatz 2 wird das Wort „schrift-
lich“ durch die Wörter „in Textform“ er-
setzt.  


6. u n v e r ä n d e r t  


5. In § 328 Absatz 4 wird das Wort „schrift-
lich“ durch die Wörter „in Textform“ er-
setzt. 


7. u n v e r ä n d e r t  


 


Artikel 20 


 Änderung des Einführungsge-
setzes zum Aktiengesetz 


 Vor dem Zweiten Abschnitt des Ein-
führungsgesetzes zum Aktiengesetz 
vom 6. September 1965 (BGBl. I S. 1185), 
das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes 
vom 11. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 354) geändert worden ist, wird fol-
gender § 26… [einsetzen: nächster bei 
der Verkündung freier Buchstabenzu-
satz] eingefügt: 


 


„§ 26… [einsetzen: nächster bei der Ver-
kündung freier Buchstabenzusatz] 
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 Übergangsvorschrift zum Vierten Büro-
kratieentlastungsgesetz 


 § 124 Absatz 2 und § 124a Satz 1 des 
Aktiengesetzes in der Fassung des Vier-
ten Bürokratieentlastungsgesetzes vom 
… [einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle] sind erstmals auf Hauptver-
sammlungen anzuwenden, die ab dem 
[einsetzen: Datum des ersten Tages des 
dritten auf das Inkrafttreten gemäß 
Artikel 71 Absatz 4 folgenden Monats] 
einberufen werden.“ 


Artikel 20 Artikel 21 


Änderung des SE-Ausfüh-
rungsgesetzes 


u n v e r ä n d e r t  


In § 13 Absatz 1 Satz 1 des SE-Ausfüh-
rungsgesetzes vom 22. Dezember 2004 
(BGBl. I S. 3675), das zuletzt durch Artikel 8 
des Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 154) geändert worden ist, wird 
das Wort „schriftlich“ durch die Wörter „in 
Textform“ ersetzt. 


 


Artikel 21 Artikel 22 


Änderung des Gesetzes betref-
fend die Gesellschaften mit be-


schränkter Haftung 


u n v e r ä n d e r t  


Das Gesetz betreffend die Gesellschaf-
ten mit beschränkter Haftung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
4123-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, das zuletzt durch Artikel 9 des Geset-
zes vom 22. Februar 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 51) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 


 


1. Nach § 23 Satz 1 wird folgender Satz 
eingefügt: 


 


„Die Versteigerung kann auch durch ei-
nen Notar erfolgen.“ 
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2. In § 48 Absatz 2 werden die Wörter „in 
Textform mit der zu treffenden Bestim-
mung oder mit der schriftlichen Abgabe 
der Stimmen sich“ durch die Wörter 
„sich in Textform mit der zu treffenden 
Bestimmung oder mit der Abgabe der 
Stimmen in Textform“ ersetzt. 


 


3. § 68 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:  


„(2) Zeichnen Liquidatoren für die 
Gesellschaft, ist der Firma ein auf die 
Liquidation hinweisender Zusatz hinzu-
zufügen.“ 


 


Artikel 22 Artikel 23 


Änderung des SCE-Ausfüh-
rungsgesetzes 


u n v e r ä n d e r t  


Das SCE-Ausführungsgesetz vom 
14. August 2006 (BGBl. I S. 1911), das zu-
letzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
22. Februar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 51) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


 


1. In § 8 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort 
„schriftlich“ durch die Wörter „in Text-
form“ ersetzt. 


 


2. In § 11 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort 
„schriftlich“ durch die Wörter „in Text-
form“ ersetzt. 


 


Artikel 23 Artikel 24 


Änderung des Depotgesetzes u n v e r ä n d e r t  


Das Depotgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Januar 1995 
(BGBl. I S. 34), das zuletzt durch Artikel 15 
des Gesetzes vom 11. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 354) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  


 


1. In § 6 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort 
„Schriftform“ durch das Wort „Textform“ 
ersetzt.  
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2. In § 12a Absatz 1 Satz 1 wird das Wort 
„schriftlichen“ durch die Wörter „in Text-
form verfassten“ ersetzt.  


 


3. In § 4 Absatz 2, § 5 Absatz 1 Satz 2, 
§ 10 Absatz 1 Satz 1, § 12 Absatz 1 
Satz 2, § 13 Absatz 1 Satz 1, § 15 Ab-
satz 2 Satz 1, § 19 Absatz 2 Satz 2, 
§ 20 Absatz 2 und 3 Satz 2, den §§ 21 
und 22 Absatz 2 Satz 2 sowie § 24 Ab-
satz 1 wird jeweils das Wort „schriftlich“ 
durch die Wörter „in Textform“ ersetzt. 


 


Artikel 24 Artikel 25 


Änderung des Schuldverschrei-
bungsgesetzes 


u n v e r ä n d e r t  


Das Schuldverschreibungsgesetz vom 
31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2512), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1423) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  


 


1. In § 9 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort 
„schriftlich“ durch die Wörter „in Text-
form“ ersetzt. 


 


2. § 15 Absatz 2 wird wie folgt geändert:   


a) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„Gläubiger“ die Wörter „in Text-
form“ eingefügt. 


 


b) In Satz 3 werden die Wörter „vom 
Vorsitzenden der Versammlung zu 
unterschreiben und“ gestrichen. 


 


Artikel 25 Artikel 26 


Änderung des Patentgesetzes u n v e r ä n d e r t  


§ 23 des Patentgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. Dezem-
ber 1980 (BGBl. 1981 I S. 1), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Au-
gust 2021 (BGBl. I S. 4074) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
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1. In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem 
Wort „schriftlich“ die Wörter „im Sinne 
des § 125a“ eingefügt. 


 


2. In Absatz 7 Satz 1 werden nach dem 
Wort „schriftlich“ die Wörter „im Sinne 
des § 125a“ eingefügt. 


 


Artikel 26 Artikel 27 


Änderung der Patentanwalts-
ordnung 


u n v e r ä n d e r t  


Die Patentanwaltsordnung vom 7. Sep-
tember 1966 (BGBl. I S. 557), die zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Ja-
nuar 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 12) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


 


1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
zu den §§ 35 bis 38 durch die folgenden 
Angaben ersetzt: 


 


„§ 35 Ersetzung der Schriftform  


§§ 36 bis 38 (weggefallen)“.  


2. § 35 wird wie folgt gefasst:  
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„§ 35 


 


Ersetzung der Schriftform  


Ist nach diesem Gesetz für die Ab-
gabe einer Erklärung die Schriftform 
vorgeschrieben, so kann die Erklärung 
auch über das besondere elektronische 
Bürger- und Organisationenpostfach 
abgegeben werden, wenn Erklärender 
und Empfänger über ein solches verfü-
gen. Ist die Erklärung von einer natürli-
chen Person abzugeben, so ist das Do-
kument mit einer qualifizierten elektro-
nischen Signatur der Person zu verse-
hen oder von ihr zu signieren und selbst 
zu versenden. Andere Postfächer nach 
§ 130a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2, 3 
und 5 der Zivilprozessordnung stehen 
dem besonderen elektronischen Bür-
ger- und Organisationenpostfach nach 
Satz 1 gleich.“ 


 


3. In § 43a Absatz 2 Satz 2 werden nach 
dem Wort „ausdrückliche“ das Komma 
und das Wort „schriftliche“ gestrichen 
und werden nach dem Wort „Mandan-
ten“ die Wörter „in Textform“ eingefügt. 


 


4. § 45b wird wie folgt geändert:  


a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wer-
den die Wörter „schriftliche Verein-
barung im Einzelfall“ durch die 
Wörter „im Einzelfall in Textform 
getroffene Vereinbarung“ ersetzt. 


 


b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wör-
ter „muß vom Auftraggeber unter-
schrieben sein“ durch die Wörter 
„bedarf der Textform“ ersetzt. 


 


5. In § 78 Absatz 2 werden nach dem 
Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elekt-
ronisch“ eingefügt. 


 


6. In § 79 Satz 2 werden die Wörter „oder 
öffentlich in den dazu von der Satzung 
bestimmten Blättern“ durch die Wörter 
„oder elektronisch“ ersetzt. 
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Artikel 27 Artikel 28 


Änderung des Urheberrechts-
gesetzes 


u n v e r ä n d e r t  


Das Urheberrechtsgesetz vom 9. Sep-
tember 1965 (BGBl. I S. 1273), das zuletzt 
durch Artikel 25 des Gesetzes vom 23. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1858) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


 


1. Nach § 31a Absatz 1 Satz 2 wird fol-
gender Satz eingefügt: 


 


„Schließt der Urheber einen Vertrag 
nach Satz 1 mit einer Verwertungsge-
sellschaft, so genügt die Textform.“ 


 


2. § 40 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  


„(1) Ein Vertrag, durch den sich der 
Urheber zur Einräumung von Nutzungs-
rechten an künftigen Werken verpflich-
tet, die überhaupt nicht näher oder nur 
der Gattung nach bestimmt sind, bedarf 
der schriftlichen Form. Schließt der Ur-
heber den Vertrag mit einer Verwer-
tungsgesellschaft, so genügt die Text-
form. Der Vertrag kann von beiden Ver-
tragsteilen nach Ablauf von fünf Jahren 
seit dem Abschluss des Vertrages ge-
kündigt werden. Die Kündigungsfrist 
beträgt sechs Monate, wenn keine kür-
zere Frist vereinbart ist.“ 


 


3. In § 88 Absatz 1 Satz 2 werden die 
Wörter „§ 31a Abs. 1 Satz 3 und 4 und 
Abs.“ durch die Wörter „§ 31a Absatz 1 
Satz 4 und 5 und Absatz“ ersetzt. 


 


4. In § 89 Absatz 1 Satz 2 werden die 
Wörter „§ 31a Abs. 1 Satz 3 und 4 und 
Abs.“ durch die Wörter „§ 31a Absatz 1 
Satz 4 und 5 und Absatz“ ersetzt. 


 


5. In § 132 Absatz 1 Satz 3 werden die 
Wörter „§ 40 Abs. 1 Satz 2 und Abs.“ 
durch die Wörter „§ 40 Absatz 1 Satz 3 
und § 41 Absatz“ ersetzt. 
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Artikel 28 Artikel 29 


Änderung des Verwertungsge-
sellschaftengesetzes 


u n v e r ä n d e r t  


§ 10 Satz 2 des Verwertungsgesell-
schaftengesetzes vom 24. Mai 2016 
(BGBl. I S. 1190), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 31. Mai 2021 (BGBl. I 
S. 1204) geändert worden ist, wird aufgeho-
ben. 


 


Artikel 29 Artikel 30 


Änderung des Investmentsteu-
ergesetzes 


Änderung des Investmentsteu-
ergesetzes 


Das Investmentsteuergesetz vom 
19. Juli 2016 (BGBl. I S. 1730), das zuletzt 
durch … [Artikel 25 des Gesetzes zur Stär-
kung von Wachstumschancen, Investitionen 
und Innovation sowie Steuervereinfachung 
und Steuerfairness (Wachstumschancenge-
setz), Bundesratsdrucksache 87/24] geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 


Das Investmentsteuergesetz vom 
19. Juli 2016 (BGBl. I S. 1730), das zuletzt 
durch Artikel 25 des Gesetzes vom 
27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 51 wird wie folgt geändert: 1. § 51 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: a) u n v e r ä n d e r t  


aa) In Satz 1 wird das Wort „vier“ 
durch das Wort „acht“ ersetzt. 


 


bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:  


„Für die Erklärung nach Satz 1 
beträgt der Verspätungszu-
schlag nach § 152 der Abga-
benordnung für jeden angefan-
genen Monat der eingetrete-
nen Verspätung 0,0625 Pro-
zent der ausgeschütteten und 
ausschüttungsgleichen Er-
träge; dies gilt ungeachtet ei-
ner etwaigen Steuerbefreiung 
auf Anlegerebene.“ 


 


b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: b) u n v e r ä n d e r t  
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aa) In Nummer 1 werden die Wör-
ter „die Kapitalverwaltungsge-
sellschaft, die inländische Be-
triebsstätte oder Zweignieder-
lassung der ausländischen 
Verwaltungsgesellschaft oder 
die inländische Verwahrstelle“ 
durch die Wörter „der Spezial-
Investmentfonds“ ersetzt. 


 


bb) In Nummer 2 werden die Wör-
ter „die inländische oder aus-
ländische Verwaltungsgesell-
schaft“ durch die Wörter „der 
Spezial-Investmentfonds“ er-
setzt. 


 


c) Dem Absatz 5 werden die folgen-
den Sätze angefügt: 


c) Dem Absatz 5 werden die folgen-
den Sätze angefügt: 
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„Alle Verwaltungsakte und Mittei-
lungen, die nach diesem Gesetz 
und der Abgabenordnung mit der 
gesonderten und einheitlichen 
Feststellung zusammenhängen, 
sind dem gesetzlichen Vertreter 
des Spezial-Investmentfonds in 
Vertretung der Feststellungsbetei-
ligten bekannt zu geben; bei der 
Bekanntgabe ist darauf hinzuwei-
sen, dass die Bekanntgabe mit Wir-
kung für und gegen alle Feststel-
lungsbeteiligten erfolgt. Der ge-
setzliche Vertreter des Spezial-In-
vestmentfonds steht einem Ein-
spruchsbefugten im Sinne des 
§ 352 Absatz 2 der Abgabenord-
nung und einem Klagebefugten im 
Sinne des § 48 Absatz 2 der Fi-
nanzgerichtsordnung gleich.“ 


„Alle Verwaltungsakte und Mittei-
lungen, die nach diesem Gesetz 
und der Abgabenordnung mit der 
gesonderten und einheitlichen 
Feststellung zusammenhängen, 
sind dem gesetzlichen Vertreter 
des Spezial-Investmentfonds in 
Vertretung der Feststellungsbetei-
ligten bekannt zu geben; bei der 
Bekanntgabe ist darauf hinzuwei-
sen, dass die Bekanntgabe mit Wir-
kung für und gegen alle Feststel-
lungsbeteiligten erfolgt. Ist einem 
Anleger kein Spezial-Investmen-
tanteil mehr zuzurechnen oder 
bestehen zwischen dem Anleger 
und dem gesetzlichen Vertreter 
des Spezial-Investmentfonds 
ernstliche Meinungsverschie-
denheiten, ist eine Einzelbe-
kanntgabe nur erforderlich, so-
weit der Anleger der Bekannt-
gabe an den gesetzlichen Vertre-
ter des Spezial-Investmentfonds 
gegenüber der Finanzbehörde 
vor Erlass der Verwaltungsakte 
oder Mitteilungen widerspro-
chen hat. Ein Widerspruch nach 
Satz 4 wird der Finanzbehörde 
gegenüber erst wirksam, wenn 
er ihr zugeht. Ist nach Satz 4 eine 
Einzelbekanntgabe erforderlich, 
gilt § 183 Absatz 3 der Abgaben-
ordnung entsprechend. Zur Ein-
legung von Rechtsbehelfen ge-
gen Verwaltungsakte, die nach 
diesem Gesetz und der Abga-
benordnung mit der gesonder-
ten und einheitlichen Feststel-
lung zusammenhängen, ist der 
gesetzliche Vertreter des Spe-
zial-Investmentfonds befugt; 
§ 352 Absatz 1 Nummer 4 und 5 
der Abgabenordnung und § 48 Ab-
satz 1 Nummer 4 und 5 der Fi-
nanzgerichtsordnung sind ent-
sprechend anzuwenden. In den 
Fällen des Satzes 4 gelten § 352 
Absatz 1 Nummer 3 der Abga-
benordnung und § 48 Absatz 1 
Nummer 3 der Finanzgerichtsord-
nung entsprechend.“ 
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2. Dem § 57 wird folgender Absatz 9 an-
gefügt: 


2. Dem § 57 wird folgender Absatz 9 an-
gefügt: 


„(9) § 51 Absatz 5 Satz 3 und 4 in 
der Fassung des Artikels 29 des Geset-
zes vom … [einsetzen: Ausfertigungs-
datum und Fundstelle dieses Gesetzes] 
ist ab dem … [einsetzen: Tag des In-
krafttretens nach Artikel 62 Absatz 1 
dieses Gesetzes] anzuwenden. § 51 
Absatz 2 und Absatz 3 in der Fassung 
des Artikels 29 des Gesetzes vom … 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle dieses Gesetzes] ist anzu-
wenden für Geschäftsjahre des Spe-
zial-Investmentfonds, die nach dem 
31. Dezember 2024 beginnen.“ 


„(9) § 51 Absatz 5 Satz 3 bis 8 in 
der Fassung des Artikels 30 des Geset-
zes vom … [einsetzen: Ausfertigungs-
datum und Fundstelle dieses Gesetzes] 
ist ab dem … [einsetzen: Tag des In-
krafttretens nach Artikel 71 Absatz 1 
dieses Gesetzes] anzuwenden. § 51 
Absatz 2 und Absatz 3 in der Fassung 
des Artikels 30 des Gesetzes vom … 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle dieses Gesetzes] ist anzu-
wenden für Geschäftsjahre des Spe-
zial-Investmentfonds, die nach dem 
31. Dezember 2024 beginnen.“ 


 


Artikel 31 


 Änderung des Bewertungsge-
setzes 


 § 228 Absatz 2 des Bewertungsge-
setzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I 
S. 230), das zuletzt durch Artikel 31 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 411) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 


 1. Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


 „Änderungen der tatsächlichen Ver-
hältnisse, die sich auf die Höhe des 
Grundsteuerwerts, die Vermögens-
art oder die Grundstücksart auswir-
ken oder zu einer erstmaligen Fest-
stellung führen können, sind auf den 
Beginn des folgenden Kalenderjah-
res zusammengefasst anzuzeigen“. 


 2. In Satz 3 werden die Wörter „einen 
Monat“ durch die Wörter „drei Mo-
nate“ ersetzt. 
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Artikel 30 Artikel 32 


Änderung des Steuerbera-
tungsgesetzes 


Änderung des Steuerbera-
tungsgesetzes 


Das Steuerberatungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 4. Novem-
ber 1975 (BGBl. I S. 2735), das zuletzt 
durch … [Artikel 5 des Entwurfs eines Ge-
setzes zur Regelung hybrider und virtueller 
Versammlungen in der Bundesnotarord-
nung, der Bundesrechtsanwaltsordnung, 
der Patentanwaltsordnung und dem Steuer-
beratungsgesetz sowie zur Änderung weite-
rer Vorschriften des Rechts der rechtsbera-
tenden Berufe, Bundestagsdrucksache 
20/8674] geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 


Das Steuerberatungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 4. Novem-
ber 1975 (BGBl. I S. 2735), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Ja-
nuar 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 12) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 3a Absatz 4 werden nach dem 
Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elekt-
ronisch“ eingefügt. 


1. u n v e r ä n d e r t  


2. In § 64 Absatz 2 Satz 2 wird nach dem 
Wort „ausdrückliche“ das Komma und 
das Wort „schriftliche“ gestrichen und 
werden nach dem Wort „Mandanten“ 
die Wörter „in Textform“ eingefügt. 


2. u n v e r ä n d e r t  


3. § 67a wird wie folgt geändert: 3. u n v e r ä n d e r t  


a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wer-
den die Wörter „schriftliche Verein-
barung im Einzelfall“ durch die 
Wörter „im Einzelfall in Textform 
getroffene Vereinbarung“ ersetzt. 


 


b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wör-
ter „muß vom Auftraggeber unter-
schrieben sein“ durch die Wörter 
„bedarf der Textform“ ersetzt. 


 


4. § 85a Absatz 2 Nummer 12 wird durch 
die folgenden Nummern 12 und 13 er-
setzt: 


4. u n v e r ä n d e r t  
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„12. eine Datenbank zur Verwaltung 
von Vollmachtsdaten im Sinne des 
§ 80a der Abgabenordnung einzu-
richten und zu betreiben sowie die 
Vollmachtsdaten nach Maßgabe 
des § 80a der Abgabenordnung 
an die Landesfinanzbehörden zu 
übermitteln; 


 


13. eine Datenbank zur Verwaltung 
von Vollmachtsdaten im Sinne des 
§ 105a Absatz 2 des Vierten Bu-
ches Sozialgesetzbuch einzurich-
ten und zu betreiben sowie die 
Vollmachtsdaten den in § 105a 
Absatz 5 des Vierten Buches So-
zialgesetzbuch genannten Stellen 
zur Verfügung zu stellen.“ 


 


5. In § 86c Absatz 4 werden die Wörter 
„der Vollmachtsdatenbank nach § 85a 
Absatz 2 Nummer 12“ durch die Wörter 
„den Vollmachtsdatenbanken nach 
§ 85a Absatz 2 Nummer 12 und 13“ er-
setzt. 


5. u n v e r ä n d e r t  


Artikel 31 Artikel 33 


Änderung des Einkommensteu-
ergesetzes 


Änderung des Einkommensteu-
ergesetzes 


In § 50c Absatz 2 Satz 4 des Einkom-
mensteuergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Oktober 2009 
(BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch 
Artikel 20 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert wor-
den ist, wird das Wort „drei“ durch das Wort 
„fünf“ ersetzt. 


Das Einkommensteuergesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 8. Ok-
tober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zu-
letzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 


 1. § 43 Absatz 2 Satz 7 und 8 wird auf-
gehoben. 


 2. § 45d Absatz 3 wird aufgehoben. 


 3. In § 50c Absatz 2 Satz 4 wird das 
Wort „drei“ durch das Wort „fünf“ er-
setzt. 
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 4. In § 50e Absatz 1 Satz 1 werden die 
Wörter „§ 45d Absatz 3 Satz 1,“ ge-
strichen. 


 5. Dem § 52 Absatz 42 wird folgender 
Satz angefügt:  


 „§ 43 Absatz 2 Satz 7 und 8 ist letzt-
mals für Kapitalerträge anzuwenden, 
die vor dem 1. Januar 2025 zu flie-
ßen.“ 


 6. § 52 Absatz 45 Satz 3 wird wie folgt 
gefasst: 


 „§ 45d Absatz 3 in der am 1. Januar 
2017 geltenden Fassung ist letztmals 
für Versicherungsverträge anzuwen-
den, die nach dem 31. Dezember 
2016 und vor dem 1. Januar 2025 ab-
geschlossen werden.“ 


 


Artikel 34 


 Änderung des Grundsteuerge-
setzes 


 § 19 des Grundsteuergesetzes vom 
7. August 1973 (BGBl. I S. 965), das zu-
letzt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 
16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2294) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 


 1. Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 


 2. Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben. 


 3. Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
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 „(3) Die Anzeigen nach den Ab-
sätzen 1 und 2 sind Steuererklärun-
gen im Sinne der Abgabenordnung, 
die den Finanzbehörden nach amt-
lich vorgeschriebenem Datensatz 
über die amtlich bestimmte Schnitt-
stelle elektronisch zu übermitteln 
sind. Die Anzeigen sind bei dem für 
die Festsetzung des Steuermessbe-
trags zuständigen Finanzamt bis 
zum 31. März des Jahres zu erstat-
ten, das auf das Kalenderjahr der Än-
derung nach Absatz 1 oder das Ka-
lenderjahr des Wegfalls der Voraus-
setzungen nach Absatz 2 folgt. Auf 
Antrag kann die zuständige Finanz-
behörde zur Vermeidung unbilliger 
Härten auf eine elektronische Über-
mittlung verzichten; in diesem Fall 
ist die Anzeige nach amtlich vorge-
schriebenem Vordruck abzugeben 
und eigenhändig zu unterschreiben. 
Für die Entscheidung über den An-
trag gilt § 150 Absatz 8 der Abgaben-
ordnung.“ 


Artikel 32 Artikel 35 


Änderung der Wirtschaftsprü-
ferordnung 


u n v e r ä n d e r t  


Die Wirtschaftsprüferordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. No-
vember 1975 (BGBl. I S. 2803), die zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Ja-
nuar 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 12) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


 


1. In der Inhaltsübersicht wird nach der 
Angabe zu § 58a folgende Angabe ein-
gefügt:  


 


„§ 58b Elektronische Kommunikation mit den 
Mitgliedern“. 


 


2. Dem § 12 Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 


 


„Die schriftliche Prüfung kann auch 
elektronisch durchgeführt werden.“ 
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3. § 30 wird wie folgt geändert:  


a) In Satz 1 werden die Wörter „oder 
in der Person der gesetzlichen Ver-
treter“ gestrichen. 


 


b) Satz 3 wird aufgehoben.  


4. In § 40 Absatz 2 Satz 1 werden die 
Wörter „in einer den §§ 126, 126a des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entspre-
chenden Form“ durch die Wörter 
„schriftlich oder elektronisch“ ersetzt. 


 


5. In § 54a Absatz 1 Nummer 1 werden 
die Wörter „schriftliche Vereinbarung im 
Einzelfall“ durch die Wörter „im Einzel-
fall in Textform getroffene Vereinba-
rung“ ersetzt. 


 


6. Nach § 58a wird folgender § 58b einge-
fügt:  


 


„§ 58b 


 


Elektronische Kommunikation mit den 
Mitgliedern 


 


Diejenigen Mitglieder der Wirt-
schaftsprüferkammer, die über ein E-
Mail-Postfach oder ein Postfach nach 
§ 130a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2, 4 o-
der 5 der Zivilprozessordnung verfügen, 
haben deren Adressen der Wirtschafts-
prüferkammer zum Zwecke der elektro-
nischen Kommunikation mitzuteilen, 
sofern dem keine wesentlichen Gründe 
entgegenstehen.“ 


 


7. In § 59 Absatz 4 Satz 3 werden nach 
dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder 
elektronisch“ eingefügt. 


 


8. Dem § 131h Absatz 3 wird folgender 
Satz angefügt: 


 


„Die schriftliche Prüfung kann auch 
elektronisch durchgeführt werden.“ 
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Artikel 33 Artikel 36 


Änderung der Gewerbeordnung Änderung der Gewerbeordnung 


§ 109 Absatz 3 der Gewerbeordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), die zu-
letzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
17. Januar 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 12) geän-
dert worden ist, wird wie folgt gefasst: 


Die Gewerbeordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Februar 
1999 (BGBl. I S. 202), die zuletzt durch Arti-
kel 5 des Gesetzes vom 17. Januar 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 12) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


 1. Nach § 14 Absatz 1 Satz 2 wird fol-
gender Satz eingefügt: 


 „Erfolgt die Aufgabe des Betriebes 
im Zusammenhang mit dessen Ver-
legung in einen anderen Meldebe-
zirk, ist dies ausschließlich gegen-
über der für die Gewerbeanmeldung 
nach Satz 1 zuständigen Behörde 
anzuzeigen; diese übermittelt die Da-
ten aus der Gewerbeanzeige unver-
züglich an die für die Gewerbeabmel-
dung nach Satz 2 Nummer 3 zustän-
dige Behörde; Absatz 8 bleibt unbe-
rührt.“ 


 2. In § 55c Satz 2 werden die Wörter 
„§ 14 Absatz 1 Satz 2 und 3“ durch 
die Wörter „§ 14 Absatz 1 Satz 2 bis 
4“ ersetzt. 


 3. § 109 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 


„(3) Das Zeugnis kann mit Einwilligung 
des Arbeitnehmers in elektronischer Form 
erteilt werden.“ 


„(3) u n v e r ä n d e r t  
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Artikel 34 Artikel 37 


Änderung der Handwerksord-
nung 


u n v e r ä n d e r t  


Die Handwerksordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. September 
1998 (BGBl. I S. 3074; 2006 I S. 2095), die 
zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
17. Januar 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 12) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


 


1. § 119 Absatz 6 Satz 2 wird aufgeho-
ben. 


 


2. § 124a wird aufgehoben.  


Artikel 35 Artikel 38 


Änderung des Mess- und Eich-
gesetzes 


Änderung des Mess- und Eich-
gesetzes 


Das Mess- und Eichgesetz vom 25. Juli 
2013 (BGBl. I S. 2722, 2723), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Ja-
nuar 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 26) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


Das Mess- und Eichgesetz vom 25. Juli 
2013 (BGBl. I S. 2722, 2723), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Ja-
nuar 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 26) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
zu § 32 wie folgt gefasst: 


1. u n v e r ä n d e r t  


„§ 32 (weggefallen)“.  


2. § 32 wird aufgehoben. 2. u n v e r ä n d e r t  


3. § 60 Absatz 1 Nummer 18 wird aufge-
hoben. 


3. § 60 wird wie folgt geändert: 


 a) Absatz 1 Nummer 18 wird aufge-
hoben. 


 b) In Absatz 2 werden die Wörter „, 
in den Fällen des Absatzes 1 
Nummer 18 mit einer Geldbuße 
bis zu zehntausend Euro“ gestri-
chen. 
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Artikel 36 Artikel 39 


Änderung des Bundesbergge-
setzes 


Änderung des Bundesbergge-
setzes 


In § 3 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 Buch-
stabe b des Bundesberggesetzes vom 
13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), das zu-
letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geän-
dert worden ist, werden vor den Wörtern 
„und die im Zusammenhang“ die Wörter 
„aus Bohrungen ab einer Teufe von 400 Me-
tern“ eingefügt und wird das Wort „(Erd-
wärme)“ gestrichen. 


Das Bundesberggesetz vom 13. Au-
gust 1980 (BGBl. I S. 1310), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. März 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:  


 1. In § 3 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 
Buchstabe b werden vor den Wör-
tern „und die im Zusammenhang“ 
die Wörter „aus Bohrungen ab einer 
Teufe von 400 Metern“ eingefügt und 
wird das Wort „(Erdwärme)“ gestri-
chen. 


 2. In §°16 Absatz°1 Satz°1 werden die 
Wörter „; die elektronische Form ist 
ausgeschlossen“ gestrichen. 


 


Artikel 40 


 Änderung des Energiewirt-
schaftsgesetzes 


 Das Energiewirtschaftsgesetz vom 
7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
5. Februar 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 32) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 


 1. § 12b Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt 
geändert: 


 a) Nummer 4 wird aufgehoben. 


 b) Die bisherigen Nummern 5 bis 7 
werden die Nummern 4 bis 6. 
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 2. In § 17f Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 
wird die Angabe „Nummer 7“ durch 
die Angabe „Nummer 6“ ersetzt. 


 3. In § 17i Absatz 5 Nummer 2 wird die 
Angabe „Nummer 7“ durch die An-
gabe „Nummer 6“ ersetzt. 


Artikel 37 Artikel 41 


Aufhebung des Gesetzes zur 
Abwicklung des Ausgleichs-
fonds nach dem Dritten Ver-


stromungsgesetz 


u n v e r ä n d e r t  


Das Gesetz zur Abwicklung des Aus-
gleichsfonds nach dem Dritten Verstro-
mungsgesetz vom 12. Dezember 1995 
(BGBl. I S. 1638), das zuletzt durch Arti-
kel 328 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, 
wird aufgehoben. 


 


Artikel 38 Artikel 42 


Aufhebung des Steinkohlebei-
hilfengesetzes 


u n v e r ä n d e r t  


Das Steinkohlebeihilfengesetz vom 
12. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1638, 
1639), das zuletzt durch Artikel 329 der Ver-
ordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I 
S. 1474) geändert worden ist, wird aufgeho-
ben. 


 


 


Artikel 43 


 Änderung des Windenergie-auf-
See-Gesetzes 
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 In § 3 Nummer 10 des Windenergie-
auf-See-Gesetzes vom 13. Oktober 2016 
(BGBl. I S. 2258, 2310), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 27. März 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 107) geändert wor-
den ist, wird die Angabe „Nummer 7“ 
durch die Angabe „Nummer 6“ ersetzt. 


Artikel 39 Artikel 44 


Änderung des Schuldenmit-
übernahmegesetzes 


u n v e r ä n d e r t  


§ 1 Absatz 3 des Schuldenmitübernah-
megesetzes vom 21. Juni 1999 (BGBl. I 
S. 1384) wird aufgehoben. 


 


Artikel 40 Artikel 45 


Änderung des Kapitalanlagege-
setzbuchs 


u n v e r ä n d e r t  


In § 1 Absatz 19 Nummer 33 Buch-
stabe a Doppelbuchstabe bb des Kapitalan-
lagegesetzbuchs vom 4. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 1981), das zuletzt durch Artikel 34 Ab-
satz 20 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert wor-
den ist, wird das Wort „schriftlich“ durch die 
Wörter „in Textform“ ersetzt. 


 


Artikel 41 Artikel 46 


Änderung des Akkreditierungs-
stellengesetzes 


u n v e r ä n d e r t  


§ 2 Absatz 1 des Akkreditierungsstel-
lengesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2625), das zuletzt durch Artikel 2 Ab-
satz 12 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2022 (BGBl. I S. 2752) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
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1. In Satz 1 wird das Wort „schriftlichen“ 
durch das Wort „elektronischen“ er-
setzt.  


 


2. Nach Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt:  


 


„Die Akkreditierungsstelle kann die Ver-
wendung bestimmter elektronischer 
Formulare und Eingabemasken vor-
schreiben.“ 


 


Artikel 42 Artikel 47 


Änderung des Bundesnatur-
schutzgesetzes 


Änderung des Bundesnatur-
schutzgesetzes 


Das Bundesnaturschutzgesetz vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. De-
zember 2022 (BGBl. I S. 2240) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


Das Bundesnaturschutzgesetz vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. Mai 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 153) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 


1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
zu § 54 wie folgt gefasst: 


1. u n v e r ä n d e r t  


„§ 54 Ermächtigung zum Erlass von Rechtsver-
ordnungen; Erlass von Verwaltungsvor-
schriften“. 


 


2. § 54 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t  


a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 


 


„§ 54 


 


Ermächtigung zum Erlass von 
Rechtsverordnungen; Erlass von 


Verwaltungsvorschriften“. 


 


b) Folgender Absatz 12 wird ange-
fügt: 


 


„(12) Die Bundesregierung er-
lässt mit Zustimmung des Bundes-
rates allgemeine Verwaltungsvor-
schriften über die Anforderungen 
hinsichtlich 
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1. der Bestandserfassung wild le-
bender Tiere der besonders 
geschützten Arten im Hinblick 
auf die Zugriffsverbote nach 
§ 44 Absatz 1 bei Vorhaben an 
Eisenbahnbetriebsanlagen, 


 


2. wirksamer und fachlich aner-
kannter Schutzmaßnahmen in 
Bezug auf wild lebende Tiere 
der besonders geschützten Ar-
ten bei Vorhaben an Eisen-
bahnbetriebsanlagen, bei de-
ren Beachtung in der Regel 
kein Verstoß gegen die Zu-
griffsverbote nach § 44 Ab-
satz 1 vorliegt, sowie hinsicht-
lich der Maßnahmen zur Si-
cherung des Erhaltungszu-
stands dieser Arten im Sinne 
des § 45 Absatz 7 Satz 2, 


 


3. der Durchführung von Unter-
haltungs- und Erneuerungs-
maßnahmen an Eisenbahnbe-
triebsanlagen, bei deren Be-
achtung in der Regel kein Ver-
stoß gegen die Zugriffsverbote 
nach § 44 Absatz 1 vorliegt, 


 


4. der Ausstattung von Bahnstre-
cken mit einer Oberleitung 
(Elektrifizierung), einschließ-
lich deren Erneuerung, bei de-
ren Beachtung in Bezug auf 
Stromschlag und Leitungsan-
flug von Vögeln in der Regel 
kein Verstoß gegen die Zu-
griffsverbote nach § 44 Ab-
satz 1 vorliegt und den Vorga-
ben des § 41 Satz 1 entspro-
chen wird.“ 
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Artikel 43 Artikel 48 


Änderung des Fünften Vermö-
gensbildungsgesetzes 


u n v e r ä n d e r t  


§ 2 Absatz 3 Nummer 1 des Fünften 
Vermögensbildungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 4. März 
1994 (BGBl. I S. 406), das zuletzt durch Ar-
tikel 34 des Gesetzes vom 11. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 354) geändert wor-
den ist, wird wie folgt gefasst: 


 


„1. die gewinnunabhängige Mindestver-
zinsung der Gewinnschuldverschrei-
bung im Regelfall die Hälfte der Ge-
samtverzinsung nicht überschreitet o-
der“. 


 


Artikel 44 Artikel 49 


Änderung des Nachweisgeset-
zes 


Änderung des Nachweisgeset-
zes 


Das Nachweisgesetz vom 20. Juli 1995 
(BGBl. I S. 946), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I 
S. 1174) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 


Das Nachweisgesetz vom 20. Juli 1995 
(BGBl. I S. 946), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I 
S. 1174) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 


 1. § 2 wird wie folgt geändert: 


 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


 aa) In Satz 1 wird die Angabe 
„Satzes 4“ durch die Angabe 
„Satzes 9“ ersetzt. 


 bb) Nach Satz 1 werden die fol-
genden Sätze eingefügt: 
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 „Die Niederschrift nach 
Satz 1 kann in Textform 
(§ 126b des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) abgefasst und 
elektronisch übermittelt 
werden, sofern das Doku-
ment für den Arbeitnehmer 
zugänglich ist, gespeichert 
und ausgedruckt werden 
kann und der Arbeitgeber 
den Arbeitnehmer mit der 
Übermittlung auffordert, ei-
nen Empfangsnachweis zu 
erteilen. Im Fall des Satzes 2 
hat der Arbeitgeber auf Ver-
langen des Arbeitnehmers 
die Niederschrift unter Hin-
weis auf den Geltungsbe-
ginn der wesentlichen Ver-
tragsbedingungen unver-
züglich in der Form der 
Sätze 1 und 8 zu erteilen. 
Satz 3 gilt entsprechend, 
wenn die wesentlichen Ver-
tragsbedingungen nicht 
nachgewiesen wurden. Die 
Verjährung des Anspruchs 
nach den Sätzen 3 und 4 be-
ginnt mit dem Schluss des 
Jahres, in dem das Arbeits-
verhältnis endet. Die Sätze 2 
bis 5 finden keine Anwen-
dung auf Arbeitnehmer, die 
in einem Wirtschaftsbereich 
oder Wirtschaftszweig nach 
§ 2a Absatz 1 des Schwarz-
arbeitsbekämpfungsgeset-
zes tätig sind.“ 


 cc) In dem neuen Satz 8 werden 
nach dem Wort „Vertragsbe-
dingungen“ die Wörter 
„nach Satz 1“ eingefügt. 


 dd) In dem neuen Satz 9 wird je-
weils die Angabe „Satz 2“ 
durch die Angabe „Satz 7“ 
ersetzt. 


 b) In Absatz 1a Satz 3 wird die An-
gabe „Satz 3“ durch die Angabe 
„Satz 8“ ersetzt. 


 c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
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 aa) In dem Satzteil vor Num-
mer 1 wird die Angabe 
„Satz 2“ durch die Angabe 
„Satz 7“ ersetzt.  


 bb) Folgender Satz wird ange-
fügt: 


 „Auf die Verpflichtung nach 
Satz 1 finden folgende Rege-
lungen entsprechende An-
wendung:  


 1. Absatz 1 Satz 2, 5 und 6 
sowie 


 2. Absatz 1 Satz 3 und 4.“ 


 d) Dem Absatz 3 wird folgender 
Satz angefügt: 


 „Auf die Verpflichtung nach 
Satz 1 finden folgende Regelun-
gen entsprechende Anwendung: 


 1. Absatz 1 Satz 2, 5 und 6 so-
wie 


 2. Absatz 1 Satz 3 und 4.“ 


 e) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 


 aa) In den Sätzen 1 und 2 wird 
jeweils die Angabe „Satz 2“ 
durch die Angabe „Satz 7“ 
ersetzt. 


 bb) In Satz 3 wird nach der An-
gabe „Absatz 2“ die Angabe 
„Satz 1“ und nach der An-
gabe „Absatz 3“ die Angabe 
„Satz 1“ eingefügt. 


1. Dem § 2 Absatz 5 werden die folgen-
den Sätze angefügt: 


f) Dem Absatz 5 werden die folgen-
den Sätze angefügt: 
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„Gleiches gilt, wenn dem Arbeitnehmer 
ein von den Vertragsparteien in elektro-
nischer Form (§ 126a des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) geschlossener Arbeits-
vertrag in einem ausdruckbaren Format 
übermittelt worden ist. Satz 2 findet 
keine Anwendung auf Arbeitnehmer, 
die in einem Wirtschaftsbereich oder 
Wirtschaftszweig nach § 2a Absatz 1 
des Schwarzarbeitsbekämpfungsge-
setzes tätig sind.“ 


„Ist dem Arbeitnehmer ein Arbeits-
vertrag in Textform nach Maß-
gabe des Absatzes 1 Satz 2 über-
mittelt worden, entfällt die Ver-
pflichtung nach Absatz 1 Satz 1 
und 2 und den Absätzen 2 und 3, 
soweit der Vertrag die in den Ab-
sätzen 1 bis 4 geforderten Anga-
ben enthält; unberührt bleibt der 
Anspruch nach Absatz 1 Satz 3, 
auch in Verbindung mit Absatz 2 
Satz 2 Nummer 2 oder Absatz 3 
Satz 2 Nummer 2. Satz 2 gilt 
nicht in den Fällen des Absat-
zes 1 Satz 6.“ 


2. § 3 wird wie folgt geändert: 2. § 3 wird wie folgt geändert: 


 a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und 
wird wie folgt geändert: 


a) In Satz 1 werden nach den Wörtern 
„wesentlichen Vertragsbedingun-
gen“ die Wörter „oder der in § 2 Ab-
satz 2 und 3 genannten Angaben“ 
eingefügt. 


aa) u n v e r ä n d e r t  


 bb) Nach Satz 1 wird folgender 
Satz eingefügt: 


 „Auf die Verpflichtung nach 
Satz 1 finden folgende Rege-
lungen entsprechende An-
wendung:  


 1. § 2 Absatz 1 Satz 2, 5 
und 6 sowie 


 2. § 2 Absatz 1 Satz 3 und 
4.“ 


b) Die folgenden Sätze werden ange-
fügt: 


b) Folgender Absatz 2 wird ange-
fügt:  
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 „(2) Die Verpflichtung nach 
Absatz 1 Satz 1 entfällt, sofern 
dem Arbeitnehmer hinsichtlich 
der Änderung ein schriftlicher 
Änderungsvertrag ausgehändigt 
worden ist. Das Gleiche gilt, 
wenn dem Arbeitnehmer hin-
sichtlich der Änderung ein Ände-
rungsvertrag in Textform nach 
Maßgabe des § 2 Absatz 1 Satz 2 
übermittelt worden ist; unbe-
rührt bleibt der Anspruch nach 
§ 2 Absatz 1 Satz 3. Satz 2 gilt 
nicht in den Fällen des § 2 Ab-
satz 1 Satz 6.“ 


„Die Verpflichtung nach Satz 1 ent-
fällt, sofern dem Arbeitnehmer hin-
sichtlich der Änderung 


entfällt 


1. ein schriftlicher Änderungsver-
trag ausgehändigt worden ist 
oder  


 


2. ein in elektronischer Form 
(§ 126a des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs) geschlossener Än-
derungsvertrag in einem aus-
druckbaren Format übermittelt 
worden ist. 


 


Satz 3 Nummer 2 findet keine An-
wendung auf Arbeitnehmer, die in 
einem Wirtschaftsbereich oder 
Wirtschaftszweig nach § 2a Ab-
satz 1 des Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetzes tätig sind.“ 


entfällt 


 3. § 4 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


 a) In Nummer 1 wird die Angabe 
„Satz 2“ durch die Angabe 
„Satz 7“ersetzt. 


 b) Nach Nummer 1 wird folgende 
Nummer 2 eingefügt: 
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 „2. entgegen § 2 Absatz 1 
Satz 3, auch in Verbindung 
mit Satz 4, jeweils auch in 
Verbindung mit § 2 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 2, § 2 
Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 
oder § 3 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 eine dort ge-
nannte Niederschrift nicht, 
nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig er-
teilt,“. 


 c) Die bisherige Nummer 2 wird 
Nummer 3 und die Wörter „§ 2 
Absatz 2, auch in Verbindung 
mit Absatz 3“ werden durch die 
Wörter „§ 2 Absatz 2 Satz 1, 
auch in Verbindung mit Absatz 3 
Satz 1“ ersetzt. 


 d) Die bisherige Nummer 3 wird 
Nummer 4 und die Angabe „§ 3 
Satz 1“ wird durch die Wörter 
„§ 3 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt. 


3. § 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 4. In § 5 Satz 1 wird jeweils die Angabe 
„Satz 2“ durch die Angabe „Satz 7“ 
ersetzt. 


„Die Verpflichtung nach Satz 1 entfällt, 
soweit dem Arbeitnehmer eine früher 
ausgestellte Niederschrift oder ein 
schriftlicher Arbeitsvertrag ausgehän-
digt oder ein in elektronischer Form 
(§ 126a des Bürgerlichen Gesetz-
buchs) geschlossener Arbeitsvertrag in 
einem ausdruckbaren Format übermit-
telt worden ist und das jeweilige Doku-
ment die nach diesem Gesetz erforder-
lichen Angaben enthält.“ 


entfällt 
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Artikel 45 Artikel 50 


Änderung des Heimarbeitsge-
setzes 


u n v e r ä n d e r t  


In § 6 Satz 2 des Heimarbeitsgesetzes 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 804-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 6i 
des Gesetzes vom 16. September 2022 
(BGBl. I S. 1454) geändert worden ist, wer-
den die Wörter „Je drei Abschriften“ durch 
das Wort „Diese“ und wird das Wort „einzu-
senden“ durch die Wörter „zu übermitteln“ 
ersetzt. 


 


Artikel 46 Artikel 51 


Änderung des Arbeitszeitgeset-
zes 


u n v e r ä n d e r t  


§ 16 Absatz 1 des Arbeitszeitgesetzes 
vom 6. Juni 1994 (BGBl. I S. 1170, 1171), 
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3334) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 


 


„(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, 
eine Kopie dieses Gesetzes, der auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen, für den Betrieb 
geltenden Rechtsverordnungen und der für 
den Betrieb geltenden Tarifverträge und Be-
triebs- oder Dienstvereinbarungen im Sinne 
des § 7 Absatz 1 bis 3 und der §§ 12 und 
21a Absatz 6 den Arbeitnehmern über die 
im Betrieb oder in der Dienststelle übliche 
Informations- und Kommunikationstechnik 
zur Verfügung zu stellen oder an geeigneter 
Stelle im Betrieb oder in der Dienststelle zur 
Einsichtnahme auszulegen oder auszuhän-
gen.“ 
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Artikel 47 Artikel 52 


Änderung des Jugendarbeits-
schutzgesetzes 


Änderung des Jugendarbeits-
schutzgesetzes 


Das Jugendarbeitsschutzgesetz vom 
12. April 1976 (BGBl. I S. 965), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Juli 
2021 (BGBl. I S. 2970) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


Das Jugendarbeitsschutzgesetz vom 
12. April 1976 (BGBl. I S. 965), das zuletzt 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 27. März 
2024 (BGBl. I Nr. 109) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


1. Nach § 1 wird folgender § 1a eingefügt: 1. Nach § 1 wird folgender § 1a eingefügt: 


„§ 1a „§ 1a 


Formvorgaben Formvorgaben 


Soweit in diesem Gesetz schriftli-
che Handlungen vorgesehen sind, kön-
nen diese auch in Textform erfolgen. 
Dies gilt nicht für § 21a Absatz 2.“ 


Soweit in diesem Gesetz schriftli-
che Handlungen vorgesehen sind, kön-
nen diese auch in Textform erfolgen. 
Dies gilt nicht für § 6 Absatz 4 Satz 1 
und § 21a Absatz 2.“ 


2. Die §§ 47 und 48 werden wie folgt ge-
fasst: 


2. u n v e r ä n d e r t  


„§ 47 


 


Bekanntgabe des Gesetzes und der 
Aufsichtsbehörde 


 


Arbeitgeber, die regelmäßig min-
destens einen Jugendlichen beschäfti-
gen, haben eine Kopie dieses Gesetzes 
und die Anschrift der zuständigen Auf-
sichtsbehörde den Arbeitnehmern über 
die im Betrieb oder in der Dienststelle 
übliche Informations- und Kommunika-
tionstechnik zur Verfügung zu stellen o-
der an geeigneter Stelle im Betrieb oder 
in der Dienststelle zur Einsicht auszule-
gen oder auszuhängen. 
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§ 48 


 


Information über Arbeitszeit und Pau-
sen 


 


Arbeitgeber, die regelmäßig min-
destens drei Jugendliche beschäftigen, 
haben eine Information über Beginn 
und Ende der regelmäßigen täglichen 
Arbeitszeit und der Pausen der Jugend-
lichen den Arbeitnehmern über die im 
Betrieb oder in der Dienststelle übliche 
Informations- und Kommunikations-
technik zur Verfügung zu stellen oder 
an geeigneter Stelle im Betrieb oder in 
der Dienststelle zur Einsicht auszule-
gen oder auszuhängen.“ 


 


3. In § 54 Absatz 3 werden die Wörter 
„hierüber an geeigneter Stelle im Be-
trieb einen Aushang anzubringen“ 
durch die Wörter „eine Kopie der Bewil-
ligung den Arbeitnehmern über die im 
Betrieb oder in der Dienststelle übliche 
Informations- und Kommunikations-
technik zur Verfügung zu stellen oder 
an geeigneter Stelle im Betrieb oder in 
der Dienststelle zur Einsicht auszule-
gen oder auszuhängen“ ersetzt. 


3. u n v e r ä n d e r t  


4. § 59 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 4. u n v e r ä n d e r t  


a) In Nummer 7 werden die Wörter 
„einen Abdruck“ durch die Wörter 
„eine Kopie“ ersetzt und werden die 
Wörter „nicht auslegt oder aus-
hängt“ durch die Wörter „nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig 
zur Verfügung stellt und nicht, nicht 
richtig oder nicht vollständig aus-
legt und nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig aushängt“ ersetzt. 
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b) In Nummer 8 werden die Wörter 
„Arbeitszeit und Pausen nicht oder 
nicht in der vorgeschriebenen 
Weise aushängt“ durch die Wörter 
„eine Information nicht, nicht richtig 
oder nicht vollständig zur Verfü-
gung stellt und nicht, nicht richtig o-
der nicht vollständig auslegt und 
nicht, nicht richtig oder nicht voll-
ständig aushängt“ ersetzt. 


 


c) In Nummer 12 werden die Wörter 
„einen Aushang nicht anbringt“ 
durch die Wörter „eine Kopie nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig 
zur Verfügung stellt und nicht, nicht 
richtig oder nicht vollständig aus-
legt und nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig aushängt“ ersetzt. 


 


 


Artikel 53 


 Änderung des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes 


 Das Arbeitnehmerüberlassungsge-
setz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 3. Februar 1995 (BGBl. I 
S. 158), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 28. Juni 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 172) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 


 1. § 12 Absatz 1 wird wie folgt geän-
dert: 


 a) In Satz 1 wird das Wort „Schrift-
form“ durch das Wort „Text-
form“ ersetzt. 


 b) In den Sätzen 3 und 4 werden je-
weils die Wörter „der Urkunde“ 
durch die Wörter „dem Vertrag“ 
ersetzt. 


 2. In § 14 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort 
„schriftliche“ gestrichen. 


 


Artikel 54 
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 Änderung des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes 


 Das Künstlersozialversicherungsge-
setz vom 27. Juli 1981 (BGBl. I S. 705), 
das zuletzt durch Artikel 5a des Gesetzes 
vom 22. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 101) 
geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 


 1. In § 24 Absatz 2 Satz 2 wird die An-
gabe „450“ durch die Angabe 
„1 000“ ersetzt. 


 2. In § 25 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 
wird die Angabe „§ 3 Nr. 26“ durch 
die Wörter „§ 3 Nummer 26 und 26a“ 
ersetzt. 


 3. § 54 wird wie folgt gefasst: 


 


„§ 54 


 Abweichend von § 24 Absatz 2 
Satz 2 beträgt die Entgeltsumme 700 
Euro im Kalenderjahr 2025.“ 


Artikel 48 Artikel 55 


Änderung des Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetzes 


Änderung des Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetzes 


Das Bundeselterngeld- und Elternzeit-
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 27. Januar 2015 (BGBl. I S. 33), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 412) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


Das Bundeselterngeld- und Elternzeit-
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 27. Januar 2015 (BGBl. I S. 33), das 
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 107) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 1 wird wie folgt geändert: 1. u n v e r ä n d e r t  


a) Absatz 6 wird durch die folgenden 
Absätze 6 und 6a ersetzt: 


 


„(6) Eine Person ist nicht voll 
erwerbstätig, wenn  


 







 - 68 -  


Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 


1. ihre Arbeitszeit 32 Wochen-
stunden im Durchschnitt des 
Lebensmonats nicht über-
steigt,  


 


2. sie eine Beschäftigung zur Be-
rufsbildung ausübt oder  


 


3. sie als eine im Sinne der §§ 23 
und 43 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch geeignete Kin-
dertagespflegeperson tätig ist. 


 


(6a) Als erwerbstätig im Sinne 
dieses Gesetzes gelten auch Per-
sonen, die vorübergehend nicht ar-
beiten, solange sie  


 


1. sich in einem Arbeitsverhältnis 
befinden oder 


 


2. selbständig erwerbstätig sind.“  


b) Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt ge-
ändert: 


 


aa) Nummer 2 wird wie folgt geän-
dert: 


 


aaa) In Buchstabe b werden 
die Wörter „und er ist 
weder erwerbstätig 
noch nimmt er Eltern-
zeit nach § 15 des Bun-
deselterngeld- und El-
ternzeitgesetzes oder 
laufende Geldleistun-
gen nach dem Dritten 
Buch Sozialgesetz-
buch in Anspruch,“ 
durch die Wörter „und 
die Person ist weder er-
werbstätig noch nimmt 
sie Elternzeit nach § 15 
dieses Gesetzes oder 
laufende Geldleistun-
gen nach dem Dritten 
Buch Sozialgesetz-
buch in Anspruch,“ er-
setzt. 


 


bbb) Buchstabe c wird wie 
folgt gefasst: 
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„c) nach § 23 Ab-
satz 1 des Aufent-
haltsgesetzes we-
gen eines Krieges 
im Heimatland 
dieser Person o-
der nach § 23a o-
der § 25 Absatz 3 
bis 5 des Aufent-
haltsgesetzes er-
teilt,“. 


 


bb) In Nummer 3 werden die Wör-
ter „des Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetzes“ durch die 
Wörter „dieses Gesetzes“ er-
setzt. 


 


2. § 2b wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t  


a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 


 


„Bei der Bestimmung des Bemes-
sungszeitraums nach Satz 1 blei-
ben Kalendermonate unberück-
sichtigt, in denen die berechtigte 
Person 


 


1. im Zeitraum nach § 4 Absatz 1 
Satz 2 und 3 und Absatz 5 
Satz 3 Nummer 1 Buchstabe 
b, Nummer 2 Buchstabe b, 
Nummer 3 Buchstabe b und 
Nummer 4 Buchstabe b Eltern-
geld für ein älteres Kind bezo-
gen hat, 


 


2. während der Schutzfristen 
nach § 3 des Mutterschutzge-
setzes nicht beschäftigt wer-
den durfte oder Mutterschafts-
geld nach dem Fünften Buch 
Sozialgesetzbuch oder nach 
dem Zweiten Gesetz über die 
Krankenversicherung der 
Landwirte oder Krankentage-
geld nach § 192 Absatz 5 
Satz 2 des Versicherungsver-
tragsgesetzes bezogen hat, 


 


3. eine Krankheit hatte, die maß-
geblich durch eine Schwanger-
schaft bedingt war, oder 


 







 - 70 -  


Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 


4. Wehrdienst nach dem Wehr-
pflichtgesetz in der bis zum 31. 
Mai 2011 geltenden Fassung 
oder nach dem Vierten Ab-
schnitt des Soldatengesetzes 
oder Zivildienst nach dem Zivil-
dienstgesetz geleistet hat.“ 


 


b) In Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 
Satz 2 wird jeweils die Angabe 
„Satz 3“ durch die Angabe „Satz 4“ 
ersetzt. 


 


3. Dem § 2c wird folgender Absatz 4 an-
gefügt: 


3. u n v e r ä n d e r t  


„(4) Der anteilige Arbeitnehmer-
Pauschbetrag nach Absatz 1 Satz 1 ist 
nicht zu berücksichtigen, wenn dem An-
sässigkeitsstaat der berechtigten Per-
son nach einem Abkommen zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung das 
Besteuerungsrecht für das Elterngeld 
zusteht und wenn das aus Deutschland 
gezahlte Elterngeld nach den maßge-
benden Vorschriften des Ansässigkeits-
staats der Steuer unterliegt. Unterliegt 
das Elterngeld im Ansässigkeitsstaat 
nach dessen maßgebenden Vorschrif-
ten nicht der Steuer, so ist der Arbeit-
nehmer-Pauschbetrag nach Absatz 1 
entsprechend zu berücksichtigen.“ 


 


4. Dem § 2e wird folgender Absatz 7 an-
gefügt: 


4. u n v e r ä n d e r t  


„(7) Abzüge für Steuern nach Ab-
satz 1 Satz 1 sind nicht zu berücksichti-
gen, wenn dem Ansässigkeitsstaat der 
berechtigten Person nach einem Ab-
kommen zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung das Besteuerungsrecht für 
das Elterngeld zusteht und wenn das 
aus Deutschland gezahlte Elterngeld 
nach den maßgebenden Vorschriften 
des Ansässigkeitsstaats der Steuer un-
terliegt. Unterliegt das Elterngeld im An-
sässigkeitsstaat nach dessen maßge-
benden Vorschriften nicht der Steuer, 
so sind die Abzüge für Steuern nach 
den Absätzen 1 bis 6 entsprechend zu 
berücksichtigen.“ 
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5. In § 2f Absatz 2 Satz 3 werden die Wör-
ter „§ 163 Absatz 10 Satz 2 des Sechs-
ten Buches Sozialgesetzbuch“ durch 
die Wörter „§ 20 Absatz 2a Satz 2 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch“ er-
setzt. 


5. u n v e r ä n d e r t  


6. § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 
wird wie folgt gefasst: 


6. u n v e r ä n d e r t  


„3. dem Elterngeld oder den Mutter-
schaftsleistungen vergleichbare 
Leistungen, auf die eine nach § 1 
berechtigte Person außerhalb 
Deutschlands oder gegenüber ei-
ner über- oder zwischenstaatli-
chen Einrichtung Anspruch hat,  


 


4. Elterngeld, das der berechtigten 
Person für ein älteres Kind zu-
steht, oder dem Elterngeld oder 
den Mutterschaftsleistungen ver-
gleichbare Leistungen für ein älte-
res Kind, auf die die berechtigte 
Person außerhalb Deutschlands 
oder gegenüber einer über- oder 
zwischenstaatlichen Einrichtung 
Anspruch hat,“. 


 


7. § 4c wird wie folgt geändert: 7. u n v e r ä n d e r t  


a) In Absatz 1 wird in dem Satzteil vor 
Nummer 1 die Angabe „Satz 3“ 
durch die Angabe „Satz 2“ ersetzt. 


 


b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 


 


„§ 4b Absatz 5 gilt entsprechend.“  


8. In § 8 Absatz 3 werden in dem Satzteil 
vor Nummer 1 die Wörter „Das Eltern-
geld“ durch die Wörter „Über die Höhe 
des Elterngeldes“ und wird das Wort 
„gezahlt“ durch das Wort „entschieden“ 
ersetzt. 


8. u n v e r ä n d e r t  


9. § 15 wird wie folgt geändert: 9. u n v e r ä n d e r t  


a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:  
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„(4) Die Arbeitnehmerin oder 
der Arbeitnehmer darf während der 
Elternzeit nicht mehr als 32 Wo-
chenstunden im Durchschnitt des 
Monats erwerbstätig sein. Die Be-
schränkung auf 32 Wochenstun-
den im Durchschnitt des Monats 
gilt nicht für die Tätigkeit einer im 
Sinne der §§ 23 und 43 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch geeig-
neten Kindertagespflegeperson. 
Die Ausübung einer Teilzeitarbeit 
bei einem anderen Arbeitgeber o-
der einer selbständigen Erwerbstä-
tigkeit nach Satz 1 bedürfen der 
Zustimmung des Arbeitgebers. 
Dieser kann seine Zustimmung nur 
innerhalb von vier Wochen nach 
der Beantragung aus dringenden 
betrieblichen Gründen in Textform 
verweigern.“ 


 


b) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 


 


„Der Antrag kann mit der Mitteilung 
nach Absatz 7 Satz 1 Nummer 5 in 
Textform verbunden werden.“ 


 


c) Absatz 7 wird wie folgt geändert:  


aa) In Satz 1 Nummer 5 in dem 
Satzteil nach Buchstabe b wird 
das Wort „schriftlich“ durch die 
Wörter „in Textform“ ersetzt. 


 


bb) In Satz 4 werden die Wörter 
„mit schriftlicher Begründung“ 
durch die Wörter „mit Begrün-
dung in Textform“ ersetzt.  


 


cc) In Satz 5 in dem Satzteil nach 
Nummer 2 und Satz 6 wird je-
weils das Wort „schriftlich“ 
durch die Wörter „in Textform“ 
ersetzt. 


 


10. In § 16 Absatz 1 Satz 1 in dem Satzteil 
nach Nummer 2 wird das Wort „schrift-
lich“ durch die Wörter „in Textform“ er-
setzt. 


10. u n v e r ä n d e r t  


11. § 23 wird wie folgt geändert: 11. u n v e r ä n d e r t  







 - 73 -  


Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 


a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 
„Absatz 4“ durch die Angabe „Ab-
satz 3“ ersetzt. 


 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  


aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Der Antragsteller oder die An-
tragstellerin“ durch die Wörter 
„Die Antragstellerin oder der 
Antragsteller“ ersetzt und wird 
die Angabe „und 3“ gestrichen. 


 


bb) In Satz 2 werden die Wörter 
„und Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 4“ und die Angabe „und 3“ 
gestrichen. 


 


12. In § 24a Absatz 1 Satz 1 wird die An-
gabe „Absatz 4“ durch die Angabe „Ab-
satz 3“ ersetzt. 


12. u n v e r ä n d e r t  


13. § 24b wird aufgehoben. 13. u n v e r ä n d e r t  


14. § 25 wird wie folgt gefasst: 14. u n v e r ä n d e r t  


„§ 25 


 


Automatisierter Datenabruf bei den 
Standesämtern 


 


Beantragt eine Person Elterngeld, 
so ist die nach § 12 Absatz 1 zustän-
dige Behörde berechtigt, zur Prüfung 
des Anspruchs nach § 1 die folgenden 
Daten über die Beurkundung der Ge-
burt eines Kindes bei dem für die Ent-
gegennahme der Anzeige der Geburt 
zuständigen Standesamt gemäß § 68 
Absatz 3 des Personenstandsgesetzes 
automatisiert abzurufen, wenn die an-
tragstellende Person zuvor in die elekt-
ronische Datenübermittlung eingewilligt 
hat: 


 


1. Tag und Ort der Geburt des Kin-
des, 


 


2. Geburtsname und Vornamen des 
Kindes, 
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3. Familiennamen, Geburtsnamen 
und Vornamen der Eltern des Kin-
des.“ 


 


15. In § 26 Absatz 1 werden die Wörter 
„Ersten, Zweiten und Dritten“ durch die 
Wörter „Ersten und Zweiten“ ersetzt. 


15. u n v e r ä n d e r t  


16. § 28 wird wie folgt geändert: 16. u n v e r ä n d e r t  


a) Absatz 1b wird wie folgt gefasst:   


„(1b) Für die nach dem 
31. März 2024 und vor dem 1. Mai 
2025 geborenen oder mit dem Ziel 
der Adoption aufgenommenen Kin-
der ist dieses Gesetz in der bis zum 
30. April 2025 geltenden Fassung 
weiter anzuwenden.“ 


 


b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:  


„(4) § 9 Absatz 2 ist auf Kinder 
anwendbar, die nach dem 31. De-
zember 2021 geboren oder mit 
dem Ziel der Adoption aufgenom-
men worden sind. § 25 ist auf Kin-
der anwendbar, die nach dem 
31. Oktober 2024 geboren oder mit 
dem Ziel der Adoption aufgenom-
men worden sind. Für die nach 
dem 31. Dezember 2021 und vor 
dem 1. November 2024 geborenen 
oder mit dem Ziel der Adoption auf-
genommenen Kinder ist § 25 in der 
bis zum 31. Oktober 2024 gelten-
den Fassung weiter anzuwenden. 
Zur Erprobung des Verfahrens kön-
nen diese Regelungen in Pilotpro-
jekten mit Zustimmung des Bun-
desministeriums für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend, des Bun-
desministeriums für Arbeit und So-
ziales und des Bundesministeriums 
des Innern und für Heimat auf Kin-
der, die vor dem 1. Januar 2022 
geboren oder mit dem Ziel der 
Adoption aufgenommen worden 
sind, angewendet werden.“ 
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Artikel 49 Artikel 56 


Änderung der Elternzeitverord-
nung für Soldatinnen und Sol-


daten 


u n v e r ä n d e r t  


In § 4 der Elternzeitverordnung für Sol-
datinnen und Soldaten in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. November 2004 
(BGBl. I S. 2855), die zuletzt durch Arti-
kel 87 des Gesetzes vom 29. März 2017 
(BGBl. I S. 626) geändert worden ist, wird 
die Angabe „30“ durch die Angabe „32“ er-
setzt. 


 


Artikel 50 Artikel 57 


Änderung des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch 


Änderung des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch 


Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch – 
Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitsu-
chende – in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 
2094), das zuletzt durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 412) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 


Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch – 
Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitsu-
chende – in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 
2094), das zuletzt durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 107) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 


1. In § 6b Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe 
„56 Absatz 2“ durch die Angabe „56 Ab-
satz 4“ ersetzt. 


1. u n v e r ä n d e r t  


2. § 56 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t  


a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 


 


„Erwerbsfähige Leistungsberech-
tigte, die Leistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhalts beantragt 
haben oder beziehen, sind ver-
pflichtet, 


 


1. eine eingetretene Arbeitsunfä-
higkeit und deren voraussicht-
liche Dauer 
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a) unverzüglich anzuzeigen 
und 


 


b) spätestens vor Ablauf des 
dritten Kalendertages 
nach Eintritt der Arbeits-
unfähigkeit eine ärztliche 
Bescheinigung über die 
Arbeitsunfähigkeit und de-
ren voraussichtliche 
Dauer vorzulegen; 


 


2. eine stationäre Behandlung 
auf Kosten der Krankenkasse 
unverzüglich anzuzeigen und 
deren Beginn und Ende nach-
zuweisen.“ 


 


b) Nach Absatz 1 werden die folgen-
den Absätze 2 und 3 eingefügt: 


 


„(2) Die Pflicht zur Vorlage ei-
ner ärztlichen Bescheinigung nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe b, Nummer 2 und Satz 4 ent-
fällt, wenn 


 


1. die in § 295 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 des Fünften Bu-
ches genannten Arbeitsunfä-
higkeitsdaten nach § 295 Ab-
satz 1 Satz 10 des Fünften Bu-
ches elektronisch an die Kran-
kenkasse zu übermitteln sind,  


 


2. die in § 301 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 und 7 des Fünften 
Buches genannten Daten zur 
stationären Behandlung elekt-
ronisch an die Krankenkasse 
zu übermitteln sind oder 


 


3. die Arbeitsunfähigkeitsdaten 
nach § 201 Absatz 2 des Sieb-
ten Buches elektronisch an die 
Krankenkassen zu übermitteln 
sind. 
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(3) Absatz 2 gilt entspre-
chend auch für Teilnehmende an 
Maßnahmen der beruflichen Wei-
terbildung nach § 16 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 4 oder Teilneh-
mende einer Maßnahme nach § 16 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 in Ver-
bindung mit § 45 des Dritten Bu-
ches oder Teilnehmende an einer 
Maßnahme nach § 16f oder § 16k, 
auch sofern diese keine Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunter-
halts erhalten.“ 


 


c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 
werden die Absätze 4 und 5. 


 


 


Artikel 58 


 Änderung des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch 


 Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch – 
Arbeitsförderung – (Artikel 1 des Geset-
zes vom 24. März 1997, BGBl. I S. 594, 
595), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 6. Mai 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 148) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 


 1. § 82 wird wie folgt geändert: 


 a) Absatz 7 wird aufgehoben. 


 b) Die Absätze 8 und 9 werden die 
Absätze 7 und 8. 


 2. § 311 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 


 „(3) Die Absätze 1 und 2 gelten 
entsprechend auch für Teilneh-
mende an einer Maßnahme zur Akti-
vierung und beruflichen Eingliede-
rung nach § 45 oder an einer nach 
§ 81 geförderten Weiterbildung, die 
keinen Anspruch auf Arbeitslosen-
geld erheben und nicht versiche-
rungspflichtig beschäftigt sind.“ 


 3. § 325 Absatz 6 wird aufgehoben. 
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 4. § 447 Absatz 3 wird aufgehoben. 


Artikel 51 Artikel 59 


Änderung des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch 


Änderung des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch 


Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch – 
Gemeinsame Vorschriften für die Sozialver-
sicherung – in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 12. November 2009 (BGBl. I 
S. 3710, 3973; 2011 I S. 363), das zuletzt 
durch Artikel 5a des Gesetzes vom 22. De-
zember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 408) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 


Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch – 
Gemeinsame Vorschriften für die Sozialver-
sicherung – in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 12. November 2009 (BGBl. I 
S. 3710, 3973; 2011 I S. 363), das zuletzt 
durch Artikel 32 und Artikel 35 des Geset-
zes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 108) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 


1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 


1. u n v e r ä n d e r t  


a) Nach der Angabe zu § 105 wird fol-
gende Angabe eingefügt: 


 


„§ 105a Nutzung der Vollmachtsdatenbank 
nach § 86 Absatz 2 Nummer 13 des 
Steuerberatungsgesetzes“. 


 


b) Der Angabe zu § 109a werden die 
Wörter „und die Jobcenter“ ange-
fügt. 


 


2. In § 1 Absatz 2 wird die Angabe „und 
19a“ durch die Angabe „, 19a und 109a“ 
ersetzt. 


2. u n v e r ä n d e r t  


3. Nach § 105 wird folgender § 105a ein-
gefügt: 


3. u n v e r ä n d e r t  
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„§ 105a 


 


Nutzung der Vollmachtsdatenbank 
nach § 85a Absatz 2 Nummer 13 des 


Steuerberatungsgesetzes 


 


(1) Werden Arbeitgeber bei der 
Wahrnehmung ihrer Rechte und Pflich-
ten nach diesem Buch, nach dem § 202 
des Fünften Buches, nach dem Künst-
lersozialversicherungsgesetz und nach 
dem Aufwendungsausgleichsgesetz 
durch Steuerberater, Steuerbevoll-
mächtigte oder Berufsausübungsge-
sellschaften nach den §§ 49 und 50 des 
Steuerberatungsgesetzes vertreten, 
entfällt abweichend von § 13 Absatz 1 
Satz 3 des Zehnten Buches die Pflicht 
zum schriftlichen Nachweis der Voll-
macht, wenn die Vollmacht nach Maß-
gabe des Absatzes 2 erteilt und nach 
Maßgabe des Absatzes 3 in die von der 
Bundessteuerberaterkammer einge-
richtete sozialversicherungsrechtliche 
Vollmachtsdatenbank eingetragen 
wurde. 


 


(2) Die Vollmacht des Arbeitge-
bers muss: 


 


1. zur Abgabe von Meldungen, Bei-
tragsnachweisen, Bescheinigun-
gen und Anträgen sowie zum Emp-
fang von Meldungen, Bescheiden 
und Bescheinigungen für den Ar-
beitgeber berechtigen und 


 


2. die Vertretungsmacht in allen sozi-
alversicherungsrechtlichen Verfah-
ren umfassen, in denen Steuerbe-
rater, Steuerbevollmächtigte und 
Berufsausübungsgesellschaften 
nach den §§ 49 und 50 des Steuer-
beratungsgesetzes zur Vertretung 
befugt sind. 
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(3) Steuerberater, Steuerbevoll-
mächtigte und Berufsausübungsgesell-
schaften nach den §§ 49 und 50 des 
Steuerberatungsgesetzes haben die 
Erteilung sowie den Widerruf einer 
ihnen nach Maßgabe des Absatzes 2 
erteilten Vollmacht unverzüglich elekt-
ronisch an die Bundessteuerberater-
kammer zur Übernahme in die sozial-
versicherungsrechtliche Vollmachtsda-
tenbank nach § 85a Absatz 2 Num-
mer 13 des Steuerberatungsgesetzes 
zu übermitteln. Die Erteilung oder der 
Widerruf der Vollmacht wird abwei-
chend von § 13 Absatz 1 Satz 4 des 
Zehnten Buches mit der Eintragung in 
die sozialversicherungsrechtliche Voll-
machtsdatenbank wirksam. Die Bun-
dessteuerberaterkammer hat sicherzu-
stellen, dass nur Vollmachten für Steu-
erberater, Steuerbevollmächtigte und 
Berufsausübungsgesellschaften nach 
den §§ 49 und 50 des Steuerberatungs-
gesetzes in die sozialversicherungs-
rechtliche Vollmachtsdatenbank einge-
tragen werden können. Werden Steuer-
berater, Steuerbevollmächtigte oder 
Berufsausübungsgesellschaften aus 
dem Steuerberaterverzeichnis ge-
löscht, hat die Bundessteuerberater-
kammer vorbehaltlich des Absatzes 4 
unverzüglich das Erlöschen der auf sie 
ausgestellten Vollmachten in die sozial-
versicherungsrechtliche Vollmachtsda-
tenbank einzutragen. 


 


(4) Besteht eine nach Absatz 3 
eingetragene Vollmacht nicht mehr, so 
sind die Vollmachtsdaten in der sozial-
versicherungsrechtlichen Vollmachts-
datenbank bis zu dem Zeitpunkt zu 
speichern, in dem nach § 28f Absatz 1 
Satz 1 die Aufbewahrungsfrist für die 
Entgeltunterlagen endet, auf die sich 
die Vollmacht bezogen hat. Anschlie-
ßend sind die Vollmachtsdaten unver-
züglich zu löschen.  
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(5) Sozialversicherungsträger, be-
rufsständische Versorgungseinrichtun-
gen und gemeinsame Einrichtungen 
nach § 110 können die zur Ermittlung 
und Authentifizierung der nach den Ab-
sätzen 1 und 2 bevollmächtigten Steu-
erberater, Steuerbevollmächtigten und 
Berufsausübungsgesellschaften erfor-
derlichen Daten aus der sozialversiche-
rungsrechtlichen Vollmachtsdatenbank 
abrufen, um die Gültigkeit der Voll-
macht zu prüfen, wenn dies zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben im Einzelfall erfor-
derlich ist. 


 


(6) Das Nähere zum Verfahren, 
zum Inhalt und zur Form der Vollmacht, 
zu den Datensätzen und zum Daten-
übertragungsverfahren bestimmen die 
Bundessteuerberaterkammer, der Spit-
zenverband der gesetzlichen Kranken-
versicherung, die Deutsche Rentenver-
sicherung Bund, die Deutsche Gesetz-
liche Unfallversicherung e. V., die Bun-
desagentur für Arbeit, die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-
Bahn-See und die Sozialversicherung 
für Landwirtschaft, Forsten und Garten-
bau in Gemeinsamen Grundsätzen. Die 
Arbeitsgemeinschaft der berufsständi-
schen Versorgungseinrichtungen e. V., 
die Sozialkasse Bau und die Künstler-
sozialkasse sind zu beteiligen. Die Ge-
meinsamen Grundsätze sind nach An-
hörung der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände vom 
Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium der Finanzen zu genehmi-
gen.“ 


 


4. § 109a wird wie folgt geändert: 4. u n v e r ä n d e r t  


a) Der Überschrift werden die Wörter 
„und die Jobcenter“ angefügt. 


 


b) In Absatz 1 in dem Satzteil vor 
Nummer 1 werden nach dem Wort 
„Vorschriften“ die Wörter „des 
Zweiten oder“ und nach den Wör-
tern „Bundesagentur für Arbeit“ die 
Wörter „und die Jobcenter“ einge-
fügt. 
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c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 


 


„In den Fällen, in denen die 
Grundsätze Auswirkungen auf die 
Verfahren mit den Jobcentern ha-
ben, ist der Bund-Länder-Aus-
schuss nach § 18c des Zweiten Bu-
ches zu beteiligen.“ 


 


Artikel 52 Artikel 60 


Weitere Änderung des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch 


Weitere Änderung des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch 


In § 105a Absatz 5 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch, das zuletzt durch 
Artikel 51 dieses Gesetzes geändert wor-
den ist, wird das Wort „können“ durch das 
Wort „haben“ und das Wort „abrufen“ durch 
das Wort „abzurufen“ ersetzt. 


In § 105a Absatz 5 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch, das zuletzt durch 
Artikel 59 dieses Gesetzes geändert wor-
den ist, wird das Wort „können“ durch das 
Wort „haben“ und das Wort „abrufen“ durch 
das Wort „abzurufen“ ersetzt. 


Artikel 53 Artikel 61 


Änderung des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch 


Änderung des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch 


Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch – 
Gesetzliche Rentenversicherung – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 
3384), das zuletzt durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 408) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 


Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch – 
Gesetzliche Rentenversicherung – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 
3384), das zuletzt durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 107) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 


 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt 
geändert: 


 a) Die Angabe zu § 41 wird wie folgt 
gefasst: 


 „§ 41 Altersrente und Ende des Arbeits-
verhältnisses“. 


1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
zu § 151c gestrichen. 


b) Die Angabe zu § 151c wird gestri-
chen. 
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2. § 97a Absatz 6 Satz 3 wird aufgeho-
ben. 


2. § 41 wird wie folgt geändert: 


 a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 


 


„§ 41 


 Altersrente und Ende des Ar-
beitsverhältnisses“. 


 b) Der Wortlaut wird Absatz 1. 


 c) Folgender Absatz 2 wird ange-
fügt: 


 „(2) Eine Vereinbarung, die 
die Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses mit dem Erreichen der 
Regelaltersgrenze vorsieht, be-
darf zu ihrer Wirksamkeit der 
Textform. § 14 Absatz 4 des Teil-
zeit- und Befristungsgesetzes 
gilt nicht.“ 


 3. § 97a Absatz 6 Satz 3 wird aufgeho-
ben. 


3. § 151c wird aufgehoben. 4. u n v e r ä n d e r t  
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Artikel 54 Artikel 62 


Änderung des Finanzverwal-
tungsgesetzes 


Änderung des Finanzverwal-
tungsgesetzes 


§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 45 des Fi-
nanzverwaltungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 4. April 2006 
(BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 21. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 397) geändert wor-
den ist, wird wie folgt gefasst: 


§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 45 des Fi-
nanzverwaltungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 4. April 2006 
(BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Ar-
tikel 17 des Gesetzes vom 27. März 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 108) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst: 


„45. die Übermittlung von Daten im Rah-
men des automatisierten Datenabruf-
verfahrens mit den Trägern der gesetz-
lichen Rentenversicherung in dem in 
§ 151b Absatz 2 Satz 2 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch genannten 
Fall;“. 


„45. u n v e r ä n d e r t  


 


Artikel 63 


 Änderung des Rentenüber-
sichtsgesetzes 


 Das Rentenübersichtsgesetz vom 
11. Februar 2021 (BGBl. I S. 154) wird wie 
folgt geändert: 


 1. In § 2 Nummer 5 werden nach den 
Wörtern „erworben werden“ die 
Wörter „; ist ein weiterer Erwerb von 
Ansprüchen insbesondere aus ver-
traglichen oder versicherungsrecht-
lichen Gründen nicht vorgesehen o-
der zu erwarten, entsprechen die er-
reichbaren Altersvorsorgeansprü-
che den erreichten Altersvorsor-
geansprüchen“ eingefügt. 


 2. Dem § 3 wird folgender Absatz 5 an-
gefügt: 
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 „(5) Die Zentrale Stelle für die Di-
gitale Rentenübersicht hat die Nut-
zung der Digitalen Rentenübersicht 
für statistische Zwecke zu erfassen 
und auszuwerten.“ 


 3. § 8 wird wie folgt geändert: 


 a) Dem Absatz 1 wird folgender 
Satz angefügt: 


 „Damit erhält die Deutsche Ren-
tenversicherung Bund die Auf-
gabe, das Portal zu betreiben, 
die Digitale Rentenübersicht den 
Bürgerinnen und Bürgern zur 
Verfügung zu stellen und diese 
weiterzuentwickeln.“ 


 b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 


 „(2) Der Bund beteiligt sich 
an den Verwaltungsaufwendun-
gen der Deutschen Rentenversi-
cherung Bund für die Erfüllung 
der Aufgaben nach diesem Ge-
setz in Höhe von bis zu 6,8 Milli-
onen Euro im Jahr 2024, in Höhe 
von bis zu 7,3 Millionen Euro im 
Jahr 2025, in Höhe von bis zu 
7,9 Millionen Euro im Jahr 2026 
und in Höhe von bis zu 8,6 Milli-
onen Euro jährlich ab dem 
Jahr 2027. Etwaige Ausgleichs-
ansprüche, die ab dem Jahr 2024 
für davor liegende Zeiträume 
vorliegen, gelten mit der Beteili-
gung nach Satz 1 als abgegol-
ten.“ 


 4. § 13 Absatz 1 wird wie folgt geän-
dert: 


 a) In Nummer 2 wird der Punkt am 
Ende durch ein Komma ersetzt. 


 b) Folgende Nummer 3 wird ange-
fügt: 
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 „3. zu Inhalt, Art und Form der 
statistischen Erfassung 
und Auswertung von Daten 
nach § 3 Absatz 5 sowie de-
ren Übermittlung an das 
Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales.“ 


Artikel 55 Artikel 64 


Änderung des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch 


Änderung des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch 


Das Siebte Buch Sozialgesetzbuch – 
Gesetzliche Unfallversicherung – (Artikel 1 
des Gesetzes vom 7. August 1996, BGBl. I 
S. 1254), das zuletzt durch Artikel 12 des 
Gesetzes vom 17. Juli 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 191) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 


Das Siebte Buch Sozialgesetzbuch – 
Gesetzliche Unfallversicherung – (Artikel 1 
des Gesetzes vom 7. August 1996, BGBl. I 
S. 1254), das zuletzt durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 22. März 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 101) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 


 1. § 25 wird wie folgt gefasst: 


 


„§ 25 


 Bericht gegenüber dem Bundestag 
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 (1) Die Bundesregierung hat 
dem Deutschen Bundestag und dem 
Bundesrat alle vier Jahre einen sta-
tistischen Bericht über den Stand 
von Sicherheit und Gesundheit bei 
der Arbeit und über das Unfall- und 
Berufskrankheitengeschehen in der 
Bundesrepublik Deutschland zu er-
statten, der die Berichte der Unfall-
versicherungsträger und die Jahres-
berichte der für den Arbeitsschutz 
zuständigen Landesbehörden zu-
sammenfasst sowie einen umfas-
senden Überblick über die Entwick-
lung der Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten, ihre Kosten und die 
Maßnahmen zur Sicherheit und Ge-
sundheit bei der Arbeit enthält. Der 
Bericht ist dem Deutschen Bundes-
tag und dem Bundesrat bis zum 
31. Dezember des auf den Berichts-
zeitraum folgen-den Jahres zu über-
mitteln. 


 (2) Die Unfallversicherungsträ-
ger haben dem Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales alljährlich bis 
zum 31. Juli über die Durchführung 
der Maßnahmen zur Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit sowie über 
das Unfall- und Berufskrankheiten-
geschehen im Vorjahr zu berichten. 
Landesunmittelbare Versicherungs-
träger reichen die Berichte über die 
für sie zuständigen obersten Verwal-
tungsbehörden der Länder ein 


 (3) Das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales veröffentlicht all-
jährlich bis zum 31. Dezember eine 
statistische Übersicht über den 
Stand von Sicherheit und Gesund-
heit bei der Arbeit und über das Un-
fall- und Berufskrankheitengesche-
hen in der Bundesrepublik Deutsch-
land im Vorjahr, die die Berichte der 
Unfallversicherungsträger und die 
Jahresberichte der für den Arbeits-
schutz zuständigen Landesbehör-
den zusammenfasst.“ 


1. § 181 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t  


a) Absatz 4 wird aufgehoben.  
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b) Absatz 5 wird Absatz 4.  


c) Absatz 6 wird Absatz 5 und die An-
gabe „Absatz 5“ wird durch die An-
gabe „Absatz 4“ ersetzt. 


 


2. § 193 wird wie folgt geändert: 3. u n v e r ä n d e r t  


a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 


 


„Unfälle der nach § 2 Absatz 1 
Nummer 8 Versicherten sind anzu-
zeigen, wenn der Unfall infolge ei-
ner Tätigkeit eingetreten ist, die mit 
dem Besuch der Einrichtung zu-
sammenhängt, und eine versi-
cherte Person infolge des Unfalles 
ärztlich behandelt werden muss o-
der zu Tode gekommen ist.“ 


 


b) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 


 


„Der Versicherte hat das Recht, die 
Inhalte der Anzeige von dem anzei-
genden Unternehmer in einem bar-
rierefreien Format zu erhalten.“ 


 


c) Absatz 7 wird wie folgt geändert:  


aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Unternehmer eine Durch-
schrift der Anzeige“ durch die 
Wörter „Unfallversicherungs-
träger die Anzeigedaten“ er-
setzt. 


 


bb) In Satz 2 werden die Wörter 
„ist die Durchschrift“ durch die 
Wörter „hat der Unfallversiche-
rungsträger die Anzeigedaten“ 
ersetzt. 


 


cc) In den Sätzen 3 und 4 werden 
jeweils die Wörter „eine Durch-
schrift der Anzeige“ durch die 
Wörter „die Anzeigedaten“ er-
setzt. 


 


3. In § 202 Satz 1 werden die Wörter „oder 
der für den medizinischen Arbeits-
schutz zuständigen Stelle“ gestrichen. 


4. u n v e r ä n d e r t  
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Artikel 56 Artikel 65 


Änderung der Unfallversiche-
rungs-Anzeigeverordnung 


u n v e r ä n d e r t  


Die Unfallversicherungs-Anzeigever-
ordnung vom 17. Juli 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 192) wird wie folgt geändert: 


 


1. In § 2 Absatz 2 Satz 2 werden nach 
dem Wort „sowie“ die Wörter „von die-
sen“ eingefügt und wird das Wort „Ar-
beitsschutzbehörden“ durch das Wort 
„Behörden“ ersetzt. 


 


2. § 6 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:  


„(2) Die Datenübertragung nach § 2 
Absatz 2 Satz 2 an die nach § 193 Ab-
satz 7 des Siebten Buches Sozialge-
setzbuch zuständigen Behörden erfolgt 
durch die Träger der gesetzlichen Un-
fallversicherung unverzüglich und voll-
ständig nach Eingang der Anzeigeda-
ten. Die nach Satz 1 zuständigen Be-
hörden haben die Anzeigedaten in ei-
nem einheitlichen Format über den von 
den Unfallversicherungsträgern zur 
Verfügung gestellten Übertragungsweg 
anzunehmen.“ 


 


Artikel 57 Artikel 66 


Änderung des Pflegezeitgeset-
zes 


u n v e r ä n d e r t  


§ 3 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes 
vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 896), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2510) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 


 


1. In Satz 1 wird das Wort „schriftlich“ 
durch die Wörter „in Textform“ ersetzt. 


 


2. In Satz 6 wird das Wort „schriftlich“ 
durch die Wörter „in Textform“ ersetzt. 
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Artikel 58 Artikel 67 


Änderung des Familienpflege-
zeitgesetzes 


Änderung des Familienpflege-
zeitgesetzes 


Das Familienpflegezeitgesetz vom 
6. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2564), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2510) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 


Das Familienpflegezeitgesetz vom 
6. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2564), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2510) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 2a Absatz 1 wird wie folgt geändert:  1. u n v e r ä n d e r t  


a) In Satz 1 wird das Wort „schriftlich“ 
durch die Wörter „in Textform“ er-
setzt.  


 


b) In Satz 6 wird das Wort „schriftlich“ 
durch die Wörter „in Textform“ er-
setzt. 


 


2. In § 10 Absatz 1 werden die Wörter 
„schriftlichen Antrag“ durch die Wörter 
„Antrag in Textform“ ersetzt.  


2. In § 10 Absatz 1 werden die Wörter 
„schriftlichen Antrag“ durch die Wörter 
„schriftlichen oder elektronischen 
Antrag“ ersetzt.  


Artikel 59 Artikel 68 


Änderung des Seesicherheits-
Untersuchungs-Gesetzes 


Änderung des Seesicherheits-
Untersuchungs-Gesetzes 


Das Seesicherheits-Untersuchungs-
Gesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. März 2012 (BGBl. I S. 390), 
das zuletzt durch Artikel 148 des Gesetzes 
vom 20. November 2019 (BGBl. I S. 1626) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


Das Seesicherheits-Untersuchungs-
Gesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. März 2012 (BGBl. I S. 390), 
das zuletzt durch Artikel 148 des Gesetzes 
vom 20. November 2019 (BGBl. I S. 1626) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 2 werden die Wörter „in den Buch-
staben B und E“ durch die Wörter „im 
Buchstaben B“ ersetzt. 


1. u n v e r ä n d e r t  


2. In § 3 werden die Wörter „in Buchsta-
ben B und E“ durch die Wörter „in Buch-
stabe B“ ersetzt. 


2. u n v e r ä n d e r t  
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3. In § 26 Absatz 3 Satz 3 werden die 
Wörter „eines gegen ihn gerichteten 
Seeamtsverfahrens nach Abschnitt 4 o-
der“ gestrichen. 


3. u n v e r ä n d e r t  


4. Abschnitt 4 wird aufgehoben. 4. u n v e r ä n d e r t  


5. Abschnitt 5 wird Abschnitt 4. 5. u n v e r ä n d e r t  


6. § 53 wird § 39 und Absatz 1 wird wie 
folgt geändert: 


6. u n v e r ä n d e r t  


a) In Nummer 2 wird das Komma am 
Ende durch das Wort „oder“ er-
setzt. 


 


b) In Nummer 3 wird das Komma 
durch einen Punkt ersetzt. 


 


c) Die Nummern 4 bis 6 werden auf-
gehoben. 


 


7. Die §§ 54 bis 56 werden die §§ 40 bis 
42. 


7. u n v e r ä n d e r t  


8. § 57 wird § 43 und wird wie folgt ge-
fasst: 


8. § 57 wird § 43 und wird wie folgt ge-
fasst: 


„§ 43 „§ 43 


Übergangsregelung Übergangsregelung 


Seeamtsuntersuchungen, die vor 
dem … [einsetzen: Datum des Tages 
des Inkrafttretens nach 
Artikel 62 Absatz 1 dieses Gesetzes] 
eingeleitet worden sind, sind nach den 
bis einschließlich ... [einsetzen: Datum 
des Tages vor dem Tag des Inkrafttre-
tens nach Artikel 62 Absatz 1 dieses 
Gesetzes] geltenden Vorschriften die-
ses Gesetzes sowie der auf Grund die-
ses Gesetzes erlassenen Vorschriften 
fortzuführen.“ 


Seeamtsuntersuchungen, die vor 
dem … [einsetzen: Datum des Tages 
des Inkrafttretens nach 
Artikel 71 Absatz 1 dieses Gesetzes] 
eingeleitet worden sind, sind nach den 
bis einschließlich ... [einsetzen: Datum 
des Tages vor dem Tag des Inkrafttre-
tens nach Artikel 71 Absatz 1 dieses 
Gesetzes] geltenden Vorschriften die-
ses Gesetzes sowie der auf Grund die-
ses Gesetzes erlassenen Vorschriften 
fortzuführen.“ 


9. Die Anlage wird wie folgt geändert:  9. u n v e r ä n d e r t  


a) In dem Klammerzusatz werden die 
Wörter „, §§ 40 und 41 Absatz 2“ 
gestrichen. 


 


b) Die Buchstaben D und E werden 
aufgehoben. 
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Artikel 60 Artikel 69 


Folgeänderungen zum Seesi-
cherheits-Untersuchungs-Ge-


setz 


Folgeänderungen zum Seesi-
cherheits-Untersuchungs-Ge-


setz 


(1) In § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3c 
des Seeaufgabengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Juni 2016 
(BGBl. I S. 1489), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 73) geändert worden ist, werden 
die Wörter „, vorbehaltlich des Anwen-
dungsbereichs des Seesicherheits-Untersu-
chungs-Gesetzes,“ gestrichen. 


(1) u n v e r ä n d e r t  


(2) In § 10 Absatz 1a der Verordnung 
über die Sicherung der Seefahrt vom 
27. Juli 1993 (BGBl. I S. 1417), die zuletzt 
durch Artikel 544 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert 
worden ist, wird die Angabe „53“ durch die 
Angabe „39“ ersetzt. 


(2) u n v e r ä n d e r t  


(3) Die Verordnung zur Durchführung 
des Seesicherheits-Untersuchungs-Geset-
zes vom 5. Juni 1986 (BGBl. I S. 860), die 
zuletzt durch Artikel 58 der Verordnung vom 
2. Juni 2016 (BGBl. I S. 1257) geändert 
worden ist, wird aufgehoben. 


(3) u n v e r ä n d e r t  


(4) In § 13 Absatz 1 Satz 1 der Sport-
bootführerscheinverordnung vom 3. Mai 
2017 (BGBl. I S. 1016, 4043), die zuletzt 
durch Artikel 7 der Verordnung vom 5. April 
2023 (BGBl. 2023 II Nr. 105) geändert wor-
den ist, werden die Wörter „vorbehaltlich der 
Anwendung des Seesicherheitsuntersu-
chungsgesetzes“ gestrichen. 


(4) In § 13 Absatz 1 Satz 1 der Sport-
bootführerscheinverordnung vom 3. Mai 
2017 (BGBl. I S. 1016, 4043), die zuletzt 
durch Artikel 7 der Verordnung vom 
18. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 100) geän-
dert worden ist, werden die Wörter „vorbe-
haltlich der Anwendung des Seesicherheits-
untersuchungsgesetzes“ gestrichen. 


(5) In § 61 der Seeleute-Befähigungs-
verordnung vom 8. Mai 2014 (BGBl. I 
S. 460), die zuletzt durch Artikel 1 der Ver-
ordnung vom 28. Juli 2021 (BGBl. I S. 3236) 
geändert worden ist, werden die Wörter „des 
Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes,“ 
gestrichen.  


(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) § 16 Absatz 1 des Seelotsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. September 1984 (BGBl. I S. 1213), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
3. Juni 2021 (BGBl. I S. 1471) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefasst:  


(6) u n v e r ä n d e r t  


„(1) Wird ein in § 9 Absatz 2 Nummer 1 
oder Absatz 4 Nummer 1 oder 2 genanntes 
Befähigungszeugnis von der zuständigen 
Behörde für eine bestimmte Zeit vorüberge-
hend entzogen, ruhend gestellt oder vorläu-
fig sichergestellt, so ist der Inhaberin oder 
dem Inhaber die Berufsausübung als See-
lotsin oder Seelotse nach Anhörung der 
Bundeslotsenkammer von der Aufsichtsbe-
hörde vorübergehend zu untersagen. Die 
Dauer der Untersagung durch die Aufsichts-
behörde muss dem Zeitraum des Ruhens o-
der der Sicherstellung entsprechen.“ 


 


Artikel 61 Artikel 70 


Aufhebung der Verordnung 
über die Gründung, Tätigkeit 


und Umwandlung von 
Produktionsgenossenschaften 


des Handwerks 


u n v e r ä n d e r t  


Die Verordnung über die Gründung, Tä-
tigkeit und Umwandlung von Produktionsge-
nossenschaften des Handwerks vom 
8. März 1990 (GBl. I Nr. 18 S. 164), die 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 22. März 
1991 (BGBl. I S. 766) geändert worden ist, 
wird aufgehoben. 


 


Artikel 62 Artikel 71 


Inkrafttreten Inkrafttreten 


(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich 
der Absätze 2 bis 8 am ersten Tag des auf 
die Verkündung folgenden Quartals in Kraft. 


(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich 
der Absätze 2 bis 12 am ersten Tag des auf 
die Verkündung folgenden Quartals in Kraft. 


 (2) Artikel 63 Nummer 3 tritt mit Wir-
kung vom 1. Januar 2024 in Kraft. 
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(2) Artikel 55 Nummer 1 tritt am Tag 
nach der Verkündung in Kraft. 


(3) Artikel 11 Nummer 2, 
Artikel 33 Nummer 1, 2 und 4 bis 6, 
Artikel 39 Nummer 2 und 
Artikel 64 Nummer 2 treten am Tag nach 
der Verkündung in Kraft. 


 (4) Artikel 19 Nummer 3 und 4 und 
Artikel 20 treten am … [einsetzen: Datum 
des ersten Tages des auf die Verkün-
dung folgenden Kalendermonats] in 
Kraft. 


(3) Artikel 48 Nummer 14 und 
16 Buchstabe b tritt am 1. November 2024 
in Kraft. 


(5) Artikel 55 Nummer 14 und 
16 Buchstabe b tritt am 1. November 2024 
in Kraft. 


(4) Artikel 5 Nummer 2 und 3 sowie 
die Artikel 6 und 7 treten am 1. Januar 2025 
in Kraft. 


(6) u n v e r ä n d e r t  


(5) Artikel 48 Nummer 1 bis 13, 15 
und 16 Buchstabe a und Artikel 49 treten 
am 1. Mai 2025 in Kraft. 


(7) Artikel 55 Nummer 1 bis 13, 15 
und 16 Buchstabe a und Artikel 56 treten 
am 1. Mai 2025 in Kraft. 


 (8) Artikel 36 Nummer 1 und 2 tritt 
am 1. November 2025 in Kraft. 


 (9) Artikel 64 Nummer 1 tritt am 
1. Januar 2026 in Kraft. 


(6) Die 
Artikel 50 und 51 Nummer 1 Buchstabe b, 
Nummer 2 und 4 treten am 1. Januar 2027 
in Kraft. 


(10) Die 
Artikel 57 und 59 Nummer 1 Buchstabe b, 
Nummer 2 und 4 treten am 1. Januar 2027 
in Kraft. 


(7) Artikel 30 Nummer 4 und 5, 
Artikel 51 Nummer 1 Buchstabe a und 
Nummer 3, Artikel 55 Nummer 2 
Buchstabe c und Nummer 3 sowie 
Artikel 56 treten am 1. Januar 2028 in Kraft. 


(11) Am 1. Januar 2028 treten in Kraft: 


 1. Artikel 32 Nummer 4 und 5, 


 2. Artikel 59 Nummer 1 Buchstabe a 
und Nummer 3, 


 3. Artikel 64 Nummer 3 
Buchstabe c und Nummer 4 sowie 


 4. Artikel 65. 


(8) Artikel 52 tritt am 1. Januar 2030 in 
Kraft. 


(12) Artikel 60 tritt am 1. Januar 2030 in 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 


Mit dem am 13. März 2024 vom Bundeskabinett beschlossenen Entwurf eines Vierten Ge-
setzes zur Entlastung der Bürgerinnen und Bürger, der Wirtschaft sowie der Verwaltung 
von Bürokratie (Viertes Bürokratieentlastungsgesetz; im Folgenden: BEG IV-RegE; Druck-
sache 20/11306) hat die Bundesregierung ein ressortübergreifendes Gesetzgebungspaket 
auf den Weg gebracht, um die Wirtschaft, die Bürgerinnen und Bürger und die Verwaltung 
von überflüssiger Bürokratie zu entlasten. Der Gesetzentwurf ist Teil des Meseberger Ent-
bürokratisierungspakets, das die Wirtschaft jährlich um rund 3 Milliarden Euro entlastet. Der 
BEG IV-RegE trägt dazu mit einer Entlastung von rund 1 Milliarde Euro pro Jahr bei.  


Dieser Änderungsantrag bringt weitere Entlastungen für die Bürgerinnen und Bürger, die 
Wirtschaft und die Verwaltung; er greift unter anderem Forderungen des Bundesrates und 
von Verbänden auf. 


Mit Änderungen im Aktienrecht (Artikel 19 und 20) werden börsennotierte Gesellschaften 
im Rahmen der Vorbereitung ihrer Hauptversammlung entlastet: Sofern in der Hauptver-
sammlung vergütungsbezogene Beschlüsse gefasst werden sollen, sollen die Gesellschaf-
ten künftig die Unterlagen zu den jeweiligen Beschlussgegenständen den Aktionären allein 
über die Internetseite der Gesellschaft zugänglich machen. Die Bekanntmachung entfällt. 
Dies führt zu erheblichen Erleichterungen in der Praxis, ohne dass damit ein Informations-
defizit für die Aktionäre verbunden ist. 


Die Formerweiterung im Nachweisgesetz (Artikel 49) erlaubt es Unternehmen, Abläufe in 
ihren Personalverwaltungen zu digitalisieren. Gleichzeitig wahrt der Vorschlag das berech-
tigte Interesse von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, ihre Arbeitsbedingungen im 
Streitfall einfach nachweisen zu können. 


Schließlich werden weitere Vereinfachungen für die Wirtschaft vorgeschlagen, etwa für Ge-
werbetreibende bei vollständiger Verlegung einer Betriebsstätte in den Zuständigkeitsbe-
reich einer anderen Gewerbebehörde oder in Bezug auf die Genehmigungsverfahren für 
Elektrolyseure zur Herstellung von Wasserstoff. 


Das jährliche Entlastungsvolumen beläuft sich insgesamt auf rund 2,6 Millionen Euro für 
die Wirtschaft und entfällt in voller Höhe auf eine Entlastung von Bürokratiekosten aus In-
formationspflichten. Die jährliche Entlastung der Wirtschaft unterliegt in voller Höhe der 
„One-in-one-out“-Regel.  


Die Bundesverwaltung wird jährlich um rund 103 000 Euro entlastet. Dem Bund entsteht 
ein einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 119 000 Euro.  


Darüber hinaus hat insbesondere die vorgeschlagene Änderung des Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetzes (Übergang von der Schriftform zur Textform für den Überlassungsvertrag 
zwischen Ver- und Entleiher, siehe Artikel 53) erhebliche Entlastungseffekte für die Wirt-
schaft von rund 30 Millionen Euro jährlich, die aber aus methodischen Gründen nicht über 
das Instrument des Erfüllungsaufwands abgebildet werden können.  


Die Wirtschaft wird zudem jährlich von weiteren Kosten in Höhe von rund 500 000 Euro 
durch die entfallende Pflicht zur Abgabe an die Künstlersozialversicherung entlastet.  
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B. Zu den einzelnen Vorschriften 


Zu Artikel 9 Nummer 2 Buchstabe b (§ 19b Absatz 6 des Luftverkehrsgesetzes – 
LuftVG) 


Die in § 19b Absatz 6 LuftVG geregelten Pflichten der Genehmigungsbehörde (Satz 1) und 
von Unternehmen (Satz 2), dem Bundesministerium für Digitales und Verkehr Informatio-
nen, Auskünfte und Unterlagen vorzulegen, dienten der Berichterstattung der Mitgliedstaa-
ten an die Europäische Kommission nach Artikel 12 Absatz 2 der Richtlinie 2009/12/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2009 über Flughafenentgelte. Die 
Kommission benötigte diese Informationen wiederum für einen einmaligen Bericht nach Ar-
tikel 12 Absatz 1 der Richtlinie, den sie dem Europäischen Parlament bis zum 15. Juli 2013 
vorlegen sollte. Die Europäische Kommission hat diesen Bericht inzwischen vorgelegt 
(COM(2014) 278 vom 19. Mai 2014). Der Zweck der Pflichten in § 19b Absatz 6 LuftVG ist 
damit erfüllt und sie können gestrichen werden.  


Die in § 19b Absatz 6 LuftVG erwähnten Informationen werden künftig auch nicht mehr für 
eine Liste mit denjenigen Flughäfen benötigt, für die die Richtlinie 2009/12/EG gilt. Denn 
die entsprechende Pflicht der Mitgliedstaaten zur Veröffentlichung einer solchen Liste soll 
gemäß einem Vorschlag der Europäischen Kommission demnächst gestrichen werden 
(COM(2023) 592 final - 2023/0362(COD): Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinien 2009/12/EG, 2009/33/EG und (EU) 
2022/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 96/67/EG des 
Rates im Hinblick auf bestimmte Berichtspflichten in den Bereichen Straßenverkehr und 
Luftfahrt). Dadurch entfällt die in Verbindung mit diesem Paragrafen derzeit in der Online-
Datenbank des Erfüllungsaufwands (OnDEA) erfasste jährliche Belastung in Höhe von rund 
17 Euro (siehe OnDEA, id-ip: 2012022113533611) auf Bundesebene. 


Zu Artikel 11 (Änderung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung – 
UVPG) 


Zu Nummer 1 (§ 22 Absatz 1 Satz 2) 


Der Regelungsgehalt von Artikel 11 BEG IV-RegE wird in Folge der Einfügung einer weite-
ren Änderung des UVPG – ohne inhaltliche Änderung – in Artikel 11 Nummer 1 verscho-
ben. 


Zu Nummer 2 (Anlage 1) 


Im UVPG werden die Vorgaben für Elektrolyseure in der Anlage 1 an die Anlage 1 der 
Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) angepasst, welche zur Umsetzung 
der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 
2010 über Industrieemissionen (im Folgenden: Industrieemissions-Richtlinie) zeitgleich ge-
ändert wird. 


Mit der Novellierung der Industrieemissions-Richtlinie (integrierte Vermeidung und Vermin-
derung der Umweltverschmutzung) werden Elektrolyseure aus der Gruppe der chemischen 
Industrie in Ziffer 4 des Anhangs I herausgelöst. Die unmittelbare Umsetzung erfolgt durch 
Einführung einer neuen Ziffer und Anpassung der Schwellenwerte in Anhang 1 der 4. BIm-
SchV. Parallel und übereinstimmend hierzu wird Anlage 1 des UVPG angepasst. Die Elekt-
rolyseure wurden bislang im behördlichen Vollzug Ziffer 4.2 der Anlage 1 zugeordnet. Nun-
mehr werden sie in eine neue Ziffer 10.8 verschoben. Auf diese Weise wird ein rechtssi-
cherer Vollzug geschaffen und dem neuen, unionsrechtlichen Verständnis Rechnung ge-
tragen, dass einzelne Elektrolyseure keine chemischen Industrieanlagen darstellen. Aus-
genommen sind weiterhin integrierte chemische Anlagen, welche nach wie vor unter Ziffer 
4.1 der Anlage 1 fallen.  







 - 97 -  


Die Schwellenwerte in der neuen Ziffer 10.8 der Anlage 1 orientieren sich an den Schwel-
lenwerten in Anhang 1 der 4. BImSchV. Für Elektrolyseure mit einer elektrischen Nennleis-
tung unter 5 Megawatt (MW) ist keine Vorprüfung erforderlich. Für Elektrolyseure mit einer 
elektrischen Nennleistung von 5 MW bis weniger als 50 MW ist eine standortbezogene Vor-
prüfung durchzuführen, für Elektrolyseure ab einer elektrischen Nennleistung von 50 MW 
eine allgemeine Vorprüfung. 


Durch die Rechtsänderung ist eine Verringerung des Erfüllungsaufwandes für die Wirtschaft 
zu erwarten. Es kommen keine Bürokratiekosten aus Informationspflichten hinzu. Bei der 
Errichtung von Elektrolyseuren war bisher, soweit die Herstellung von Wasserstoff im in-
dustriellen Umfang erfolgte, gemäß Nummer 4.2 der Anlage 1 des UVPG stets eine allge-
meine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. Artikel 11 Nummer 2 passt das UVPG an 
eine durch die Änderung der Industrieemissions-Richtlinie vorgenommene Differenzierung 
im Hinblick auf die Herstellung von Wasserstoff sowie an das Risikoprofil dieser Anlagen 
an. Hierdurch werden keine neuen Pflichten zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung eingeführt. Im Gegenteil wird für kleine Elektrolyseure mit einer elektrischen Nenn-
leistung bis 5 MW von einer Vorprüfungspflicht abgesehen. Mittelgroße Elektrolyseure mit 
einer elektrischen Nennleistung von 5 MW bis weniger als 50 MW durchlaufen nur eine 
standortbezogene Vorprüfung. Dies führt insgesamt zu einer Verringerung des Erfüllungs-
aufwandes für die Wirtschaft und ermöglicht gemeinsam mit der parallelen Anpassung der 
4. BImSchV einen konsistenten und vereinfachten Vollzug. Eine jährliche Gesamtfallzahl 
von Anlagen, die der Regelung in Artikel 11 Nummer 2 unterfallen, lässt sich nicht abschät-
zen. Die Wasserstoffwirtschaft befindet sich noch im Aufbau, mit der Regelung in 
Artikel 11 Nummer 2 soll ein schneller Aufbau angereizt werden. Die Fallzahl lässt sich da-
her weder aus Erfahrungswerten noch aus sonstigen Erkenntnissen abschätzen. 


Durch die Rechtsänderung ist zudem eine Verringerung des Erfüllungsaufwandes für die 
Verwaltung zu erwarten. Mit der Herausnahme von kleinen Elektrolyseuren mit einer elektri-
schen Nennleistung bis 5 MW aus der Vorprüfungspflicht kommt es zu einem Wegfall be-
hördlicher Prüfungspflichten. Überdies reduziert sich der Prüfumfang für mittelgroße Elekt-
rolyseure mit einer elektrischen Nennleistung von 5 MW bis weniger als 50 MW, die nur 
eine standortbezogene Vorprüfung durchlaufen. Damit geht insgesamt eine Reduzierung 
des Erfüllungsaufwandes für die Verwaltung einher. Eine jährliche Gesamtfallzahl von An-
lagen, die der Regelung in Artikel 11 Nummer 2 unterfallen, lässt sich nicht abschätzen. Die 
Wasserstoffwirtschaft befindet sich noch im Aufbau, mit der Regelung in 
Artikel 11 Nummer 2 soll ein schneller Aufbau angereizt werden. Die Fallzahl lässt sich da-
her weder aus Erfahrungswerten noch aus sonstigen Erkenntnissen abschätzen. 


Zu Artikel 16 Nummer 1 (Artikel 229 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche – EGBGB) 


Die auf § 580b des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) und § 594g BGB verweisenden Über-
gangsregelungen werden gestrichen, da es sich um Redaktionsversehen handelt. Eine Er-
gänzung des BGB um einen § 580b BGB und einen § 594g BGB ist nicht vorgesehen. 


Zu Artikel 19 (Änderung des Aktiengesetzes – AktG) 


Zu Nummer 3 (§ 124 Absatz 2 Satz 3 und 4)  


Nach § 124 Absatz 2 Satz 3 AktG in der Fassung des Gesetzes zur Umsetzung der zweiten 
Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II, BGBl. I 2019, S. 2637) ist für den Fall, dass die Haupt-
versammlung über die Billigung des Vergütungssystems für die Vorstandsmitglieder, die 
Vergütung des Aufsichtsrats nach § 113 Absatz 3 AktG oder den Vergütungsbericht be-
schließen soll, der vollständige Inhalt der Unterlagen zu den jeweiligen Beschlussgegen-
ständen bekanntzumachen. Gleiches gilt nach § 124 Absatz 2 Satz 4 AktG, wenn der Ver-
gütungsbericht gemäß § 120a Absatz 5 AktG in der Hauptversammlung zur Erörterung vor-
gelegt wird. Die vorgenannten Bekanntmachungspflichten können zu einer erheblichen 
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Ausdehnung des Umfangs der Bekanntmachung und damit des Aufwands bei den betroffe-
nen börsennotierten Gesellschaften bei der Vorbereitung der Hauptversammlung führen. 
Zur Entlastung der Wirtschaft soll daher wie aus der Praxis gefordert die Bekanntma-
chungspflicht durch eine Pflicht zur alleinigen Veröffentlichung der vollständigen Unterlagen 
über die Internetseite der Gesellschaft nach § 124a AktG abgelöst werden (hierzu Num-
mer 4).  


Ein Informationsdefizit für die Aktionäre entsteht hierdurch nicht. Umfang und Inhalt der 
Vergütungsunterlagen werden nicht eingeschränkt. Zudem ist bereits heute für zahlreiche 
Unterlagen der Informationszugang über die Internetseite der Gesellschaft vorgesehen.  


In der bekanntzumachenden Einberufung der Hauptversammlung ist zudem nach § 121 
Absatz 3 Satz 3 Nummer 4 AktG die Internetseite der Gesellschaft anzugeben, über die die 
Informationen nach § 124a AktG und damit künftig auch die Vergütungsunterlagen zugäng-
lich sind. Marktüblich ist die Angabe des gesamten Pfads (Großkommentar AktG/Butzke, 
5. Auflage, § 121 AktG Rn. 83). Dabei müssen die Unterlagen für den Aktionär über die 
angegebene Internetseite leicht auffindbar sein. Dies erfordert unter anderem eine über-
sichtliche Gliederung der Internetseite. Anwenderfreundlich ist die Bündelung der Unterla-
gen an einem Ort. 


Durch die Änderung des § 124 Absatz 2 Satz 3 und 4 AktG ist eine Verringerung des jähr-
lichen Erfüllungsaufwands für die Wirtschaft in Höhe von rund 429 000 Euro zu erwarten. 
Die Wirtschaft wird von Bürokratiekosten aus Informationspflichten entlastet, indem der Um-
fang der gesetzlichen Bekanntmachungspflichten im Vorfeld der Hauptversammlung redu-
ziert wird. Von den Entgelten, die von den börsennotierten Gesellschaften im Vorfeld der 
Hauptversammlung für Bekanntmachungen entrichtet werden, entfallen schätzungsweise 
rund 90 Prozent der Entgelte für die Veröffentlichung von Grafiken sowie nach Schätzung 
der Bundesanzeiger Verlag GmbH rund 40 Prozent der Entgelte für die Veröffentlichung 
von Textzeichen auf vergütungsbezogene Bekanntmachungspflichten. Auf Grundlage die-
ser Annahmen ergab die Auswertung einer Stichprobe, dass pro Gesellschaft ein jährlicher 
Betrag in Höhe von rund 1 000 Euro auf die Erfüllung vergütungsbezogener Bekanntma-
chungspflichten entfällt (gewichteter Durchschnitt). Hieraus wurde eine Summe für die 429 
Gesellschaften, die im Jahr 2023 in Deutschland an der Börse gelistet waren, gebildet. 


Zu Nummer 4 (§ 124a Satz 1) 


Die Bekanntmachungspflichten im Vorfeld der Hauptversammlung nach § 124 Absatz 2 
Satz 3 und 4 AktG über das Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder, die Vergütung 
des Aufsichtsrats und den Vergütungsbericht werden zur Entlastung der betroffenen Ge-
sellschaften durch eine Pflicht zur Internetveröffentlichung ersetzt. Nach § 124a Satz 1 
Nummer 4 AktG-E müssen die vollständigen Unterlagen zu den genannten Beschlussge-
genständen alsbald nach der Einberufung der Hauptversammlung über die Internetseite 
der Gesellschaft zugänglich sein. Dies gilt auch dann, wenn der Vergütungsbericht der 
Hauptversammlung nach § 120a Absatz 5 AktG zur Erörterung vorgelegt wird. Auch Inhalt 
und Umfang der zugänglich zu machenden Unterlagen bleiben gegenüber der bisherigen 
Rechtslage unverändert und werden nicht einschränkt. Der Begriff der „Unterlage“ umfasst 
damit weiterhin die vollständigen Unterlagen samt aller in Bezug genommenen Dokumente 
(Regierungsentwurf des ARUG II, Drucksache 19/9739, Seite 95).  


Durch die Rechtsänderung entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand, da Inhalt und Um-
fang der Vergütungsunterlagen nicht geändert werden. Die Kosten einer Internetveröffent-
lichung wurden bereits im Rahmen der Darstellung in der Begründung des Regierungsent-
wurfs zum ARUG II berücksichtigt. Wegen der zu erwartenden Verringerung des Erfüllungs-
aufwands für die Wirtschaft durch die im Zusammenhang mit der Änderung des § 124a 
Satz 1 AktG erfolgende Änderung des § 124 Absatz 2 Satz 3 und 4 AktG wird auf die Be-
gründung zu Artikel 19 Nummer 3 (§ 124 Absatz 2 Satz 3 und 4) verwiesen. 
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Zu Artikel 20 (Änderung des Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz) 


Die in Artikel 19 Nummer 3 und 4 vorgesehene Ersetzung der Bekanntmachungspflichten 
zu vergütungsbezogenen Unterlagen durch eine Zugänglichmachung über die Internetseite 
der Gesellschaft wird durch eine Übergangsregelung ergänzt, um nicht in bereits laufende 
Vorbereitungen für Hauptversammlungen einzugreifen. Bis zur Anwendbarkeit der neuen 
Regelungen gilt die bisherige Pflicht zur Bekanntmachung der vergütungsbezogenen Un-
terlagen nach § 124 Absatz 2 Satz 3 AktG fort. 


Zu Artikel 30 (Änderung des Investmentsteuergesetzes – InvStG) 


Zu Nummer 1 Buchstabe c (§ 51 Absatz 5) 


Mit der Neuformulierung der Änderung zu § 51 Absatz 5 InvStG wird ein Petitum des Bun-
desrates umgesetzt (Drucksache 20/11306, Seite 147). Der Bundesrat bat um Schaffung 
einer Widerspruchsmöglichkeit für den Anleger gegen die Bekanntgabe an den gesetzli-
chen Vertreter des Spezial-Investmentfonds.  


§51 Absatz 5 Satz 3 InvStG-E führt unverändert die Regelung des Regierungsentwurfs fort. 
Danach sind grundsätzlich alle Verwaltungsakte und Mitteilungen, die nach dem Invest-
mentsteuergesetz und der Abgabenordnung mit der gesonderten und einheitlichen Fest-
stellung zusammenhängen, dem gesetzlichen Vertreter des Spezial-Investmentfonds in 
Vertretung der Feststellungsbeteiligten mit Wirkung für und gegen alle Feststellungsbetei-
ligten bekannt zu geben. Dies ist mit der bei der gesonderten und einheitlichen Feststellung 
im Fall rechtsfähiger Personenvereinigungen geltenden Bekanntgabe-Erleichterung nach 
§ 183 Absatz 1 der Abgabenordnung (AO) vergleichbar. 


Bei Widerspruch eines Anlegers gegen die Bekanntgabe an den gesetzlichen Vertreter des 
Spezial-Investmentfonds ordnen die Vorschriften in § 51 Absatz 5 Satz 4 bis 6 InvStG-E die 
Einzelbekanntgabe gegenüber dem Anleger an. Der Anleger kann der Bekanntgabe an den 
gesetzlichen Vertreter des Spezial-Investmentfonds (§ 51 Absatz 5 Satz 3 InvStG-E) wider-
sprechen, wenn ihm kein Spezial-Investmentanteil mehr zuzurechnen ist oder zwischen 
dem Anleger und dem gesetzlichen Vertreter des Spezial-Investmentfonds ernstliche Mei-
nungsverschiedenheiten bestehen. Dies ist mit der Regelung des § 183 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 und Satz 2 AO vergleichbar.  


In diesen Fällen sind dem Anleger grundsätzlich nur die in § 183 Absatz 3 AO genannten 
Inhalte bekannt zu geben.  


Die Bekanntgabe an den gesetzlichen Vertreter des Spezial-Investmentfonds ist danach 
der Regelfall; sie führt zu einer erheblichen Vereinfachung des Feststellungsverfahrens. 
Zugleich wird durch die Möglichkeit eines Widerspruchs ein berechtigtes Interesse des An-
legers an einer Einzelbekanntgabe gewahrt. 


§ 51 Absatz 5 Satz 7 und 8 InvStG-E beinhalten besondere Bestimmungen zur Einspruchs- 
und Klagebefugnis im Feststellungsverfahren. Vergleichbar der Bestimmung in § 352 Ab-
satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AO ist danach im Grundsatz ist nur der gesetzliche Vertreter 
des Spezial-Investmentfonds zur Einlegung von Rechtsbehelfen befugt (Satz 7 1. Halbsatz 
– neu –). Über den Verweis auf § 352 Absatz 1 Nummer 4 und 5 AO in Satz 7 2. Halbsatz 
– neu – ergibt sich in folgenden Ausnahmefällen eine Einspruchs- und Klagebefugnis der 
Anleger:  


– Soweit es sich darum handelt, wer an dem festgestellten Betrag beteiligt ist und wie 
sich dieser auf die einzelnen Beteiligten verteilt, ist jeder einspruchsbefugt, der durch 
die Feststellungen hierzu berührt wird.  


– Soweit es sich um eine Frage handelt, die einen Beteiligten persönlich angeht, ist jeder 
einspruchsbefugt, der durch die Feststellungen über die Frage berührt wird.  
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Über den Verweis auf § 352 Absatz 1 Nummer 3 AO und § 48 Absatz 1 Nummer 3 der Fi-
nanzgerichtsordnung in Satz 8 – neu – ergibt sich ferner eine eigene Einspruchs- und Kla-
gebefugnis der Anleger, denen gegenüber nach Satz 4 – neu – eine Einzelbekanntgabe 
erfolgt ist. 


Zu Artikel 31 (Änderung des Bewertungsgesetzes – BewG) 


Zu Nummer 1 (§ 228 Absatz 2 Satz 1) 


Mit der Änderung wird normiert, dass nicht für jeden einzelnen Änderungsgrund eine eigen-
ständige Anzeige an das Finanzamt zu übersenden ist, sondern dass alle in einem Jahr 
eingetretenen Änderungstatbestände in einer Anzeige zusammengefasst elektronisch an-
zuzeigen sind. 


Es handelt sich um eine gesetzliche Normierung der bisherigen Verwaltungspraxis, sodass 
sich der Erfüllungsaufwand in den Ämtern nicht signifikant verändern wird. 


Zu Nummer 2 (§ 228 Absatz 2 Satz 3) 


Mit der Änderung wird die Frist zur Abgabe der Grundsteuer-Änderungsanzeigen nach 
§ 228 Absatz 2 des Bewertungsgesetzes (BewG) in Übereinstimmung mit der Frist zur Ab-
gabe eines Erlassantrags zur Grundsteuer (§ 35 Absatz 2 Satz 2 des Grundsteuergesetzes 
(GrStG) und der nach Artikel 34 vorgesehenen Anfügung des § 19 Absatz 3 Satz 2 GrStG 
einheitlich bis zum 31. März des auf das Jahr der Änderung folgenden Kalenderjahres ver-
längert. Auswirkungen auf den personellen Erfüllungsaufwand sind nicht zu erwarten. 


Zu Artikel 33 (Änderung des Einkommensteuergesetzes – EStG) 


Zu Nummer 1 (§ 43 Absatz 2 Satz 7 und 8) 


Die Mitteilungspflicht nach § 43 Absatz 2 Satz 7 und 8 EStG knüpft an § 43 Absatz 2 Satz 3 
Nummer 2 EStG an. Nach dieser Vorschrift werden bestimmte betriebliche Kapitalerträge 
vom Steuerabzug ausgenommen (insbesondere Veräußerungsgewinne, Erträge aus Ter-
mingeschäften und Stillhaltergeschäften). Voraussetzung ist, dass die Kapitalerträge Be-
triebseinnahmen eines inländischen Betriebs sind oder sie zu den Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung gehören. Zur Freistellung dieser Kapitalerträge wird die „Erklärung 
zur Freistellung von Kapitalerträgen nach § 43 Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 EStG“ genutzt. 
Die betroffenen Konten und/oder Depots werden dabei an die Finanzverwaltung gemeldet. 
Darüber hinaus sind die Empfänger der Kapitalerträge zur Angabe der Erträge in ihrer Steu-
ererklärung verpflichtet.  


Bisher sind keine Fälle bekannt geworden, in denen diese Erklärungen missbräuchlich ge-
nutzt wurden. Aufgrund der geringen Anzahl der Fälle und zur Vereinfachung der Abläufe 
bei den bislang meldepflichtigen Stellen und der Finanzverwaltung wird daher künftig auf 
die Meldeverpflichtung verzichtet: Bei Einführung der Vorschrift ist man davon ausgegan-
gen, dass jährlich 100 000 solcher Meldungen bei der Finanzverwaltung eingehen werden 
(Drucksache 16/10189, Seite 40). Im Rahmen einer seit 2009 laufenden Evaluierung stellen 
sich die Fallzahlen anders dar. So wurden bei Einführung und in den folgenden Jahren 
Meldungen in einem niedrigen fünfstelligen Bereich abgegeben. Seit 2017 ist die Zahl der 
Meldungen auf knapp unter 4 000 pro Jahr gesunken.  


Die jährliche Aufwandsänderung für die Wirtschaft (Entlastung von Bürokratiekosten aus 
Informationspflichten) ist daher gering. Die Prüfung der eingehenden Meldungen ist zwar 
für die Finanzverwaltung mit hohem Verwaltungsaufwand verbunden, da diese Meldungen 
nicht automatisiert bearbeitet werden. Aufgrund der geringen Fallzahl ist aber auch die ent-
lastende Wirkung auf den Erfüllungsaufwand der Verwaltung geringfügig.  
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Unter der Annahme, dass die Prüfung der zutreffenden Erfassung der freigestellten Kapi-
talertrage in der Gewinnermittlung durchschnittlich vier Minuten benötigt, ergibt sich bei 
etwa 4 000 Fällen und einem durchschnittlichen Personalkostensatz von 37,78 Euro je 
Stunde (bei einer Aufgabenerledigung zu 60 Prozent durch den mittleren Dienst und zu 
40 Prozent durch den gehobenen Dienst) insgesamt eine Minderung des personellen Er-
füllungsaufwands in den Finanzämtern von 10 075 Euro. 


Zu Nummer 2 (§ 45d Absatz 3 – aufgehoben –) 


Die Mitteilungspflicht nach Absatz 3 EStG knüpft an den Abschluss eines Vertrages nach 
§ 20 Absatz 1 Nummer 6 EStG an. Nach dieser Vorschrift hat ein inländischer Versiche-
rungsvermittler im Sinne des § 59 Absatz 1 des Versicherungsvertragsgesetzes das Zu-
standekommen eines solchen Vertrages einer im Inland ansässigen Person und einem aus-
ländischen Versicherungsunternehmen mit Sitz oder Geschäftsleitung im Ausland gegen-
über dem Bundeszentralamt für Steuern anzuzeigen. Die Meldung kann auch durch das im 
Ausland ansässige Versicherungsunternehmen erfolgen, § 45d Absatz 3 Satz 2 EStG. 


Mit Gesetz zum automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steuer-
sachen (Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz – FKAustG) vom 21. Dezember 2015 
(BGBl. I S. 2531) werden ab dem Veranlagungszeitraum 2016 ausländischen Finanzinsti-
tuten weitreichende Meldeverpflichtungen in Bezug auf Vertrags- und Finanzbeziehungen 
mit inländischen (deutschen) Kunden auferlegt.  


Die Meldepflicht für ausländische Versicherungsverträge dient der Sicherstellung einer 
gleichmäßigen Besteuerung von Alterseinkünften. In Ergänzung zum inländischen Renten-
bezugsmitteilungsverfahren sollte mit der Meldeverpflichtung sichergestellt werden, dass 
die Finanzverwaltung Kenntnis über den Abschluss einer kapitalbildenden Lebens-/Ren-
tenversicherung mit einer im Ausland ansässigen Gesellschaft hat. Mit der Einführung des 
automatischen Informationsaustausches über Finanz-konten und der Aufnahme der CRS-
Datenlieferung vom Bundeszentralamt für Steuern an die Landesfinanzbehörden ist der 
Weiterbetrieb des Meldeverfahren nach § 45d Absatz 3 EStG in dieser Hinsicht entbehrlich 
geworden. Im CRS-Datenaustausch werden vergleichbare und qualitativ bessere Daten er-
hoben. Die CRS-Meldeverpflichtungen gehen zudem über die fachliche Meldeverpflichtung 
nach § 45d Absatz 3 EStG hinaus. 


Aus Gründen des Bürokratieabbaus und einer Kosteneinsparung für die meldepflichtigen 
Stellen und die Finanzverwaltung, wird zukünftig auf einen parallelen Betrieb und somit auf 
die Meldeverpflichtung nach § 45d Absatz 3 EStG verzichtet.  


Die jährliche Aufwandsänderung für die Wirtschaft (Entlastung von Bürokratiekosten aus 
Informationspflichten) ist gering. Die Annahme und Weiterleitung innerhalb der Finanzver-
waltung verursacht jährlich wiederkehrenden Programmieraufwand, der eine beachtliche 
entlastende Wirkung auf den Erfüllungsaufwand der Verwaltung hat. Für die Prüfung der 
Sachverhalte und deren zutreffende steuerliche Erfassung ergeben sich keine signifikanten 
Auswirkungen auf den personellen Erfüllungsaufwand in den Finanzämtern. 


Zu Nummer 3 (§ 50c Absatz 2) 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung (Nummerierung). Der Regelungsin-
halt der Nummer 3 entspricht dem bisherigen Artikel 31. 


Zu Nummer 4 (§ 50e Absatz 1 Satz 1) 


Die Verpflichtung zur Meldung nach § 45d Absatz 3 EStG ist letztmals für Versicherungs-
verträge notwendig, die vor dem 1. Januar 2025 abgeschlossen wurden. 
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Zu Nummer 5 (§ 52 Absatz 42) 


Die Verpflichtung zur Meldung von freigestellten Kapitalerträgen nach § 43 Absatz 2 Satz 7 
und 8 EStG ist letztmals für Kapitalerträge erforderlich, die vor dem 1. Januar 2025 zuflie-
ßen. 


Zu Nummer 6 (§ 52 Absatz 45 Satz 3) 


Die Verpflichtung zur Meldung nach § 45d Absatz 3 EStG ist letztmals für Versicherungs-
verträge notwendig, die vor dem 1. Januar 2025 abgeschlossen wurden. 


Zu Artikel 34 (Änderung des Grundsteuergesetzes – GrStG) 


Zu Nummern 1 und 2 (§ 19 Absatz 1 Satz 2 und § 19 Absatz 2 Satz 2) 


§ 19 Absatz 1 Satz 2 GrStG und § 19 Absatz 2 Satz 2 GrStG sind infolge des neu gefassten 
§ 19 Absatz 3 Satz 2 GrStG gegenstandslos und daher aufzuheben. 


Zu Nummer 3 (§ 19 Absatz 3) 


Für die Grundsteuer-Änderungsanzeigen nach § 19 Absatz 1 oder 2 GrStG besteht – an-
ders als für die Grundsteuer-Änderungsanzeige nach § 228 Absatz 2 BewG – bisher keine 
Verpflichtung zur elektronischen Übermittlung. Mit der Änderung wird im Sinne der zukünftig 
stärker automationsgestützt durchgeführten Festsetzung der Grundsteuermessbeträge be-
stimmt, dass alle Grundsteuer-Änderungsanzeigen künftig verpflichtend und einheitlich 
nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz (§ 87b Absatz 1 AO) über die amtlich bestimmte 
Schnittstelle (§ 87b Absatz 2 AO) an die Finanzbehörden zu übermitteln sind. Zur Vermei-
dung unbilliger Härten kann die für die Messbetragsfestsetzung örtlich zuständige Finanz-
behörde auf Antrag des Steuerpflichtigen im Einzelfall auch weiterhin eine Abgabe der An-
zeige in Papierform zulassen und insoweit auf eine elektronische Übermittlung verzichten; 
§ 150 Absatz 8 der Abgabenordnung ist dabei zu beachten. 


Satz 2 fasst die bisher in § 19 Absatz 1 Satz 2 GrStG und § 19 Absatz 2 Satz 2 GrStG ge-
regelte Frist zur Abgabe der Anzeigen nach § 19 Absatz 1 GrStG und § 19 Absatz 2 GrStG 
zusammen. In Übereinstimmung mit der Frist zur Abgabe eines Erlassantrags (§ 35 Ab-
satz 2 Satz 2 GrStG) und der nach Artikel 31 vorgesehenen Änderung des § 228 Absatz 2 
BewG wird diese einheitlich bis zum 31. März des auf das Jahr der Änderung folgenden 
Kalenderjahres verlängert. 


Durch die elektronische Übermittlung ist mit einer geringfügigen Minderung des personellen 
Erfüllungsaufwands in den Finanzämtern zu rechnen, sobald die Anzeigen ohne Medien-
bruch bearbeitet werden können.  


Je Fall wird eine Zeitersparnis von zwei Minuten erwartet. In den Bewertungsstellen erfolgt 
die Arbeitserledigung durchschnittlich zu 70 Prozent durch den mittleren Dienst und zu 30 
Prozent durch den gehobenen Dienst, sodass ein durchschnittlicher Personalkostensatz 
von 36,76 Euro je Stunde berücksichtigt wird. Die Einsparung pro Fall beträgt 1,23 Euro. 
Eine weitergehende Quantifizierung des Erfüllungsaufwands ist nicht möglich, da keine 
Fallzahlen bekannt sind. 


Zu Artikel 36 (Änderung der Gewerbeordnung – GewO) 


Zu Nummer 1 (§ 14 Absatz 1) 


Im Falle der vollständigen Verlegung eines Gewerbebetriebes in den Zuständigkeitsbereich 
einer anderen Behörde müssen Gewerbetreibende nach geltendem Recht am bisherigen 
Standort der Betriebsstätte die Betriebsaufgabe und am neuen Standort der Betriebsstätte 
den Betriebsbeginn anzeigen. Künftig soll durch § 14 Absatz 1 Satz 3 GewO-E in diesen 
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Fällen nur noch eine einzige Anzeige gegenüber der Behörde erfolgen, in deren Zuständig-
keitsbereich die Betriebsstätte verlegt wird. Im Anschluss daran erfolgt über ein Rückmel-
deverfahren der Informationsaustausch zwischen der An- und der Abmeldebehörde. 


Für die Gewerbetreibenden stellt dieses Verfahren eine Erleichterung dar. Die unterschied-
lichen Anzeigevorgänge werden gebündelt und die Gewerbetreibenden müssen sich nicht 
an unterschiedliche Behörden wenden. Gleichzeitig wird hierdurch die Aktualität der Ge-
werbekartei verbessert. Das automatisierte Rückmeldeverfahren orientiert sich an dem in 
§ 33 des Bundesmeldegesetzes geregelten Verfahren zur Datenübermittlung zwischen den 
Meldebehörden bei einem Wechsel des Wohnortes. 


Zu Nummer 2 (§ 55c) 


Bei der Änderung von § 55c GewO handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung 
der Änderung von § 14 Absatz 1 GewO. 


Für die Wirtschaft ergibt sich eine Änderung des jährlichen Erfüllungsaufwands in Höhe von 
rund -275 000 Euro. Dabei handelt es sich um Bürokratiekosten aus Informationspflichten. 
Einmaliger Erfüllungsaufwand entsteht nicht. Da die Abmeldung bei vollständiger Betriebs-
verlegung künftig durch die zuständige Behörde erfolgt, muss das Unternehmen selbst die 
Abmeldung in diesen Fällen nicht mehr vornehmen. Der Entlastungsbetrag ergibt sich aus 
folgender Berechnung: Laut Gewerbeanzeigenstatistik des Statistischen Bundesamts 2023 
gab es über 70 000 Gewerbeanmeldungen wegen Zuzugs. Dem „Umsetzungsvorschlag 
Rückmeldeverfahren bei Betriebsverlegungen“ folgend wird angenommen, dass es sich da-
bei zum größten Teil um Fälle handelt, die unter das neue Rückmeldeverfahren fallen. Da-
her wird von 70 000 Fällen im Jahr ausgegangen. Gemäß OnDEA (Vorgaben-ID 
2006122011095724) beträgt der Zeitaufwand für die Abmeldung eines Gewerbes zehn Mi-
nuten. Der Lohnsatz liegt demnach bei 23,60 Euro pro Stunde (Wirtschaftsabschnitt A-S, 
niedriges Qualifikationsniveau). Der Erfüllungsaufwand ergibt sich wie folgt: -70 000 Fälle * 
zehn Minuten pro Fall / 60 * 23,6 Euro pro Stunde = -275 000 Euro. 


Gleichzeitig sind bei der Gewerbeanmeldung im neuen Meldebezirk gegenüber der bishe-
rigen Gewerbeanmeldung zusätzliche Angaben zu machen. Relevant ist hierbei insbeson-
dere die Versicherung, dass es sich um eine vollständige Verlegung des Betriebssitzes 
handelt. Da dies beispielsweise durch Ergänzung eines zusätzlichen Meldegrunds auf dem 
Gewerbe-Anmeldungsformular GewA1 umsetzbar ist, ändert sich der Aufwand diesbezüg-
lich jedoch nicht. Auch bislang müssen Gewerbetreibende bei der vollständigen Betriebs-
verlegung angeben, dass es sich um eine Wiedereröffnung nach Verlegung aus einem an-
deren Meldebezirk handelt. 


Für die Verwaltung ergibt sich allenfalls geringfügiger einmaliger Erfüllungsaufwand für die 
nötigen Formular- und IT-Anpassungen. Eine Änderung des jährlichen Aufwands ist nicht 
zu erwarten, da die Tätigkeiten hinsichtlich ihres Aufwands im Wesentlichen unverändert 
bleiben. Auch müssen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der zuständigen Behörden über das 
Verfahren unterrichtet und darin unterwiesen werden. Auch hier ist aufgrund des perma-
nenten Bedarfs an Information bezüglich Neuerungen keine wesentliche Aufwandsände-
rung zu erwarten. Die Information erfolgt voraussichtlich über die einschlägigen Verwal-
tungsvorschriften. 


Anpassung des Standards XGewerbeordnung; 14 Absatz 1 Satz 3 GewO: Für die automa-
tisierte Datenübermittlung von der Gewerbebehörde im neuen Meldebezirk zur Gewerbe-
hörde im bisherigen Meldebezirk ist eine Anpassung des Standards XGewerbeordnung nö-
tig. Da über die bundeseinheitliche Kommunikationsinfrastruktur (OSCI-Transport, DVDV) 
seit November 2023 alle Gewerbebehörden sowohl Datensätze versenden als auch emp-
fangen können, sind die Voraussetzungen hierfür bereits geschaffen, sodass nur noch eine 
Erweiterung für neue Datenfelder nötig ist. Da der Standard fortlaufend gepflegt, angepasst 
und implementiert wird, ist hierfür kein relevanter Mehraufwand zu erwarten. 
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Zu Artikel 38 Nummer 3 Buchstabe b (Änderung des Mess- und Eichgesetzes – 
MessEG) 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Streichung der §§ 32 und 60 Absatz 1 Num-
mer 18 MessEG. Für Versäumnisse bei der Erstattung der Anzeige nach § 32 Absatz 1 
Satz 1 MessEG besteht bislang ein eigenes Höchstmaß für Geldbußen in Höhe von 10 000 
Euro, das nach dem Wegfall der Anzeigepflicht keinen Anwendungsbereich mehr haben 
wird. 


Zu Artikel 39 Nummer 2 (Änderung des Bundesberggesetzes – BBergG) 


Nach den Vorgaben des Onlinezugangsgesetzes (OZG) müssen auch die Bergbehörden 
der Länder in die Lage versetzt werden, auf elektronischem Wege Genehmigungen zu er-
teilen. Die Fassung des § 16 Absatz°1 Satz°1 zweiter Halbsatz BbergG stand hier bei der 
Erteilung bergrechtlicher Erlaubnisse und Bewilligungen bisher entgegen. §°16 Absatz°1 
Satz°1 BBergG schreibt die Schriftform vor, schließt im zweiten Halbsatz jedoch explizit die 
elektronische Form aus. Durch Streichung des zweiten Halbsatzes wird es den Behörden 
künftig ermöglicht, die Schriftform auch durch Vergabe von Erlaubnissen und Bewilligungen 
in elektronischer Form zu wahren. Die künftige Rechtslage entspricht §°3a des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (VwVfG) und den entsprechenden Regelungen in den Verwal-
tungsverfahrensgesetzen der Länder. Die Gesetzesänderung verpflichtet die Verwaltungen 
der Bundesländer nicht, in Zukunft nur noch elektronische Bescheide zu erlassen. §°16 
Absatz°1 Satz°1 BBergG lässt der Behörde grundsätzlich die Wahl, ob sie hierfür die elekt-
ronische Form wählt.  


Durch die Änderung des BBergG entsteht Bergbauunternehmen kein Erfüllungsaufwand. 
Sie können Erlaubnisse und Bewilligungen der Bergbehörden künftig elektronisch empfan-
gen, sind aber selbst nicht zu einer elektronischen Antragstellung verpflichtet. Es ist aller-
dings davon auszugehen, dass Behörden künftig vermehrt elektronische Bescheide erlas-
sen und in der Folge die Verfahrensabläufe in den Bergbauunternehmen erleichtert werden. 
Aufgrund der geringen zu erwartenden Fallzahlen (weniger als 2 000 Anträge pro Jahr) wird 
von der Quantifizierung dieser Entlastung abgesehen.  


Gesonderter Erfüllungsaufwand für die Verwaltung entsteht nicht, da derzeit in den Ländern 
ohnehin Online-Portale für die Bearbeitung auch bergrechtlicher Verfahren aufgebaut wer-
den. Um den Vorgaben des OZG zu genügen, müssen die Bundesländer ihre Verwaltung-
sportale dabei so ausgestalten, dass sie auch Erlaubnisse und Bewilligungen im Bergrecht 
künftig online erteilen können. Die Änderung des § 16°Absatz°1 Satz°1 BBergG verursacht 
mithin keinen zusätzlichen Verwaltungsaufwand.  


Zu Artikel 40 (Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes – EnWG)  


Zu Nummer 1 (§ 12b) 


Nach § 12b Absatz 1 Satz 4 Nummer 4 EnWG haben die vier Übertragungsnetzbetreiber 
im alle zwei Jahre zu erstellenden Netzentwicklungsplan den Stand der Umsetzung des 
vorhergehenden Netzentwicklungsplans und die maßgeblichen Gründe für eventuelle Ver-
zögerungen anzugeben. Diese Verpflichtung ist entbehrlich, da die entsprechenden Infor-
mationen auch Gegenstand des Monitorings und Controllings der Umsetzung des Netzent-
wicklungsplans nach § 12d EnWG sind. 


Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand ergeben sich nicht. 
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Zu den Nummern 2 und 3 (§§ 17f und 17i) 


Bei den Nummern 2 und 3 handelt es sich um Folgeänderungen zu der Änderung von § 12b 
EnWG.  


Zu Artikel 43 (Änderung des Windengergie-auf-See-Gesetzes) 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung des EnWG in Artikel 40.  


Zu Artikel 49 (Änderung des Nachweisgesetzes – NachwG) 


Zu Nummer 1  


Zu Buchstabe a (§ 2 Absatz 1) 


Zu Doppelbuchstabe aa 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Einfügung in § 2 Ab-
satz 1 NachwG-E. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


§ 2 Absatz 1 Satz 2 NachwG-E regelt eine Formerweiterung im Nachweisgesetz, die es 
Arbeitgebern ermöglicht, die Niederschrift der wesentlichen Vertragsbedingungen anstelle 
der schriftlichen Niederlegung und Aushändigung nach Satz 1 unter den im Gesetz gere-
gelten näheren Voraussetzungen alternativ auch in Textform (§ 126b BGB) abzufassen und 
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern elektronisch zu übermitteln.  


Die Übermittlung muss individuell an die Arbeitnehmerin oder den Arbeitnehmer erfolgen; 
eine allgemeine Bekanntmachung reicht nicht aus. Gemäß den Vorgaben des Artikel 3 
Satz 2 der Richtlinie (EU) 2019/1152 vom 20. Juni 2019 über transparente und vorherseh-
bare Arbeitsbedingungen in der Europäischen Union (Arbeitsbedingungenrichtlinie) muss 
bei elektronischer Übermittlung das Dokument für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
zum einen zugänglich sein sowie gespeichert und ausgedruckt werden können. Für die 
Zugänglichmachung ist dabei insbesondere erforderlich, dass auf Seiten der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer ein elektronischer Übermittlungsweg eröffnet ist und sie auf das 
Dokument uneingeschränkt Zugriff nehmen können. In Umsetzung der Vorgaben des Arti-
kel 3 Satz 2 der Arbeitsbedingungenrichtlinie muss der Arbeitgeber die Arbeitnehmerin o-
der den Arbeitnehmer mit der Übermittlung zum anderen auffordern, einen auf die übermit-
telte Niederschrift bezogenen Empfangsnachweis zu erteilen. Dieses Kriterium soll den be-
reits nach allgemeinen Regeln erforderlichen Zugang des Nachweises bei Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern vor dem Hintergrund möglicher Unsicherheiten bei der elektroni-
schen Übermittlung zusätzlich absichern.  


Im Hinblick auf den hohen Beweiswert des Nachweises der wesentlichen Vertragsbedin-
gungen im arbeitsgerichtlichen Verfahren haben Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im 
Falle der Erteilung in Textform nach Satz 2 zusätzlich einen Anspruch auf Erteilung des 
Nachweises in Schriftform auf ihr Verlangen (§ 2 Absatz 1 Satz 3 in Verbindung mit Satz 1 
und 8 NachwG, § 126 BGB). Das Gleiche gilt nach Satz 4 bei einem entgegen der gesetz-
lichen Verpflichtung nicht erteilten Nachweis, um im Streitfall den erforderlichen zeitnahen 
Zugriff auf den schriftlichen Nachweis zu ermöglichen. Dies umfasst nach § 11 Absatz 1 
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) auch die sich aus § 11 Absatz 1 Satz 2 
AÜG ergebenden zusätzlichen Angaben. Der schriftliche Nachweis muss auf das arbeit-
nehmerseitige Verlangen hin unverzüglich, das heißt ohne schuldhaftes Zögern, und unter 
Hinweis auf den Geltungsbeginn der wesentlichen Vertragsbedingungen erteilt werden. 
Durch den Anspruch wird sichergestellt, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im 
Streitfall vor Gericht die Beweiskraft des bisher von vornherein schriftlich zu erteilenden 
Nachweises erhalten bleibt. Der schriftliche Nachweis nach Satz 3 und 4 ist, wie der 
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bisherige Nachweis, eine Privaturkunde im Sinne des § 416 der Zivilprozessordnung, so 
dass alle damit verbundenen prozessualen Beweisfolgen gelten. Dies gilt etwa auch für die 
Anwendung der Grundsätze der Beweisvereitelung zugunsten der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer im Fall eines nicht erteilten Nachweises.  


Die Verjährung des Anspruchs auf Erteilung eines schriftlichen Nachweises nach Satz 3 
beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem das Arbeitsverhältnis endet, um die Verjährung 
dieses beweissichernden Anspruchs an die Verjährung des Primäranspruchs auf Nachwei-
serteilung anzugleichen. Gleiches gilt für den Anspruch nach Satz 4 bei entgegen der ge-
setzlichen Verpflichtung nicht erteiltem Nachweis.  


Von der Nachweiserbringung in Textform ausgenommen sind die Wirtschaftsbereiche und 
Wirtschaftszweige nach § 2a Absatz 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
(SchwarzArbG). In diesen Bereichen ist die Beibehaltung der Schriftform zum Schutz der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erforderlich.  


Zu Doppelbuchstabe cc 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Einfügung in § 2 Ab-
satz 1 NachwG-E. 


Zu Doppelbuchstabe dd 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen aufgrund der Einfügung in § 2 Absatz 1 
NachwG-E. 


Zu Buchstabe b (§ 2 Absatz 1a) 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Einfügung in § 2 Ab-
satz 1 NachwG-E.  


Zu Buchstabe c (§ 2 Absatz 2) 


Zu Doppelbuchstabe aa  


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Einfügung in § 2 Ab-
satz 1 NachwG-E.  


Zu Doppelbuchstabe bb 


Als Folgeänderung aufgrund der Einfügung in § 2 Absatz 1 Satz 2 bis 6 NachwG-E wird 
klargestellt, dass die darin geregelte Formerleichterung entsprechend für § 2 Absatz 2 
NachwG-E gilt.  


Zu Buchstabe d (§ 2 Absatz 3)  


Als Folgeänderung aufgrund der Einfügung in § 2 Absatz 1 Satz 2 bis 6 NachwG-E wird 
klargestellt, dass die darin geregelte Formerleichterung entsprechend für § 2 Absatz 3 
NachwG-E gilt.  


Zu Buchstabe e (§ 2 Absatz 4) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen aufgrund der Einfügungen in § 2 Ab-
sätze 1 bis 3 NachwG-E.  
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Zu Buchstabe f (§ 2 Absatz 5) 


Wurde ein Arbeitsvertrag in Textform (§ 126b BGB) nach Maßgabe des § 2 Absatz 1 Satz 2 
NachwG-E abgefasst und übermittelt, entfällt – wie bereits bisher bei schriftlichen Arbeits-
verträgen – die Verpflichtung, eine Niederschrift über die wesentlichen Vertragsbedingun-
gen zu erteilen, wenn und soweit der Arbeitsvertrag die erforderlichen Angaben enthält. Die 
Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer hat auch in diesem Fall das Recht nach § 2 Absatz 1 
Satz 3 NachwG-E, einen Nachweis in Schriftform (§ 126 BGB) zu verlangen. Wie nach Ab-
satz 1 Satz 6 sind die Wirtschaftsbereiche und Wirtschaftszweige nach § 2a Absatz 1 
SchwarzArbG von der Möglichkeit des Nachweisersatzes durch in Textform geschlossene 
Arbeitsverträge ausgenommen.  


Zu Nummer 2  


Zu Buchstabe a (§ 3 Absatz 1 – neu –) 


Zu Doppelbuchstabe aa 


Es wird klargestellt, dass entsprechend Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 7 Ab-
satz 1 und 2 der Arbeitsbedingungenrichtlinie auch Änderungen der zusätzlichen Angaben 
nach § 2 Absatz 2 und 3 NachwG mitzuteilen sind. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


Die für die erstmalige Nachweiserteilung vorgesehenen Vorgaben nach § 2 Absatz 1 Satz 2 
bis 6 NachwG-E gelten entsprechend für die mitzuteilenden Änderungen der wesentlichen 
Vertragsbedingungen; diese Änderungen können insbesondere in Textform (§ 126b BGB) 
nach Maßgabe des § 2 Absatz 1 Satz 2 NachwG-E abgefasst und übermittelt werden. In 
diesem Fall hat der Arbeitgeber auf das arbeitnehmerseitige Verlangen hin einen schriftli-
chen Nachweis zu erteilen. Die Formerweiterung nach § 2 Absatz 1 NachwG-E gilt nicht für 
Arbeitnehmer, die in einem Wirtschaftsbereich oder Wirtschaftszweig nach § 2a Absatz 1 
SchwarzArbG tätig sind.  


Zu Buchstabe b (§ 3 Absatz 2 – neu –) 


Es wird klargestellt, dass die Mitteilungspflicht bei Änderung wesentlicher Vertragsbedin-
gungen oder zusätzlicher Angaben entfällt, wenn die Änderung Gegenstand eines schriftli-
chen Änderungsvertrages ist. Gleiches gilt entsprechend der Regelung für Arbeitsverträge 
in § 2 Absatz 5 Satz 2 und 3 NachwG-E, wenn die Änderung in einem von den Arbeitsver-
tragsparteien in Textform nach Maßgabe des § 2 Absatz 1 Satz 2 NachwG-E geschlosse-
nen und übermittelten Änderungsvertrag enthalten ist. Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer haben auch in diesen Fällen einen Anspruch, auf Verlangen einen Nachweis in Schrift-
form nach § 2 Absatz 1 Satz 3 NachwG-E zu erhalten. Die Formerleichterung nach Satz 2 
gilt nicht für Arbeitnehmer, die in einem Wirtschaftsbereich oder Wirtschaftszweig nach § 2a 
Absatz 1 SchwarzArbG tätig sind.  


Zu Nummer 3 (§ 4 Absatz 1) 


Zu Buchstabe a 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Einfügung in § 2 Ab-
satz 1 NachwG-E.  


Die nach Artikel 19 der Arbeitsbedingungenrichtlinie erforderliche Sanktionierung von Ver-
stößen gegen die Pflicht zur Nachweiserteilung wird im Falle der arbeitgeberseitigen Inan-
spruchnahme der Option nach § 2 Absatz 1 Satz 2 NachwG-E über die Regelung in § 4 
Absatz 1 Nummer 1 NachwG-E sichergestellt. Bei § 2 Absatz 1 Satz 2 NachwG-E handelt 
es sich um eine den Arbeitgeber begünstigende Regelung, die unter dem Vorbehalt der 
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dort geregelten Anforderungen steht. Werden diese nicht eingehalten, greift das Gebot des 
§ 2 Absatz 1 Satz 1 NachwG-E und die zugehörige Bußgeldbewehrung des § 4 Absatz 1 
Nummer 1 NachwG-E. 


Zu Buchstabe b 


Die Nichterteilung des Schriftformnachweises trotz Verlangens der Arbeitnehmerin oder 
des Arbeitnehmers wird – wie beim bisherigen Schriftformnachweis – in den Katalog der 
Ordnungswidrigkeitentatbestände aufgenommen und kann mit einem Bußgeld geahndet 
werden.  


Zu Buchstabe c  


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 


Zu Buchstabe d  


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 


Zu Nummer 4  


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Einfügung in § 2 Ab-
satz 1 NachwG-E. 


Die Änderungen des Nachweisgesetzes sind unter dem Aspekt des Erfüllungsaufwands 
wie folgt zu bewerten: 


Für die Wirtschaft ergibt sich eine mögliche jährliche Entlastung von rund 1,7 Millionen 
Euro. Diese ergibt sich aus folgenden Erwägungen: Derzeit ist in Bezug auf die Nachweis-
pflicht bei Beginn des Arbeitsverhältnisses davon auszugehen, dass der ganz überwie-
gende Teil der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer über einen schriftlichen Arbeitsvertrag 
verfügt (Forschungsbericht des IAB 2015: 94,4 Prozent). Ob sich diese Praxis, die unter 
anderem aus Gründen des Beweisinteresses der Vertragsparteien bestehen dürfte, in Zu-
kunft ändert, lässt sich derzeit nicht abschätzen. Dies gilt auch für die Frage, wie viele Ar-
beitnehmer bei einem zunächst in Textform erfolgten Nachweis von ihrem Anspruch auf 
einen Schriftformnachweis Gebrauch machen, sowie für die damit verbundenen Kosten. In 
Bezug auf Änderungen der wesentlichen Vertragsbedingungen nach § 3 NachwG wird an-
genommen, dass alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer außerhalb der Branchen des 
§ 2a Absatz 1 SchwarzArbG von der geplanten Formerleichterung betroffen sein können. 
Dies wären laut der BA-Beschäftigungsstatistik rund 35,2 Millionen Personen. Es liegen 
keine Statistiken vor, die zeigen, wie häufig Änderungsmitteilungen nach dem NachwG er-
teilt werden müssen. Es wird angenommen, dass im Durchschnitt über alle Beschäftigten-
gruppen alle vier Jahre relevante Änderungen erfolgen. Bei Nutzung der Textform werden 
Druckkosten eingespart. Mit einer geschätzten Druckzeit von 0,5 Minuten und einem Lohn-
satz von 23,60 Euro laut Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands 
in Regelungsvorhaben der Bundesregierung (Gesamtwirtschaft, niedrige Tätigkeit) ergibt 
sich eine mögliche jährliche Einsparung von rund 1,7 Millionen Euro. 


Zu Artikel 52 (Änderungen des Jugendarbeitschutzgesetzes – JArbSchG) 


Nach § 6 JArbSchG kann die Aufsichtsbehörde unter bestimmten Voraussetzungen und 
nach erfolgter Einzelfallprüfung Ausnahmebewilligungen von Beschäftigungsverboten zu-
lassen. Die Entscheidung der zuständigen Behörde ergeht nach § 6 Absatz 4 JArbSchG in 
Form eines Verwaltungsakts im Sinne des § 35 VwVfG. Die Formvorgaben zum Verwal-
tungsakt richten sich nach den Vorschriften des allgemeinen Verwaltungsrechts. Um Brü-
che in den Formvorschriften der unterschiedlichen Gesetze zu vermeiden, ist § 6 Absatz 4 
JArbSchG von der neuen Regelung des § 1a JArbSchG-E auszunehmen. 
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Zu Artikel 53 (Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes – AÜG) 


Zu Nummer 1 (§ 12 Absatz 1) 


Zu Buchstabe a (Satz 1) 


In § 12 Absatz 1 Satz 1 AÜG wird die Schriftform durch die Textform als Mindestanforde-
rung ersetzt. Bereits heute kann die schriftliche durch die elektronische Form, nämlich die 
qualifizierte elektronische Signatur (§ 126a BGB), ersetzt werden. Künftig sollen für solche 
Vertragsschlüsse durch die Mindestanforderung Textform für Ver- und Entleiher Aufwand 
und Kosten weiter reduziert werden können. Mit der Änderung können Überlassungsver-
träge zukünftig zum Beispiel per E-Mail abgeschlossen werden. Dies stellt insbesondere 
für kleine und mittlere Unternehmen eine deutliche Erleichterung dar.  


Das Arbeitsvertragsverhältnis der Leiharbeitnehmerin beziehungsweise des Leiharbeitneh-
mers ist von der Änderung nicht berührt.  


Mit der Ersetzung der Schriftform durch die Textform für den Überlassungsvertrag nach 
§ 12 Absatz 1 Satz 1 AÜG kommt der Gesetzgeber Wünschen der Praxis nach. Unange-
messene negative Folgen, insbesondere für den Schutz der Entleiher, sind durch den Weg-
fall des Schriftformerfordernisses und dessen Warn- und Beweisfunktion, nicht zu erwarten. 
§ 126b BGB bestimmt, dass – wenn die Textform durch Gesetz vorgeschrieben ist – eine 
lesbare Erklärung, in der die Person des Erklärenden genannt ist, auf einem dauerhaften 
Datenträger abgegeben werden muss. Dadurch, dass der Inhalt des Überlassungsvertrags 
bei der Abfassung in Textform dauerhaft in Schriftzeichen wiedergegeben werden kann, 
wird dem Schutzbedürfnis der Entleiher vor unseriösen Verleihern sowie dem Arbeitsschutz 
ausreichend Rechnung getragen. Schließlich ist auch die Abgrenzung zu anderen 
Fremdpersonaleinsätzen weiterhin möglich (vergleiche § 1 Absatz 1 Satz 5 und 6 AÜG). 


Nach der Methodik des Erfüllungsaufwands, haben die erheblichen realen Entlastungen für 
die Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft und die Verwaltung, die durch diese Änderung 
bewirkt werden, keine Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand. Dessen ungeachtet wird 
die Änderung zu einer Entlastung der Wirtschaft von rund 30 Millionen Euro jährlich führen. 


Zu Buchstabe b (Sätze 3 und 4) 


In § 12 Absatz 1 Satz 3 und in Satz 4, 1. Halbsatz AÜG werden als Folgeänderung zur 
Ersetzung der Schriftform durch die Textform die Wörter „der Urkunde“ durch die Wörter 
„dem Vertrag“ ersetzt, da die „Urkunde“ in § 126 Absatz 1 BGB der Umsetzung der künftig 
nicht mehr zwingend erforderlichen Schriftform dient. 


Zu Nummer 2 (§ 14) 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 1 Buchstabe a, da der Überlassungs-
vertrag künftig nicht mehr zwingend der Schriftform bedarf. 


Zu Artikel 54 (Änderung des Künstlersozialversicherungsgesetzes – KSVG) 


Zu Nummer 1 (§ 24) 


Mit der Änderung wird die Bagatellgrenze für abgabepflichtige Unternehmen gemäß § 24 
Absatz 2 Satz 1 KSVG auf 1 000 Euro im Kalenderjahr erhöht. Hierdurch wird ausgeschlos-
sen, dass Einzel- und Kleinstaufträge an Künstlerinnen und Künstler mit geringem Volumen 
vermehrt der Abgabepflicht unterliegen, nachdem im Zuge der Neufassung des § 24 Ab-
satz 2 durch Artikel 17 Nummer 8 b) des 8. SGB IV-Änderungsgesetzes vom 28. Dezember 
2022 (BGBl I, 2759) der Rechtsbegriff der „nicht nur gelegentlichen Auftragserteilung“ ge-
strichen wurde. Aufgrund der Gesetzesänderung unterliegen knapp 15 000 Unternehmen, 
das sind rund 10 Prozent der aktuell abgabepflichtigen Unternehmen, ab dem Jahr 2026 
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nicht mehr der Künstlersozialabgabepflicht. In der Folge entfällt für diese Unternehmen die 
Zahlung der Künstlersozialabgabe in Höhe von jährlich rund 500 000 Euro (Entlastung von 
weiteren Kosten). 


Die Änderungen im KSVG führen in Bezug auf die Anhebung der Bagatellgrenze zu einer 
jährlichen Entlastung für die Wirtschaft in Höhe von rund 235 000 Euro. Dabei handelt es 
sich um Bürokratiekosten aus Informationspflichten. Nach den Berechnungen der Künstler-
sozialkasse unterliegen aufgrund der Gesetzesänderung knapp 15 000 Unternehmen ab 
dem Jahr 2026 nicht mehr der Künstlersozialabgabepflicht. Für diese Unternehmen entfal-
len die mit der Abgabepflicht verbundenen jährlichen Melde- und Aufbewahrungspflichten. 
In Bezug auf die jährlichen Meldepflichten wird angenommen, dass es sich bei 5 000 Fällen 
um Erstmeldungen handelt, für die ein durchschnittlicher Zeitaufwand von 13 Minuten pro 
Fall angesetzt wurde. Bei den übrigen 10 000 Fällen wird angenommen, dass es sich um 
Bestandsmeldungen handelt, mit einem durchschnittlichen Zeitaufwand von 8 Minuten pro 
Fall. In Bezug auf die Aufbewahrungspflichten wird ein durchschnittlicher Zeitaufwand von 
18 Minuten pro Fall angenommen. In Bezug auf die abgaberechtliche Gleichstellung der 
Ehrenamtspauschale mit der Übungsleiterpauschale ist der Umfang der Entlastung auch 
nicht näherungsweise quantifizierbar, da belastbare Daten zu Ehrenamtspauschalen, die 
jährlich für künstlerische oder publizistische Leistungen aufgewendet werden, nicht vorlie-
gen. Aufgrund einer vermutlich äußerst geringen Fallzahl ist aber nur von sehr geringfügi-
gen Entlastungen auszugehen. 


Die Änderungen im KSVG führen in Bezug auf die Anhebung der Bagatellgrenze zu einer 
jährlichen Entlastung für die Verwaltung in Höhe von rund 48 000 Euro. Bei der Anpassung 
der Verwaltungspraxis an die neuen Regelungen entsteht ein einmaliger Umstellungsauf-
wand in Höhe von rund 119 000 Euro. In Bezug auf die abgaberechtliche Gleichstellung der 
Ehrenamtspauschale mit der Übungsleiterpauschale ist der Umfang der Entlastung auch 
nicht näherungsweise quantifizierbar, da belastbare Daten zu Ehrenamtspauschalen, die 
jährlich für künstlerische oder publizistische Leistungen aufgewendet werden, nicht vorlie-
gen. Aufgrund einer vermutlich äußerst geringen Fallzahl ist aber nur von sehr geringfügi-
gen Entlastungen auszugehen. 


Aus den Änderungen im KSVG resultieren zudem Einnahmeausfälle der Künstlersozial-
kasse in Höhe von rund 500 000 Euro pro Jahr. Finanzfolgen für den Bundeshaushalt er-
geben sich daraus nicht. 


Zu Nummer 2 (§ 25) 


Mit der Änderung werden neben den in § 3 Nummer 26 EStG genannten steuerfreien Ein-
nahmen („Übungsleiterpauschale“) auch die in § 3 Nummer 26a EStG genannten steuer-
freien Einnahmen („Ehrenamtspauschale“) aus der Bemessungsgrundlage für die Künstler-
sozialabgabe herausgenommen. Nach § 1 Absatz 1 Nummer 16 der Sozialversicherungs-
entgeltverordnung gelten diese steuerfreien Einnahmen nicht als Arbeitsentgelt, mit der 
Folge, dass hierfür keine Sozialversicherungsbeiträge zu entrichten sind. Diese Wertung in 
der allgemeinen Sozialversicherung ist auf die Künstlersozialversicherung übertragbar, da 
die Verwerter künstlerischer Leistungen die mit dem Arbeitgeberanteil vergleichbare Bei-
tragshälfte (gemeinsam mit dem Bund) tragen. Durch die Herausnahme des § 3 Num-
mer 26a EStG aus der Bemessungsgrundlage für die Künstlersozialabgabe wird der be-
sonderen Situation von ehrenamtlich tätigen Personen Rechnung getragen: Organisationen 
und Vereine, die Ehrenamtspauschalen für künstlerische oder publizistische Tätigkeiten 
zahlen, werden künftig von der Abgabepflicht für diese Entgelte sowie von den mit der Ab-
gabepflicht verbundenen Bürokratiekosten entlastet. 
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Zu Nummer 3 (§ 54) 


Die Regelung bewirkt, dass die Anhebung der sogenannten Bagatellgrenze gemäß § 24 
Absatz 2 Satz 1 KSVG bis zum Jahr 2026 in zwei Schritten erfolgt. Für das Kalenderjahr 
2025 wird die Grenze auf 700 Euro festgelegt. 


Zu Artikel 58 (Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch – SGB III) 


Zu Nummer 1 


Die Streichung von Absatz 7 ist eine Folgeanpassung an die Festschreibung der Förders-
ätze durch das Gesetz zur Stärkung der Aus- und Weiterbildungsförderung. Hierdurch ent-
fällt das bisherige Auswahlermessen an der Stelle. Der Wille des Gesetzgebers, kleine und 
mittelständische Unternehmen (KMU) besonders zu fördern, kommt zudem durch die Neu-
ausrichtung der Betriebsgrößen in § 82 Absatz 2 und 3 SGB III zugunsten der KMU durch 
das Gesetz zur Stärkung der Aus- und Weiterbildungsförderung zum Ausdruck (Drucksa-
che 20/7409, Seite 26). 


Zu Nummer 2 


Durch die Änderung wird klargestellt, dass die Pflichten aus Absatz 1 und 2 nicht für Teil-
nehmende an Maßnahmen nach den §§ 82 und 82a SGB III gelten. Darüber hinaus gelten 
die Pflichten nicht für geringqualifizierte Beschäftigte, die an einer nach § 81 Absatz 2 SGB 
III geförderten Weiterbildung teilnehmen, da diese versicherungspflichtig beschäftigt sind. 


Zu Nummer 3 


Die Streichung von § 325 Absatz 6 SGB III erfolgt zur Klarstellung des Verhältnisses zu 
§ 324 Absatz 1 SGB III. Der Antrag auf Qualifizierungsgeld ist nach § 324 Absatz 1 SGB III 
vor Beginn der Weiterbildungsmaßnahme zu stellen. Um eine ausreichende Bearbeitungs-
zeit zu gewährleisten, sollte der Antrag spätestens drei Monate vor Beginn der Maßnahme 
gestellt werden, jedoch ist auch eine Antragstellung einen Tag vor Beginn der Maßnahme 
noch möglich. Der Hinweis auf eine nötige Bearbeitungszeit muss nicht gesetzlich geregelt 
werden. 


Zu Nummer 4 


Im Zusammenhang mit der Neueinführung der Weiterbildungsförderung Beschäftigter (§ 82 
SGB III) mit dem Gesetz zur Stärkung der Chancen für Qualifizierung und für mehr Schutz 
in der Arbeitslosenversicherung (Qualifizierungschancengesetz) sollte die Entwicklung der 
Förderung der beruflichen Weiterbildung einschließlich der Ausgaben im Rahmen eines 
regelmäßigen Berichts der Bundesregierung näher beobachtet werden. Eine entspre-
chende Berichtspflicht wurde in § 447 Absatz 3 SGB III verankert. Ein erster Bericht wurde 
mit Stand 1. Januar 2021 veröffentlicht. Die Bundesagentur für Arbeit bietet jedoch mittler-
weile eine umfangreiche, öffentlich zugängliche statistische Berichterstattung zur Weiterbil-
dungsförderung. Die Entwicklung der Weiterbildungsförderung ist zudem in diversen regel-
mäßigen Berichtsformaten der Bundesregierung aufgenommen (Berufsbildungsbericht, Ar-
muts- und Reichtumsbericht, Jahreswirtschaftsbericht, Transformationsbericht). Das Erfor-
dernis der gesonderten Berichterstattung zur Entwicklung der Förderung der beruflichen 
Weiterbildung ist somit nicht mehr gegeben. Im Wege der Bürokratieentlastung wird § 447 
Absatz 3 SGB III daher gestrichen und das Berichtserfordernis entfällt. 


Die im SGB III vorgesehenen Änderungen führen zu keinem Erfüllungsaufwand für Bürge-
rinnen und Bürger, die Wirtschaft oder die Verwaltung. Die Änderungen in Artikel 58 führen 
ausschließlich zu einer Entlastung der Verwaltung und der betroffenen Bürgerinnen und 
Bürger. Sie erleichtern die Arbeit der Bundesagentur für Arbeit, lösen mögliche Auslegungs-
fragen auf und tragen letztlich zur Entbürokratisierung bei. Die Änderungen zu den 
Nummern 1 bis 3 schaffen mehr Klarheit und vermeiden Nachfragen und 
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Bürokratieaufwand im Bearbeitungsprozess der Bundesagentur für Arbeit. Der Entlastungs-
betrag kann nicht konkret beziffert werden, da es sich um Folgeanpassungen bzw. vorsorg-
liche Klarstellungen handelt. Es liegen keine Daten vor, die beispielsweise eine Aussage 
zum Umfang der durch die Klarstellung vermiedenen Nachfragen ermöglichen würden. Mit 
der in Nummer 4 vorgesehenen Streichung der Berichtspflicht nach § 447 Absatz 3 SGB III 
geht eine Entlastung von geschätzt etwa 2 000 Euro pro Legislaturperiode, also 500 Euro 
pro Jahr, bei der Bundesagentur für Arbeit (das heißt bei der Bundesverwaltung) durch den 
Wegfall von statistischen Sonderauswertungen einher. Die Ersparnis ermittelt sich über ei-
nen geschätzten Zeitaufwand für die statistische Sonderauswertung von 40 Stunden und 
unter Ansatz des Lohnkostensatzes von 47,20 Euro pro Stunde für den gehobenen Dienst 
in der Sozialversicherung gemäß Anhang IX, Tabelle 6 des Leitfadens zur Ermittlung und 
Darstellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung (40 Stun-
den x 47,20 Euro = 1 888 Euro ≈ 2 000 Euro). 


Zu Artikel 61 (Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch) 


Zu Nummer 1 


Zu Buchstabe a 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu Nummer 2 Buchstabe a. 


Zu Nummer 2 (§ 41) 


Zu Buchstabe a 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu Buchstabe c. 


Zu Buchstabe b 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu Buchstabe c. 


Zu Buchstabe c 


Es wird ein neuer Absatz 2 angefügt, der eine Ausnahme vom Schriftformerfordernis des 
§ 14 Absatz 4 Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) regelt, wenn die Befristung eine Ver-
einbarung zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses mit dem Erreichen der Regelalters-
grenze nach den §§ 35 Satz 2, 235 SGB VI zum Gegenstand hat. Für solche Altersgren-
zenvereinbarungen ist nach dem neuen Absatz 2 die Textform gemäß § 126b BGB ausrei-
chend. 


Altersgrenzenvereinbarungen, die die Regelaltersgrenze in Bezug nehmen, sind weit ver-
breitet und finden sich sowohl in Arbeitsverträgen als auch in Tarifverträgen. Sie bestim-
men, dass das Arbeitsverhältnis mit Erreichen der Regelaltersgrenze endet. Die Rechtspre-
chung des Bundesarbeitsgerichts ordnet solche Altersgrenzenvereinbarungen rechtlich als 
Befristungen des Arbeitsvertrages ein (BAG, Urteil vom 14. August 2002 – 7 AZR 469/01, 
Rn. 19). 


Das Schriftformerfordernis für die Befristungsabrede in § 14 Absatz 4 TzBfG dient dazu, 
angesichts der besonderen Bedeutung der Befristung, die automatisch zur Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses führt, größtmögliche Rechtssicherheit zu gewährleisten. Es hat eine 
Warn- und Beweisfunktion. Der Arbeitnehmerin bzw. dem Arbeitnehmer soll deutlich wer-
den, dass das Arbeitsverhältnis keine dauerhafte Existenzgrundlage bietet. Außerdem er-
leichtert das Schriftformerfordernis die Beweisführung. Es soll unnötiger Streit über das 
Vorliegen und den Inhalt einer Befristungsabrede vermieden werden. 


Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts findet § 14 Absatz 4 TzBfG grund-
sätzlich auch dann Anwendung, wenn der Arbeitsvertrag auf den Zeitpunkt des Erreichens 
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der Regelaltersgrenze befristet ist. Das Schriftformerfordernis des § 14 Absatz 4 TzBfG fin-
det danach allerdings dann keine Anwendung, wenn das Arbeitsverhältnis insgesamt einem 
einschlägigen Tarifvertrag unterfällt, der eine Befristung vorsieht (BAG, Urteil vom 25. Ok-
tober 2017 – 7 AZR 632/15, Rn. 58). 


Bei Altersgrenzenvereinbarungen hat die Warnfunktion des Formerfordernisses für die be-
troffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer regelmäßig weniger Bedeutung, denn mit 
Erreichen der Regelaltersgrenze geht eine erhöhte Absicherung durch Rentenleistungen 
einher. Darüber hinaus besteht bei den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern regelmäßig 
die Erwartungshaltung, dass das Arbeitsverhältnis mit Erreichen der Regelaltersgrenze en-
det. 


Die Absenkung des Formerfordernisses bei Altersgrenzenvereinbarungen wird zu keiner 
Reduzierung des Erfüllungsaufwands führen. Aus methodischen Gründen werden entspre-
chende Rechtsänderungen nicht über das Instrument des Erfüllungsaufwands abgebildet. 
Ob es unabhängig davon zu einer Entlastungswirkung bei den Parteien des Arbeitsverhält-
nisses kommt, hängt davon ab, inwieweit von der Möglichkeit der Vereinbarung von Alters-
grenzenvereinbarungen in Textform Gebrauch gemacht wird. 


Zu Artikel 63 (Änderung des Rentenübersichtsgesetzes – RentÜG) 


Zu Nummer 1 (§ 2 Nummer 5) 


Mit der Regelung wird der Begriff der erreichbaren Altersvorsorgeansprüche umfassender 
definiert. Ein erreichbarer Altersvorsorgeanspruch ist nach der bisherigen Regelung ein Al-
tersvorsorgeanspruch bei Beginn des Leistungsbezugs oder Ablauf des Vertrags unter der 
Annahme, dass bis dahin weitere Ansprüche erworben werden. Nach der besonderen Be-
gründung zum RentÜG wird darunter eine Prognose oder Projektion der Leistungen am 
Stichtag der Standmitteilung unter der Annahme verstanden, dass der Vertrag oder das 
Versicherungsverhältnis bis zum geplanten Ablauf oder bis zum Renteneintritt fortgeführt 
wird und wie beabsichtigt oder entsprechend einer Schätzung auf Grundlage vergangener 
Beiträge weiterhin Beiträge eingezahlt oder weitere Ansprüche erworben werden. In der 
Praxis liegen jedoch mitunter Fallgestaltungen vor, in denen eine laufende Beitragszahlung 
von vornherein ausgeschlossen ist oder ein aktives Vertrags- oder Versicherungsverhältnis 
nicht (mehr) besteht. Beispielsweise sehen einige Lebensversicherungen keine laufende 
Beitragszahlung vor, sondern lediglich eine einmalige Einzahlung zu Beginn des Vertrags. 
In der gesetzlichen Rentenversicherung führen etwa versicherungsfreie Beschäftigungen 
zum Beispiel in einem Beamtenverhältnis dazu, dass keine weiteren Beiträge mehr gezahlt 
werden. Gleiches kann auf die betriebliche Altersvorsorge zutreffen, wenn Arbeitnehmerin-
nen oder Arbeitnehmer aus dem Unternehmen ausscheiden.  


Diesen beispielhaft beschriebenen Fällen ist gemein, dass eine laufende Beitragszahlung 
nicht vorgesehen beziehungsweise nicht zu erwarten ist. Damit entstehen keine weiteren 
Ansprüche im Sinne der bestehenden Regelung, so dass diese Altersvorsorgeansprüche 
bisher nicht unter die Definition erreichbarer Altersvorsorgeansprüche in der Digitalen Ren-
tenübersicht fallen. Mit der Ergänzung der Begriffsbestimmung wird geregelt, dass in diesen 
Fällen ein erreichter Altersvorsorgeanspruch dem erreichbaren Altersvorsorgeanspruch 
entspricht. Somit können diese Altersvorsorgeansprüche in der Digitalen Rentenübersicht 
ebenfalls als erreichbare Altersvorsorgeansprüche ausgewiesen werden und es ergibt sich 
so ein vollständiger Überblick über die zum Leistungsbeginn zu erwartenden Altersvorsor-
geansprüche.  


Zu Nummer 2 (§ 3 Absatz 5) 


Mit der Regelung wird die gesetzliche Grundlage für die statistische Erfassung und Aus-
wertung der Nutzung der Digitalen Rentenübersicht geschaffen. Zu den Daten der Nutzung 
gehören insbesondere die Zahl der registrierten Nutzenden, die Zahl der Abfragen von 
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Nutzenden nach § 4 Absatz 1 Satz 1 RentÜG und die Zahl der Anfragen bei den Vorsorge-
einrichtungen nach § 4 Absatz 2 Satz 1 RentÜG.  


Zu Nummer 3 (§ 8) 


Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 2 – neu –) 


Die Ergänzung regelt, dass die Digitale Rentenübersicht eine originäre Aufgabe der Deut-
schen Rentenversicherung Bund und Bestandteil ihres Informationsangebots ist. 


Zu Buchstabe b (Absatz 2) 


Die Digitale Rentenübersicht befindet sich seit Anfang des Jahres 2024 im Regelbetrieb. 
Die erste Betriebsphase, die die Entwicklung, Einführung und Evaluierung der Digitalen 
Rentenübersicht durch die Zentrale Stelle für die Digitale Rentenübersicht umfasste, wurde 
zum Ende des Jahres 2023 abgeschlossen. Die Aufgaben der Zentralen Stelle für die Digi-
tale Rentenübersicht sind nunmehr organisatorisch in die bestehenden Strukturen bei der 
Deutschen Rentenversicherung Bund eingegliedert.  


Der Bund hat die erste Betriebsphase der Digitalen Rentenübersicht in den Jahren 2021 
bis 2023 mit insgesamt 19,8 Millionen Euro finanziert.  


Vor dem Hintergrund des Übergangs in den Regelbetrieb wird die bisherige Erstattung der 
Verwaltungsaufwendungen für die Digitale Rentenübersicht ab dem Jahr 2024 durch eine 
Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der Digitalen Rentenübersicht abgelöst.  


Der Deutschen Rentenversicherung Bund werden hierfür Mittel in Höhe von bis zu 6,8 Mil-
lionen Euro im Jahr 2024, in Höhe von bis zu 7,3 Millionen Euro im Jahr 2025, in Höhe von 
bis zu 7,9 Millionen Euro im Jahr 2026 und ab dem Jahr 2027 in Höhe von bis zu 8,6 Milli-
onen Euro jährlich vom Bund zur Verfügung gestellt. Die Bundesmittel übersteigen dabei 
nicht die tatsächlich entstandenen Verwaltungsaufwendungen der Deutschen Rentenversi-
cherung Bund für die Aufgaben nach diesem Gesetz. Der Bund kommt damit seiner Ver-
antwortung an der Finanzierung der Digitalen Rentenübersicht wie vorgesehen nach und 
unterstreicht die große Bedeutung dieses digitalen Angebots. Gleichzeitig erhält die Deut-
sche Rentenversicherung Bund die Möglichkeit, die Digitale Rentenübersicht flexibel nut-
zendenzentriert weiterzuentwickeln und auszubauen, und kann hierbei passgenau gegebe-
nenfalls eigene Mittel einsetzen. 


Für eine souveräne Altersvorsorgeplanung sind individuelle Informationen über die voraus-
sichtliche Höhe der Alterseinkünfte unerlässlich. Mit der Digitalen Rentenübersicht besteht 
für Bürgerinnen und Bürger ein einfacher und kostenfreier Zugang zu diesen Informationen 
– per Mausklick alles auf einen Blick, übersichtlich und verständlich zusammengestellt.  


Die Änderungen im RentÜG (Artikel 63 Nummer 3 Buchstabe b) führen zu einer jährlichen 
Verringerung des Erfüllungsaufwands der Verwaltung in Höhe von etwa 40 000 Euro, die 
sich zu 13 000 Euro auf das Bundesministerium für Arbeit und Soziales und zu 27 000 Euro 
auf die Deutsche Rentenversicherung Bund verteilen. Die Entlastung resultiert aus der Um-
stellung der Finanzierung der Digitalen Rentenübersicht. Die bisherige Regelung sieht eine 
Spitzabrechnung der Verwaltungskosten vor. Durch die Umstellung auf eine Beteiligung 
des Bundes entfällt der Aufwand auf Seiten der Deutschen Rentenversicherung Bund und 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales für die Erstellung und Prüfung von Prog-
nosen, Wirtschaftsplänen und Abrechnungen. 


Zu Nummer 4 (§ 13 Absatz 1 Nummer 3) 


Mit der Regelung wird das Bundesministerium für Arbeit und Soziales ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen, eine Verordnung zur statistischen 
Erfassung und Auswertung von Daten nach § 3 Absatz 5 RentÜG zu erlassen. 
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Zu Artikel 64 Nummer 1 (Änderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch – 
SGB VII) 


Der statistische Bericht über den Stand von Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit und 
über das Unfall- und Berufskrankheitengeschehen ist ein wichtiges Instrument, um etwa die 
Entwicklung der Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten oder krankheitsbedingte Arbeitsunfähig-
keit abzubilden. Die eingehenden Statistiken dazu werden unter anderem auch für regel-
mäßige Berichtspflichten gegenüber Eurostat und ILO benötigt.  


Diese reinen Berichtspflichten erfordern jedoch keinen umfassenden schriftlichen Bericht 
der Bundesregierung an den Bundestag, sondern können durch eine jährliche Veröffentli-
chung einer statistischen Übersicht durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
Genüge getan werden. Diese Veröffentlichung kann technikoffen beispielsweise auch digi-
tal erfolgen. Die Auswertung und Zusammenstellung der Statistiken soll weiterhin durch die 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin erfolgen.  


Zur Darstellung größerer Veränderungen, den geleisteten Kosten und Maßnahmen sowie 
zur ausführlicheren fachlichen und politischen Einbettung ist es ausreichend, dem Bundes-
tag alle vier Jahre einen umfassenden Bericht vorzulegen. Der erste Bericht in vierjährigem 
Turnus soll 2026 vorgelegt werden.  


Unfallversicherungsträger und landesunmittelbare Versicherungsträger haben weiterhin 
jährlich Bericht zu erstatten, um die internationalen Berichtspflichten zu erfüllen.  


Es ergibt sich eine Verringerung des Erfüllungsaufwands für den Bund, da der Bericht über 
den Stand von Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit und über das Unfall- und Berufs-
krankheitengeschehen in der Bundesrepublik Deutschland statt jährlich alle vier Jahre res-
sortabgestimmt und dem Kabinett vorgelegt werden muss. Die wesentlichen Statistiken und 
Daten sind weiterhin zu erstellen, um internationalen Berichtspflichten zu genügen. Auszu-
gehen ist von einer Reduktion des Arbeitsaufwands um einen Personenmonat im gehobe-
nen Dienst in den Jahren, in denen kein ressortabgestimmter Bericht vorgelegt wird. Die 
Lohnkostentabelle Verwaltung des Statistischen Bundesamts weist die jährlichen Lohnkos-
ten für den gehobenen Dienst (Bund) mit 74 400 Euro aus. Hier ist also von einer Reduktion 
des Erfüllungsaufwands um 6 200 Euro (74 400/12) in drei von vier Jahren auszugehen, 
durchschnittlich also 4 650 Euro pro Jahr. 


Zu Artikel 67 Nummer 2 (Änderung des Familienpflegezeitgesetzes – FPfZG) 


Mit der Änderung wird klargestellt, dass die Beantragung der Prüfung eines besonderen 
Härtefalls (§ 7 FPfZG) entweder schriftlich oder auch elektronisch, zum Beispiel per E-Mail 
erfolgen kann. Dies stellt eine Vereinfachung der Kommunikation für die Darlehensnehme-
rinnen und Darlehensnehmer dar. 


Zu Artikel 71 (Inkrafttreten) 


Zu Absatz 2 


Die Regelungen des Artikel 63 Nummer 3 treten rückwirkend zum 1. Januar 2024 in Kraft, 
da diese Vorschriften mit Beginn des Regelbetriebs wirksam werden sollen. 


Zu Absatz 3 


Ein Inkrafttreten der Änderung der Anlage 1 zum UVPG am Tag nach der Verkündung ist 
erforderlich, um einen schnellstmöglichen Gleichlauf mit den flankierenden Verfahrenser-
leichterungen für Elektrolyseure in der 4. BImSchV-Novelle zu gewährleisten. 
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Ein Inkrafttreten der weiteren Änderungen im EStG am Tag nach der Verkündung ist erfor-
derlich, damit die Entlastungwirkung schon für Kapitalerträge im Veranlagungszeitraum ein-
treten kann. 


Auch die Änderung in § 16 BBergG soll schnellstmöglich umgesetzt werden, damit eine 
zeitnahe Nutzung des online Portals „Bergpass“ rechtlich möglich ist. 


Zu Absatz 4 


Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der aktienrechtlichen Neuregelungen zu vergütungs-
bezogenen Unterlagen zu Beginn des Kalendermonats nach der Verkündung. 


Zu Absatz 8 


Um die Gesetzesänderung von § 14 Absatz 1 GewO in den IT-Fachverfahren der zustän-
digen Behörden technisch umsetzen zu können, muss der der Datenübermittlung zu 
Grunde liegende IT-Standard XGewerbeordnung angepasst werden. Die Produktivsetzung 
der Version 1.5 des IT-Standards XGewerbeordnung, mit der die Gesetzesänderung um-
gesetzt werden soll, erfolgt am 1. November 2025, so dass die Gesetzesänderung zu die-
sem Stichtag in Kraft treten muss.  


Zu Absatz 9 


Der erste Bericht in vierjährigem Turnus soll 2026 vorgelegt werden, so dass jeweils zu 
Beginn der Legislaturperioden Maßnahmen auf Basis des aktuellen Stands von Sicherheit 
und Gesundheit bei der Arbeit abgeleitet werden können. Inkrafttreten der Regelung ist 
daher für den 1. Januar 2026 vorgesehen.  







 - 117 -  


Dokumentenname: FH ÄA zu: 4. GE Bürokratieentlastung 
Ersteller:  Bundesministerium der Justiz 
Stand:  14.06.2024 19:00 








 


Postanschrift Berlin: Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin 


www.bundesfinanzministerium.de 
 


     


 


     
     


  
POSTANSCHRIFT  Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin    


  Nur per E-Mail HAUSANSCHRIFT   


   TEL   
Oberste Finanzbehörden   FAX   
der Länder   E-MAIL   
   DATUM  18. Juni 2024 
nachrichtlich:            Bundeszentralamt für Steuern 
 
Bundesfinanzakademie im 
Bundesministerium der Finanzen 
 
 


   
 


   
BETREFF  Weitere Verlängerung der Fristen zur Abgabe der Feststellungserklärungen  


und Anzeigen nach § 18 Außensteuergesetz (AStG) für das Feststellungsjahr 2022,  
dem ein Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft zugrunde liegt, das nach dem 
31. Dezember 2021 beginnt 


   
   BEZUG  BMF-Schreiben vom 11. September 2023 


- IV B 5 - S 1365/21/10001 :003 (2023/0869888) - 
   GZ  IV B 5 - S 1365/21/10001 :003 


DOK  2024/0499711 
  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


 


Nach Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt Folgendes: 
 
Dieses BMF-Schreiben ergänzt die BMF-Schreiben vom 11. September 2023, BStBl I 
S. 1581, und vom 23. Juni 2022, BStBl I S. 938. 
 
In Anbetracht der umfassenden Änderungen der Regelungen zur Hinzurechnungsbesteuerung 
nach den §§ 7 ff. AStG durch das Gesetz zur Umsetzung der Anti-Steuervermeidungs-
richtlinie (ATAD-Umsetzungsgesetz), die für Wirtschaftsjahre der Zwischengesellschaft 
anzuwenden sind, die nach dem 31. Dezember 2021 beginnen, und der infolgedessen 
erfolgten Neufassung der amtlichen Vordrucke zur Anwendung der Hinzurechnungs-
besteuerung werden die Fristen für die Abgabe der Erklärungen zur gesonderten und ggf. 
einheitlichen Feststellung nach § 18 Absatz 1 bis 3 AStG und für die Abgabe der Anzeigen 







 
Seite 2  nach § 18 Absatz 3 Satz 2 AStG, in denen nach § 8 Absatz 2 AStG geltend gemacht wird, 


dass eine Hinzurechnung unterbleibt, für das Feststellungsjahr 2022, d. h. für Wirtschaftsjahre 
der Zwischengesellschaft, die nach dem 31. Dezember 2021 beginnen, nach § 109 Abgaben-
ordnung (AO) allgemein wie folgt verlängert: 
 
Feststellungserklärungen und Anzeigen nach § 18 Absatz 3 AStG, die sich auf das 
Feststellungsjahr 2022 beziehen und Wirtschaftsjahre der Zwischengesellschaft betreffen, die 
nach dem 31. Dezember 2021 beginnen, und nicht von einer Person, einer Gesellschaft, einem 
Verband, einer Vereinigung, einer Behörde oder einer Körperschaft im Sinne der §§ 3 und 4 
des Steuerberatungsgesetzes (StBerG) erstellt werden (nicht beratene Fälle), sind nach § 149 
Absatz 2 Satz 1 i. V. m. § 109 Absatz 1 AO spätestens bis zum 31. Oktober 2024 abzugeben.  
 
Sofern Personen, Gesellschaften, Verbände, Vereinigungen, Behörden oder Körperschaften 
im Sinne der §§ 3 und 4 StBerG mit der Erstellung der in § 149 Absatz 3 AO genannten 
Erklärungen beauftragt sind (beratene Fälle), sind diese Feststellungserklärungen 
– vorbehaltlich einer Vorabanforderung nach § 149 Absatz 4 AO – und Anzeigen nach § 18 
Absatz 3 AStG spätestens bis zum 31. Oktober 2024 abzugeben (vgl. § 149 Absatz 3 i. V. m. 
§ 109 Absatz 2 AO i. V. m. Artikel 97 § 36 Absatz 3 Nummer 1 EGAO), da allgemein davon 
ausgegangen wird, dass Steuerpflichtige bis zum vorgenannten Termin ohne Verschulden 
verhindert sind oder waren, die Erklärungsfrist einzuhalten.  
 
Die Fristverlängerungen sind von Amts wegen zu beachten. Eines gesonderten Antrags auf 
Fristverlängerung bedarf es insoweit nicht. 
 
Die Feststellungserklärungen und Anzeigen für die Feststellungsjahre ab 2022, die 
Wirtschaftsjahre der Zwischengesellschaft betreffen, die nach dem 31. Dezember 2021 
beginnen, sind nach § 18 Absatz 3 AStG unter Verwendung der an die geänderte Rechtslage 
angepassten Vordrucke abzugeben. Diese werden in Kürze mit gesondertem BMF-Schreiben 
veröffentlicht. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht und auf den Internetseiten 
des BMF zur Ansicht und zum Herunterladen bereitgestellt. 
 
Im Auftrag 
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POSTANSCHRIFT Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin 


Nur per E-Mail 


Oberste Finanzbehörden 
der Länder 


nachrichtlich: 


Bundeszentralamt für Steuern 


Bundesfinanzakademie im 
Bundesministerium der Finanzen 


HAUSANSCHRIFT Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 


TEL +49 (0) 30 18 682-0 


E-MAIL poststelle@bmf.bund.de 


DATUM 19. Juni 2024 


BETREFF   Gesetz über die   Meldepflicht und den automatischen Austausch von Informationen 
meldender   Plattformbetreiber   in Steuersachen (Plattformen-Steuertransparenzgesetz – 
PStTG);   
Anwendung des § 6 Absatz 3 PStTG    


GZ IV D 3 - S 1316/21/10019 :025 
DOK 2024/0384042 


(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


Gemäß § 6 Absatz 3 PStTG ist ein staatlicher Rechtsträger u. a. eine Einrichtung, die sich 


unter der Kontrolle eines Staates oder einer oder mehrerer Gebietskörperschaften befindet. 


Eine Kontrolle im Sinne dieser Vorschrift wird ausschließlich durch Eigentum vermittelt. 


Daraus folgt, dass eine Einrichtung generell nicht als staatlicher Rechtsträger in Betracht 


kommt, wenn die Einrichtung im Miteigentum zumindest einer Person steht, bei der es sich 


nicht um einen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einen anderen Staat, einschließlich 


ihrer jeweiligen Gebietskörperschaften, handelt. 


Unter die Begriffsbestimmung des § 6 Absatz 3 PStTG fällt hiernach jeder staatlich 


beherrschte Rechtsträger (vgl. Begriffsbestimmung zu Rechtsträger in § 6 Absatz 1 PStTG), 


der formal vom Staat oder seinen Gebietskörperschaften getrennt ist, sofern die folgenden 


Voraussetzungen erfüllt sind: 


www.bundesfinanzministerium.de 



http:www.bundesfinanzministerium.de

mailto:poststelle@bmf.bund.de





         
    


 


    
   


        


  


   


          
    


 


      
    


 


          
 


  


    


Seite 2 1. Der Rechtsträger befindet sich unmittelbar oder über einen oder mehrere andere staatliche 
Rechtsträger im Alleineigentum und unter der Beherrschung eines oder mehrerer 
staatlicher Rechtsträger. 


2. Die Nettoeinkünfte des Rechtsträgers fließen ausschließlich dem Rechtsträger oder einem 
anderen staatlichen Rechtsträger oder mehreren anderen staatlichen Rechtsträgern zu, ohne 
dass ein Teil der Einkünfte einer Privatperson zugutekommt. 


3. Die Vermögenswerte des Rechtsträgers fallen bei seiner Auflösung einem oder mehreren 
staatlichen Rechtsträgern zu. 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 












Urteil vom 12. März 2024, IX R 35/21
Anwendung der DSGVO im Bereich der Steuerverwaltung; Voraussetzungen und Reichweite des Auskunftsanspruchs nach
Art. 15 DSGVO


ECLI:DE:BFH:2024:U.120324.IXR35.21.0


BFH IX. Senat


EUV 2016/679 Art 15 Abs 1, EUV 2016/679 Art 15 Abs 3 S 1, EUV 2016/679 Art 12 Abs 5 S 2, EUV 2016/679 Art 2 Abs 2
Buchst a, AEUV Art 267 Abs 3, AO § 32i, FGO § 40 Abs 1 Alt 2, FGO § 40 Abs 1 Alt 3


vorgehend Finanzgericht Berlin-Brandenburg , 27. Oktober 2021, Az: 16 K 5148/20


Leitsätze


1. Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Finanzverwaltung unterfällt dem Anwendungsbereich der
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO). Auf eine Differenzierung nach der Art der Aktenführung, der Art der Dokumente
oder der Form der Bearbeitung kommt es nicht an.


2. Art. 2 Abs. 2 Buchst. a DSGVO beschränkt die Anwendung der Datenschutz-Grundverordnung nicht auf den Bereich der
harmonisierten Steuern.


3. Art. 15 Abs. 3 Satz 1 DSGVO gewährt keinen gegenüber Art. 15 Abs. 1 DSGVO eigenständigen Anspruch gegenüber
dem Verantwortlichen auf Zurverfügungstellung von Dokumenten mit personenbezogenen Daten.


4. Nur wenn eine Kopie von Dokumenten unerlässlich ist, um der betroffenen Person die wirksame Ausübung der ihr
durch die Datenschutz-Grundverordnung verliehenen Rechte zu ermöglichen, besteht nach Art. 15 Abs. 3 Satz 1 DSGVO
ein Anspruch darauf, eine Kopie von Auszügen aus Dokumenten oder gar von ganzen Dokumenten oder auch von
Auszügen aus Datenbanken, die unter anderem diese Daten enthalten, zur Verfügung gestellt zu bekommen.


5. Ein Ausschluss des Auskunftsrechts nach Art. 12 Abs. 5 Satz 2 DSGVO kommt nur in Betracht, wenn sich der
Verantwortliche hierauf beruft und darlegt, dass ein offenkundig unbegründeter oder exzessiver Antrag vorliegt.


Tenor


Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg vom 27.10.2021 - 16 K 5148/20
aufgehoben.


Die Sache wird an das Finanzgericht Berlin-Brandenburg zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung
zurückverwiesen.


Diesem wird die Entscheidung über die Kosten des Verfahrens übertragen.


Tatbestand


I.


 


Streitig ist, inwiefern aus Art. 15 Abs. 3 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) ein Anspruch auf
Zurverfügungstellung von (elektronischen) Kopien von Steuerakten mit personenbezogenen Daten besteht.


1


Mit E-Mail vom 14.10.2020 beantragte der Kläger und Revisionskläger (Kläger) im Zusammenhang mit dem beim
Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) unter dem Aktenzeichen 5 K 5093/20 geführten ‑‑inzwischen rechtskräftig
abgeschlossenen‑‑ Klageverfahren wegen der Festsetzung der Gewerbesteuermessbeträge 2013 bis 2015
gegenüber dem Beklagten und Revisionsbeklagten (Finanzamt ‑‑FA‑‑) unter Berufung auf Art. 15 Abs. 3 DSGVO die
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Entscheidungsgründe


II.


III.


elektronische Zurverfügungstellung der folgenden Verwaltungsvorgänge: Verwaltungsakten, Betriebsprüfungsakten,
Rechtsbehelfsakten, etwaige Handakten, hilfsweise die Überlassung von Kopien personenbezogener Daten, die
Gegenstand der Verarbeitung der Gewerbesteuermessbescheide 2013 bis 2015 sind. Das FA lehnte dieses Begehren
mit Schreiben vom 21.10.2020 ab. Die hiergegen erhobene Klage blieb aus den in Entscheidungen der
Finanzgerichte 2022, 586 abgedruckten Gründen ohne Erfolg.


Hiergegen wendet sich der Kläger mit seiner Revision, mit der er insbesondere die Verletzung materiellen Rechts
rügt. Aus Art. 15 Abs. 3 DSGVO erwachse ein gegenüber dem Auskunftsrecht nach Art. 15 Abs. 1 DSGVO
eigenständiger Anspruch auf Zurverfügungstellung von Kopien der Verwaltungsakten des FA, soweit darin
personenbezogene Daten enthalten seien. Auch sei das Begehren auf Zurverfügungstellung der Kopien nicht
exzessiv. Wegen der elektronischen Beantragung seien die Kopien in einem gängigen elektronischen Format zu
übermitteln.


3


Der Kläger beantragt,
das Urteil des FG Berlin-Brandenburg vom 27.10.2021 - 16 K 5148/20 aufzuheben und das FA zu verurteilen,
elektronische Kopien der Verwaltungsvorgänge zu den Gewerbesteuermessbeträgen 2013 bis 2015
(Verwaltungsakten, Betriebsprüfungsakten, Rechtsbehelfsakten als auch etwaige Handakten, alle inklusive
sämtlicher Gesprächsnotizen und Telefonvermerke über die Person des Klägers), hilfsweise als unentgeltliche
physische Kopie, zur Verfügung zu stellen.


4


Das FA beantragt,
die Revision zurückzuweisen.


5


Infolge der Beendigung des Verfahrens wegen der Festsetzung der Gewerbesteuermessbeträge 2013 bis 2015 sei
das Rechtsschutzbedürfnis in Hinblick auf den Erhalt der begehrten Auskunft entfallen. Dem Auskunftsbegehren
stehe außerdem entgegen, dass dessen Erfüllung mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden sei.
Jedenfalls könne anstatt Kopien zur Verfügung zu stellen, Akteneinsicht gewährt werden, um das
Auskunftsbegehren zu erfüllen.


6


Das FA hat dem Kläger die elektronische Übersendung einer Aufstellung mit seinen personenbezogenen Daten
angeboten. Auf dieses Angebot ist der Kläger nicht eingegangen.


7


Die Revision ist zulässig.8


Anders als das FA meint, ist für das Begehren des Klägers auf Auskunftserteilung nach Art. 15 DSGVO wegen der
Beendigung des unter dem Aktenzeichen 5 K 5093/20 geführten Klageverfahrens betreffend die Festsetzung der
Gewerbesteuermessbeträge 2013 bis 2015 nicht das Rechtsschutzbedürfnis entfallen. Der Auskunftsanspruch nach
Art. 15 DSGVO ist eigenständig und nicht von einem anderweitigen Verwaltungs- oder Rechtsbehelfsverfahren
abhängig. Nach Erwägungsgrund 63 Satz 1 DSGVO ist Zweck des Auskunftsanspruchs, dass sich die betroffene
Person der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten bewusst sei und die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung
ihrer personenbezogenen Daten überprüfen kann.


9


Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung der Vorentscheidung und zur Zurückverweisung der Sache zur
anderweitigen Verhandlung und Entscheidung (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 der Finanzgerichtsordnung ‑‑FGO‑‑).


10


Zwar hat das FG die Zulässigkeit der Klage im Ergebnis zu Recht bejaht (dazu unter 1.). Zudem ist dem FG
zuzustimmen, dass die Datenschutz-Grundverordnung auch im Bereich der direkten Steuern zur Anwendung kommt
(dazu unter 2.). Das FG hat jedoch Art. 15 Abs. 3 DSGVO (dazu unter 3.) sowie Art. 12 Abs. 5 Satz 2 und Satz 3 DSGVO
(dazu unter 4.) rechtsfehlerhaft angewendet. Aufgrund der vorgenannten Rechtsfehler ist das Urteil aufzuheben. Die
angefochtene Entscheidung erweist sich auch nicht aus anderen Gründen als rechtmäßig (dazu unter 5.). Die Sache
ist nicht spruchreif, da das FG nicht sämtliche für eine abschließende Prüfung erforderlichen Feststellungen
getroffen hat (dazu unter 6.).


11
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1. Die Klage ist zulässig. Ob die Klage auf Zurverfügungstellung von Kopien personenbezogener Daten nach Art. 15
Abs. 3 DSGVO als Verpflichtungsklage nach § 40 Abs. 1 Variante 2 FGO, als allgemeine Leistungsklage nach § 40
Abs. 1 Variante 3 FGO oder als allgemeine Leistungsklage kombiniert mit einer Anfechtungs- beziehungsweise
Verpflichtungsklage gegen die Ablehnung des Begehrens durch das FA statthaft ist, kann im vorliegenden Verfahren
dahinstehen (für Verpflichtungsklage: Urteil des Bundesverwaltungsgerichts ‑‑BVerwG‑‑ vom 30.11.2022 -
6 C 10.21, BVerwGE 177, 211, Rz 14; vgl. zur Geltendmachung eines Auskunftsanspruchs nach Art. 15 Abs. 1 DSGVO
BVerwG-Urteil vom 16.09.2020 - 6 C 10.19, Rz 12; Krumm in Tipke/Kruse, § 40 FGO Rz 23; zur Ablehnung des
Antrags auf Erörterung des Sach- und Rechtsstands gemäß § 364a der Abgabenordnung ‑‑AO‑‑ Urteil des
Bundesfinanzhofs ‑‑BFH‑‑ vom 11.04.2012 - I R 63/11, BFHE 237, 29, BStBl II 2012, 539, Rz 13 mit Verweis auf
BFH-Urteil vom 16.12.1987 - I R 66/84, BFH/NV 1988, 319, unter 3.a zur Ablehnung eines Antrags auf Überlassung
von Fotokopien der schriftlichen Erklärungen von Zeugen; für allgemeine Leistungsklage vgl. BFH-Urteil vom
05.10.2006 - VII R 24/03, BFHE 215, 32, BStBl II 2007, 243, unter II.1.; BVerwG-Urteil vom 20.08.2003 - 8 C 13.02,
m.w.N.; zur Kombination von allgemeiner Leistungsklage und Anfechtungs- beziehungsweise Verpflichtungsklage
vgl. von Beckerath in Gosch, FGO § 40 Rz 123; Braun in Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 40 FGO Rz 134; Gräber/Teller,
Finanzgerichtsordnung, 9. Aufl., § 40 Rz 34). Denn die jeweiligen Zulässigkeitsvoraussetzungen der
unterschiedlichen Klagearten liegen vor. Insbesondere ist ein nach § 44 FGO für die Verpflichtungsklage
vorausgesetztes Vorverfahren nach § 32i Abs. 9 Satz 1 AO entbehrlich. Zudem hat der Kläger auch bereits vor
Erhebung der Klage sein Begehren auf Zurverfügungstellung von Kopien personenbezogener Daten an das FA
gerichtet, welches dieses abgelehnt hat, sodass auch das für eine allgemeine Leistungsklage erforderliche
allgemeine Rechtsschutzbedürfnis vorliegt.


12


2. Die Verarbeitung personenbezogener Daten natürlicher Personen (als betroffene Person im Sinne von Art. 4 Nr. 1
DSGVO) durch das FA (als Verantwortlicher im Sinne von Art. 4 Nr. 7 Halbsatz 1 DSGVO) im Rahmen eines
Besteuerungsverfahrens unterliegt unabhängig von der Steuerart den Vorgaben der Datenschutz-Grundverordnung.


13


a) Als Verordnung der Europäischen Union (EU) ist die Datenschutz-Grundverordnung nach Art. 288 Abs. 2 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar
in jedem Mitgliedstaat.


14


b) Sachlich gilt die Datenschutz-Grundverordnung nach Art. 2 Abs. 1 DSGVO für die ganz oder teilweise
automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten sowie für die nichtautomatisierte Verarbeitung
personenbezogener Daten, die in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert werden sollen.


15


aa) Die zu den Steuerpflichtigen von der Finanzverwaltung verarbeiteten Daten enthalten auch personenbezogene
Daten im Sinne von Art. 4 Nr. 1 DSGVO. Denn die von der Finanzverwaltung verarbeiteten Daten enthalten
Informationen, die sich auf eine jedenfalls identifizierbare natürliche Person beziehen. Dies gilt insbesondere, wenn
es sich ‑‑wie vorliegend‑‑ um die Steuerakten einer natürlichen Person handelt.


16


bb) Der Anwendung der Datenschutz-Grundverordnung steht nicht entgegen, dass personenbezogene Daten in
Akten enthalten sind, die von der Finanzverwaltung (noch) in Papierform geführt werden.


17


Eine teilweise automatisierte Verarbeitung liegt vor, wenn die personenbezogenen Daten teilweise manuell und
teilweise automatisiert verarbeitet werden. Der Schutz der personenbezogenen Daten soll nach Erwägungsgrund 15
Satz 1 DSGVO technologieneutral erfolgen. Insbesondere soll der Schutz nach Erwägungsgrund 15 Satz 2 DSGVO
auch für die manuelle Verarbeitung personenbezogener Daten gelten. Dem entsprechend hat der Gerichtshof der
Europäischen Union (EuGH) zur Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24.10.1995
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 281 vom 23.11.1995, S. 31 ‑‑Datenschutz-Richtlinie oder
Datenschutz-RL‑‑) entschieden, dass diese genauso für die automatisierte wie für die manuelle Verarbeitung
personenbezogener Daten gilt, damit der Schutz, den sie den von der Datenverarbeitung betroffenen Personen
verleiht, nicht von den verwendeten Techniken abhängt und keine Risiken der Umgehung dieses Schutzes
entstehen (EuGH-Urteil Jehovan todistajat vom 10.07.2018 - C-25/17, EU:C:2018:551, Rz 53). Zwar wurde die
Datenschutz-Richtlinie durch die Datenschutz-Grundverordnung abgelöst. Da Art. 2 Abs. 1 DSGVO jedoch Art. 3
Abs. 1 Datenschutz-RL bis auf den Bezug auf die Datenschutz-Grundverordnung beziehungsweise auf die
Datenschutz-Richtlinie wortgleich entspricht, gelten die vom EuGH bereits aufgestellten Rechtsgrundsätze fort (vgl.
EuGH-Urteil Latvijas Republikas Saeima (Points de pénalité) vom 22.06.2021 - C-439/19, EU:C:2021:504, Rz 64 ff.).
Lediglich bei einer rein manuellen Datenverarbeitung ist es für die Eröffnung des Schutzbereichs der Datenschutz-


18


Seite 3 von 9







Grundverordnung nach Art. 2 Abs. 1 DSGVO erforderlich, dass die personenbezogenen Daten in einem Dateisystem
gespeichert sind oder gespeichert werden sollen.


Unter einem Dateisystem ist nach Art. 4 Nr. 6 DSGVO jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten zu
verstehen, die nach bestimmten Kriterien zugänglich sind, unabhängig davon, ob diese Sammlung zentral,
dezentral oder nach funktionalen oder geografischen Gesichtspunkten geordnet geführt wird. Zwar ist nicht näher
konkretisiert, nach welchen Kriterien die Datei strukturiert sein muss. Nach der zu Art. 3 Abs. 1 Datenschutz-RL
ergangenen und auf die hier streitige Rechtslage übertragbaren Rechtsprechung ist damit jedoch nur gemeint, dass
die Daten über eine bestimmte Person leicht wiederauffindbar sein müssen (EuGH-Urteil Jehovan todistajat vom
10.07.2018 - C-25/17, EU:C:2018:551, Rz 57). Lediglich Akten oder Aktensammlungen sowie ihre Deckblätter, die
nicht nach bestimmten Kriterien geordnet sind, fallen nach Erwägungsgrund 15 Satz 3 DSGVO nicht in den
Anwendungsbereich der Datenschutz-Grundverordnung.


19


Ungeachtet dessen, ob die Papierakten diesen Anforderungen aufgrund der jeweiligen verwaltungsinternen
Vorgaben zur Aktenführung genügen, dienen die in den Papierakten enthaltenen personenbezogenen Daten der
Durchführung des Besteuerungsverfahrens. Dieses erfolgte in den Jahren 2013 bis 2015 teilweise digitalisiert.
Mithin erfolgt die Datenverarbeitung zumindest teilautomatisiert. Die Verarbeitung personenbezogener Daten
durch die Finanzverwaltung unterfällt damit dem Anwendungsbereich der Datenschutz-Grundverordnung. Auf eine
Differenzierung nach der Art der Aktenführung (Papier, elektronisch, hybrid), der Art der Dokumente (interne
Vermerke, Gutachten, interne E-Mails et cetera) oder der Form der Bearbeitung durch den zuständigen
Sachbearbeiter (anhand von Ausdrucken oder digital) kommt es nicht an.
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c) Der Anwendungsbereich der Datenschutz-Grundverordnung ist auch nicht nach Art. 2 Abs. 2 Buchst. a DSGVO auf
den Bereich der harmonisierten Steuern beschränkt.


21


aa) Die Ausnahmen vom sachlichen Anwendungsbereich der Datenschutz-Grundverordnung sind in Art. 2 Abs. 2 und
Abs. 3 DSGVO erschöpfend festgelegt (vgl. EuGH-Urteil Koalitsia "Demokratichna Bulgaria - Obedinenie" vom
20.10.2022 - C-306/21, EU:C:2022:813, Rz 33). Nach Erwägungsgrund 2 Satz 1 DSGVO sollen die Grundsätze und
Vorschriften zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gewährleisten,
dass sowohl ihre Grundrechte und Grundfreiheiten als auch insbesondere ihr Recht auf Schutz personenbezogener
Daten ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit oder ihres Aufenthaltsorts gewahrt bleiben. Die Datenschutz-
Grundverordnung soll in Anbetracht dessen nach ihrem Erwägungsgrund 2 Satz 2 DSGVO zur Vollendung eines
Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und einer Wirtschaftsunion, zum wirtschaftlichen und sozialen
Fortschritt, zur Stärkung und zum Zusammenwachsen der Volkswirtschaften innerhalb des Binnenmarkts sowie zum
Wohlergehen natürlicher Personen beitragen. Vor diesem Hintergrund sind die Ausnahmen vom
Anwendungsbereich der Datenschutz-Grundverordnung nach Art. 2 Abs. 2 Buchst. a DSGVO, wie die anderen in Art. 2
Abs. 2 vorgesehenen Ausnahmen, eng auszulegen (so im Ergebnis auch EuGH-Urteile Kommission/Polen
(Indépendance et vie privée des juges) vom 05.06.2023 - C-204/21, EU:C:2023:442, Rz 316; Koalitsia
"Demokratichna Bulgaria - Obedinenie" vom 20.10.2022 - C-306/21, EU:C:2022:813, Rz 35 sowie Latvijas Republikas
Saeima (Points de pénalité) vom 22.06.2021 - C-439/19, EU:C:2021:504, Rz 62, m.w.N.).


22


Gemäß Art. 2 Abs. 2 Buchst. a DSGVO findet die Datenschutz-Grundverordnung keine Anwendung auf die
Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen einer Tätigkeit, die nicht in den Anwendungsbereich des
Unionsrechts fällt. Dies bringt auch Erwägungsgrund 16 Satz 1 DSGVO so zum Ausdruck. Tätigkeiten, die nicht in
den Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen, sind nach der Rechtsprechung des EuGH etwa die nationale
Sicherheit betreffende Tätigkeiten sowie Tätigkeiten im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik
der Union (vgl. EuGH-Urteile Koalitsia "Demokratichna Bulgaria - Obedinenie" vom 20.10.2022 - C-306/21,
EU:C:2022:813, Rz 36; sowie Latvijas Republikas Saeima (Points de pénalité) vom 22.06.2021 - C-439/19,
EU:C:2021:504, Rz 63). Daraus folgt, dass Art. 2 Abs. 2 Buchst. a DSGVO im Licht von Erwägungsgrund 16 DSGVO so
zu verstehen ist, dass damit vom Anwendungsbereich dieser Verordnung allein Verarbeitungen personenbezogener
Daten ausgenommen werden sollen, die von staatlichen Stellen im Rahmen einer Tätigkeit vorgenommen werden,
die der Wahrung der nationalen Sicherheit dient, oder einer Tätigkeit, die derselben Kategorie zugeordnet werden
kann. Der bloße Umstand, dass eine Tätigkeit eine spezifische Tätigkeit eines Staates oder einer Behörde ist, reicht
nicht aus (vgl. EuGH-Urteile Kommission/Polen (Indépendance et vie privée des juges) vom 05.06.2023 - C-204/21,
EU:C:2023:442, Rz 317; Koalitsia "Demokratichna Bulgaria - Obedinenie" vom 20.10.2022 - C-306/21,
EU:C:2022:813, Rz 39; Latvijas Republikas Saeima (Points de pénalité) vom 22.06.2021 - C-439/19, EU:C:2021:504,
Rz 66 sowie Land Hessen vom 09.07.2020 - C-272/19, EU:C:2020:535, Rz 70).
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bb) Der Ausnahmetatbestand des Art. 2 Abs. 2 Buchst. a DSGVO gilt daher nicht für die Durchführung des
Besteuerungsverfahrens durch die Finanzverwaltung (vgl. EuGH-Urteil Valsts ieņēmumu dienests (Traitement des
données personnelles à des fins fiscales) vom 24.02.2022 - C-175/20, EU:C:2022:124, Rz 47, wonach die Erhebung
von Informationen, die große Mengen personenbezogener Daten enthalten, durch die Steuerverwaltung eines
Mitgliedstaats bei einem Wirtschaftsteilnehmer den Anforderungen der Datenschutz-Grundverordnung genügen
muss). Das Besteuerungsverfahren dient nicht einer Tätigkeit der gleichen Kategorie wie die nationale Sicherheit.
Wie in § 3 Abs. 1 AO zum Ausdruck kommt, dienen Steuern im Wesentlichen der Staatsfinanzierung. Hingegen
dienen sie nicht unmittelbar, wie die nationale Sicherheit, der Wahrung der staatlichen Integrität. Dies gilt auch für
die Verwaltung direkter Steuern. Auch in diesem Bereich findet die Datenschutz-Grundverordnung unmittelbare
Anwendung (so auch BTDrucks 18/12611, S. 75; BTDrucks 18/7457, S. 47; Schreiben des Bundesministeriums der
Finanzen vom 13.01.2020, BStBl I 2020, 143, Rz 1 f.; van Armansperg, Deutsches Steuerrecht 2021, 453, 457;
Wargowske in Gosch, AO § 2a Rz 13; vgl. auch EuGH-Urteil Valsts ieņēmumu dienests (Traitement des données
personnelles à des fins fiscales) vom 24.02.2022 - C-175/20, EU:C:2022:124, Rz 47, wobei der EuGH jedoch nicht
darauf eingeht, inwieweit die Entscheidung auch nicht harmonisiertes Recht betrifft; a.A. Drüen in Tipke/Kruse, § 2a
AO Rz 6; Krumm, Der Betrieb 2017, 2182, 2186). Zwar steht den Organen der EU keine Regelungskompetenz für
den Bereich der Verwaltung der direkten Steuern ‑‑wie vorliegend betroffen‑‑ zu. Der Schutz der
personenbezogenen Daten wird jedoch ohne entsprechende Einschränkung für den Bereich des nicht
harmonisierten Rechts in Art. 8 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (EUGrdRCh) sowie durch Art. 16
Abs. 1 AEUV sichergestellt. Im Übrigen gebietet auch der Effektivitätsgrundsatz ("effet utile") die unmittelbare
Anwendung der Datenschutz-Grundverordnung im Bereich der Verwaltung direkter Steuern, um ein möglichst hohes
und einheitliches Datenschutzniveau gemäß dem Erwägungsgrund 10 DSGVO innerhalb der gesamten EU zu
gewährleisten. Nach diesem Erwägungsgrund soll durch die Harmonisierung des Datenschutzes ein gleichmäßiges
und hohes Datenschutzniveau gewährleistet werden. Der Effektivitätsgrundsatz wiederum besagt, dass die
Ausübung der durch das Unionsrecht verliehenen Rechte nicht praktisch unmöglich gemacht oder übermäßig
erschwert werden darf (vgl. EuGH-Urteil La Quadrature du Net u.a. vom 06.10.2020 - C-511/18, EU:C:2020:791,
Rz 223, m.w.N.). Dem stünde es entgegen, wenn die Datenschutz-Grundverordnung wegen einer Bereichsausnahme
nach Art. 2 Abs. 2 Buchst. a DSGVO im Bereich der Verwaltung direkter Steuern nicht anwendbar und damit weite
Teile des Besteuerungsverfahrens nicht unmittelbar der Datenschutz-Grundverordnung unterworfen wären. Zwar
wird der Datenschutz im Bereich des Steuerrechts auch durch eine Vielzahl nationaler Vorschriften, beispielsweise
durch die §§ 29b bis 32j AO, gewährleistet. Ein Berufen auf diese Vorschriften zum Schutz des unter anderem durch
Art. 8 EUGrdRCh gewährleisteten Rechts auf Schutz der personenbezogenen Daten liefe jedoch dem aus
Erwägungsgrund 3 DSGVO sowie Erwägungsgrund 10 Satz 1 DSGVO als auch Erwägungsgrund 53 Satz 2 DSGVO
zum Ausdruck kommenden Harmonisierungsgedanken der Datenschutz-Grundverordnung zuwider. Nach
Erwägungsgrund 3 DSGVO diente die Vorgängerrichtlinie zur Datenschutz-Grundverordnung, die Datenschutz-
Richtlinie, der Harmonisierung der Vorschriften zum Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten natürlicher
Personen bei der Datenverarbeitung sowie der Gewährleistung des freien Verkehrs personenbezogener Daten
zwischen den Mitgliedstaaten. Nichts anderes kann für die Datenschutz-Grundverordnung gelten. Denn nach
Erwägungsgrund 53 Satz 2 DSGVO sollte die Datenschutz-Grundverordnung Bedingungen für die Verarbeitung
besonderer Kategorien personenbezogener Gesundheitsdaten im Hinblick auf bestimmte Erfordernisse
harmonisieren, insbesondere wenn die Verarbeitung dieser Daten für gesundheitsbezogene Zwecke von Personen
durchgeführt wird, die gemäß einer rechtlichen Verpflichtung dem Berufsgeheimnis unterliegen.
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3. Das FG hat jedoch Art. 15 Abs. 3 DSGVO rechtsfehlerhaft angewendet.25


a) Anders als der Kläger meint, gewährt Art. 15 Abs. 3 Satz 1 DSGVO keinen gegenüber Art. 15 Abs. 1 DSGVO
eigenständigen Anspruch gegen den Verantwortlichen auf Zurverfügungstellung von Dokumenten mit
personenbezogenen Daten.
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aa) Art. 15 Abs. 1 DSGVO gewährt der betroffenen Person das Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestätigung
darüber zu verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden. Ist dies der Fall, so hat sie
ein Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen Daten und auf die näher in Art. 15 Abs. 1 Buchst. a bis h
DSGVO bezeichneten Informationen. Nach Art. 15 Abs. 3 Satz 1 DSGVO stellt der Verantwortliche der betroffenen
Person eine Kopie der personenbezogenen Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind, zur Verfügung. Durch die
Rechtsprechung des EuGH ist geklärt, dass Art. 15 DSGVO nicht dahin auszulegen ist, dass er in seinem Abs. 3 Satz 1
ein anderes Recht als das in seinem Abs. 1 vorgesehene gewährt. Im Übrigen bezieht sich der Begriff "Kopie" nicht
auf ein Dokument als solches, sondern auf die personenbezogenen Daten, die es enthält und die vollständig sein
müssen. Die Kopie muss daher alle personenbezogenen Daten enthalten, die Gegenstand der Verarbeitung sind
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(EuGH-Urteile FT (Copies du dossier médical) vom 26.10.2023 - C-307/22, EU:C:2023:811, Rz 72 und Österreichische
Datenschutzbehörde vom 04.05.2023 - C-487/21, EU:C:2023:369, Rz 32). Der Anspruch auf Zurverfügungstellung
einer Kopie der personenbezogenen Daten setzt keine Begründung voraus, weshalb es auch nicht entgegensteht,
wenn er mit anderen als den in Erwägungsgrund 63 Satz 1 DSGVO genannten Zwecken begründet wird (EuGH-Urteil
FT (Copies du dossier médical) vom 26.10.2023 - C-307/22, EU:C:2023:811, Rz 50 und Rz 52).


bb) Nur wenn die Zurverfügungstellung einer Kopie unerlässlich ist, um der betroffenen Person die wirksame
Ausübung der ihr durch die Datenschutz-Grundverordnung verliehenen Rechte zu ermöglichen, wobei insoweit die
Rechte und Freiheiten anderer zu berücksichtigen sind, besteht nach Art. 15 Abs. 3 Satz 1 DSGVO ein Anspruch
darauf, eine Kopie von Auszügen aus Dokumenten oder gar von ganzen Dokumenten oder auch von Auszügen aus
Datenbanken zu erhalten (vgl. EuGH-Urteile FT (Copies du dossier médical) vom 26.10.2023 - C-307/22,
EU:C:2023:811, Rz 75 und Österreichische Datenschutzbehörde vom 04.05.2023 - C-487/21, EU:C:2023:369, Rz 41
und Rz 45). Anders als der Kläger meint, besteht hierfür jedoch keine generelle Vermutung. Vielmehr obliegt es der
betroffenen Person, darzulegen, dass die Kopie der personenbezogenen Daten sowie die Mitteilung der
Informationen nach Art. 15 Abs. 1 Buchst. a bis h DSGVO für die Wahrnehmung der ihr durch die Datenschutz-
Grundverordnung verliehenen Rechte nicht genügt. Begehrt die betroffene Person die Zurverfügungstellung von
Kopien von Dokumenten mit ihren personenbezogenen Daten, ist es vielmehr an ihr zu benennen, welche ihr durch
die Datenschutz-Grundverordnung verliehenen Rechte sie auszuüben gedenkt und darzulegen, aus welchen
Gründen die Zurverfügungstellung von Kopien von Akten mit personenbezogenen Daten hierfür unerlässlich ist.
Andernfalls liefe das durch den EuGH aufgestellte Regel-Ausnahme-Prinzip ins Leere. Denn nach der
Rechtsprechung des EuGH ist der Anspruch nach Art. 15 Abs. 1 und Abs. 3 DSGVO grundsätzlich auf die
Zurverfügungstellung einer Kopie der verarbeiteten personenbezogenen Daten der betroffenen Person gerichtet
(EuGH-Urteile FT (Copies du dossier médical) vom 26.10.2023 - C-307/22, EU:C:2023:811, Rz 72 und Österreichische
Datenschutzbehörde vom 04.05.2023 - C-487/21, EU:C:2023:369, Rz 32). Wenn dies für die Wahrnehmung der
Rechte aus der Datenschutz-Grundverordnung nicht genügt, kann ausnahmsweise ein Anspruch auf eine
(auszugsweise) Kopie der Quelle, in der die personenbezogenen Daten verarbeitet sind, bestehen (vgl. EuGH-Urteile
FT (Copies du dossier médical) vom 26.10.2023 - C-307/22, EU:C:2023:811, Rz 75 und Österreichische
Datenschutzbehörde vom 04.05.2023 - C-487/21, EU:C:2023:369, Rz 41 und Rz 45). Einer entsprechenden
Vermutung der Unerlässlichkeit bedarf es im Übrigen auch nicht, um einen effektiven Datenschutz zu gewährleisten.
Regelmäßig genügt es für die Wahrnehmung der durch die Datenschutz-Grundverordnung verliehenen Rechte,
wenn die betroffene Person Kenntnis von den über sie verarbeiteten personenbezogenen Daten erlangt und ihr die
Informationen nach Art. 15 Abs. 1 Buchst. a bis h DSGVO mitgeteilt werden. Insbesondere durch die Mitteilung,
welche personenbezogenen Daten verarbeitet werden und zu welchem Zweck diese Verarbeitung erfolgt, ist die
betroffene Person bereits regelmäßig in der Lage, die Richtigkeit der personenbezogenen Daten und die
Rechtmäßigkeit deren Verarbeitung zu überprüfen.
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b) Ausgehend von anderen Rechtsgrundsätzen, hat es das FG unterlassen, die erforderlichen Feststellungen für eine
abschließende Beurteilung zu treffen. Es fehlt an Feststellungen, ob beziehungsweise inwiefern der Kläger geltend
gemacht hat, dass die begehrten Kopien für ihn unerlässlich sind, um ihm die wirksame Ausübung der ihm durch
die Datenschutz-Grundverordnung verliehenen Rechte zu ermöglichen. Ferner fehlt es an Feststellungen, welche
Rechte der Datenschutz-Grundverordnung der Kläger überhaupt beabsichtigt geltend zu machen.


29


4. Das FG ist zudem rechtsfehlerhaft davon ausgegangen, dass der durch den Kläger geltend gemachte Anspruch
aufgrund eines exzessiven Antrags im Sinne von Art. 12 Abs. 5 Satz 2 und Satz 3 DSGVO ausgeschlossen ist.


30


a) Nach Art. 12 Abs. 5 Satz 2 DSGVO kann der Verantwortliche bei offenkundig unbegründeten oder ‑‑insbesondere
im Fall von häufiger Wiederholung‑‑ exzessiven Anträgen einer betroffenen Person entweder ein angemessenes
Entgelt verlangen, bei dem die Verwaltungskosten für die Unterrichtung oder die Mitteilung oder die Durchführung
der beantragten Maßnahme berücksichtigt werden (Art. 12 Abs. 5 Satz 2 Buchst. a DSGVO), oder sich weigern,
aufgrund des Antrags tätig zu werden (Art. 12 Abs. 5 Satz 2 Buchst. b DSGVO). Mangels Erfordernis der Begründung
des Auskunftsbegehrens besteht die Verpflichtung des Verantwortlichen, der betroffenen Person unentgeltlich eine
erste Kopie ihrer personenbezogenen Daten, die Gegenstand einer Verarbeitung sind, zur Verfügung zu stellen, auch
dann, wenn der betreffende Antrag mit einem anderen als den in Erwägungsgrund 63 Satz 1 DSGVO genannten
Zwecken begründet wird (vgl. EuGH-Urteil FT (Copies du dossier médical) vom 26.10.2023 - C-307/22,
EU:C:2023:811, Rz 50 und Rz 52). Der Verantwortliche hat gemäß Art. 12 Abs. 5 Satz 3 DSGVO den Nachweis für den
offenkundig unbegründeten oder exzessiven Charakter des Antrags zu erbringen. Hieraus folgt, dass ein Ausschluss
des Auskunftsrechts nach Art. 12 Abs. 5 Satz 2 DSGVO nur in Betracht kommt, wenn sich der Verantwortliche hierauf
beruft und darlegt, dass ein offenkundig unbegründeter oder exzessiver Antrag vorliegt (vgl. Gola/Heckmann/Frank,
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DS-GVO, 3. Aufl., Art. 12 Rz 41 und Art. 15 DSGVO Rz 50; Paal in Paal/Pauly, DS-GVO, 3. Aufl., Art. 15 Rz 9;
Schneider/Schwartmann in Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann, DS-GVO/BDSG, 2. Aufl., Art. 12 DSGVO Rz 69;
BeckOK DatenschutzR/Quaas, 46. Ed. [01.11.2023], DS-GVO Art. 12 Rz 48; Heckmann/Paschke in Ehmann/Selmayr,
DS-GVO, 2. Aufl., Art. 12 Rz 49; vgl. Kühling/Buchner/Bäcker, 4. Aufl., DS-GVO Art. 15 Rz 42b; Taeger/Gabel/Mester,
4. Aufl. [2022], DS-GVO, Art. 15 Rz 21).


Ist der Antrag nach diesen Grundsätzen exzessiv, kann in diesem ‑‑entgegen der Ansicht des Klägers‑‑ nicht
zugleich als Weniger ein statthafter Antrag auf Zurverfügungstellung von Kopien personenbezogener Daten erblickt
werden. Dies ergibt sich eindeutig aus Art. 12 Abs. 5 Satz 2 Buchst. b DSGVO. Verlangt der Verantwortliche nicht ein
angemessenes Entgelt, braucht er bei einer Verweigerung aufgrund eines exzessiven Antrags nicht tätig zu werden.
Im Übrigen erweist sich eine Reduktion des exzessiven Antrags auf ein zulässiges Maß nicht als ein Minus, sondern
als unzulässiges Aliud zum ursprünglichen Begehren (vgl. BFH-Beschluss vom 05.05.2017 - X B 36/17, Rz 20 zur
Überlassung von Kopien bestimmter Aktenteile bei einem auf die Überlassung des vollständigen Akteninhalts
gerichteten Begehrens).
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b) Diesen Maßstäben genügen die Ausführungen der Vorinstanz zu Art. 12 Abs. 5 Satz 2 und Satz 3 DSGVO nicht. Es
fehlt bereits an der Feststellung eines rechtsmissbräuchlichen Verhaltens beziehungsweise an Feststellungen zu
dem Vorbringen des FA vor dem Hintergrund der ihm obliegenden Nachweispflicht eines offenkundig
unbegründeten oder exzessiven Antrags. Zudem vermag der Senat der Würdigung des FG nicht zu folgen, dass der
Antrag des Klägers auf Zurverfügungstellung von Kopien nach Art. 15 Abs. 3 Satz 1 DSGVO offensichtlich
unbegründet sei, da er lediglich pauschal gestellt und damit offensichtlich überschießend sei. Wie die obigen
Ausführungen zeigen, steht dem Kläger ein Anspruch nach Art. 15 Abs. 3 Satz 1 DSGVO dem Grunde nach zu, sodass
die Geltendmachung eines entsprechenden Begehrens jedenfalls nicht offenkundig unbegründet sein kann.
Inwiefern dem Kläger Informationen zu seinen personenbezogenen Daten und auch die Kopie von
Steuerbescheiden angeboten worden sind, ist hierfür nicht von Bedeutung, da der Kläger mit seinem Begehren die
Zurverfügungstellung von Kopien der näher bezeichneten Verwaltungsakten mit seinen personenbezogenen Daten
begehrt. Auch soweit das Begehren des Klägers nach dem FG nicht den Zielen der Datenschutz-Grundverordnung
diene, ist der Antrag auf Zurverfügungstellung von Kopien nach Art. 15 Abs. 3 Satz 1 DSGVO nach den genannten
Grundsätzen weder offenkundig unbegründet noch exzessiv.
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5. Die angefochtene Entscheidung erweist sich auch nicht aus anderen Gründen als rechtmäßig (§ 126 Abs. 4 FGO).34


a) Das FA kann dem Begehren des Klägers nicht entgegenhalten, dass die Erfüllung des Auskunftsanspruchs mit
unverhältnismäßigem Aufwand verbunden sei. Der Senat braucht nicht zu entscheiden, inwiefern ein solcher
Einwand dem Grunde nach durchgreifen kann. Denn es fehlt bereits an entsprechenden Feststellungen der
Vorinstanz, dass die Auskunftserteilung mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden ist. Entsprechende
Anhaltspunkte liefert auch nicht das entsprechende pauschale Vorbringen des FA im Revisionsverfahren.


35


b) Es steht nicht im Belieben des FA, das Begehren des Klägers durch die Gewährung von Akteneinsicht zu erfüllen.36


aa) Zwar steht es nach § 32d Abs. 1 AO im pflichtgemäßen Ermessen des FA, die Form der Auskunftserteilung zu
bestimmen. Dies gilt jedoch nur, soweit in Art. 12 bis 15 DSGVO keine diesbezüglichen Regelungen enthalten sind.
Dies ist mit Art. 15 Abs. 3 Satz 1 und Satz 3 DSGVO jedoch der Fall. Hiernach hat der Verantwortliche eine
(elektronische) Kopie der personenbezogenen Daten und unter gewissen Umständen auch der Quellen, in denen
solche Daten verarbeitet wurden, zur Verfügung zu stellen.


37


bb) Inwiefern die Gewährung der Akteneinsicht anstelle der Zurverfügungstellung von Kopien nach § 11 Abs. 2 des
Brandenburgischen Datenschutzgesetzes genügt, unterliegt nicht der Beurteilung durch den BFH. Revisibel ist nach
§ 118 Abs. 1 Satz 1 FGO nur die Verletzung von Bundesrecht. Auch erklärt das Brandenburgische Datenschutzgesetz
nicht den Finanzrechtsweg für eröffnet (§ 33 Abs. 1 Nr. 4, § 118 Abs. 1 Satz 2 FGO). Ein Ausnahmefall, wonach im
Revisionsverfahren ausnahmsweise auch eine an sich irreversible Vorschrift des Landesrechts zu prüfen ist (vgl.
Krumm in Tipke/Kruse, § 118 FGO Rz 30, m.w.N.), liegt nicht vor.


38


c) Das FA kann sich nicht mit Erfolg auf § 34 Abs. 1 des Bundesdatenschutzgesetzes berufen. Die Regelung ist durch
die speziellere Regelung des § 32c AO ("lex specialis") verdrängt.


39


aa) Soweit nach § 32c Abs. 1 AO das Recht auf Auskunft der betroffenen Person gegenüber einer Finanzbehörde
gemäß Art. 15 DSGVO nicht besteht, fehlt es an den erforderlichen Feststellungen, die eine Subsumtion unter die
hierfür erforderlichen Voraussetzungen zulassen. Entsprechende Anhaltspunkte wurden auch nicht vorgetragen.
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bb) Zwar wird die Auskunft ferner nach § 32c Abs. 3 FGO nur erteilt, soweit die betroffene Person Angaben macht,
die das Auffinden der Daten ermöglichen und der für die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand nicht außer
Verhältnis zu dem von der betroffenen Person geltend gemachten Informationsinteresse steht. Dies gilt jedoch nur,
sofern die personenbezogenen Daten weder automatisiert noch in nicht automatisierten Dateisystemen gespeichert
sind. Dies ist jedoch ‑‑wie bereits dargelegt‑‑ nicht der Fall. Im Übrigen fehlt es auch an der Feststellung eines
außer Verhältnis stehenden Aufwandes.


41


6. Die Sache ist nicht spruchreif und daher an das FG zurückzuverweisen.42


a) Das FG wird zu prüfen haben, inwiefern der Kläger der ihm obliegenden Darlegungslast nachgekommen ist und
die Zurverfügungstellung von (elektronischen) Kopien der Akten des FA zur wirksamen Ausübung seiner ihm nach
der Datenschutz-Grundverordnung zustehenden Rechte unerlässlich ist. Hierbei wird das FG die Rechtsprechung des
EuGH zu berücksichtigen haben, dass sich die Wiedergabe von Auszügen aus Dokumenten oder von ganzen
Dokumenten als unerlässlich erweisen kann, wenn diese in ihrem Zusammenhang dargestellt werden müssen, um
ihre Verständlichkeit zu gewährleisten (EuGH-Urteile FT (Copies du dossier médical) vom 26.10.2023 - C-307/22,
EU:C:2023:811, Rz 74 sowie Österreichische Datenschutzbehörde vom 04.05.2023 - C-487/21, EU:C:2023:369,
Rz 41). Insbesondere wenn personenbezogene Daten aus anderen Daten generiert werden oder wenn sie auf freien
Feldern beruhen, das heißt einer fehlenden Angabe, aus der eine Information über die betroffene Person
hervorgeht, ist der Kontext, in dem diese Daten Gegenstand der Verarbeitung sind, unerlässlich, damit die
betroffene Person eine transparente Auskunft und eine verständliche Darstellung dieser Daten erhalten kann
(EuGH-Urteil Österreichische Datenschutzbehörde vom 04.05.2023 - C-487/21, EU:C:2023:369, Rz 42).
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b) Das FG wird zudem im zweiten Rechtsgang Feststellungen nachholen müssen, inwiefern das FA der ihm nach
Art. 12 Abs. 5 Satz 3 DSGVO obliegenden Nachweispflicht nachgekommen ist und ein offenkundig unbegründeter
oder exzessiver Antrag vorliegt. Hierbei ist die Rechtsprechung des EuGH zu berücksichtigen, wonach sich die
beiden Gründe, bei denen der Verantwortliche dem Begehren des Betroffenen nach Art. 12 Abs. 5 Satz 2 DSGVO
nicht nachkommen muss, auf Fälle des Rechtsmissbrauchs beziehen (EuGH-Urteil FT (Copies du dossier médical)
vom 26.10.2023 - C-307/22, EU:C:2023:811, Rz 31).
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c) Sollte das FG unter Anwendung der vorgenannten Rechtssätze zu dem Ergebnis kommen, dass dem Kläger ein
Anspruch aus Art. 15 Abs. 3 Satz 1 DSGVO auf Zurverfügungstellung von Kopien zusteht, sind die Informationen
dem Kläger nach Art. 15 Abs. 3 Satz 3 DSGVO in einem gängigen elektronischen Format zur Verfügung zu stellen.
Dass die E-Mail an das FA vom 14.10.2020 die Voraussetzungen einer elektronischen Antragstellung in diesem
Sinne erfüllt, ist zwischen den Beteiligten unstreitig, weshalb der Senat auf weitere Erläuterungen verzichtet.
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7. Inwieweit die vom Kläger gerügten Verfahrensfehler vorliegen, kann dahinstehen bleiben, da das Verfahren
bereits aus materiellen Gründen an das FG zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung zurückzuweisen ist.
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8. Einer Vorlage an den EuGH nach Art. 267 Abs. 3 AEUV bedarf es im vorliegenden Verfahren nicht. Die Rechtslage
ist aus den jeweils genannten Gründen eindeutig ("acte clair"; Beschluss des Bundesverfassungsgerichts ‑‑BVerfG‑‑
vom 04.03.2021 - 2 BvR 1161/19, Rz 55; EuGH-Urteil CILFIT / Ministero della Sanità vom 06.10.1982 - 283/81,
EU:C:1982:335, Rz 16) beziehungsweise bereits durch die aufgezeigte Rechtsprechung des EuGH in einer Weise
geklärt, die keinen vernünftigen Zweifel offenlässt ("acte éclairé"; BVerfG-Beschlüsse vom 04.03.2021 -
2 BvR 1161/19, Rz 55 sowie vom 19.07.2011 - 1 BvR 1916/09, BVerfGE 129, 78, Rz 80; EuGH-Urteil CILFIT /
Ministero della Sanità vom 06.10.1982 - 283/81, EU:C:1982:335, Rz 16). Insbesondere hat der Senat vor dem
Hintergrund des Art. 2 Abs. 1 DSGVO und Art. 4 Nr. 6 DSGVO sowie Erwägungsgrund 15 Satz 1 und Satz 2 DSGVO als
auch der Rechtsprechung des EuGH (EuGH-Urteil Jehovan todistajat vom 10.07.2018 - C-25/17, EU:C:2018:551)
keine Zweifel an den Voraussetzungen des sachlichen Anwendungsbereichs der Datenschutz-Grundverordnung und
dass dieser insbesondere auch die in den vom FA geführten Papierakten enthaltenen personenbezogenen Daten
umfasst. Vor dem Hintergrund des Art. 8 EUGrdRCh sowie Art. 16 Abs. 1 AEUV als auch dem Erwägungsgrund 2
Satz 1 DSGVO und der Rechtsprechung des EuGH (EuGH-Urteile Kommission/Polen (Indépendance et vie privée des
juges) vom 05.06.2023 - C-204/21, EU:C:2023:442; Koalitsia "Demokratichna Bulgaria - Obedinenie" vom
20.10.2022 - C-306/21, EU:C:2022:813; Valsts ieņēmumu dienests (Traitement des données personnelles à des fins
fiscales) vom 24.02.2022 - C-175/20, EU:C:2022:124; Latvijas Republikas Saeima (Points de pénalité) vom
22.06.2021 - C-439/19, EU:C:2021:504, Rz 62, m.w.N.; Land Hessen vom 09.07.2020 - C-272/19, EU:C:2020:535)
sowie dem effet utile-Grundsatz hat der Senat keine Zweifel, dass der Bereich der Verwaltung der nicht
harmonisierten Steuern nicht vom Anwendungsbereich der Datenschutz-Grundverordnung nach Art. 2 Abs. 2
Buchst. a DSGVO ausgenommen ist. Ferner ist durch die Rechtsprechung des EuGH geklärt, dass Art. 15 Abs. 1 i.V.m.
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Abs. 3 DSGVO grundsätzlich nur einen Anspruch auf die Zurverfügungstellung der personenbezogenen Daten
enthalten und nur bei Unerlässlichkeit für die Wahrnehmung der Rechte der Datenschutz-Grundverordnung ein
Anspruch auf Kopie der Quelle, in der die personenbezogenen Daten verarbeitet wurden, besteht (EuGH-Urteile FT
(Copies du dossier médical) vom 26.10.2023 - C-307/22, EU:C:2023:811; Österreichische Datenschutzbehörde vom
04.05.2023 - C-487/21, EU:C:2023:369). Auch sieht der Senat aufgrund der Rechtsprechung des EuGH die
Voraussetzungen für einen offenkundig unbegründeten oder exzessiven Antrag im Sinne von Art. 12 Abs. 5 Satz 2
DSGVO als geklärt an (EuGH-Urteil FT (Copies du dossier médical) vom 26.10.2023 - C-307/22, EU:C:2023:811).


9. Die Kostenentscheidung beruht auf § 143 Abs. 2 FGO.48
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